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Vonruort

Als die Bundeszentrale lür politische Bildung und das Statistische Bundesamt 1983 zum

erstenmal als Gemeinschaftsveröffentlichung den ,,Datenreport" herausgaben, verfolg-

ten sie in erster Linie das Ziel, interessierten staatsbürgern wichtige Ergebnisse der

amtlichen Statistik in verständlicher Form näherzubringen. Damit sollten vor allem

Einsichten in GrÖßenordnungen von Gegebenheiten und Problemen vermitteli, zugleich

aber auch die Bedeutung statistischer Zahlen für eine rationale Entscheidungsfindung in

Politik, Wirtschaft und Gesellschaft herausgearbeitet und ihr enger Bezug zur persönli-

chen Lebenssituation !edes einzelnen deutlich gemacht werden. Diese Absicht wurde von

einem großen Leserkreis über Erwarten positiv aufgenommen.

Deshalb hat sich die Bundeszentrale für politische Bildung rasch zu einer aktualisierten

Neuauflage entschlossen. Das Statistische Bundesamt hat hierfÜr seine Texte überarbei-

tet, aktuelle Zahlen aufgenommen und einige neue Akzente gesetzt. Die wichtigste

Anderung gegenÜber der ersten Ausgabe ist aber die Erweiterung um einen Teil ll

,,objektive Lebensbedingungen und subjektives wohlbefinden", der vom sonderfor-
schungsbereich 3 der universitäten Frankfurt und Mannheim konzipiert wurde.

Damit schlägt der ,,Datenreport" nun eine Brücke zwischen den Zahlen und Fakten aus

der amtlichen Statistik und den Erkenntnissen der Sozialwissenschaft über subjektive

Tatbestände, also Meinungen, Bewertungen und Vorstellungen, die außerhalb des

Erhebungsprogramms amtlicher Umfragen liegen. Dies ist ein wichtiger Schritt zu einer

umfassenderen Darstellung der wirtschaftlichen und gesellschaftlichen Situation in der

Bundesrepublik Deutschland in Form einer ,,sozialberichterstattung'', die beide Aspekte

in sich vereinigt. Die Herausgeber danken dem Sonderforschungsbereich 3 fÜr die

Aufgeschlossenheit bei der Verwirklichung dieses Vorhabens und für seine Pionier-

dienste.

Sie hoffen, daß der Datenreport damit weitere Benutzerkreise gewinnen kann und auch

für jene Leser neue Einsichten bringt, die diese Veröffentlichung bereits zu schätzen

gelernt haben.

Das Direktorium der Bundeszentrale für politische Bildung

Franklin Schultheiß Horst Dahlhaus Dr' Gerd Langguth

Der Präsident des Statistischen Bundesamtes

Egon Hölder
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Einführung

Walter Müller
Gesellschaftliche Daten -
Wissen für die Politik

Dieser Band zeichnet mit aufschlußreichen Zahlen, Tabellen und Graphiken ein Bild über
Staat, Gesellschaft und Wirtschaft der Bundesrepublik Deutschland und analysiert die
objektiven Lebensbedingungen und das subjektive Wohlbefinden ihrer Bevölkerung. Er
ist für eine breite Öffentlichkeit bestimmt und versucht auch Leser zu erreichen, die weder
das Statistische Jahrbuch noch andere Datensammlungen in ihrem Bücherschrank oder
auf andere Weise leicht verfügbar haben. Deshalb richtet sich auch meine Einführung vor
allem an die Leser, die nicht professionelle Nutzer von Statistiken sind. Sie versucht die
Bedeutung von statistischen Daten über eine Gesellschaft darzustellen und Hinweise zu
geben, wie die in diesem Band gebotenen lnformationen in ein Gesamtbild von Daten, die
wir benötigen, einzuordnen sind:

O Weshalb sind moderne Gemeinwesen zunehmend auf verläßliche Daten und
lnformationen statistischer Art über sich selbst angewiesen, und weshalb kann
eine informierte Auseinandersetzung mit modernen Gesellschaften und ihrer
Entwicklung auf grundlegende empirische Kennziffern nicht verzichten?

O Welche Bedeutung haben solche lnformationen für rationale politische Entschei-
dungen?

O Welche Sachverhalte über diese Gesellschaft können wir aus den Daten erfahren,
die in diesem Band enthalten sind? Welche Wirklichkeitsausschnitte zeigen sie
auf, und wie beleuchten sie diese Wirklichkeit? Wie sind diese Zahlen einzuord-
nen in die Vorstellungen einer umfassenden Sozialberichterstattung, wie sie in
den zurückliegenden 20 Jahren entwickelt wurden?

17



Gesellschaftlicher Wandel und der Bedarf
an systematischer lnformation

Wozu ein Gesellschaftsbild aus Zahlen, zumaljeder aus alltäglichen Beobachtungen und

Erfahrungen - am Arbeitsplatz und in der Freizeit, in der privaten welt, in der

öffentlichkeit und in den Medien - die Wirklichkeit dieser Gesellschaft weit hautnaher

und konkreter erlebt, als es noch so viele aufwendig berechneteZahlenzu demonstrieren

vermögen?

Lebensnäher ist die Alltagserfahrung ohne Zweifel, aber darin liegt auch ihre große

Begrenzung: Jeder lebt in seiner eigenen kleinen welt und erlährt nur das, womit ihn

diese Welt in Kontakt bringt. Was er beobachtet, ist verzerrt durch die Brille seiner

sozialen Lage und seiner lnteressen. Sozialwissenschaftler sagen, daß Wahrnehmungen

und Beobachtungen selektiv sind, ausgewählt aus einer unendlichen FÜlle unterschied-

licher Wirklichkeiten und möglicher Wirklichkeitsansichten. Der Akademiker hat keinen

direkten zugang zur Lebenswelt des Arbeiters. Der Arbeiter mit dem Risiko, seinen

Arbeitsplatz zu verlieren, sieht die Gesellschaft anders als der gesicherte Beamte, und

junge Menschen kennen Erfahrungen und Nöte älterer Menschen kaum. Aus persönli-

chen Beobachtungen etwas Allgemeines über die Wirklichkeit dieser Gesellschaft und

ihre Entwicklung aussagen zu wollen, erscheint deshalb ein hoffnungsloses Unterfangen.

Daß die Gesellschaft in zahlreiche unterschiedliche Lebenswelten zerfällt, ist ein We-

senszug moderner industrieller, vielleicht schon nachindustrieller, Gesellschatten. Sie

unterscheiden sich darin von den vorindustriellen Gesellschaften. Gesellschaften vor der
lndustrialisierung sind vergleichsweise einfache soziale Gebilde. Die Lebensräume, in

denen Menschen sich bewegen, haben enge Grenzen: Dörfer oder städte mit wenigen
tausend Einwohnern und ihre unmittelbare Umgebung. Diese Einheiten versorgen sich
weitgehend selbst. Einen Staat im heutigen Sinne gibt es nicht. Über lange Zeiträume
verändert sich die Gesellschaft kaum. Diese Gesellschaft ist klein, überschaubar, und die
Bindung an die Tradition sichert ihren Bestand.

Eine solche Gesellschaft kommt ohne statistische lnformationssysteme aus. Aber es ist

kein Zufall, daß der allmähliche Ausbau statistischer Amter und die systematische

Gesellschaftsbeobachtung mit dem weitgehenden gesellschaftlichen Differenzierungs-
prozeß zusammenfällt, der mit der lndustrialisierung und der Bildung moderner National-

staaten einsetzt (Flora 1977).

Mit der lndustrialisierung weiten sich Arbeitsteilung und Spezialisierung aus und vergrÖ-

ßern die Abhängigkeiten zwischen Personen und lnstitutionen, die unterschiedliche
Aufgaben wahrnehmen. Die Bevölkerung wächst mit großer Geschwindigkeit und

wandert in die Städte ab, in denen es industrielle Arbeitsplätze gibt. Städte werden zu

Großstädten. Wachsende Anteile der Güterproduktion verlagern sich in getrennte

Arbeitsstätten aus den bisherigen Selbstversorgerhaushalten heraus. Arbeitsmärkte und

Gütermärkte mit dem Problem der Abstimmung von Angebot und Nachfrage nehmen an

Bedeutung zu. Je mehr sich die Güterproduktion zur industriellen Massenfertigung

wandelt, um so grÖßer werden die Unsicherheiten, ob die Konsumenten die angebotenen

18



Güter nachfragen werden. Die Zusammenballung von Kapital, die technische Entwick-
lung und die Konkurrenz zwischen Unternehmen, bei denen die stärkeren die schwäche-
ren vom Markt verdrängen, führen zu zunehmend größeren Produktionseinheiten.
Entscheidungen, die zentral in Großunternehmen getroffen werden, haben weiterrei-
chende Konsequenzen als Entscheidungen in Kleinbetrieben. Fehlentscheidungen brin-
gen wachsende Kosten und treffen größere Kreise der Bevölkerung.

Gleichzeitig entsteht der moderne Staat. Er durchdringt die Gesellschaft mehr und mehr,
da ihm ständig neue Aufgaben zuwachsen oder er solche bewußt an sich zieht.
Mittlerweile gibt es kaum gesellschaftliche Bereiche, in die seine Aktivitäten nicht
hineinwirken. Mit Gesetzen erläßt er Regeln, Gebote und Verbote. Durch Beiträge und
Steuern, Subventionen und Translerzahlungen setzt er finanzielle Anreize. Er steht in der
Verantwortung, durch globale Steuerungsimpulse oder selektive lnterventionen die
Vollbeschäftigung sicherzustellen, aber auch in jenen Bereichen tätig zu sein, die trotz
gesellschaftlichen Bedarfs privaten Unternehmen nicht ausreichend gewinnbringend
erscheinen. Dem Staat obliegt es, die lnfrastruktur für wirtschaftliche Aktivitäten, für das
private und öffentliche Leben zu schaffen: Verkehrswege zu erstellen, die wissenschaftli-
che Forschung zu sichern, Kommunikationssysteme, Freizeiteinrichtungen und lnstitutio-
nen der Kulturpflege aulzubauen oder zu unterstützen. Er sorgt für Sicherheit und gilt als
zuständig dafür, daß die natürlichen Ressourcen nicht verschwendet werden und die
Umwelt nicht zerstört wird, Um die Wunden des Kapitalismus zu heilen oder sie zu
begrenzen, hat er als Wohlfahrtsstaat auch die Garantie der Grundversorgung der
Bevölkerung in den materiellen Lebensbedürfnissen übernommen. Durch Kompensa-
tionszahlung im Falle von Krankheit, lnvalidität, Unfall, Arbeitslosigkeit oder Alter werden
durch ihn große Teile des Sozialprodukts umverteilt. Schließlich hat der Staat insbeson-
dere in den beiden zurückliegenden Jahrzehnten das Netz seiner Dienstleistungen in
großem Stil ausgedehnt: durch den Ausbau des Bildungswesens, den Aufwand für die
medizinische Versorgung und zahlreiche Beratungs- und Betreuungsdienste der sozialen
und psychologischen Lebenshilfe.

Mit Staat und Wirtschaft wandelt sich auch die Sozialstruktur im engeren Sinne. Das
Bildungs- und Qualifikationsprofil der Bevölkerung unterliegt ständigem Wandel. Die
Erwerbstätigen teilen sich auf in eine zunehmend größere Zahl unterschiedlicher Berufe,
von denen manche an Bedeutung zunehmen, andere zurückgehen. Selbst innerhalb
gleicher Berufe ändern sich durch technische Entwicklungen und Neuerungen in der
Arbeitsorganisation laufend die lnhalte von Tätigkeiten. Lohnarbeit wird zwar für weit
überwiegende Teile der Bevölkerung zur Basis des Lebensunterhalts, aber mit sehr
unterschiedlichen Erwerbschancen, Arbeitsbedingungen und Beschäftigungssicherheit.
Durch diese Entwicklungen verändern sich lnteressenlagen und Bedingungen der
lnteressenformierung. Die traditionellen Klassenstrukturen verlieren an Bedeutung. Es
kommt zu neuen Formierungen in der Parteienarena und zu neuen direkteren Formen
politischer Partizipation durch Bürgerinitiativen, Betroffenen- und Protestgruppen.

Eine weitere mit dem gesellschaftlichen Differenzierungsprozeß verbundene Entwicklung
der Sozialstruktur betrifft die Einbindung des lndividuums in die Gesellschaft überhaupt.
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Sie erfolgt in der durch weitgehende Anonymität gekennzeichneten Massengesellschaft
nicht mehr über die Familie und ihren Platz in der überschaubaren Welt des Dorfes oder
der Kleinstadt, sondern durch eine Vielzahl spezifischer Rollenbeziehungen, die sich zum
Teil konflikthaft widersprechen, zum Teil nur situationsspezifisch wirksam sind. Die
lntegration des lndividuums in die Gesamtgesellschaft vollzieht sich heute typischerweise
durch außerfamiliäre Einbindung in lnstitutionen wie die Schule, Arbeitsstätten, lnteres-
senverbände, Parteien, Kirchen, Sport- und Freizeitvereine. Damit verbunden ist eine
Aufteilung des Lebenslaufs in standardisierte Lebensabschnitte, die von gesellschaftli-
chen lnstitutionen geprägt sind: vom Lebensabschnitt des Kleinkindes Über die Kinder-
gartenzeit und das Schüler- oder Studentendasein hin zum Erwachsenenalter als
Erwerbsperson und schließlich einem vom übrigen Leben und der Übrigen Gesellschalt
deutlicher als früher abgegrenzten Ruhestand.

ln der Summe all dieser, allgemein als gesellschaftlicher Differenzierungsprozeß be-
zeichneten Entwicklungen in Wirtschaft, Staat und Sozialstruktur gliedert sich die
Gesellschaft in vieltältige Einheiten auf. Sie haben ie eigene Zuständigkeiten und
Leistungsverpflichtungen, stehen aber in komplexen Abhängigkeitsbeziehungen zuein-
ander, und ihre lntegration muß sichergestellt werden. Vom lndividuum aus gesehen,
werden ,,Bedürfnisbefriedigungen, die früher in ein und demselben sozialen Zusammen-
hang erlolgten, auseinandergerissen" (Hondrich 1982, S. 7). lhre Befriedigung muß durch
das Zusammenwirken verschiedenster gesellschaftlicher lnstitutionen und Teilsysteme
erfolgen.

Je ditferenzierter die Gesellschaft wird, um so ausgeprägter und häufiger werden
Abstimmungsprobleme zwischen verschiedenen Bereichen und lnstitutionen. Je mehr
zum Beispiel in diesem Differenzierungsprozeß der kontinuierliche Fluß des Lebens sich
in unterschiedliche, mehr oder weniger standardisierte Lebensabschnitte aufteilt, um so

schwerwiegender und zahlreicher werden Übergangsprobleme zwischen verschiedenen
Abschnitten. Die sich zuspitzenden Abstimmungsprobleme zwischen Bildungssystem
und Beschäftigungssystem sind nur eines unter vielen Beispielen.

Offensichtlich ist nun, daß mit zunehmender Differenzierung auch der lnformationsbedarf
über die Entwicklung in den verschiedenen gesellschaftlichen Bereichen wächst, da
weder die Annahme einer vorherbestimmten Harmonie der verschiedenen Entwicklungs-
prozesse noch die einer allgemeinen Abstimmung durch eine unsichtbare Hand sehr
realistisch ist. Je weniger sich eine Gesellschaft an fixierte Traditionen bindet, sondern
sich Optionen für Wandel und Entwicklungen Öffnet, um so dringender wird genaues
Wissen über ihren Zustand und über Trends ihrer Entwicklung.

Je differenzierter eine Gesellschaft wird, um so eingegrenzter, selektiver und durch die
eigene Lokalisierung in der Gesellschaft verzerrt, wird aber gleichzeitig die Alltagswahr-
nehmung. Um so dringender werden Versuche der systematischen lnformationssamm-
lung und -verarbeitung, die die Grenzen des individuellen Beobachters überwinden und

ein möglichst umfassendes und getreues Abbild der Gesellschaft und ihrer Entwicklung in

den verschiedenen Lebensbereichen, lnstitutionen und Entscheidungsarenen zu liefern
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vermögen. Verläßliche lnformationen und ihre Verarbeitung sind eine der preiswertesten
Ressourcen, über die eine Gesellschaft verfügt, nicht nur um sich ihres eigenen Zustands
zu vergewissern, sondern auch um ihre Entwicklung bewußt steuern zu können. Je
vollständiger und besser die lnformationen sind, um so größer ist die Chance, daß
Probleme adäquat diagnostiziert werden, um so eher können Fehlentscheidungen
vermieden und kann ein Konsensus im Entscheidungsprozeß gefunden werden.

Statistisch aufbereitete Daten sind das wichtigste lnslrument solcher systematischer
lnformationssammlung und -verarbeitung. Sie bilden eine besonders herausragende
lnformationsquelle, weil sie über eine Reihe von Qualitäten verfügen, die sie über die
Alltagsbeobachtung herausheben. Sie beruhen auf gezielter Beobachtung aller in
Betracht kommenden Fälle oder einer kontrollierten Auswahl aus allen Fällen. Damit
können auch Stichproben mit Hilfe von Wahrscheinlichkeitskalkülen innerhalb bestimm-
barer, in der Regel kleiner Fehlermargen ein unverzerrtes Abbild des beobachteten
Realitätsausschnittes liefern. lm ldealfall sind statistische Befunde auch durch Methoden
gewonnen, deren Ergebnis unabhängig vom Beobachter ist. Dabei werden komplexe
Sachverhalte in einzelne voneinander trennbare Eigenschaftsdimensionen aufgelöst. Ein
Beschäftigungsverhältnis etwa kann getrennt charakterisiert werden: nach dem Wirt-
schaftszweig, in dem es geschlossen wird; danach, ob der Arbeitnehmer als Arbeiter, als
Angestellter oder Beamter eingestellt ist; nach dem Beruf, den der Arbeitnehmer ausübt;
nach dem lnhalt der Tätigkeit; ob es sich um eine Vollzeit- oder Teilzeitbeschäftigung
handelt oder nach zahlreichen anderen Merkmalsdimensionen. Wenn auch in der
Gesamtheit seiner Eigenschaften ein Beschäftigungsverhältnis einzigartig sein mag, so
wird es in den Elementen der einzelnen Dimensionen mit anderen Beschäftigungsverhält-
nissen vergleichbar. Die vergleichbaren Elementardimensionen können gezählt und
gemessen werden, und ein quantitatives Abbild komplexer Realität kann entstehen.

Daß komplexe Sachverhalte in einzelne Elemente oder Aspekte aufgelöst werden,
bedeutet nicht, daß Statistiken die Realität bis zur Unkenntlichkeit zerlegen. Durch
Methoden der statistischen Analyse können die einzelnen Elemente, nachdem sie
quantifizierbar wurden, miteinander in Beziehung gesetzt und damit systematisch
Realitätszusammenhänge aufgedeckt werden. Es läßt sich dann - um Beispiele
anzuführen - bestimmen, um wieviel besser oder schlechter die Bildungschancen von
Kindern verschiedener Herkunft sind, ob Gesamtschulen lm Vergleich zum dreigliedrigen
Schulsystem diese Abhängigkeiten abschwächen oder nicht, ob in Regionen mit hoher
Jugendarbeitslosigkeit die Kriminalitätsraten schneller steigen als in Regionen mit
niedriger Jugendarbeitslosigkeit, ob durch Geschwindigkeitsbegrenzungen die Zahl der
Verkehrsunfälle abnimmt. Wenn selbst in diesen einfachen Beispielen weitere Faktoren
zu berücksichtigen wären, um adäquate Antworten auf interessierende Fragen zu
bekommen, so zeigt dies, wie sehr wir auf eine genaue Messung der einzelnen Größen
angewiesen sind, um ihre Bedeutung und ihr Gewicht in komplexen Abhängigkeitsbezie-
hungen zu bestimmen. Die Beispiele sollten aber deutlich machen, daß auch für den
politischen Bereich eine Basis für rationale Entscheidungen erst dann gefunden ist, wenn
Beziehungen zwischen Ursache und Wirkung bekannt und quantifizierbar sind.
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Gesellschaftsbeobachtung und rationale Politik

Verläßliche lnformationen und die Kenntnis sozialer Gesetzmäßigkeiten garantieren

nicht, daß eine ,,gute" Politik gemacht wird. Aber ohne gute lnformationen kann es eine

solche Politik nicht geben.

Die Politiker treffen bei weitem nicht immer die Entscheidungen, die im Lichte vorhande-
ner lnlormationen die angemessensten wären. Sie nehmen Rücksicht auf die lnteressen,
die sie vertreten oder die eine starke Machtposition in der Gesellschaft haben. Sie folgen
eigenen Präferenzen und Vorurteilen oder verteilen unsinnige Wahlgeschenke, um

wieder ins Amt zu kommen. Manchmal sind sie an Versprechungen gebunden, die sie
gegeben haben, oder treffen aus kurzfristigen strategischen Überlegungen Entscheidun-
gen, die langfristig bedenklich sind. Manchmal gelingt es ihnen nicht, die Zustimmung der
Bevölkerung zu einer als richtig erkannten Politik zu gewinnen, und manchmal ist der
Entscheidungsspielraum eingegrenzt durch Verpf lichtungen und Abhängigkeiten interna-
tionaler Art. Daß schließlich im politischen Macht- und lnteressenkampf auch Mißbrauch
mit lnformationen getrieben wird, ändert dennoch nichts an ihrer prinzipiellen Unersetz-
lichkeit lür eine Vielzahl von Veruendungszwecken. lch will die wichtigsten kurz darstel-
len: ihre Verwendung für die Beschreibung und die Analyse fortgeschrittener lndustriege-
sellschaften, für die gesellschaftliche Planung und die Vorbereitung rationaler politischer
Entscheidungen sowie für die Ertolgskontrolle politischen Handelns.

Schon aus dem weiter oben Gesagten dürfte deutlich geworden sein, daß diflerenzierte
Gesellschaften wie die modernen hochindustrialisierten Wohlfahrtsstaaten auf systema-
tisch gesammelte und analysierte Beobachtungen allein schon für die lnformation über

sich selbst angewiesen sind. Ohne statistische Buchführung kennt niemand die Entwick-

lung der Bevölkerung, die Zahl der Ausbildungs- oder Arbeitsplätze, die für die ins

Erwerbsleben eintretende iunge Generation bereitgestellt werden müssen, den Finanzie-
rungsbedarf, den die Rentenversicherungsträger aufgrund von Neuzugängen und An-

spruchsveränderungen zu erwarten haben. Niemand kÖnnte mit Gewißheit sagen, ob die

nachwachsende Generation tatsächlich veränderte Einstellungen zum Arbeitsleben hat

oder ob dies nichts weiter als eine von den Medien aufgegriffene Modethese ist oder eine

Variante der bekannten Klage der älteren Generation, daß früher alles besser war. Der

Vergleich mit früher ist durchaus wichtig, aber aussagefähig ist er nur, wenn wir im

Zeitablauf Sachverhalte mit den gteichen lnstrumenten immer wieder messen. Erst

dadurch wird es möglich, langfristige Entwicklungen zu erkennen, sie von kurztristigen

Schwankungen zu unterscheiden, neue Trends zu erfassen und den Regelmäßigkeiten
sozialen Wandels auf die Spur zu kommen.

ln der verbesserung solcher Kenntnisse liegt die voraussetzung, um die ohnehin
unvermeidlichen Entscheidungen staatlicher oder privatwirtschaftlicher lnstanzen all-
mählich aus der Nebelzone von Unwissenheit herauszuführen. Bei empirischen Daten

allein können wir nicht stehenbleiben. Sinnvoll interpretiert und in Entscheidungen
nutzbringend angewandt werden können sie nur im Lichte von Theorien, die wir über die
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Wirklichkeit haben. Prüft man aber die sozialwissenschaftlichen Disziplinen, so sind sie
um so erfolgreicher gewesen, Anleitungen für politisches Handeln zu geben, je mehr es
ihnen gelungen ist, zentrale Begriffe ihrer Theorien auch empirisch zu messen. Früher
und mit größerer Beständigkeit als andere Disziplinen hat die Wirtschaftswissenschaft es
verstanden, in der Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnung die entscheidenden Größen
des wirtschaftlichen Kreislaufs regelmäßig zu messen, daraus Problemdiagnosen abzu-
leiten und - wenn auch nicht immer, so doch oft - erfolgreich Anleitungen für
gesamtwirtschaftliche Steuerungsimpulse zu geben.

Mit dem Wachstum der Staatsaufgaben haben sich die Anforderungen an die lnforma-
tionsbereitstellung durch systematische Gesellschaftsbeobachtung zweifelsohne erhöht.
Die zunehmende Aktivität des Staates und die zunehmende Abhängigkeit der gesell-
schaftlichen Wohlfahrt von seinem Handeln kann man an den langfristig steigenden
Staatsanteilen oder Sozialbudgetanteilen am Sozialprodukt verfolgen. ln dieser Entwick-
lung zeigt sich eine Verschiebung von der Produktion privater hin zur Bereitstellung
öffentlicher Güter. Private Güter werden über Märkte bereitgestellt, auf denen Preise
darüber entscheiden, ob sie produzierl und von Konsumenten oder anderen Produzenten
auch gekauft werden. Öffentliche Güter dagegen schafft der Staat, weil sie entweder
Hoheitsaufgaben (2. B. Sicherheit, Rechtspflege) darstellen und damit prinzipiell in seine
Zuständigkeit fallen oder weil sie auf einem Markt keine profitablen Preise erzielen und
deshalb keinen privatwirtschaftlichen Anbieter finden, obgleich ein öffentliches lnteresse
und ein Bedarf dafür bestehen (2. B. allgemeine lnfrastruktur, Kultur, Gesundheit,
Bildung, soziale Sicherung, Umwelt). Öffentliche Güter haben keinen Preis, der Angebot
oder Nachfrage regelt. ln Wahlen wird allenfalls über globale Politiken der Bereitstellung
von mehr oder weniger öffentlicher Kaufkraft abgestimmt. lhre Verteilung auf einzelne
Güter erfolgt in Verhandlungen (Lobbyismus) und über Tätigkeit der staatlichen lnstanzen
und Bürokratien (vgl. Zapf 1977 a). Aus den Zahlen dieses Bandes (S. 191) ist zu
entnehmen, daß allein über das Sozialbudget im Jahre 1983 Ausgaben in der Höhe von
537 Mrd. DM getätigt wurden. Minimale Verbesserungen in der Eiiizienz der Soziallei-
stungen von 1 % dieser Zahl ergäben die beachtliche Größenordnung von über 5 Mrd.
DM, ein Betrag, mit dem man z. B. das Rentenalter um mehrere Jahre absenken oder mit
dem man fast 100000 lunge Lehrer zusätzlich finanzieren könnte.

Da der Preis als Allokationsmechanismus für öffentliche Güter ausfällt, bekommen
aktuelle lnformationen ein besonderes Gewicht. Sie werden nicht nur benötigt, um
Fehlplanungen zu vermeiden. Sie sind eine Grundvoraussetzung für eine vorausschau-
ende Politik. Manche Entwicklungen, insbesondere etwa die Problemberge, die sich aus
demographischen Prozessen ergeben, können heute durch Simulationsstudien sehr
genau vorhergesagt werden. So ist seit Jahren die Zunahme der Zahl der Erwerbsperso-
nen, die eine Arbeit suchen werden, mit großer Treffsicherheit prognostiziert. Wenn
Entscheidungsträger in ihrem Handeln vorliegende Erkenntnisse nicht in Rechnung
stellen, weil etwa der Wahlzyklus dies nicht als opportun erscheinen läßt, ist dieses nicht
den Zahlen anzulasten, die eine drohende Krise mit Vorlauf signalisieren und frühzeitige
Maßnahmen zu ihrer Abwendung prinzipiell möglich machen.
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Neben dem frühzeitigen Erkennen von Problemen beinhaltet eine rationale Politik, daß
Entscheidungen für den Einsatz bestimmter Mittel und lnstrumente unter Kenntnis der
Folgen und Nebenfolgen dieser lnstrumente, aber auch unter Kenntnis von Nutzen und
Kosten alternativer Entscheidungen getroffen werden. Je mehr Kenntnis über Wirkungs-
zusammenhänge aus systematischer Wirklichkeitsbeobachtung gewonnen wird und je
mehr sie das politische Handeln bestimmt, um so größer wird die Chance, auch das zu
erreichen, was wir erreichen wollen.

Mit wachsenden Staatsanteilen am Sozialprodukt muß auch die Forderung an Nachdruck
gewinnen, zu kontrollieren, ob Maßnahmen tatsächlich die Ergebnisse erbringen, die sie
zu erzielen vorgeben. Das amerikanische Office of the Budget hat deshalb als Regel
durchgesetzt, daß jedes staatliche Programm auch evaluiert wird. Wenn wir auch in der
Bundesrepublik Deutschland noch weit von einer derart konsequenten Erfolgskontrolle
entfernt sind, so zeigen doch die oben genannten Zahlen über das Sozialbudget die
Dringlichkeit dieses Anliegens gerade bei knapper werdenden Ressourcen an. Die bisher
verfügbaren empirischen Daten reichen zwar tür eine Erfolgskontrolle politischen Han-
delns, die diesen Namen verdient, noch keineswegs aus, Auf viele staatliche Programme
müßten spezifische Evaluationsstudien zugeschnitten werden, die die Durchführung
eines Programms (lmplementation) beobachten, seine Ergebnisse erfassen und im
Hinblick auf die verfolgten Ziele bewerten.

Nur so kann langfristig der politische Prozeß durchsichtiger werden. Viele statistische
Meßziffern tragen ledoch schon heute dazu bei, einzelne Leistungen des Staates und der
Wirtschaft zu quantifizieren und wichtige Entwicklungen der Gesellschaft abzubilden. lhre
heilsamen Konsequenzen für die Politik hat ein politischer Praktiker und Mann der
Verwaltung fernab aller Technokratievorstellungen einmal so beschrieben: ,,Den Grau-
schleier von den Resultaten der Politik wegziehen zu wollen, mag zwar manchem
Praktiker den Atem verschlagen, es mag die sozialen Kennziffern in der Verwaltungspra-
xis in Verruf bringen, aber es ist der größte Dienst, den man der Politik erweisen kann.
Kaum eine Opposition kann so wirkungsvoll und leistungssteigernd sein, wie eine Serie
intelligent ausgewählter lndikatoren, deren Konstruktion und Meßergebnis von Wissen-
schaft und Öffentlichkeit kritisch verfolgt werden können." (Bartholomäi, 1978, S. 199)
Wissenssoziologisch hoch interessant ist dabei, daß solche Meßziffern in unserer
Gesellschaft bereits zu einer verselbständigten Größe, zu einer Realität eigener Art
geworden sind. Sie definieren in einem hohen Maße die öffentlich wahrgenommene
Realität dieser Gesellschaft. Statistische Kennziffern haben deshalb eine hohe politische
Brisanz bekommen.

Ziffern über die Bevölkerungsentwicklung und die Lebenserwartung, über die Quote der
Arbeitslosen oder die Wachstumsrate des Sozialprodukts, über die lnflationsrate oder
den Produktivitätsfortschritt, über den Anteil der Abiturienten am Geburtsjahrgang, die
Scheidungsquoten oder Kriminalitätszahlen usw. vermitteln uns Kenntnisse über die
Gesellschaft. Sie verfremden die Gesellschaft aber auch und stilisieren zum Teil eine
eigenartige Kunstwelt, die jedoch in hohem Maße handlungsrelevant geworden ist. Ein
Beispiel mag verdeutlichen, was damit gemeint ist. Jeder erfährt zwar das Auf und Ab von
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Preisen für Nahrung, Kleidung, Wohnung, technische Geräte, Heizöl und Benzin, wenn er
einkauft oder Rechnungen bezahlt. Aber ohne das Produkt statistischer Kunst ,,Preisin-
dex" wird er am Ende des Jahres nicht in der Lage sein, zu beurteilen, wieviel mehr ihn
nun das Leben wirklich kostet als zu Beginn des Jahres und welchen Ausgleich er im
Einkommen braucht, um seinen Lebensstandard zu halten. Zugleich kann ein exakter
Lebenskostenindex aus praktischen Gründen nur für eine begrenzte Zahl von Durch-
schnittsverbrauchertypen berechnet werden, und dennoch ist dieser lndex mit ebensol-
chen Kunstprodukten wie Produktivitätsindex und Entwicklung der Unternehmergewinne
eine magische Größe im jährlichen Lohn- und Gehaltspoker. Jeder, der sich mit dem
politischen Gemeinwesen befaßt, hat also Anlaß, sich solcher Grundtatbestände über die
Gesellschaft zu vergewissern. Bei der Bedeutung vieler Kennziffern im politischen Prozeß
sollte dabei der kritischen Frage, welche Aussagekraft den einzelnen Zahlen und
Statistiken zukommt, große Aufmerksamkeit zugemessen werden.

Jede Statistik ist der Natur der Sache nach ein auswählendes, bestimmte Aspekte
hervorhebendes Abbild der Wirklichkeit. Keine statistische Zahl kann deshalb für sich die
ganze Wahrheit sein. Nehmen wir ein Beispiel. Die volle Wahrheit über die ,,Einkommen"
in der Bundesrepublik Deutschland sind die exakten Daten jedes einzelnen Einkommens-
beziehers. Diese Daten vermag niemand zu überblicken. Selbst die größten Computer
speichern sie auf externen Medien ab und verarbeiten sie nur schrittweise nach
Anweisungen, die ihnen ein Programm vorgibt. Wollen wir uns Kenntnis über die
Einkommen oder gar ihre Entwicklung im Verlaut der Zeit verschaffen, sind wir gezwun-
gen, uns vereinfachender Abstraktionen zu bedienen, die uns in wenigen Zahlen ein
faßbares Abbild geben. Durch Berechnung von Meßgrößen für das durchschnittliche
Einkommen (2. B. das arithmetische Mittel) erfahren wir etwas über das allgemeine
Einkommensniveau und können seine Veränderung in der Zeit verfolgen. Andere
Meßgrößen informieren über die Streuung der Einkommen; sie zeigen, wie sich die
Einkommen über verschiedene Einkommensgruppen verteilen. Schließlich können Zah-
len konstruiert werden, die Einkommensungleichheit abbilden: Wievielmal größer ist das
durchschnittliche Einkommen der leitenden Angestellten im Vergleich zu den Durch-
schnittseinkommen ungelernter Arbeiter, und wie hat sich dieses Verhältnis über die Zeit
verschoben? Welcher Teil des gesamten Einkommenskuchens entfällt auf die obersten
Zehntausend oder auf diejenigen 5 % der Einkommensbezieher, die die höchsten
Einkommen erzielen, im Vergleich zu den 5% der Einkommensbezieher mit den
niedrigsten Einkommen?

Jede dieser Zahlen sagt etwas Richtiges aus, obwohl jede etwas anderes aussagt. ln
diesem sinn ist jede Zahl dieses Bandes richtig, aber hebt ein jeweils spezifisches Detail
hervor. wenn auch der erläuternde Text nicht in jedem Fall im einzelnen darauf eingehen
kann, welchen Aspekt die Zahlen hervorheben, welchen sie vernachlässigen, so wird
doch verständlich, wie die Zahlen zu verstehen sind.

Jeder Datenband kann also nur eine kleine Auswahl möglicher und sinnvoller Zahlen
enthalten. Um so dringender ist es, zu fragen, welche Auswahl und besonderen
Hervorhebungen einem solchen Unternehmen zugrunde liegen.
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Amtliche Statistik, empirische Sozialforschung
und Sozial berichterstattung

Der vorliegende Band ist eine Neuheit, die es bislang in der Bundesrepublik noch nicht
gegeben hat. Er ist entstanden aus der Kooperation des Statistischen Bundesamtes und

einer Gruppe von Soziologen des Sonderforschungsbereichs 3,,Mikroanalytische Grund-
lagen der Gesellschaftspolitik", der von der Deutschen Forschungsgemeinschaft an den

Universitäten Frankfurt und Mannheim gefördert wird. Beide Partner haben aus dem
Datenfundus, über den sie verfÜgen, die wichtigsten Grundzahlen über die Bundesrepu-
blik und ihre Entwicklung zusammengestellt, verständlich erläutert und kenntnisreich
kommentiert. Das Ergebnis ist ein informationsreicher Sozialbericht für die Bundesrepu-

blik Deutschland.

Welche besonderen Möglichkeiten ergeben sich aus dieser Verbindung der amtlichen
Statistik und der empirischen Sozialforschung für das Ziel einer umfassenden Sozialbe-
richterstattung? Für die Bundesrepublik Deutschland hat wolfgang zapt (1972) das
Programm einer solchen Sozialberichterstattung beschrieben und begründet. Dieses
Programm basiert letztlich auf der Vorstellung, neben oder an Stelle der kontinuierlichen
Erhöhung des materiellen Reichtums sei als viel umfassenderes Ziel eine Verbesserung
der Qualität des Lebens zu setzen. Verbunden ist damit eine kritische Beurteilung rein

ökonomischer oder weitgehend ökonomischer Kennziffern als Maß für die Entwicklung
des Wohlstandes einer Gesellschaft, wie sie elwa in der Volkswirtschaftlichen Gesamt-
rechnung oder zusammengefaßt in der Maßzahl des Bruttosozialprodukts zum Ausdruck
kommt.

Die Kritik richtet sich dabei nicht nur auf die ökonomische Einseitigkeit dieser Erfolgszif-
fern, sondern daraut, daß Sie systematisch verzerrt Sind, weil sie die Belastung der
Gesellschaft mit externen Kosten des Wirtschaflens außer acht lassen (2. B. Belastung
der Umwelt oder soziale Kosten etwa in hÖherem Arbeitsstreß oder monotoner Arbeit).
Beim Konzept der Qualität des Lebens geht es dagegen ,'um die Bewertung eines
politischen Systems oder der Gesellschaft insgesaml - und zwar im Hinblick auf die

Lebensumstände jedes einzelnen Bürgers" (ZapI 1972, S. 354) und um die Entwicklung
eines entsprechenden Systems sozialer lndikatoren, d. h. Kennzitfern, die jeweils einen
ausgewählten Aspekt der Qualität des Lebens abzubilden vermögen. lm Rahmen eines

solchen Systems sozialer lndikatoren werden zunächst eine Reihe von gesellschaftlichen
Zielen bestimmt, die Konkretisierungen der Qualität des Lebens in einzelnen Lebens- und

gesellschaftlichen Bereichen darstellen. Es ist dann die wesentliche Aufgabe einer
kontinuierlichen Sozialberichterstattung, Veränderungen im Grad des Erreichens der
verschiedenen Ziele regelmäßig zu messen.

Eine explizite Zielbestimmung nimmt der vorliegende Band nicht vor (vgl. dazu Zapt
1977). lmplizit richten sich jedoch viele der im Band präsentierten Daten auf die Messung
der in den letzten Jahren erreichten Verbesserung oder eingetretenen Verschlechterung
im Hinblick auf eine Reihe von Zielen, Über die große Übereinstimmung besteht, z.B'
Abbau von Armut, Arbeitslosigkeit, Chancenungleichheit, Benachteiligung der Frau,
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Kriminalität, soziale lsolierung, Wohnungsnot, Lärmbelästigung usw. Dabei haben die
beiden lnstitute, die den Band verfaßt haben, in sich ergänzender Weise jene Bereiche
bearbeitet, in denen sie ihre jeweiligen Arbeitsschwerpunkte sehen.

Die statistischen Amter sind seit langem die wichtigsten Produzenten von Grunddaten
über die vielfältigsten Aspekte des wirtschaftlichen und sozialen Lebens in der Bundesre-
publik. So reichen die in diesem Band behandelten Themen von Abendgymnasien bis
Zulassung von Kraftfahrzeugen, von Abfall bis Zuckerrüben, von Abgeordneten bis
Zivilverfahren bei Gerichten, von Abtreibungen bis Zigaretten, von Abwässern bis
Zeitungen und Zeitschriften, von Akademisierungsgrad bis Zahnärzle, von Aktien bis
Zahlungsbilanz. Neben der großen Breite an Fragestellungen, für die die amtliche
Statistik lnformationen zur Verfügung stellt, liegt ihre besondere Stärke im Umfang und
der Kontinuität ihrer Erhebungen. Viele Ergebnisse der amtlichen Statistik basieren auf
Vollerhebungen oder doch auf sehr großen Stichproben. Nur eine solche Basis erlaubt
präzise Aussagen über kleine Teilgruppen der Bevölkerung, beispielsweise wie sich die
Einkommen in einzelnen Berufen unterscheiden oder wie sich die Zahl der Arbeitsplätze
eines bestimmten lndustriezweiges in verschiedenen Regionen des Landes entwickelt.
Die amtliche Statistik führt ihre Erhebungen in regelmäßigen Abständen durch und schaft
damit die Möglichkeit, Entwicklungen über Jahrzehnte hinweg zu verfolgen.

Es ist nützlich, auch auf einige Besonderheiten hinzuweisen, die mit den Aufgaben der
amtlichen Statistik und den Entstehungsbedingungen ihrer Datenproduktion zusammen-
hängen. Die amtliche Statistik isl zunächst ein Teil der Staatsverualtung. Damit will ich
nicht betonen, daß die amtliche Statistik die Wirklichkeit nur so darstellt, wie es die
Regierungspolitik sehen will. Obwohl es auch Fälle einer Politik der opportunen Zahl gibt,
ist ein solcher globaler Vorwurf unberechtigt. Unabhängig von derieweiligen Regierungs-
konstellation produzieren und veröffentlichen die statistischen Amter über Jahre hinweg
die gleichen Statistiken. Am ehesten noch kann man vielleicht den Grad unseres Nicht-
Wissens in bestimmten Bereichen als Ausdruck der jeweils herrschenden Machtverhält-
nisse und der lnteressen, die sich in der politischen Auseinandersetzung durchzusetzen
vermögen, sehen.

Der Umstand, daß die amtliche Statistik Teil der politischen Administration ist, kommt am
deutlichsten darin zum Ausdruck, daß viele ihrer Statistiken eine Art Buchhaltung des
Regierungs- und Verwaltungsgeschehens darstellen und daß sie die Gesellschaft mit
Vorliebe so abbilden, wie sich der Gesetzgeber in seinen rechtlichen Regelungen die
Gesellschaft vorstellt. Nicht unbeteiligt daran ist der Umstand, daß die amtlichen
Statistiken selbst durch Gesetze angeordnet sind.

Viele der Kategorien, in denen die gesellschaftliche Wirklichkeit durch die amtliche
Statistik abgebildet ist, entsprechen rechtlich fixierten Sachverhalten. Eines der am
häufigsten venarandten lnstrumente zur Abbildung der sozialen Differenzierung der
Bevölkerung ist die Aufgliederung nach der Stellung im Beruf * Arbeiter, Angestellte,
Beamte, Selbständige, Mithelfende. Diese Aufteilung ist eine Differenzierung nach
arbeitsrechtlichen Kategorien, im Ursprung auch danach, durch welche rechtliche
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lnstitution ein Erwerbstätiger f ür die Rente oder seine Pension im Alter versichert ist, ob in

der Arbeiterrentenversicherung, über die Bundesversicherungsanstalt für Angestellte
oder im beamtenrechtlichen Sicherungssystem.

Für die Planung dieser Sicherungssysteme ist die Kenntnis der Entwicklung der entspre-
chenden Beschäftigtenzahlen eine wichtige GrÖße und deshalb unverzichtbar. Für
soziologische Analysen der sozialen Differenzierung ist diese Unterscheidung dagegen
nur begrenzt nützlich. Bezogen auf die sozio-ökonomische Lage sind nämlich Arbeiter,
Angestellte, Beamte und Selbständige einerseits in sich selbst sehr heterogene Katego-
rien, während andererseits bestimmte Untergruppen dieser sozial-rechtlichen Kategorien
sich in einer sehr ähnlichen Lage befinden können und deshalb sinnvollenveise besser
zusammengefaßt als voneinander getrennt wÜrden.

Weitere Beispiele der bevorzugten Abbildung rechtlich sanktionierter gegenÜber faktisch
bedeutsamen sozialen Verhältnissen finden sich z. B. in der Erfassung nur ehelicher und
der Vernachlässigung nichtehelicher Lebensgemeinschaften oder in der Abbildung
religiöser Bindungen nach dem rechtlichen Tatbestand der Zugehörigkeit oder Nicht-
Zugehörigkeit zu einer Religionsgemeinschaft und nicht etwa nach der lntensität der
religiösen Orientierung. Soweit sich die amtliche Statistik aul die Abbildung der Gesell-
schaft nach solchen normativ-institutionellen Regelungen beschränkt, kann es für
einzelne Bereiche zutreffen, daß sie genau die signifikanten gesellschaftlichen Entwick-
lungen selbst nicht erfaßt. Die manchmal beklagte geringe lnnovationsfreudigkeit amtli-
cher Statistiken hat aber auf der anderen Seite auch einen nicht gering zu schätzenden
Vorzug. Nur über unveränderte Statistiken kÖnnen Entwicklungen über lange Zeiträume
hinweg verfolgt werden.

Ein gro ßer Teil der Daten der amtlichen Statistiken ist nicht wie die Volkszählung oder der
Mikrozensus durch Erhebung gewonnen, sondern resultiert direkt aus den Verwaltungs-
geschäften der staatlichen lnstanzen. Die Zahl der Sozialhilfeempfänger kommt dadurch
zustande, daß iede Auszahlung von Sozialhilfe zu einer Registrierung in der entsprechen-
den Statistik führt. Man spricht in diesem Fall von sogenannten prozeßproduzierten
Daten, weil sie im Verwaltungsprozeß selbst anfallen. Die amtliche Statistik ist in dieser
Hinsicht Buchführung über die Tätigkeit der öffentlichen lnstitutionen. Auch damit sind
Vor- und Nachteile verbunden. Das wohl bekannteste Beispiel ist die Arbeitslosigkeitssta-
tistik, in der diejenigen als arbeitslos gezählt werden, für die es einen entsprechenden
Geschäftsvorgang bei einem Arbeitsamt gibt. Um als Arbeitsloser gezählt zu werden,
genügt es nicht, daß man keine Arbeit hat, obwohl man dringend Arbeit sucht, man muß
auch beim Arbeitsamt als arbeitslos gemeldetsein. Andererseits zählt jeder als arbeitslos,
der aus einem rechtlichen Anspruch heraus Arbeitslosengeld bezieht, auch wenn er
faktisch an Arbeit nicht interessiert ist.

Mit diesen Orientierungen an rechtlich fixierten Tatbeständen ist mit dem Erhebungspro-
gramm und Untersuchungen der amtlichen Statistik eine weitgehende Abstinenz von
allem verbunden, was mit Einstellungen und subjektiven Werthaltungen der Bevölkerung
zu tun hat. Gleichzeitig finden ökonomische Tatbestände deutlich stärkere Berücksichti-
gung als die sozialen Lebensumstände von Menschen.
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Der zweite Teil dieses Bandes ergänzt deshalb den ersten genau in diesen Punkten. Für
die Lebensqualität zählen nicht nur objektive Lebensbedingungen, wie Arbeitsplatzver-
hältnisse, Wohnbedingungen, Versorgungsniveaus mit privaten und öffentlichen Gütern.
Für das Ausmaß an erfahrener Wohlfahrt des Bürgers zählt ihre Bedeutung in den
Bewertungsmaßstäben der Menschen, ihre Relation zu den Präferenzen, lnteressen,
Erwartungen und Standards, die die Bürger haben. Die Zusammenhänge und Diskrepan-
zen zwischen obiektiv leststellbaren Bedingungen und den subiektiven Zufriedenheiten
sind deshalb das zentrale Thema, um das es im zweiten Teil dieses Bandes geht. Auf
einem hohen Niveau der materiellen Güterversorgung, wie es in unserer Gesellschaft
trotz ökonomischer Krise und Verlangsamung Ökonomischen Wachstums besteht, hängt
die Steigerung von Wohlfahrt vermehrt davon ab, wie aut gegebenem materiellen
Wohlstandsniveau ein Mehr an subiektiver Befriedigung für alle erzielt werden kann. Und

dies ist natürlich keineswegs nur ein individualpsychologisches Problem, sondern ist

bestimmt durch die sozialen Bedingungen, unter denen wir leben, durch die Organisation
der Güterproduktion wie ihre Verteilung, durch die Qualität der gesellschaftlichen
lnstitutionen und der Partizipationschancen ebensosehr wie durch die Qualität der
lnteraktionsmöglichkeiten (vgl. dazu Schmidtchen 1 978).

Dieser zweite Teil hätte vorwenigen Jahren noch nicht geschrieben werden können. Er ist
das Ergebnis umfangreicher Forschungsaktivitäten, die durch die lnitiative von Wolfgang
Zapf seit einigen Jahren vor allem an der Universität Mannheim vor sich gehen. Die
Deutsche Forschungsgemeinschaft hat die Durchführung von drei Wohlfahrtssurveys
finanziert, aus denen hier in komprimierter Form wichtige Ergebnisse vorgestellt werden
(ausführlicher in Glatzer/Zapf 1984).

Die empirische Sozialtorschung verfügt mit diesen Umfragen nicht über die großen
Stichproben der amtlichen Statistik und mu ß deshalb mit größeren Unsicherheitsmargen
rechnen. Dafür kann sie Antworten geben auf Fragen, über die wir aus der amtlichen
Statistik nur wenig erfahren, etwa zur Entwicklung der sozialen Schichtung, den sich
differenzierenden Lebensstilen der BevÖlkerung, zu den zunehmenden Beteiligungswün-
schen der Bürger oder zu ihren Erwartungen an den Staat. Sie besitzt auch nicht
Datenbestände, die mehrere Jahrzehnte oder sogar ein Jahrhundert zurÜckreichen. Aber
imnmerhin kann für den nicht unbedeutenden Zeitraum von 1978 bis 1984 mit vielen
Zahlen belegt werden, wie sich durch die Jahre der ökonomischen Krise die Lebensbedin-
gungen der Bürger verändert haben und wie und bei wem sich dieses im subiektiven
Wohlergehen auswirkt.

Vieles, was in der Einführung zur ersten Ausgabe des Datenreportes noch als fehlend
beklagt werden mußte, konnte für diese Ausgabe in erstaunlich kurzer Zeit aufgenommen
werden. Er ist damit ohn eZweitel noch wertvollergeworden. Die gemeinsame Publikation
der beiden Teile dieses Bandes belegt eindrücklich, daß früher vielleicht einmal vorhan-
dene Scheuklappen und Berührungsängste von amtlicher Statistik und empirischer
Sozialforschung abgelegt sind. Der damit verbundene Gewinn reicht weit über den
wechselseitigen Nutzen hinaus, den beide Parteien daraus ziehen. Der Leser wird dies
selbst beurteilen können, wenn er sich in die bereichernden Beiträge vertieft.
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1 Bevölkerung

1.1 Die Bevölkerung im Spiegel der Statistik
Daten über Struktur und Entwicklung der Bevölkerung gehören zum grundlegenden
lnformationsbedarf für fast alle Bereiche von Staat, Wirtschaft und Gesellschaft. Die
Politik benötigt sie, weil viele Entscheidungen - etwa im Bildungs- und Gesundheitswe-
sen - nur auf der Grundlage exakter bevölkerungsstatistischer Angaben getroffen
werden können. Für das wirtschaftliche Geschehen sind demographische Gegebenhei-
ten von Bedeutung, weil sie u. a. lnformationen über den Menschen als Arbeitskraft,
Einkommensbezieher und Konsumenten liefern.

Hinter den blo ßen Zahlen verbergen sich aber auch Werthaltungen und Lebenseinstellun-
gen, die ihrerseits wieder Rückwirkungen auf die Bevölkerungsstruktur haben. So
spiegelt sich z. B. in der Zahl der Eheschließungen und -scheidungen, der Geburtenent-
wicklung und der Familiengröße die Einstellung der Gesellschaft zur Familie und zu
Kindern wider. Der Altersaufbau hat direkte Auswirkungen auf die Bildungs- und
Beschäftigungsmöglichkeiten der Bevölkerung und beeinflußt daher unmittelbar ihre
Lebensweise.

Aufgrund dieser vielfältigen Wechselwirkungen und des weitreichenden Bedarfs an
demographischen Daten ist es nicht verwunderlich, daß die Bevölkerungsstatistik zu den
traditionsreichsten Arbeitsgebieten der amtlichen Statistik gehört. Seit langem finden in
Deutschland - wie in den meisten anderen hochentwickelten Ländern - in längerfristi-
gen Abständen Volkszählungen statt. Sie sind als umfassende Bestandsaufnahmen
angelegt und erfassen alle Einwohner nach wichtigen Merkmalen wie Alter, Geschlecht,
Familienstand, Erwerbstätigkeit usw.

Dadurch sind langfristige Vergleiche zum Teil überJahrhunderte hinweg möglich. Für das
Jahr 1983 war in der Bundesrepublik Deutschland in Übereinstimmung mit internaliona-
len Empfehlungen wieder eine Volkszählung vorgesehen. Aufgrund des Urteils des
Bundesverfassungsgerichts konnte sie aber nicht zum vorgesehenen Zeitpunkt durchge-
führt werden. Das Urteil des höchsten deutschen Gerichts bestätigte zwar die Notwendig-
keit und Unverzichtbarkeit der Erhebung, machte ihre Durchführung aber von zusätzli-
chen organisatorischen und verfahrensmäßigen Absicherungen abhängig. lm Entwurf
des neuen Volkszählungsgesetzes wurden die Forderungen des Bundesvertassungsge-
richts voll berücksichtigt und als neuer Stichtag für die Zählung der 25. Mai 1987
Iestgesetzt.

Zwar wird zwischen zwei Zählungsterminen, die in der Regel etwa zehn Jahre auseinan-
derliegen, die Bevölkerung von den Statistischen Amtern fortgeschrieben. Hierzu werden
die Aufzeichnungen der Standesämter über Geburten, Eheschließungen und Sterbefälle
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herangezogen. Über die Wanderungsbewegungen, das heißt die Zu- und FortzÜge,
geben die Unterlagen der Einwohnermeldeämter Auskunft. Die Daten der Bevölkerungs-
lortschreibung werden allerdings um so ungenauer, je weiter der Zeitpunkt der letzten
Zählung zurückliegt. Nach Schätzungen ist das gegenwärtige Fortschreibungsergebnis
um rund eine Million Personen überhöht. Dies ist im wesentlichen daraul zurÜckzuführen,
daß die Meldungen Über Zu- und Fortzüge oftmais mit zeitlicher Verzögerung erfolgen
oder ganz unterbleiben.

Mit Rücksicht auf das Urteil des Bundesverfassungsgerichts wurde auch auf die
Durchführung Cer Mikrozensen 1983 und 1984 verzichtet. Diese Erhebung, die sich an

eine Auswahl von 1 % der BevÖlkerung wendet, durch Hochrechnung aber Angaben über
die Gesamtheit ermöglicht, lietert normalerweise jährlich aktuelle Daten über die Struktur
der Bevölkerung. Die zweimalige Aussetzung hat die unzureichende Datensituation noch
wesentlich verschärft. Ab 1985 wird der Mikrozensus auf neuer gesetzlicher Grundlage
durchgeführt.

Tab. 1: Eckdaten zur Bevölkerungsstruktur am Jahresende 1983
fortgeschriebenes Ergebnis der Volkszählung von 1970

Alter Bevölkerung

insgesamt darunter

absolut
(1 000)

% männlich verheiratet Ausländer

/o

Unter 15
1 5-39
40-64
65 und älter

lnsgesamt 61 307

15,9
37,3
32,2
14,6

100

51 ,1

51,3
48,0
34,7

47,8

0,0
42,7
81 ,1

44,4

48,5

9 738
22868
19 720

8 981

12,2
9,7
5,4
1,4

7,5

1 .2 Bevölkerungsentwicklung
Zwischen 1871 und 1974hal sich die im heutigen Bundesgebiet lebende Bevölkerung
etwa verdreifacht, und zwar von 20,4 Mill. auf 62,1 Mill. Einwohner. Danach sank sie
wieder unter die 62-Millionen-Grenze und lag 1983 im Jahresdurchschnitt bei rund 61,4
Mill. Einwohnern.
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Tab. 2: Bevölkerungsentwicklung seit 1871

Jahr Bevölkerung
(1 000)

Jahr Bevölkerung
(1 000)

1871
1 900
1910
1 930
1 939
1 946
1 9s0
1 960
1 970
1972

20 410
29 838
35 590
40 334
43 008
46 190
50 809
55 433
60 651
61 672

1974
1975
1 976
1977
1 978
1 979
1 980
1 981
1982
1 983

62 054
61 829
61 531
61 400
61 327
61 359
61 566
61 682
61 638
61 423

Bis in die dreißiger Jahre wuchs die Bevölkerung hauptsächlich durch die hohen
Geburtenüberschüsse, bedingt durch eine rasch sinkende Sterblichkeit aufgrund des
medizinischen Fortschritts, Besonders ausgeprägt war der Rückgang der Säuglings-
sterblichkeit. Während vor etwa 100 Jahren 25% der Neugeborenen im ersten Lebens-
jahr starben, sind es gegenwärtig nur noch 1 ,0 %. Mit dem gleichzeitigen Rückgang der
Sterblichkeit in allen übrigen Altersgruppen stieg die durchschnittliche Lebenserwartung
von rund 35 Jahren gegen Ende des vergangenen Jahrhunderts bereits auf etwa 50 Jahre
vor dem Ersten Weltkrieg und 60 Jahre vor dem Zweiten Weltkrieg. Gegenwärtig beträgt
sie 70,5 Jahre für neugeborene Jungen und 77,1 Jafue für neugeborene Mädchen.

Abb. 1: Jährliche Bevölkerungszunahme bzw. -abnahme
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Der Zuwachs der Bevölkerungszahl gegen Ende und nach dem Zweiten Weltkrieg (trotz

der Kriegsverluste) beruhte zunächst im wesentlichen auf der Aufnahme von Vertriebe'
nen aus den Ostgebieten des Deutschen Reichs und den deutschen Siedlungsgebieten
im Ausland. 1950 betrug die Anzahl der Vertriebenen im Bundesgebiet rund acht

Millionen; das entsprach einem Anteil an der BevÖlkerung von 1 6 %. Zwischen 1 950 und

1 961 war der Bevölkerungszuwachs hauptsächlich auf den Zuwanderungsstrom aus der

Deutschen Demokratischen Republik und Berlin (Ost), zum Teil auch auf die Aufnahme

der Spätaussiedler aus Ost- und Südosteuropa, zurÜckzuführen. Die Anzahl der Zuge-

wanderten aus der DDR erreichte bis zum Jahr 1961 - rechnet man die erst nach der

Flucht geborenen Kinder mit - 3,1 Millionen oder 5,5% der Bevölkerung des Bundes-

gebiets; die Zahl der Spätaussiedler belief sich auf etwa 400000.

Seit Mitte der sechziger Jahre wird die Bevölkerungsentwicklung in der Bundesrepublik

Deutschland entscheidend durch Zu- und Abwanderungen von Ausländern beeinflußt.

Die Anwerbung von ausländischen Arbeitskräften führte dazu, daB ihre Zahl von

annähernd 690OOO im Jahr 1961 auf rund vier Millionen im Jahr 1974 stieg. Nach einem

vorübergehenden Absinken erreichte die Ausländerzahl 1982 - hauptsächlich als Folge

deS verstärkten Familiennachzugs und des großen Zustroms von Asylbewerbern - erneut

einen Höchststand (4,7 Mill.). Seither kam diese Entwicklung zum Stillstand und die Zahl

der Fortzüge von Ausländern Überstieg die Zahl von ZuzÜgen. Durch diese negative

Wanderungsbilanz verminderte sich die Ausländerzahl im Bundesgebiet 1983 auf 4'5
Millionen und 1984 auf 4,4 Millionen.

Seit 1972 gibt es in der Bundesrepublik Deutschland kein natürliches BevÖlkerungs-

wachstum mehr, d. h. die Zahl der Gestorbenen ist größer als dieZahl der Geburten. Für

die deutsche Bevölkerung liegt das jährliche Geburtendefizit seit 1 973 zwischen 1 59 000

und 235000 Personen. Da die im Bundesgebiet lebenden Ausländerinnen im Vergleich

zu den deutschen Frauen relativ viele Kinder zur Welt bringen, starben iährlich - auf die

Gesamtbevölkerung bezogen - lediglich 93000 bis 149000 Menschen mehr als geboren

wurden.

Abb.2: Lebendgeborene und Gestorbene seit 1960
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1.3 Die räumliche Bevölkerungsverteilung
Dem Zuwachs der Bevölkerungszahl entsprechend nahm in der Bundesrepublik
Deutschland auch dle Bevölkerungsdichte, d. h. die Zahl der Einwohner je Quadratkilo-
meter, bis 1974 zu. Sie stieg von 82 im Jahr 1871 auf 250 im Jahr 1974. Bei einer
Ausdehnung von insgesamt knapp 250000 Quadratkilometern lag die Bundesrepublik
Deutschland 1983 hinsichtlich der Fläche an elfter Stelle, in bezug auf die Bevölkerungs-
dichte aber mit 247 Einwohnern je Quadratkilometer - nach den Niederlanden (352) und

Belgien (323) - an dritter stelle in Europa. Die skandinavischen Länder mit einer
Bevölkerungsdichte zwischen zwei le Quadratkilometer in lsland und 19 in Schweden
wirken im Vergleich hierzu fast menschenleer, Am dichtesten sind die Stadtstaaten
(Berlin 3863, Hamburg 2133, Bremen 1 675 Einwohner je Quadratkilometer) sowie das
Land Nordrhein-Westfalen (494 Einwohner je Quadratkilometer) und am geringsten
Niedersachsen und Bayern (153 bzw. 155 Einwohner je Quadratkilometer) besiedelt.

Charakteristisch für die Bundesrepublik Deutschland ist wie für viele andere lndustrie-
staaten die Tendenz zur Verstädterung. Unter den Ballungsgebieten fällt das Ruhrgebiet
dadurch auf, daß der überuviegende Teil seiner Großstädte ausgesprochen hohe BevÖl-

kerungsdichten aufweist.

Vor rund 100 Jahren lebten im heutigen Bundesgebiet fast zwei Drittel der Bevölkerung in
Gemeinden mit weniger als 2000 Einwohnern. In den Großstädten (mlt mehr als 100000

Tab. 3: Bundesländer nach Fläche und Einwohnern

Bundesländer Regierungssitz Fläche Einwohner am
31. Dez.'1 983

1 000 km2 1 000 je km2

Schleswig-Holstein
Hamburg
Niedersachsen
Bremen
Nordrhein-Westlalen
Hessen
Rheinland-Pfalz
Baden-Württemberg
Bayern
Saarland
Berlin (West)

Bundesgebiet

Kiel
Hamburg
Hannover
Bremen
Düsseldorf
Wiesbaden
Mainz
Stuttgart
München
Saarbrücken
Berlin (West)

Bonn

15,7
0,8

47,4
0,4

34,1
21 ,1

19,8
35,8
70,6

2,6
0,5

248,7

2 617
1 610
7 249

677
16837
5 565
3 633
I 243

10 970
1 053
1 855

166
2 133

153
1 675

494
264
183
259
155
409

3 863

24761 307

37



Abb. 3: Bevölkerungsdichte in den Ländern und Stadtstaaten am 31 . 12. .1983
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Einwohnern) wohnten damals nur 5o/o der Bevölkerung. Mit der fortschreitenden lndu-
strialisierung vollzog sich eine zunehmende Abwanderung aus den ländlichen Gebieten
in die Großstädte. lm Jahr 1960 lebte in Gemeinden mit mehr als 100000 Einwohnern
bereits etwa ein Drittel der Gesamtbevölkerung; seitdem ist der Anteil nahezu konstant.
Auch in den Klein- und Mittelstädten (10000 bis 100000 Einwohner) wuchs der
Bevölkerungsanteil beträchtlich an, und zwar von etwa 15 % um die Jahrhundertwende
aut 28Y. im Jahre 1970 und aul 41% 1983.

Deutlich rückläufig war der Bevölkerungsanteil in Gemeinden mit weniger als 2000
Einwohnern, in denen 1970 nur noch 18% der Bevölkerung wohnten. ln den siebziger
Jahren setzle sich diese Tendenz verstärkt fort. Am Jahresende 1 983 lebten nur noch 6 %
der Bevölkerung in Gemeinden mit weniger als 2000 Einwohnern. Diese Entwicklung ist
weniger auf Fotlzügezuückzuführen, sondern überwiegend durch die Eingemeindungen
im Rahmen der Gebietsreiorm bedingt, durch die sich die Zahl der Kommunen mit
weniger als 2000 Einwohnern von rund 18700 im Jahr 1970 auf 4688 Mitte 1983
verringert hat.

Tab. 4: Einwohnerzahlen und Bevölkerungsdichten
in ausgewählten Großstädten am 31. Dezember 1983

Rangfolge Stadt Einwohner
absolut
(1 000)

Stadt Einwohner
pro kmz

1

2
3
4
5
6
7
8
I
0

Berlin (West)
Hamburg
München
Köln
Essen
Frankfurt
Dortmund
Düsseldorf
Stuttgart
Bremen

1 854
1 610
1 283

941
631
610
590
570
567
540

München
Berlin (West)
Herne
Essen
Oberhausen
Gelsenkirchen
Stuttgart
Bochum
Düsseldorf
Nürnberg

4 135
3 863
3 429
3 004
2923
2798
2737
2 676
2 653
2 553

1.4 Altersaufbau
Zwischen dem Altersaufbau der Bevölkerung und der Zahl der Geburten sowie der
Sterbefälle bestehen enge Wechselbeziehungen. So beeinflußt z.B. die Stärke der
einzelnen Altersjahrgänge die Zahlder Geburten und Sterbefälle. Umgekehrt wirken sich
Veränderungen der Geburtenhäufigkeit oder der Sterblichkeit unmittelbar auf die zahlen-
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mäßige Besetzung der jeweiligen Jahrgänge aus. Langfristig führen solche Veränderun-
gen u. a. zu einer Verschiebung der Relationen zwischen den BevÖlkerungsgruppen im

Kindes- bzw, Jugendalter, im eruerbsfähigen Alter und im Rentenalter. Gleichzeitig
ändern sich damit auch die Quoten zwischen dem Teil der Bevölkerung, der sich aktiv am
Erwerbsleben beteiligt, und dem, der von den Erwerbstätigen unterhalten werden muß.

Abb.4: Altersaufbau
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Um die Altersstruktur der Bevölkerung zu veranschaulichen, verwendet man in der
Statistik eine graphische Darstellungstorm, die als Alterspyramide bezeichnet wird.
Während sie zu Beginn des 20, Jahrhunderts die klassische Pyramidenform noch deutlich
erkennen ließ, gleicht ihr Bild heute eher einer ,,zerzausten Wettertanne", wie sie der
Bevölkerungsstatistiker Paul Flaskämper treffend beschrieben hat. ln dieser Darstellung
treten die Wandlungen des BevÖlkerungsaufbaus optisch besonders deutlich zutage.

Wegen der hohen Geburtenzahlen vor dem Ersten Weltkrieg lag damals der Anteil der
Kinder unter 1 5 Jahren an der Gesamtbevölkerung bei über 30 %, Ende 1 983 dagegen
nur noch bei etwa 1 6 %. Umgekehrt hat sich in diesem Zeitraum die Altersgruppe der über
65jährigen prozentual von knapp 5% aut rund 1 5 % vergrößert.
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Gegenwärtig sind die Alterslahrgänge zwischen 16 und 29 (dle sogenannten ,,geburten-
starken Jahrgänge" von 1956 bis 1969) sowie zwischen 43 und 49 Jahren am stärksten
besetzt. Dazwischen macht sich der Geburtenausfall gegen Ende des Zweiten Weltkriegs
bemerkbar. ln den unteren Altersgruppen ist die männliche Bevölkerung etwas stärker
vertreten als die weibliche; ab 56 Jahren übenruiegt der weibliche Bevölkerungsanteil. Das
liegt zum einen an der geringeren Lebenserwartung der Männer und ist zum anderen
durch die stärkeren Kriegsverluste bei der männlichen Bevölkerung bedingt.

Abb. 5: Geburten und Sterbefälle in ausgewählten
europäischen Ländern 19841
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1.5 Geburten und Sterbefälle
Viele lndustrieländer verzeichneten in den letzten Jahren einen Geburtenrückgang. Die
Bundesrepublik Deutschland gehört jedoch neben Ungarn zu den wenigen Ländern, in
denen jährlich mehr Menschen sterben als Kinder geboren werden. Seit 1972 gibt es in
der Bundesrepublik Deutschland kein natürliches Bevölkerungswachstum mehr; 1984
betrug der Überschuß der Gestorbenen über die Geborenen 1 13OOO Personen.
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Die Geburtenzahl in der Bundesrepublik Deutschland hatte im Jahr 1964 mit 1,065
Millionen ihren höchsten Stand erreicht. Sie ging bis 1978 auf 576000 zurück. ln den drei
darauffolgenden Jahren kamen vorÜbergehend mehr Kinder zur Welt; seit 1982 ist aber
wieder ein Geburtenrückgang zu verzeichnen. 1984 wurden 581 000 Geburten registriert.
Damit haben sich die Erwartungen nicht erfÜllt, daß die Geburtenzahl durch das
Aufrücken stärkererJahrgänge ins Heiratsalter nachhaltig steigen würde. lm internationa-
len Vergleich lag die Bundesrepublik Deutschland 1984 mit einer Geburtenziffer von 9,5
Lebendgeborenen je 1 000 Einwohner an letzter Stelle. Ahnlich niedrige Geburtenziffern
hatten Dänemark (1982: 10,3) und ltalien (1982: 10,9).

Aussagekräftiger als die absoluten Geburtenzahlen ist die sogenannte Fruchtbarkeitszit
fer (Anzahl der Lebendgeborenen bezogen auf 1 000 Frauen im Alter zwischen 1 5 und 45

Jahren), weil sie Veränderungen der Bevölkerungszahl und des Altersaufbaus weitge-
hend ausschaltet. Sie hat sich in den letzten 100 Jahren um tasl74% verringert.

ln entscheidender Weise wird die Geburtenhäufigkeit von der Einstellung zu Kindern
bestimmt. ln der vorindustriellen Zeit hatten die Eltern wichtige ökonomische Motive, sich

Tab. 5: Geborene und Gestorbene
in der Bundesrepublik Deutschland
in Tausend

Jahr Lebend-
geborene

Gestorbene Überschuß der Geborenen (+)
bzw. Gestorbenen (-)

1 950
1 960
1 965
1 970
1971
1972
1 973
1974
1975
1 976
1977
1 978
1979
1 980
1 981
1982
1 983
1 984

813
969

1 044
81 1

779
701
636
626
601
603
582
576
582
621
625
621
594
581

529
643
678
735
731
731
731
728
749
733
705
723
712
714
722
716
718
694

+ 284
+ 326
+ 367
+76
+48
-30
-95
- 101

- 149
- 130

- 123

- 147

- 130

-93
-98
-95
- 124
- 113
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Tab.6: Lebendgeborene auf 1 000 Frauen
im Alter von 15 bis 45 Jahren

Jahr Fruchtbarkeitsziffer Jahr Fruchtbarkeitsziffer

1 880
1 900
1920
1 930
1 938
1 946
1 950

167
158
100
67
B1

65
70

1 960
1 966
1970
1 975
1 980
1 983

82
86
67
48
47
44

viele Kinder zu wünschen (2.8. zur Sicherung der Altersversorgung und als mithelfende
Familienangehörige). lnzwischen sind längst andere Überlegungen in den Vordergrund
gerückt. lnsbesondere fällt die mit Kindern verbundene Anderung des Lebensstils
(finanzielle Einschränkungen, Aufgabe der Berufstätigkeit eines Parlners, Einbußen an
Unabhängigkeit usw.) ins Gewicht. Vielfach verkannt wird, daß die modernen Mittel der
Empfängnisverhütung nicht die eigentliche Ursache des Geburtenrückgangs sind, son-
dern nur dazu beigetragen haben, die gewünschte Kinderzahl auch tatsächlich realisieren
zu können.

Nach der gegenwärtigen Geburtenhäufigkeit werden von je 1 000 Frauen im Durchschnitt
1 330 Kinder geboren. Die zur Erhaltung des Bevölkerungsbestandes auf längere Sicht
erforderliche Zahl von 2100 Kindern je 1000 Frauen wird damit um mehr als ein Drittel
unterschritten.

Während in der zweiten Hälfte des vergangenen Jahrhunderts auf jede Ehe in Deutsch-
land durchschnittlich sechs lebendgeborene Kinder kamen - von denen allerdings nur
vier wegen der hohen Sterblichkeit das Erwachsenenalter erreichten - hatten die um 1 900
geschlossenen Ehen nur noch vier und die um 1 925 geschlossenen Ehen im Durchschnitt
2,2Kinder. Für die Ehejahrgänge bis 1955 blieb die durchschnittliche Kinderzahl mit
ungefähr zwei Kindern relativ stabil. Bei den bis 1967 geschlossenen Ehen ging die
Kinderzahl auf 185 pro 100 Ehen zurück. Die für den späteren Zeitraum ermittelten Werte
können noch nicht als endgültig betrachtet werden, weil in diesen Ehen aufgrund ihrer
relativ kurzen Dauer noch Kinder geboren werden können.

Durchschnittliche Kinderzahlen sagen allerdings allein wenig über die konkreten Lebens-
verhältnisse in den Familien aus. Denkbar wäre beispielsweise eine große Anzahl von
Ehepaaren mit vielen Kindern bei einer ähnlich hohen Zahl kinderloser Ehepaare.
Tatsächlich ist es aber so, daß im Laufe de( Zeil die Zahl der Ehen mit vier und mehr
Kindern abnahm, während die Zahl kinderloser Ehen, aber auch die der Ehen mit einem
oder zwei Kindern, anstieg.
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Tab.7: Ehen aus den Jahren 1900 bis '1972

nach der Zahl der lebendgeborenen Kinder

Von 100 Ehen haben
Eheschließungslahr

keineKinder 1 2 3 4u.mehr
Kinder

Kinder
insgesamtKind

1 900-1 909
1910-1918
1 91 9-1 930
1 931- 1 940
1 941-1 950
1 951-1 962
1963-1972

10
13
17
15
13
13
15

16
17
'15

17
17
18
14

43
29
20
16
14
12
6

364
273
226
212
206
203
173

18
23
24
29
31

34
38

14
19
23
24
26
24
28

1.6 Familien und Haushalte
ln der Entwicklung der Kinderzahl pro Ehe spiegelt sich der Übergang von der Groß- zur
Kleinfamilie wider. Damit einher geht die Abnahme der Haushaltsgröße bei wachsender
Zahl der Haushalte. lm April 1 982 wurden 25,3 Mill. Haushalte im Bundesgebiet ermittelt.

lm Jahre 1900 lebten in rund 44oÄ aller Privathaushalte f ünf oder mehr Personen, 1 982
lag der entsprechende Wert nur noch bei 8%. Der Anteil der Zweipersonenhaushalte
nahm von 1 5 % im Jahr 1 900 auf 29 % 19822u, und der Anteil der Einpersonenhaushalte
stieg im gleichen Zeitraum von 7 To aut etwa31 %. Somit lebten 1 982 in der Bundesrepu-
blik etwa 7,9 Mill. Personen, also rund 13 % der Bevölkerung, allein. Die durchschnittliche
Haushaltsgröße belief sich um die Jahrhundertwende auf 4,5 Personen, 1982 hingegen
nur noch aut 2,4.

Als Ursache lür die abnehmende Haushaltsgröße kann u. a. der Wandel von der Agrar-
zur lndustriegesellschaft angesehen werden. Damit im Zusammenhang steht die Zunah-
me der städtischen Haushalte, die auch heute noch im Durchschnitt kleiner sind als die in
ländlichen Gemeinden. ln den Großstädten sind insbesondere die Einpersonenhaushalte
(50 % dieser Haushalte befinden sich dort) zahlreich vertreten. lm Jahre 1982 lebte jeder
fünfte Großstadtbewohner allein, während in Gemeinden mit weniger als 100000
Einwohnern nur etwa jeder zehnte einen Einpersonenhaushalt fÜhrte.

Neben der Frage des Zusammenlebens in Haushalten und der Haushaltsstruktur ist auch
die Frage des Familienverbandes - besonders im Hinblick auf die Kinder - von großer
Bedeutung. Hier richtet sich das Augenmerk insbesondere auf die sogenannten ,,unvoll-
ständigen Familien", also Alleinstehende mit Kindern. 1982 gab es in der Bundesrepublik
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Abb. 6: Haushaltsgrößen
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insgesamt 927000 alleinstehende Väter oder Mütter mit einem oder mehreren Kindern
unter 18 Jahren. Diese Situation war in 232000 Fällen auf den Tod des Partners und in
564000 Fällen auf Scheidung oder Trennung zurückzuführen. 131 000 der Alleinerzie-
henden waren nie verheiratet.

Besonders bemerkenswert ist die Entwicklung bei den alleinstehenden Vätern, deren
Zahl sich von 88000 im Jahr 1 972 auf 1 45000 im Jahr 1 982 erhöht hat. Von ihnen hatten
rund 107000 für ein Kind, 28000 fürzwei und 10000 für drei und mehr Kinderzu sorgen.

Die Zahl der alleinerziehenden Frauen mit Kindern unter 18 Jahren ist zwischen 1 972 und
1982 von 618000 aut782000 gestiegen. Auch hier war in der überwiegenden Zahl der
Fälle (521 000) nur ein Kind vorhanden. lmmerhin hatten aber 199000 Mütter zwei und
63000 drei Kinder und mehr alleine zu erziehen.

1.7 Eheschließungen, Scheidungen
Der Familienstand ist im Unterschied zum Alter und Geschlecht lediglich ein soziales bzw.

rechtliches Merkmal. Demographisch gesehen beruht seine Bedeutung auf seinem
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Einfluß auf die Geburtenentwicklung, da gegenwärtig rund 91 % aller Kinder ehelichen
Verbindungen entstammen.

Über einen Zeilraum von 100 Jahren hinweg ist der Anteil der ledigen gegenüber dem
Anteil der verheirateten, verwitweten und geschiedenen Bevölkerung von 60% im Jahr
1880 auf elwa 40% im Jahr 1980 zurückgegangen. Dabei ist jedoch der veränderte
Altersaufbau, d. h. insbesondere die starke Abnahme des Bevölkerungsanteils unter 15
Jahren, zu berücksichtigen.

1983 waren rund 65% aller Männer und etwa 71%o aller Frauen zwischen 20 und 60
Jahren verheiratet. Das durchschnittliche Heiratsalter lediger Männer lag 1950 bei 28,1
Jahren, 1 975 bei 25,3 und 1 983 bei 26,9 Jahren. Bei den ledigen Frauen ging es von 25,4
Jahren 1950 aut 22,7 im Jahr 1975 zurück und stieg dann bis 1983 auf 24,1 Jahre an.

Die Zahl der Eheschließungen, die u. a. auch vom Altersaufbau der Bevölkerung abhängt,
verringerte sich zwischen 1960 und 1984 von rund 521 000 auf 364000. Die Heiratshäu-

Abb. 7: Eheschließungen und Ehelösungen

Ta use nd Ta use nd

I 961 I 965 1970

'1 Durch Tod, Scheidung, Aufhebung oder Nichtigkeit der Ehe.

46

600

5s0

500

450

400

350

300

600

5s0

500

450

400

350

300

0

-

oa

Übersc h
Ider Eheschlreßungen

r r Ehesclrlreßurrgen

- 

Ehelösrrrrgen 1

Ü bersc h uß

der Ehelösungen

o
o

1l

1975 1980 1983

0



Abb. 8: Familienstand der Bevölkerung
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figkeit - gemessen an der Zahl der Eheschließungen je 1 000 Einwohner - ist in diesem
Zeitraum von 9,4 (1 960) auf 5,9 (1 984) gesunken. Die geringste Zahl von Eheschließun-
gen wurde 1978 mit rund 328000 registriert; der nachfolgende Anstieg ist aber lediglich
auf den veränderten Altersaufbau zurückzuführen. Autgrund der ins heiratsfähige Alter
nachrückenden starken Geburtsjahrgänge hätte eine wesentlich stärkere Zunahme an
Eheschließungen eruartet werden können.

Tab. 8: Eheschließungen und -scheidungen

Eheschlie ßungen Ehescheidungen
Jahr

insgesamt je 1 000 Einwohner
1 000

insgesamt je 1 000 Einwohner
1 000

1 950
1 955
1 960
1 965
1 970
1975
1 980
1 981
1982
1 983
1 984

1,7
0,9
0,9
1,0
1,3
1,7
1,6
1,8
1,9
2,0

86
49
49
59
77

107
96

110
118
121

0,7
8,8
9,4
8,3
7,3
6,3
5,9
5,8
5,9
6,0
5,9

536
462
521
492
445
387
362
360
362
370
364
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Ehen können entweder durch Tod eines Ehepartners oder durch Scheidung gelöst
werden, wobei der erstgenannte Fall weitaus überwiegt, Allerdings wuchs der prozentua-
le Anteil der Scheidungen an den Ehelösungen in den letzten Jahren beträchtlich:
während 1960 14% aller Ehelösungen durch Scheidung erfolgten, waren es 1 983 28 %.
Hielte diese hohe Scheidungshäufigkeit an, so hätte das zur Folge, daß mindestens jede
vierte Ehe geschieden würde.

Nachdem im Jahre 1977 das 1. Gesetz zur Reform des Ehe- und Familienrechts in Kraft
getreten war, ging die Zahl der Scheidungen zunächst stark zurück. 1978 erfolgten nur
noch 9 % aller Ehelösungen durch Scheidung. Seitdem hat die Zahl der Ehescheidungen
jedoch wieder stark zugenommen. Von dieser Entwicklung sind seit einiger Zeit auch die
längerandauernden Ehen betroffen. 1983 betrug die durchschnittliche Ehedauer im
Zeitpunkt der Scheidung 1 1,6 Jahre, wobei Ehen im fünften Ehejahr besonders gefährdet
waren. ln rund 60% der Fälle stellten Frauen den Scheidungsantrag.4To/o aller
geschiedenen Ehen waren kinderlos, Von Scheidungen ihrer Eltern wurden 1983 rund
95000 minderjährige Kinder betroffen.

1.8 Ausländer

1.8.1 Stand und Entwicklung
Der wirtschaftliche Aufschwung, Anderungen in der Altersstruktur und längere Ausbil-
dungszeiten verursachten in den sechziger Jahren in der Bundesrepublik Deutschland
einen zunehmenden Arbeitskräftemangel. Mit der verstärkten Beschäftigung ausländi-
scher Arbeitnehmer wurde versucht, dem entgegenzuwirken. Dementsprechend erhöhte
sich die Zahl der im Bundesgebiet lebenden Ausländer von 690000 im Jahr 1961 (1 ,2 %
derBevölkerung) auf 4,1 MillionenimJahrel9T4(6,7% derBevölkerung).Nacheinem

Tab. 9: Ausländer in der Bundesrepublik Deutschland
nach Alter und Geschlecht 1984

Alter lnsgesamt männlich weiblich

1 000 o//o 1 000 o//o 1000 %

Unter 15
15-44
45-64
65 und mehr

lnsgesamt

983,2
2 533,8

743,3
103,3

4 363,6

22,5
58,1
17,0
2,4

100

526,9
1 429,4

491,5
51 ,7

2 499,5

21 ,1
57,2
19,7
2,1

100

456,3
1 104,4

251 ,8
51,6

1 864,1

24,5
59,2
13,5
2,8

100
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vorübergehenden Rückgang zwischen 1974 und 1978 aufgrund des Anwerbestopps
erreichte die Ausländerzahl als Folge der Familienzusammenführungen und des starken
Zustroms von Asylbewerbern 1982 mit 4,7 Millionen (7,6 % der Bevölkerung) ihren bisher
höchsten Stand. Seitdem geht sie erneut zurück und betrug 1984 rund 4,4 Millionen
(7,1 % der Bevölkerung).

Abb. 9: Zu- und Fortzüge von Ausländern
in Tausend
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Die meisten Ausländer kamen in die Bundesrepublik Deutschland, um hier Arbeit zu
finden. Sie sind deshalb größtenteils im erwerbsfähigen Alter und überwiegend männli-
chen Geschlechts. lm Laufe der Zeit nahm allerdings der Anteil der weiblichen Ausländer
aufgrundderFamilienzusammenführungenvon3l % imJahr1961 aut43% imJahr1984
zu. Gleichfalls war ein Anstieg der Zahl ausländischer Kinder zu verzeichnen. So lebten
1984 bereits knapp eine Million Personen mit fremder Staatsangehörigkeit im Alter unter
15 Jahren in der'Bundesrepublik Deutschland.

1 .8.2 Aufenthaltsdauer
Nach dem Anwerbestopp standen die im Bundesgebiet lebenden ausländischen Arbeit-
nehmer vor der Entscheidung, in ihre Herkunftsländer zurückzukehren oder hierzublei-
ben. Offensichtlich hat sich die Mehrzahlzum Bleiben entschlossen und ihre Frauen und
Kinder nachgeholt. 1984 hielten sich schon rund 57% der Ausländer zehn Jahre oder
länger im Bundesgebiet auf. Von den gegebenen Einbürgerungsmöglichkeiten haben
bislang erst sehr wenige Ausländer Gebrauch gemacht (1983: rund 14000 eingebürgerte
Personen).
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1.8.3 Geburtenentwicklung
1983 kamen etwa 61 000 ausländische Kinder in der Bundesrepublik Deutschland zur
Welt. Dies bedeutet gegenüber 1974, dem Jahr, in dem die hÖchste Zahl an ausländi-
schen Geburten im Bundesgebiet registriert wurde, einen RÜckgang um rund 43%
Gegenwärtig hat etwa jedes zehnte im Bundesgebiet geborene Kind eine ausländische
Staatsangehörigkeit, während 1974 noch jedes sechste ausländischer Herkunft war.

Die Ursache für diesen Rückgang ist nicht zuletzt in einer Anpassung der Ausländerinnen
an die deutschen Verhältnisse zu suchen. Allerdings ist die Geburtenhäufigkeit bei den in

der Bundesrepublik lebenden Ausiänderinnen immer noch wesentlich höher als bei den
deutschen Frauen, wenn auch zwischen den einzelnen Nationalitäten erhebliche Unter-
schiede bestehen. Während 1 000 Türkinnen - bei derzeitigem Geburtenverhalten - im

Laufe ihres Lebens rechnerisch fast 2600 Kinder haben, sind es bei den italienischen
Frauen rund 1 700, bei den Jugoslawinnen knapp 1 600 und den Spanierinnen etwa 1 400.
Bei den deutschen Frauen beläuft sich der Vergleichswert auf rund 1 300.

1.8.4 Regionale Verteilung
ln welchen Regionen des Bundesgebietes die Gastarbeiter ihren Wohnsitz nehmen,
hängt im wesentlichen von den örtlichen Wirtschaftsstrukturen und den ErwerbsmÖglich-
keiten ab. So liegt der BevÖlkerungsanteil der Ausländer in den industriellen Ballungsge-

Aus!änder in deutschen Großstädten
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Die Städte mit den
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Berlin (West) 24O 3OO
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bieten, z. B. an Rhein und Ruhr oder im Rhein-Main-Gebiet, wesentlich über dem
Bundesdurchschnitt, in wirtschaftsschwachen Räumen - beispielsweise im gesamten
Zonenrandgebiet - dagegen erheblich darunter.

Wie sehr sich die Ausländer auf wenige Teile des Bundesgebietes konzentrieren, zeigt
sich daran, daß etwa 2,3 Millionen oder 50% von ihnen in Städten mit über 100000
Einwohnern leben (Bevölkerungsanteil dieser Städte an der Gesamtbevölkerung etwa
ein Drittel). So war 1984 beispielsweise in Frankfurt nahezu jeder vierte und in Offenbach
am Main jeder fünfte Einwohner Ausländer. Annähernd gleich hoch lagen mit 18 % bzw.
16% die entsprechenden Werte für Stuttgart und München. Die Großstädte mit den
geringsten Ausländeranteilen waren Oldenburg mit 3% sowie Regensburg und Würz-
burg mit jeweils annähernd 4%.

1 .8.5 Staatsangehörigkeit
Derweit überwiegende Teilder 1984 im Bundesgebiet lebenden Ausländer, ungetähr drei
Viertel, kam aus folgenden sechs Staaten:

Türkei
Jugoslawien
Italien
Griechenland
Österreich
Spanien

1 426 000 :32,7 %
600 000 :13,8o/o
545 000 :12,5%
287 000: 6,60/o
172000:3,9%
1s9 000 : 3,6%

lm Vergleich zu 1970 hat sich die Anzahl der in der Bundesrepublik lebenden Türken mehr
als verdreifacht. Dagegen veränderte sich in diesem Zeitraum die Zahl der übrigen
Ausländer aus dem europäischen Raum jeweils nur geringfügig. Noch relativ klein, in den
vergangenen zehn Jahren aber doch stark angestiegen, ist die Zahl der in der Bundesre-
publik lebenden Asiaten. Zwischen 1974 und 1984 erhöhte sie sich von l14000 auf
247 000, also um 1 1 7 %, lnsbesondere fällt der starke Zustrom von Vietnames en (1974:
1 900; 1984:26900) und Pakistanern (1974:3300; 1984: 14300) auf. Ein Teil von ihnen
nimmt das Recht auf Asylgewährung für politisch Verfolgte in Anspruch.

1980 erreichte dieZahl der Asylbewerber mit mehr als 100000 Personen ihren Höhe-
punkt und verminderte sich bis 1983 auf knapp 20000. 1984 stieg sie wieder auf rund
35000 an.

1 .9 Bevölkerungsvorausschätzungen
Bevölkerungsvorausschätzungen arbeiten mit Annahmen über die künftige Entwicklung
der Geburtenhäufigkeit, der Sterblichkeit und der Wanderungsbewegungen über die
Grenzen des Bundesgebiets. Ob die Vorausberechnungen auch tatsächlich eintreffen,
wird um so fraglicher, je weiter der Prognosezeitraum in die Zukunft reicht.
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Wenn sich die Vorausschätzung nur auf die nächsten zwei Jahrzehnte erstreckt, ist die
Aussagefähigkeit - zumindest der Modellrechnungen für die deutsche BevÖlkerung -
hoch, weil die meisten Menschen, die das Jahr 2000 erleben werden, bereits geboren
sind. Unsicherheiten bestehen insofern nur im Hinblick auf die ungeborene Generation.

Alle Bevölkerungsvorausschätzungen weisen für die deutsche BevÖlkerung eine sinken-
de Bevölkerungszahl aus, allerdings in unterschiedlichem Ausmaß, je nach den zugrunde
gelegten Annahmen. Unterstellt man als wesentliche Vorgaben z. B. weitgehende
Konstanz der Sterblichkeit und eine Fortdauer der Geburtenhäufigkeit des Jahres 1983,

so werden im Jahr 2000 im Bundesgebiet etwa 54 Mill. Deutsche leben. Wenn man diese
Alternative bis ins Jahr 2030 durchspielt, ergibt sich rein rechnerisch eine Bevölkerungs-
zahl von 41 Millionen. 38% der Deutschen wären nach dieser Vorausberechnung im
Jahre 2030 älter als 59 Jahre.

Abb. 10: Altersaufbau der deutschen Bevölkerung
(Vorausberechnung für die Jahre 2000 und 2030 unter Annahme der Kon
stanz von Sterblichkeit und Geburtenhäufigkeit)
Basisjahr 1983

Alter in
Jahren 1980 2000 2030

männlich weiblich männlich weiblich männlich weiblich

40

400 200 0 200 400 400 200 0 200
Tausend je Altersjahr lausend le Alterslahr

: lm Basisiahr 119831 noch nicht lebende Personen

4oo 400 2oo o 200 40o
Tausend ie Altersjahr

Unsicherer als die Prognose der Deutschen ist eine Vorausberechnung der Ausländer in

der Bundesrepublik wegen der starken Schwankungen der Wanderungsbewegungen
dieses Personenkreises. Gegenwärtig wird eher mit leicht negativen Wanderungssalden
gerechnet. Danach könnte die Zahl der Ausländer im Jahr 2000 zwischen 4 und

4,5 Millionen liegen.
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2 Bildung

2.1 Einführung
Kaum ein Politikbereich wird mit so vielen, zum Teil kontroversen Schlagworten belegt
wie die Bildungspolitik. Lehrerschwemme, Studentenberg, Pillenknick, Bildungsnotstand,
Akademikerarbeitslosigkeit oder Lehrstellenmangel sind nur eine kleine Auswahl aus
dem Vokabular, das zur Kennzeichnung der Bildungssituation dienen soll. Dabei wird oft
mehr Verwirrung gestiftet als Klarheit herbeigeführt. Deshalb ist es notwendig, die
Diskussion durch fundiertes statistisches Material zu versachlichen.

Nicht alle Bildungsprozesse lassen sich statistisch erfassen, ,,Bildung" erfährt schon das
Kleinkind in der Familie, indem es beispielsweise die Sprache und soziale Verhaltenswei-
sen lernt. Hierüber können kaum quantitative Aussagen getroflen werden. Die vorhande-
nen statistischen Unterlagen vermitteln in erster Linie Erkenntnisse über die Schüler,
Auszubildenden und Studenten sowie über die eingesetzten Lehrkräfte. Abb. 1 zeigl die
Bereiche, für die statistisches Material zur Verfügung steht.

Darüber hinaus geben die Statistiken aber auch Einblick in die Rahmenbedingungen des
Bildungsbereichs, die sich in den vergangenen Jahren grundlegend geändert haben.
Entscheidende Einflüsse gehen dabei von der demographischen Enlwicklung aus. So ist
der Altersaufbau der Bevölkerung in der Bundesrepublik Deutschland gekennzeichnet
durch die geburtenstarken Jahrgänge der sechziger Jahre mit rund einer Million Neuge-
borenen pro Jahr und die nachfolgenden geburtenschwachen Jahrgänge mit etwa
600000 Neugeborenen im Durchschnitt der Jahre 1974 bis 1983. Zeitversetzt ergeben
sich hierdurch unterschiedliche Jahrgangsstärken bei den Schülern, Auszubildenden und
Studenten. Allerdings ist die Bevölkerungsentwicklung nicht der einzige Einflußfaktor des
Bildungsangebots und der Bildungsnachfrage. Von großer Bedeutung sind auch die
individuellen Bildungsentscheidungen und die Maßnahmen zur Umsetzung bildungspoli-
tischer Ziele.

2.2 Kindergärten und Schulkindergärten
Die Vermittlung von Kenntnissen durch die Eltern wird in Kindergärten, Kinderhorten,
Schulkindergärten sowie,,Vorklassen" und ,,Klassen der Eingangsstufe" an Grundschu-
len (vorschulische Einrichtungen) ergänzt und fortgefÜhrt. Die Schulkindergärten (für
schulpflichtige, aber noch nicht schulreife Kinder) und die Vorklassen (für schulreife, aber
noch nicht schulpflichtige Kinder) bereiten auf den Eintritt in die Grundschule vor. 1983
besuchten rund 64 1 00 Kinder (5,6 % der Kinder von fünf bis unter sieben Jahren) diese
Einrichtungen.
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Abb. 1: Grundstruktur des Bildungswesensl
in der Bundesrepublik Deutschland 1984

1 Schematisierte Darstellung der typischen Struktur des Bildungssystems der Bundesrepublik Deutschland. ln den
einzelnen Bundesländern bestehen Abweichungen.
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2.3 Allgemeinbildende und berufliche Schulen

2.3.1 Schüler
Die Schulpflicht beginnt nach Vollendung des sechsten Lebensiahres. Sie beträgt zwÖlf
Jahre, davon in der Regel neun Vollzeitschuljahre und drei Teilzeitschuljahre.

Alle Kinder besuchen zunächst die Grundschule, die in der Regel vier Schuljahre dauert.
Mit zeitlicher Verzögerungzur rückläufigen Geburtenentwicklung (vgl. Kap. 1) verringerte
sich die Anzahl der Kinder, die jährlich eingeschult wurden. Während zwischen 1970 und
1974 noch über eine Million Einschulungen pro Jahr erfolgten, waren es zu Beginn des
Schuljahres 1983/84 nur noch 562000. Diese Entwicklung findet ihren Niederschlag in

rückläufigen Schülerzahlen an den Grundschulen (1983: 2,4 Mill.) sowie in der verringer-
ten Gesamtzahl der Schüler an allgemeinbildenden Schulen.

1976 erreichte die Schülerzahl an allgemeinbildenden Schulen mit über zehn Millionen
ihren Höchststand und verminderte sich dann kontinuierlich auf knapp acht Millionen im
Jahr '1 983. Verringert hat sich allerdings nur die Zahl deutscher Schüler, während die Zahl
ausländischer Kinder an den Schulen seit Jahren stetig steigt, War 1975 noch jeder 26.
Schüler an allgemeinbildenden Schulen ausländischer Herkunft, war es 1983 schon last
jeder elfte.

Nach einer Vorausschätzung der Kultusministerkonferenz über die weitere Entwicklung
bis zum Jahr 2000 werden ab 1985 auch die Schülerzahlen im Bereich der beruflichen
Schulen sinken.
Welche weiterführende Schulart nach dem Besuch der Grundschule in Betracht kommt -
Hauptschule, Realschule, Gymnasium oder Gesamtschule - richtet sich nach der
Empfehlung der Grundschule, dem Wunsch der Eltern sowie den Leistungen des
Schülers; außerdem dienen die Schuljahre fünf und sechs der allgemeinbildenden
Schulen der Förderung und Orientierung aller Schüler im Hinblick auf ihre weitere
Schullaufbahn (Orientierungsstufe). 1983 wurden in den Hauptschulen 1 ,9 Mill. Schüler,
in den Realschulen 1,2 Mill. Schüler und in den Gymnasien 2,0 Mill. Schüler unterrichtet.
Außerdem besuchten 225000 Schüler Gesamtschulen, in denen die Bildungsgänge von
Hauptschule, Realschule und Gymnasium in unterschiedlicher organisatorischer und
inhaltlicher Ausgestaltung zusammengefaßt sind.

lm Schulbesuch spiegelt sich der Trend zu höheren Bildungsabschlüssen wider. Dies
wird anschaulich, wenn man die Verteilung eines bestimmten Altersiahrgangs auf die
unterschiedlichen Schularten im Zeitablauf betrachtet. Für eine solche Untersuchung
erscheinen die 13jährigen besonders geeignet, weil in diesem Alter in der Regel die
Entscheidung für die weiterführende Schulart gefallen ist und sie andererseits noch der
Vollzeitschulpflicht unterliegen. Dabei wird deutlich, daß sich der Schulbesuch in dieser
Altersstufe kontinuierlich von den Hauptschulen auf die Realschulen, Gymnasien und

Gesamtschulen verlagert hat. So wurden z. B. im Jahr 1960 noch 70% der 131ährigen an

Hauptschulen, aber nur 26Yo an Realschulen und Gymnasien unterrichtet; 1983 lag das
Verhältnis bei 37 % zu 54o/o.
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Abb. 2: Entwicklung der Schülerzahlen an allgemeinbildenden
und beruflichen Schulen
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Neben den bereits genannten Schularten gibt es die Sonderschulen. Das sind Einrichtun-
gen zur Förderung und Betreuung körperlich, geistig oder seelisch benachteiligter oder
sozial gefährdeter Kinder, die nicht oder nicht mit ausreichendem Erfolg in anderen
Schulen unterrichtet werden können. 1983 besuchten 302000 Kinder Sonderschulen,
also knapp 4Yo der insgesamt etwa 8 Mill. Schüler an allgemeinbildenden Schulen. Der
überwiegende Teil (64%) der Behinderten wurde in Klassen für Lernbehinderte unter-
richtet,

Außerhalb der allgemeinen Schulpflicht besteht die Möglichkeit, Schulabschlüsse an
Abendschulen und Kollegs (Einrichtungen des zweiten Bildungsweges) nachzuholen.
1983 nutzten 41 000 Erwachsene dieses Bildungsangebot.

Tab. 1: Schüler an allgemeinbildenden Schulen
in Tausend

Schulart 1 960 1970 1 980 1 983

Grundschulen
Hauptschulen
Sonderschulen
Realschulen
Gymnasien

davon Klasse 5- 10
Klasse 11-13

Gesamtschulen
Abendschulen und
Kollegs

lnsgesamt

l 5 219

143
431
853
642
212

9

6 655

3 978
2 369

322
863

1 379
1 062

317

2 771
2 274

354
1 351
2 119
1 496

624
220

2352
1 895

302
1 214
1 961
1 289

672
225

41

7 990

25

8 938

39

I 128

lm Gegensatz zur rückläufigen Zahl der Kinder, die jährlich eingeschult werden, steigt die
Gesamtzahl der Abgänger aus den Schulen wegen der geburtenstarken Jahrgänge seit
1970 nahezu kontinuierlich an. Bereits jetzt und noch in den nächsten zehn Jahren
werden sie in das Beschäftigungssystem eintreten.

Auch bei den Schulabgängern wird der Trend zu höheren Bildungsabschlüssen deutlich.
Allerdings gibt es immer noch eine Reihe von Jugendlichen, die die Schule ohne einen
Schulabschluß verlassen. 1983 beendeten 7,7 % der Abgänger aus dem allgemeinbil-
denden oder beruflichen Schulwesen ihre Vollzeitschulpflicht ohne Hauptschulabschluß.
ln dieser Gruppe sind Jungen stärker vertreten als Mädchen,

Die Schulabgänger mit Haupt- oder Realschulabschluß setzen überwiegend ihre Ausbil-
dung im dualen System von (Teilzeit-)Berufsschule und Betrieb fort. Die Berufsschule
ergänzt hier die gleichzeitige praktische Ausbildung im Betrieb. Daneben wird die
Berufsschule aber auch von Jugendlichen unter 18 Jahren ohne Ausbildungsvertrag
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Tab- 2 Schulabgänger aus allgemeinbildenden und
beruflichen' Schulen

Davon (%)

nach Beendigung der
Vollzeitschulpflicht

Jahr
lnsgesamt

1 000
ohne Haupt-

schulabschlu ß

mit Haupt-
schulab-
schlu ß

mit Realschul-
oder gleichw.

Abschluß

mit Hochschul-
oder Fachhoch-

schulreif e

1 970
1 975
1 980
1 983

26,0
31,6
34,5
36,7

11,4
18,4
19,8
25,6

769
921

1 105
1 194

t /,3
11,8
1 0,1
7,7

45,0
38,2
35,6
30,0

1 SchulabgängerausberuflichenSchulensindhiernurinsoweiterfaßt,alssieAbschlußzeugnisseerhaltenhaben,die
dem Realschulabschluß gleichwertig sind oder zum Besuch einer Fachhochschule oder Hochschule berechtigen.

besucht, die noch der dreijährigen Teilzeitschulpflicht unterliegen. lm Jahr 1983 gab es
insgesamt 1,8 Mill. (Teilzeit-)BerufsschÜler, davon waren 1,7 Mill' Auszubildende im

dualen System.

Eine Sonderstellung nimmt das Berufsgrundbildungslahr (Berufsschule in Vollzeitform)
ein, das als erstes Jahr der Berufsausbildung in verschiedenen Berufsfeldern durchge-
führt wird. Es vermittelt eine berufliche Grundbildung und wird in der Regel auf die weitere
Berufsausbildung angerechnet. Daneben werden Jugendlichen, die aufgrund unter-
schiedlicher Beeinträchtigungen keine oder noch keine Berufsausbildung erhalten kön-
nen, berufsvorbereitende vollzeitschulische Bildungsgänge (Berufsvorbereitungsiahr)
angeboten. 1983 wurden rund 128000 Jugendliche im Berufsgrundbildungs- oder
Berufsvorbereitungsjahr unterrichtet. Von ihnen hatten etwa 35 % keinen Hauptschulab-
schlu ß.

Außerdem besteht nach der Entlassung aus den allgemeinbildenden Schulen die
Möglichkeit, eine Berufsfachschule zu besuchen. Es handelt sich dabei um Vollzeitschu-
len, die ein bis dreiJahre besucht werden und zur Berulsvorbereitung oder auch zurvollen
Berufsausbildung dienen. 1983 wurden rund 406000 Schuler an Berufsfachschulen
unterrichtet, und zwar bevorzugt in Wirtschafts-, Handels' und Verwaltungsberufen.
Fachoberschulen bzw. Fachgymnasien, die den Zugang zu den Fachhochschulen bzw.

Hochschulen eröffnen, besuchten 1983 150000 Jugendliche.

Die Fachschulen (einschließlich Schulen des Gesundheitswesens) werden in der Regel
freiwillig nach einer bereits enrvorbenen Berufsausbildung und praktischer Berufserfah'
rung besucht und vermitteln eine weitergehende fachliche Ausbildung im Beruf . 1983 gab
es rund 205000 Fachschüler.

58



Tab. 3: Schüler an beruflichen Schulen
in Tausend

1 960 1970 1 980 1 983Schulart

(Teilzeit-) Berufsschulen 1

Berufsg rundbi ldun gsjah12
Berufsaufbauschulen
Berufsfachschulen
Fachoberschulen,

Fachgymnasien
Fachschulen

lnsgesamt

1 861
109
22

352

1 8.13
128

16
406

134
192

2 669

1 662

139

142

1 943

1 600

59
167

2 072

40
205

150
205

2 718

1 Einschließlich Berufssonderschulen,
2 Einschließlich Elerufsvorbereitungsjahr.

2.3.2 Lehrer
Die Qualität der schulischen Ausbildung wird durch die Schüler-Lehrer-Relation beein-
flußt, die anzeigt, wie intensiv sich der Lehrer mit dem einzelnen Schüler beschäftigen
kann. An allen Schularten konnte im letzten Jahrzehnt die Betreuungsrelation verbessert
werden. So verminderte sich beispielsweise die Anzahl der Schüler je Lehrer an den
Grund- und Hauptschulen zwischen 1970 und 1983 von durchschnittlich 31 ,6 auf 19,1 , an
den Sonderschulen von I 5,3 auf 7,6.

f ab. 4: Schüler je Lehrerl an allgemeinbildenden und
beruflichen Schulen

Schulart 1 970 1 980 1 983

Grund- und Hauptschulen
Sonderschulen
Realschulen
Gymnasien
Gesamtschulen
Abendschulen und Kollegs
Berufliche Schulen

31,6
15,3
23,1
18,8

16,3

21 ,6
8,7

21 ,5
17,4
15,4
14,8
32,0

1 9,1
I,O

19,8
15,7
14,1
14,7
29,8

1 Vollzeitlehrer und in Vollzeitlehrer umgerechnete Teilzeitlehrer.
Quelle: Ständige Konferenz der Kultusminister der Länder.
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1983 unterrichteten 468000 Lehrer an allgenieinbildenden Schulen und 87000 an

beruflichen Schulen. lhre Zahl hat sich gegenÜber 1970 aufgrund der geburtenstarken

Jahrgänge und der gestiegenen Bildungsnachfrage wesentlich erhöht, insbesondere bei

den Realschulen und Gymnasien. Allerdings sind die Lehrerzahlen angesichts sinkender
Schülerzahlen teilweise bereits wieder ruckläufig. So unterrichteten 1983 22100O

Lehrer an den Grund- und Hauptschulen, 12000 weniger als '1980'

Tab. 5: Lehrerl an allgemeinbildenden und beruflichen Schulen
in Tausend

Schulart 1 970 1 980 1 983

Allgemeinbildende Schulen
Grund- und Hauptschulen
Sonderschulen
Realschulen
Gymnasien
Gesamtschulen
Abendschulen und Kollegs

Berufliche Schulen

lnsgesamt

339
202

21

38
77

477
233

41

bJ
122

16
2

80

468
221

40
61

125
18
3

87

555

2

557

1 Vollzeitlehrer und in Vollzeitlehrer umgerechnete Teilzeitlehrer.

Quelle: Ständige Konferenz der Kultusminister der Länder'

2.4 Belriebl iche Berufsausbild ung
Während der Besuch der (Teilzeit-)BeruJsschulen zur Vermittlung der fachtheoretischen
Ausbildungsinhalte dient, vollzieht sich die praktische Berufsausbildung durch das

unmittelbare Lernen am Arbeitsplatz oder in den Ausbildungswerkstätten.

lm Bereich der betrieblichen Berufsausbildung haben die geburtenstarken Jahrgänge zu

einer anhaltend hohen Nachfrage nach Ausbildungsplätzen gefÜhrt. 1984 bewarben sich

764000 Jugendliche um eine Lehrstelle, das waren 6% mehr als 1983. Trotz einer

Steigerung des Ausbildungsplatzangebots um 4 % auf insgesamlT2T 000 Plätze konnten

nicht alle Bewerber, die sich beim Arbeitsamt um eine Ausbildungsstelle bemühten,

vermittelt werden. lnsgesamt wurden 706000 Ausbildungsverträge bis zum 30. Septem-
ber 1 984 neu abgeschlossen, was einem neuen HÖchststand entspricht. 21 000 angebo-

tene Ausbildungsplätze waren zu diesem Zeitpunkt noch unbesetzt, 58000 Bewerber

Suchten noch eine Lehrstelle. Durch die Fortsetzung der Vermittlungsbemühungen
konnte allerdings die Zahl der unvermittelten Bewerber bis zum Jahresende auf 37000
abgebaut werden.

60



Tab. 6: Auszubildende, Angebot und Nachfrage nach Ausbildungs-
plätzen sowie bestandene Abschlußprüfungen
in Tausend

Jahr Auszubildende
insgesamtl

Angebot an Nachfrage nach
Ausbildungsplätzen2

Neu
abgeschlossene

Ausbildungs-
verhältnisse2

Bestandene
Abschluß-
prüfungen

1975
1 980
1 983
1 984

1 329
1 715
1 722
1 799

462
650
677
706

461
568
616

480
695
696
727

486
667
724
764

1 Stand: Jeweils 31. Dezember.
2 Stand: Jeweils 30. September.

Quelle: Bundesminrsterium für Bildung und Wissenschaft, Berufsbildungsbericht.

Abb. 4: Ausbildungsplätze 1976-1984
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Abb. 4 zeigl, daß das Ausbildungsplatzangebot der seit 1 976 stark gestiegenen Nachfra-
ge weitgehend gefolgt ist. Ursache der hohen Nachfrage sind allerdings nicht ausschließ-
lich die geburtenstarken Jahrgänge, sondern auch ein verändertes Ausbildungsverhal-
ten. Nicht nur Hauptschul- und Realschulabgänger, sondern auch Abiturienten wünschen
verstärkt eine betriebliche Berufsausbildung. Unter den rund 1,7 Mill. Jugendlichen, die
1983 in einem Ausbildungsverhältnis standen, besaßen 8,4 % das Abitur. Etwa die Hälfte
der Auszubildenden hatte den Abschluß einer Realschule oder einer beruflichen Vollzeit-
schule, weitere 43Yo kamen - mit und ohne Abschluß - von der Hauptschule.

Die Verteilung der Auszubildenden läßt deutliche Schwerpunkte erkennen: 1 983 konzen-
trierten sich 64o/o aller Ausbildungsplätze männlicher und 82% aller Ausbildungsplätze
weiblicher Auszubildender auf nur 25 von insgesamt 434 anerkannten Ausbildungsberu-

Abb. 5: Auszubildende in den zehn am stärksten besetzten
Ausbildungsberufen

Jahresende: ! rlzs Qwet
Männlich

KIaf tfahrzeugmechani ker (Hw )

ktroinstallateur (Hw)

nenschlosser (lH)

rschler (Hw)

ler und Lackierer (Hw)

(lH Hw)

und \|asserinstal lateur
äcker (Hw) (Hw)

Kaufmann rm Groß- und Außen

Bankkaufrnann (lH )
handel

(lH )

Weiblich

Friseuiln (Hw)
(l.Stufe)(lH)

Verkäufeiln rm Nah

ürokauffrau (lH)

lferln (FB)

ekauffrau (lH)

kkauffrau (lH)

Zahnarzthelferin (F

rungsmi ttel
handwerk

( Hw)

rnzelhandelskauff rau (2.Stufe)
B)

ilfin (lH) (lH Hw)

1 00 000 B0 000 60 l]00 40 000 20 000 0

lH : lndustrie und Handel (einschließ ich Banken, Versicherungen, Gast- und Verkehrsgewerbe); Hw : Handwerk; FB

= Freie Berufe.

-

ru %

62



fen. Viele Jugendliche finden im Beruf ihrer Wahl keinen Ausbildungsplatz und müssen
deshalb auf andere Ausbildungsgänge ausweichen oder Arbeitslosigkeit in Kauf nehmen.

Bei den männlichen Jugendlichen rangiert der Beruf Kraftfahrzeugmechaniker in der
Beliebtheitsskala eindeutig an erster Stelle: nahezu jeder dreizehnte Auszubildende
ergreift ihn. Ein großer Teil der Mädchen entscheidet sich für die Berufe Verkäuferin und
Friseurin. Neuerdings lassen sie sich verstärkt auch in einigen typischen ,,Männerberu-
fen" ausbilden; so durchliefen 1983 beispielsweise bereits rund 3600 weibliche Jugendli-
che eine Ausbildung als Malerin und Lackiererin.

Am Ende der Berufsausbildung sind Abschlußprüfungen durchzuführen. Die Erfolgs-
quote lag 1983 bei 89%,d.h. von 692000 Prüfungen wurden 616000 bestanden. Nach
Abschluß der Berufsausbildung treten allerdings zunehmend Probleme beim Berufsstart
auf. lm September 1983 gab es 85000 Arbeitslose, die zuvor in einer betrieblichen
Berufsausbildung standen. 65000 wurden nach Abschluß der Ausbildung vom Betrieb
nicht übernommen, 20000 schieden durch Abbruch der Ausbildung aus. Besonders hoch
ist die Arbeitslosigkeit nach vorheriger Ausbildung bei Kraftfahrzeuginstandsetzern
(22%), bei Friseurinnen (18%) und Arzthelferinnen (11 %).

2.5 Studienabsichten
Jährlich werden die Schüler, die kurz vor der Reifeprüfung stehen, nach ihren Studien-
und Berufswünschen befragt. 1984 äußerten 59% der Schüler, die die Hochschulreife
anstrebten, den Wunsch zu studieren, 17 % bekundeten keine Studienabsichten und die
restlichen 24o/" waren noch unentschlossen. Von den Schülern, die sich auf die
Fachhochschulreife vorbereiteten, beabsichtigten 61 % die Aufnahme eines Studiums,
während 12Yo nicht studieren wollten; 27% hallen diesbezüglich noch keine konkrelen
Zukunftspläne. Bei den Mädchen war die Studienneigung insgesamt geringer ausgeprägt
als bei den Jungen.

Der Anteil der Studienwilligen lag in der Vergangenheit wesentlich höher als heute. So
strebten beispielsweise 1972 90% aller Abiturienten ein Studium an, und nur 4o/o
äußerten den Wunsch, unmittelbar nach ihrem Schulabschluß in das Berufsleben
einzutreten. Stark erhöhte sich in den letzten Jahren insbesondere der Anteil der
Unentschlossenen.

2.6 Hochschulen

2.6.1 Studenten
Die Furcht der sechziger Jahre vor einer drohenden ,,Bildungskatastrophe", d. h. einem
Bildungsrückstand der deutschen Bevölkerung im internationalen Vergleich, besteht
schon seit einiger Zeit nicht mehr. Denn die Zahl der Sludenten hat sich zwischen 1960
und 1984 von annähernd 250000 auf 1,3 Millionen mehr als verfünffacht. Diese
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Tab. 7: Studienabsicht der Abiturienten

Jahr Befragte
insgesamt

Studienwillige Unent-
schlossene

Ohne
Studienabsicht

1 000 o//o

Männlich
90,3
78,7
72,5
67,2

Weiblich
88,6
70,4
63,0
49,6

lnsgesamt
89,7
75,3
68,3
59,2

1972
1 976
1 980
1 984

82
109
113
154

6,5
15,4
20,9
23,4

1972
1976
1 980
1 984

45
75
88

127

5,6
15,5
21 ,8
26,6

5,8
14,1
15,3
23,8

1972
1 976
1 980
1 984

126
183
201
281

6,2
15,4
21,3
24,8

3,2
6,0
b,b
9,5

4,2
9,3
0,4
5,9

Tab. 8: Studenten an Hochschulen
in Tausend

Hochschulart 1 960 1 970 1 980 1 984

Universitätenl
Gesamthochschulen
Kunsthochschulen
Fach hochschu len2

lnsgesamt
darunter Studienanfänger

247
51

1 036
176

915
86
21

292

239

7

412

10

749
69
18

200

422
87

1 314
233

1 Einschließlich pädagogischer und theologischer Hochschulen.
2 Ohne Studierende der ehemaligen lngenieurakademien.
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Entwicklung hängt nicht nur mit dem Eintritt der geburtenstarken Jahrgänge in den
Hochschulbereich, sondern auch mit einem höheren Anteil der studienberechtigten an
der Bevölkerung zusammen. 1984 kamen 215 Studenten auf 10000 Einwohner gegen-
über 44 im Jahr 1960.

Nach einer Vorausschätzung der Kultusministerkonferenz wird sich die Gesamtzahl der
Studenten zunächst noch weiter erhöhen und Ende der achtziger Jahre mit 1,35 bis 1,49
Mill. studenten einen Höchstwert erreichen. Danach wird ihre Zahl wieder abnehmen,
1995 wird noch mit 1,0 bis 1,14 Mill. Studenten gerechnet.

lm wintersemester 1984/85 waren 69,6% aller studenten an universitäten sowie
pädagogischen und theologischen Hochschulen eingeschrieben. Die Anteile für die
übrigen Hochschularten betrugen: Fachhochschulen 22,2%, Gesamthochschulen
6,5 %, Kunsthochschulen 1,6 %.

Numerus clausus und schlechte Berufsaussichten in verschiedenen Bereichen des
Arbeitsmarktes haben bewirkt, daß die Studenten das Studienfach nicht ausschließlich
nach dem lnteressenschwerpunkt wählen (können). Deutlich zeigt sich dies bei den
Lehramtsstudenten. Lag ihr Anteil im wintersemester 1975/76 noch bei 30% der
Studenten, betrug er im Wintersemester 1 984/85 nur noch 12,2%. Krättig zugenommen
hat demgegenüber die Anzahl der Studenten in den Fächergruppen Humanmedizin
sowie wirtschafts- und Gesellschaftswissenschaften; zwischen 1975 und 1gg4 war hier
ein Zuwachs von 88 bzw. 86% zu verzeichnen.

was die Beliebtheit der einzelnen studienfächer betrifft, gibt es bei Männern und Frauen
deutliche unterschiede. während von den männlichen studenten technische studien-
fächer bevorzugt werden, wenden sich die studentinnen viel stärker den sprach- und
Kulturwissenschaften zu. Bei beiden Geschlechtern gehören Rechtswissenschaft, Medi-

Tab. 9: Studenten nach ausgewählten Fächergruppen
in Tausend

Darunter

Winter-
semester gesamt

Sprach-
und

Kultur-
wissen-
schaften

lns- Wirtschafts- Mathematik, Human-
und Gesell- Natur- medizin
schafts- wissen-
wissen- schaften
schaften

lngenieur-
wissen-
schaften

1975t76
'1980/81

1984185

190
265
353

214
236
275

143
160
201

50
78
94

836
1 032
1 314

154
185
266
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Bestan dene
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Abb. 6: Studenten, Studienanfänger sowie bestandene Hochschulprüfungen
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Tab. 10: Die zehn am stärksten besetzten Studienfächer
im Wintersemester 1 983/84
nur deutsche Studenten

Rang-
folge Studienfach

Männl Rang-
folge Studienfach

Weibl.
%

o//o

1

2
3
4
5
6
7

Maschinenbau/-wesen
Rechtswissenschaft
Elektrotech nik/Elektronik
Medizin (Allgemeinmedizin)
Betriebswi rtschaft slehre
Wirtschaftswissenschaft en
Bauingenieurwesen/
lngenieurbau
Physik
Chemie
Architektur

1 Germanistik/Deutsch
2 Rechtswissenschaft
3 Medizin(Allgemeinmedizin)
4 Erziehungswissenschaft

(Pädagogik)
5 Betriebswirtschaftslehre
6 Anglistik/Englisch
7 Biologie
8 Psychologie
9 Wirtschaftswissenschaften

10 Architektur

7,1
7,1
7,1
6,0
5,9
4,1

7,5
6,8
b,b

8
I

10

3,4
3,3
3,0
2,8

4,4
4,2
3,9
3,8
2,6
2,5
2,4

Medizin (Allgemeinmedizin), Betriebswirtschaftslehre, wirtschaftswissenschaften und
Architektur zu den zehn am stärksten besetzten Studienfächern.

Die Zahl der bestandenen Prüfungen gibt Aufschluß über die schar der Hochschul-
absolventen, die in den letzten Jahren deutlich angewachsen ist.

Nach einer Vorausberechnung der Kultusministerkonferenz wird sich die Zahl der
Hochschulabsolventen zunächst noch weiter erhöhen und Anfang der neunziger Jahre
mit 197000 bis 214000 ein Maximum erreichen. Danach wird ihre Zahl langsam wieder
abnehmen.

Tab. 1 1 Bestandene Prüfungen an Hochschulen
in Tausend

Prüfungsgruppe 1970 1 980 1 983

Diplom (U)- und
entsprechende Abschlu ßprüfungen

Doktorprüfungen
Lehramtsprüfungen
Diplom (FH)/Kurzstudiengänge

lnsgesamt

26
11

14

55
14
27
42

138

46
12
30
35

124
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2.6.2 Personal
An den Hochschulen des Bundesgebietes wurden im Jahre 1982 31 1 000 Beschäftigte

gezählt. Von den 266OOO hauptberuflich Tätigen gehörten 90000 zum wissenschaftli-

chen und künstlerischen Personal und 176000 zum veMaltungs-, technischen und

sonstigen Personal. 46000 übten ihre Tätigkeiten nebenberuflich aus; dazu zählten

insbesondere die Lehrbeauftragten, Tutoren und wissenschaftlichen Hilfskräfte mit

Abschlußprüfung. Bei einem Vergleich mit den Personalzahlen der Voriahre ist zu

berücksichtigen, daß seit 1982 die studentischen Hillskräfte nicht mehr erfaßt werden;

dies wirkt sich deutlich bei den Angaben über das nebenberulliche Verwaltungs-,

technische und sonstige Personal aus. Trotzdem kann festgestellt werden, daß sich in

den letzten zehn Jahren die Zahl der Beschäftigten an den Hochschulen um mindestens

90000 erhöht hat, das hauptberufliche wissenschaftliche und künstlerische Personal um

24OOO. lm gleichen zeilraum ist aber die studentenzahl noch stärker gestiegen, so daß

1972im Durchschnitt zehn, 1982 aber vierzehn Studenten auf eine hauptberufliche

Lehrperson kamen.

Tab.12 Personal an Hochschulen
in Tausend

Merkmal 1972 '1980 1982

Hauptberuflich
Nebenberuflich

Zusammen

Wissenschaftliches und kÜnstlerisches Personal

127

86
42

66
22

88

90
41

131

Hauptberuflich
Nebenberuflich

Zusammen

Verwaltungs-, technisches und sonstiges Personal

108 164
22 28

130 191

176
5

181

lnsgesamt 218 319 311

Studenten je hauPtberuf licher
Lehrperson 10 12 14

2.7 Weilerbildung
Breite Bevölkerungsschichten haben die Notwendigkeit des ,,lebenslangen Lernens"

erkannt. ln einer Zeit raschen technologischen Wandels müssen viele Erwerbstätige
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Tab. 13: Weiterbildungsteilnahme nach Weiterbildungsbereichen
in Prozent der Bevölkerung im Alter von 19 bis unter 65 Jahren

Teilnahme an
Weiterbildung

im letzten Jahy'
Weiterbildungsbereiche

1 979 1982

Berufliche Weiterbildung insgesamt,
und zwar:
Lehrgänge/Kurse zur Umschulung auf einen anderen Beruf
Lehrgänge/Kurse für den beruflichen Autstieg (2. B. zum Mei-
ster, Techniker, Betriebswirt)
Besondere Lehrgänge/Kurse im Betrieb zur Einarbeilung in
eine neue Arbeit
Sonstige Lehrgänge/Kurse im Beruf
Allgemeine Weiterbildung insgesamt,
darunter Besuch von Kursen, Lehrgängen oder Vorträgen zu
den Themenschwerpunkten:
Fragen der Gesundheit und der gesundheitsgerechten Le-
bensführung
Versicherungs-, Renten-, Steuer- und sonstige Rechtsfragen
Sprachkenntnisse
Praktische Kenntnisse, die man manchmal braucht, z. B. Erste
Hilfe, Reparaturen im Haus, am Auto usw.
Wie man aktiv seine Freizeit gestalten kann, z. B. basteln, ein
Musikinstrument spielen usw.
Wissen auf Gebieten, wie z. B. Kunst, Literatur, Religion,
Geschichte oder Länderkunde
Politische Weiterbildung
Besuch von Kursen, Lehrgängen oder Vorträgen zum Themen-
bereich:
Rechte und Pflichten des Staatsbürgers, Wissen über Politik

10

1

2

12

2

3
b

12

4
8

14

.,
2
4

3

3

2

3
2
3

3

2

2

22

An mindestens einem der genannten Bereiche (berufliche,
allgemeine und politische Weiterbildung) teilgenommen 1B 22

Wiederaufgenommene Ausbildung
Sonstige Weiterbildung
Gesamtteilnahmequote

1 ,,lm letzlen Jahr" bedeutet in den letzten zwötf Monaten vor der Befragung.
Ouelle: Bundesminister für Bildung und Wissenschaft (Hrsg.): Bildung-Wissenschaft-Aktuell, Berichtssystem Weiterbil-
dungsverhalten 1 982.

4
5

29

2
3

23

69



damit rechnen, daß sie ihren ursprÜnglich erlernten Beruf nicht ein Leben lang ausüben
können. lmmer häufiger nehmen deshalb Beschäftigte an Fortbildungs- und umschu-
lungsmaßnahmen teil. Aber auch die allgemeine Weiterbildung erfreut sich wachsender

Beliebtheit, wie insbesondere der Starke Zuspruch zu den Volkshochschulen erkennen
täßt.

Eine in den Jahren 1979 und 1982 im Auftrag des Bundesministers für Bildung und

Wissenschaft durchgeführte repräsentative Umfrage unter 19- bis 64jährigen BundesbÜr-
gern bestätigt diese Tendenz. Danach hatten 1979 23% aller'19- bis 64jährigen an

Weiterbildungsveranstaltungen teilgenommen, 1982 waren es bereits 29% oder rund

neun Millionen.

Die Weiterbildungsbeteiligung stieg in nahezu allen Bereichen. Bei der allgemeinen
Weiterbildung erhÖhte sich die Teilnehmerzahl zwischen 1979 und 1982 von 3'9 auf 4'8
Mill. (oder von 12% aut 14Yo der Betragten). Für das berufliche Fortkommen engagierten

sich 1979 3,2 Mill., 1982 schon 4,0 Mill. Personen. Auch bei der wiederaufnahme einer

Schul- oder Berufsausbildung nach einer Zeit der Berufstätigkeit ist eine deutlich

steigende Tendenz zu erkennen. Lediglich die politische Weiterbildung stagnierte bei 2 %

der 19- bis 64jährigen.
Hochqualifizierte personen bemühen sich verstärkt um ihre Weiterbildung (jeder vierte

Hochschulabsolvent nahm 1 982 an entsprechenden Maßnahmen teil) Dagegen wenden

dieBundesbÜrgerohneabgeschlosseneBerufsausbildungwenigerZeitfürihrFortkom-
men auf; nur etwa jeder zehnte von ihnen besuchte 1982 entsprechende veranstal-

tungen.

Der wichtigste Träger der beruflichen weiterbildung ist der Betrieb Knapp die Hälfte

@7%) allu berulliChen Weiterbildungsmaßnahmen werden vom Arbeitgeber durchge-

führt. ln der allgemeinen und politischen weiterbildung sind vor allem die Volkshochschu-

len engagiert, bei denen über ein Viertel aller veranstaltungen dieser Art stattfindet'

lnsgesamt verzeichneten die Volkshochschulen 1983 4,6 Mill. Teilnehmer an Lehrgän-

g",i, Krrr"n und Arbeitsgemeinschaften, 3,2 Mill. Personen besuchten Einzelveranstal-

irng"n. (Dabei sind Mehrfachzählungen durch Belegung mehrerer Veranstaltungen

mogticn.) Zum beliebtesten volkshochschulangebot gehören die sprachkurse, die 1983

vori rund 2g./" aller Teilnehmer belegt wurden. Etwa 64000 Personen besuchten

Lehrgänge,umeinenSchulabschlußnachzuholen,davonwolltenrund54%den
Hauptschulabschlu ß erwerben.

2.8 Bildungsniveau der Bevölkerung
Die Qualifikation der Bevölkerung ist auch von großer gesamtwirtschaftlicher Bedeutung,

da neben der Ausstattung mit Bodenschätzen und Produktionsanlagen vor allem die

Qualität der menschlichen Arbeitskraft das Leistungsvermögen einer Volkswirtschaft

bestimmt. Für den einzelnen Stellt die Ausbildung einen entscheidenden Schritt zur

Selbstentfaltung und Entwicklung der Persönlichkeit dar.

70



Tab.14: Bildungsniveau der Bevölkerung im April 1982
Allgemeinbildender Schulabschlu ß

Alter Noch in
der Schul-
ausbildung

Volksschule/
Hauptschulel

Realschul- od.
gleichwertiger

Abschluß

Fachhoch-/
Hochschulreife

1000 0/2 1000 0/2 looo o/2 looo o/o2

15-19
20-29
30-39
40-.49
50-59
60 und älter

lnsgesamt

1 892
4 690
5 239
7 145
6 061

10 330

2 454
185
29
26

45,6
2,1
0,4
0,3

35,1
53,7
66,7
76,7
80,1
82,8

68,9

915
2 056
1 434
1 347

944
1 457

8 151

17,0
23,6
18,3
14,5
12,5
11,7

15,9

127
1 795
1 149

792
561
684

5 109

2,4
20,6
14,6
8,5
7,4
5,5

10,02 693 5,2 35 359

1 Abgänger von der Volks- bzw. Hauptschule mit oder ohne entsprechenden Abschluß.
2 Anteil an der Bevölkerung in der jeweiligen Allersgruppe.

Tab.15 Bildungsniveau der Bevölkerung im April 1982
Beruflicher Bildungsabschlu ß

Alter Lehr-,
Anlern-

ausbildungl

Fachschul-2 Fachhochschul-3
abschlu ß

Hochschul-a

1 000 0/ 5 1 ooo o/o5 1000 0/s 1oo0 0/5

15-29
30-44
45-59
60 und älter

lnsgesamt 22 946

5 596
7 094
5 590
4 666

39,6
55,1
47,2
37,4

44,7

303
879
685
521

2 386

175
386
229
166

956

324
929
429
296

2,1
6,8
5,8
4,2

4,7

1,2
3,0
1,9
1,3

1,9

2,3
7,2
3,6
2,4

3,91 978

1 Einschließlich gleichwertigem Berufsfachschulabschluß sowie beruflichem praktikum.
2 Einschließlich einer Meister-/Technlkerausbildung.
3 Einschließlich lngenieurschulabschluß.
4 Einschließlich Lehrerausbildung.
5 Anteil an der Bevölkerung rn der jeweiligen Altersgruppe.
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lm Jahre 1982 hatten 26% der Bevölkerung über 15 Jahre in der Bundesrepublik

Deutschland einen sogenannten ,,hÖherwertigen" Bildungsabschluß (Realschulab-

schluß/Fachhoch-, Hochschulreife). ln der Gruppe der 20- bis 30jährigen konnte bereits

fast die Hälfte (44%) einen solchen Abschlu ß nachweisen, während die Altersiahrgänge

ab 60 lediglich zu etwa 17 To eine Realschule oder ein Gymnasium erlolgreich absolviert

hatten.

Etwa 55 % der Bevölkerung Über 1 5 Jahre absolvierten au ßer der allgemeinbildenden

Schule auch eine berufliche Ausbildung, und zwar überwiegend in Form einer Lehre. Bei

der Mikrozensuserhebung im April 1982 gaben etwa 45 % der Befragten eine Lehre als

beruflichen Ausbildungsabschluß an. Rund 2o/o hatten einen Fachhochschul- und 4/"
einen Hochschulabschlu ß.

Fast jeder dritte Erwerbstätige (30,2%) war im April 1 982 ohne beruf lichen Ausbildungs-

abschluß. Dieser Anteil erreichte bei den erwerbstätigen Männern 25% und bei den

eMerbstätigen Frauen sogar 39 %

2.9 Bildung und individuelle Merkmale
ln einem Zeitraum von einer Generation hat sich die Bildungssituation der Frauen

erheblich verbessert. So besaßen im Jahr 1982 bei den 50- bis s4jährigen etwa 9% der

männlichen, aber nur 5% der weiblichen BevÖlkerung das Abitur. Bei der jüngeren

Generation fallen dagegen die geschlechtsspezifischen Bildungsunterschiede kaum ins

Gewicht: ln der Altersgruppe der 20- bis 24jährigen hatten 21 % der Männer und20o/" der

Frauen die Fachhochschul- oder Hochschulreife.

Diese Entwicklung wird sich auch in Zukunft fortsetzen. so wurden an den Gymnasien im

Jahr 1984 etwa gleich viele Mädchen (50,7 %) wie Jungen unterrichtet; an den Realschu-

len waren sie sogar stärker (53,3 %) vertreten. Auch an den Berufsfachschulen (66,5 %)

und den Schulen des Gesundheitswesens (86,3 %) stellten sie die Mehrheit der Schüler'

Außerdem durchliefen Mädchen die allgemeinbildenden Schulen im Durchschnitt schnel-

ler als Jungen, da sie seltener Klassen wiederholen mußten'

ln der betrieblichen Berufsausbildung sind die weiblichen Auszubildenden dagegen noch

erheblich unterrepräsentiert: lm Jahr 1984 waren nur 40o/o aller Auszubildenden Mäd-

chen. Etwa gleich hoch lag im wintersemester 1984/85 der Frauenanteil an den

Hochschulen mit 38 %. Während sich der Anteil der weiblichen Auszubildenden gegen-

über 1 970 jedoch nur um 5 % erhöht hat, ist er an den Hochschulen im gleichen Zeitraum

um 7 Yo gestiegen.

Der Anteil ausländischer Schülerinnen und SchÜler, die ein Gymnasium besuchen, ist

sehr gering: 1983 wurden nur etwa 7 % aller Ausländerkinder, die aul allgemeinbildende

Schuien gingen, an Gymnasien unterrichtet, dagegen besuchten rund78o/o Grund- und

Hauptschulen. OffenbarfÜhren ungenügende Sprachkenntnisse, eine andere Einstellung

der Eltern zur Notwendigkeit der Ausbildung sowie finanzielle Probleme in vielen Fällen

zur geringeren Qualifikation der Ausländerkinder. Auch in der betrieblichen Berufsausbil-
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dung sind Ausländer unterrepräsentiert. 1983 betrug ihr Anteil an den Auszubildenden
2,6%. Ein Vergleich der ausländischen Auszubildenden insgesamt mit den für die
Berufsausbildung besonders bedeutsamen Altersjahrgängen ergibt, daß 1 98319,4% der
16- bis 18jährigen Ausländer eine betriebliche Berufsausbildung durchliefen. Für die
deutschen Jugendlichen liegt die Vergleichsquote bei rund 58 %. Etwas günstiger sieht es
an den Hochschulen aus. lm Wintersemester 1984/85 war jeder achtzehnte Student
ausländischer Herkunft. Allerdings ist bei diesen Zahlenangaben zu berücksichtigen, daß
die ausländischen Schüler und Auszubildenden überwiegend ihren ständigen Wohnsitz
im Bundesgebiet haben, während sich die ausländischen Studenten in der Mehrzahl hier
nur vorübergehend zu Studienzwecken aufhalten.

Ein enger Zusammenhang besteht auch zwischen der Ausbildung der Kinder und dem
Bildungsabschluß bzw. der beruflichen Stellung der Eltern, insbesondere des Vaters.
Dies zeigt eine Auswertung der Mikrozensen 1972 und 1982. Unterscheidet man nach
den Kategorien Selbständiger, Beamter, Angestellter oder Arbeiter, bestätigt sich, daß
Arbeiterkinder immer noch deutlich häufiger als Kinder von Eltern anderer Berufsgruppen
die Hauptschule besuchen und an Realschulen und Gymnasien schwächer vertreten
sind. Allerdings hat sich der Anteil der Arbeiterkinder, die diese beiden Schulformen
besuchen, von 17,1 % 1972 aut 25,3% 1982 erhöht.

Tab. 16: Bildung und soziale Herkunft
Schulbesuch von Kindern im Alter von 10 bis unter 15 Jahren
aus vollständigen Familien nach der beruflichen Stellung des
Familienvorstandes 1972i 1982 in Prozenl

Schultyp

Familienvorstand ist erwerbstätig als

Selb-
ständiger

Beamter Angestellter Arbeiter

1972 1982 1972 1982 1972 1982 1972 1982

Grund-, Haupt-
(Volks-)schule

Realy'Mittelschule
Gymnasium
lntegrierte

Gesamtschule
Angabe fehlt

63,3
16,2
20,1

33,0
18,2
42,7

51,6
17,4
28,7

37,1
21,5
34,8

48,0
21,2
25,0

45,9
1 5,1
36,8

80,1
11,5
5,6

68,0
16,8
8,5

2,4
4,6
1,2

4,9
1,2

5,3
1,4

4,8
1,92,3 2,92,2

lnsgesamt 100 100 100 100 100 100 100 100

Quelle: Bundesminister für Bildung und Wissenschaft (Hrsg.), lnformationen Bildung-Wissenschaft, I (1984).
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Kinder, deren Eltern einen gymnasialen Schulabschluß haben, besuchen zu einem sehr
viel größeren Prozentsatz das Gymnasium (57,3 %)als Kindervon Eltern mit Hauptschul-
abschluß (13,3 %) oder Realschulabschluß (37,3%).

Tab 17: Schulbesuch der Kinder und Bildungsniveau der Eltern
Kinder im Alter von 10 bis unter 1 5 Jahren nach derzeitigem Schulbesuch und
letztem allgemeinbildenden Schulabschlu ß des Familienvorstandes 1 972182
in Prozent

Schulabschluß des Familienvorstandes

Schultyp Grund-, Haupt-
(Volks-)schule

RealJMittelschule
u. dgl.

Gymnasium

1972 1982 1972 1982 1972 1982

Grund-, Haupt-
(Volks-)schule

Real-/Mittelschule
Gymnasium
lntegrierte

Gesamtschule
Sonstige/Angabe
fehlt

73,5
14,7
9,9

61,1
18,9
13,3

41 ,4
21 ,9
36,3

5,1

33,9
21 ,5
37,3

5,6

24,7

66,9

25,6
11,2
57,3

5,1

lnsgesamt 1oo 100 100 100 100 100

Quelte: Bundesminister für Bildung und Wissenschaft (Hrsg.), lnformationen Bildung-Wissenschatt, 9 (1 984)

Z.t0 Öffentliches Bildungsbudget
ln der Bundesrepublik Deutschland gehört Bildung im Sinne der ,,organisierten Wissens-
vermittlung" seit über 150 Jahren zu den Aufgaben des Staates und ist damit Gegenstand
öffentlicher Finanzierung. Das Bildungsbudget belief sich 1982 auf rund 82 Mrd. DM, das

entsprach rund 15 % der gesamten Ausgaben der öffentlichen Haushalte (ohne Sozial-

versicherungsträger). Dieser Betrag stellt nach der sozialen Sicherung den zweitgrÖßten
Posten im öffentlichen Gesamthaushalt dar.

Zwischen 1970 und 1982 hat sich das Bildungsbudget etwa verdreifacht. Allerdings

bedeutet diese Zunahme keine ebenso starke Erhöhung der realen Leistungen (2. B.

Stellenaufstockungen, Neubauten von Schulen und Hochschulen u. ä.), vielmehr ist ein

erheblicher Teil des Ausgabenwachstums aui Preissteigerungen Sowie auf Lohn- und
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Gehaltserhöhungen zurückzuführen. Pro Kopf der Bevölkerung stieg das Bildungsbudget
zwischen 1970 und 1982 ebenfalls auf rund das Dreifache an; je Schüler wurden etwas
kleinere, je Student dagegen wesentlich geringere Zuwächse verzeichnet.

Tab. 18: Bildungsbudget

Jahr Ausgaben
insgesamt
Mrd. DM

DM je
Einwohner

Laufende Ausgaben für
Schulenl Hochschulenl

DM je Schüler DM je Student

1 970
1 975
1 980
1 982

27,8
56,8
77,1
81,8

458
919

1 253
1 327

11 340
12 450
11 850

2 300
3 700
4 300

1 FinanzausstattungderöffentlrchenSchulenbzw.derHochschulenfürForschungundLehre(ohnelnvestitionsaus-
gaben) einschließlich zuschläge lür den Versorgungsaufwand für Beamte.

2.1 1 Ausbildungsförderung
Die Ausbildungsförderung ist zusammen mit anderen direkten Leistungen (2, B. Kinder-
geld, Leistungen nach dem Arbeitsförderungsgesetz) sowie den ausbildungsbezogenen
indirekten steuerlichen Entlastungen Bestandteil der Maßnahmen, die dazu dienen, die
unterschiedlichen Belastungen der Familien auszugleichen. Durch AusbildungsfÖrde-
rung sollen junge Menschen aus Familien mit geringem Einkommen die MÖglichkeit
erhalten, eine Ausbildung nach ihrer Neigung, Eignung und Leistung durchzufÜhren.

Die Ausbildungsförderung nach dem BundesausbildungsfÖrderungsgesetz (BAfÖG) ist
im Zuge der staatlichen Sparmaßnahmen in den letzten Jahren mehrfach eingeschränkt
worden. Ab Herbst 1983 wurde die BAföG-Förderung im Hochschulbereich vollständig
auf Darlehen umgestellt und im Schulbereich auf die notwendigerweise auswärts
untergebrachten Schüler sowie die AbendschÜler, Kollegiaten und eine Gruppe von
Fachschülern beschränkt. Die Förderung der zu Hause wohnenden Schüler wurde
eingestellt, da dies als Aufgabe der einzelnen Bundesländer angesehen wurde. Die
Mehrzahl der Länder hat inzwischen auch eigene LandesausbildungsfÖrderungsgesetze
zur Förderung von Schülern, die bei den Eltern wohnen, geschaffen oder vorbereitet;
Angaben über die Gesamtzahl dieser Leistungsempfänger liegen aber noch nicht vor.

Leistungen nach dem BaföG erhielten im Jahr 1983 962000 Schüler und Studenten. Da
sich die Förderung jedoch zum Teil nicht Über ein ganzes Jahr erstreckte, belief sich die
Zahl der im Durchschnitt je Monat gefÖrderten Personen nur auf 625000. Von den
505000 geförderten Schülern besuchten 146000 ein Gymnasium und 219000 eine
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Berufsfachschule oder eine Berufsschule in Vollzeitform; unter den 457000 geförderten
Studenten waren 302000 an wissenschaftlichen Hochschulen (Universitäten, Pädagogi-
schen und Theologischen Hochschulen, Gesamthochschulen) und 142000 an Fach-
hochschulen eingeschrieben.

3,1 Mrd. DM wurden für die Ausbildungsförderung nach dem BAföG im Jahr 1983
ausgegeben, I ,1 Mrd. DM für die Schüler- und 2,0 Mrd. DM f ur die Studentenförderung.
lm Durchschnitt erhielt ein geförderter Schüler 299 DM je Monat, ein geförderter Student
516 DM.

Aufgrund der verschiedenen Einschränkungen der Leistungen nach dem BAföG -
insbesondere im Schulbereich - lag die Zahl der Geförderten 1983 um 25% - bei den
Schülern um 37To und bei den Studenten um 4o/o - niedriger als '1980. lm gleichen
Zeitraum verringerte sich der Finanzaufwand um 15%.

Tab. 19: Geförderte Schüler und Studenten sowie finanziellerAufwand

Jahr Geförderte Durchschnittlicher
Förderungsbetrag

pro Person

1 000 MiII. DM DM je Monat

Finanz-
aufwand

1977
1 980
1 983

862
1 592
1 069

266
271
299

Schüler
4s0
799
505

Studenten

908
274
962

1977
1 980
1 983

1977
1 980
1 983

458
475
457

1 680
2 044
2 025

2 542
3 636
3 094

441
500
516

361
365
412

nsgesamt
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3 Enrverbstätigkeit und Arbeitslosigkeit

3.1 lm Blickpunkt: Erwerbstätige und Arbeitslose
Statistische Angaben über den Problemkreis Beschäftigung und Arbeitslosigkeit vermit-
teln wichtige Aussagen über das Wirtschaftsleben und die Konjunkturentwicklung. lhr
hoher Stellenwert in der Wirtschaftspolitik resultiert in erster Linie aus den nun schon seit
1975 anhaltenden Ungleichgewichten am Arbeitsmarkt. Arbeitslosigkeit ist keine abstrak-
te wirtschaftliche Größe, sondern greift entscheidend in das Leben der Betroffenen ein.
Dementsprechend zählen ihr Abbau und die schrittweise Eneichung der Vollbeschäfti-
gung zu den vordringlichsten politischen Zielen.

Dennoch sollte der Blick nicht zu einseitig auf das Thema Arbeitslosigkeit verengtwerden.
Die Erwerbstätigkeit nimmt im menschlichen Leben einen zentralen Platz ein, nicht nur
zur Sicherung des Lebensunterhalts, sondern auch bei der persönlichen Selbstentfaltung
und weil die Arbeitsbedingungen die gesamten Lebensumstände entscheidend beein-
f lussen.

Das Zahlenmaterial über Erwerbstätige und Arbeitslose stammt aus unterschiedlichen
Quellen. Zu nennen sind die Statistiken der Arbeitsämter und die Beschäftigtenstatistiken
der Sozialversicherungsträger, die beide vorhandene Verwaltungsunterlagen auswerlen,
sowie die Erhebungen der Statistischen Amter, wie Mikrozensus oder die Arbeitskräfte-
stichprobe der Europäischen Gemeinschaften. Sie gehen zum Teilvon unterschiedlichen
Begriffsabgrenzungen aus, die beachtet werden müssen, damit bei der lnterpretation der
Zahlen keine Mißverständnisse auftreten. Vielfach wird nicht sauber genug zwischen
Erwerbspersonen und Erwerbstätigen sowie Erwerbslosen und Arbeitslosen unter-
schieden.

Zu den Erwerbspersonen gehören aus statistischer Sicht sowohl die Erwerbstätigen als
auch die Erwerbslosen:

Erwerbspersonen : Erwerbstätige + Erwerbslose

Erwerbstätig (umgangssprachlich auch berufstätig) sind alle Personen, die in einem
Arbeitsverhältnis stehen (abhängig Beschäftigte) sowie alle Selbständigen, Freiberufler
und mithelfenden Familienangehörigen. Ob es sich um eine hauptberufliche Tätigkeit
oder eine Nebentätigkeit handelt und wie hoch das Entgelt ist, spielt für die Zuordnung
keine Rolle.

Erwerbslos sind alle Nichtbeschäftigten, die sich um eine Arbeitsstelle bemühen,
unabhängig davon, ob sie beim Arbeitsamt registriert sind oder nicht, Als Arbeitslose
gelten hingegen nur diejenigen Personen, die beim Arbeitsamt als solche gemeldet sind.
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Nach diesen Abgrenzungen gab es im Jahresdurchschnitt 1984 rund27,4 Mill. Erwerbs-
personen, darunter knapp 25,2 Mill. Erwerbstätige. lm Vergleich zu 1980 zeigt sich bei
geringfügig gestiegener Erwerbspersonenzahlein Rückgang der Erwerbstätigen um über
eine Million, dem ein Anstieg der Arbeitslosigkeit in etwa gleicher Höhe gegenüberstand.

Tab. 1: Eckdaten zur Erwerbstätigkeit und Arbeitslosigkeit 1984

Erwerbstätige
(geschätzte Jahresdurchschnitte)

Arbeitslose
(Durchschnitt)

Merkmal
1 000 /o 1 000 Arbeitslosen

quotel

lnsgesamt
männlich
weiblich

25 173
15 590
9 583

100
61,9
38,1

9,1
8,5

10,2

2266
1 277

989

1 Anteil der Arbeitslosen an den abhängigen EMerbspersonen (ohne Soldaten).

3.2 Erwerbstätigkeit als Unterhaltsquelle
Für 40% der Bevölkerung war im April 1982 die eigene Erwerbstätigkeit die wichtigste
Unterhaltsquelle. Ein fast gleich hoher Prozentsatz (39%) wurde ganz oder zum Teil
durch Angehörige (Eltern, Ehepartner, Kinder usw.) versorgt. 20% lebten überwiegend

Abb. 1: Bevölkerung nach überwiegendem Lebensunterhalt im April 1982

24,8 Miil 23,9 Mirl

Qweibtich
VZn?tnnlich
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Rente und dgl.
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Angehö ri ge
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von Renten, Pensionen und Erträgen aus VermÖgen und rund 1 % bezog seinen
Lebensunterhalt aus Arbeitslosengeld oder -hilfe.

Nicht für alle Erwerbstätigen reicht das Arbeitseinkommen als einzige Unterhaltsquelle
aus. 1,7 Mill. Berufstätige (6,3% der Erwerbstätigen) wurden 1982 überwiegend von
ihren Angehörigen unterstÜtzt. Es handelt sich dabei mehrheitlich um jüngere Personen
(Auszubildende) und Frauen im Alter von 25 bis 55 Jahren, die in vielen Fällen nur einer

Teilzeitbeschäftigung nachgehen.

Abb.2: Wohnbevölkerung im Juni 19841 nach Alter und Beteiligung
am Erwerbsleben

W Erwehstatiee EI §fru1'J::;,;i1,..,,
A Ite,

von ... bis untet ... Jahten

MANNLICH WEIBLICH

2 000 2 500
Tause nd

70

65

60

55

50

45

40

35

30

25

20

15

10
q

0

25C0 2o".C Is00 iCtC 500 0 0 500 1000 ls00
Tausend

Maßstab bez0gen auI eine Altersgruppe von 5 Jahren

'1 Ergebnis der EG-Arbeitskrättestichprobe
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3.3 Beteiligung am Erwerbsleben
Der Anteil der Erwerbspersonen an der Gesamtbevölkerung (Erwerbsquote) lag 1984 mit
47,1yo etwas höher als 1950 (46,2%), obwohl sich die Ausbildungszeiten verlängert
haben und die Möglichkeit besteht, früher aus dem Erwerbsleben auszuscheiden. Hier
machen sich vor allem die Verschiebungen im Altersaufbau der Bevölkerung bemerkbar.
Sie werden dazu führen, daß die Zahl der im erwerbstähigen Alter stehenden Personen
bis in die neunziger Jahre zunehmen wird. Hinzu kommt noch die stärkere Erwerbsbeteili-
gung der Frauen. Besonders hoch war der Anstieg der Erwerbsquote bei verheirateten
Frauen, nämlich von 25o/o 1950 auf rund 43o/o 1984.

Bezogen auf die 1 5- bis 65jährigen Männer lag die Erwerbsquote 1 984 bei 81 ,4%,tür die
gleichaltrigen Frauen bei 51 ,7%.

Tab.2: Erwerbsquoten
Anteil der Erwerbspersonen an 100 Männern bzw. Frauen

Jahr Männer Frauen Verheiratete Frauen lnsgesamt

1 950
1 960
1 970
1 980
1 984

63,2
63,2
58,3
58,4
60,0

31 ,3
33,6
30,2
32,6
35,3

25,0
32,5
35,6
40,6
42,5

46,2
47,7
43,5
44,9
47,1

3.4 Erwerbstätige nach Wirtschaftsbereichen
Wendet man die traditionelle Aufgliederung der Wirtschaftsbereiche in primären (Land-
und Forstwirtschaft, Fischerei), sekundären (Produzierendes Gewerbe) und tertiären
Sektor (Dienstleistungen) auf die wirtschaftliche Zugehörigkeit der Eruerbstätigen an,
werden tiefgreifende Wandlungen im Zeitablauf offenkundig. Anderungen in den Produk-
tions- und Fertigungsverfahren, zunehmende Automatisierung und Rationalisierung und
die veränderte Nachfrage nach Gütern und Dienstleistungen haben zu einer erheblichen
Umverteilung der EMerbstätigen geführt.

Am auffälligsten ist die Schrumpfung des primären Sektors: Während die zur Landwirt-
schaft zählenden Erwerbspersonen vor hundert Jahren zahlenmäßig an der Spitze der
drei großen Wirtschaftsbereiche standen, lagen sie 1984 mit Abstand an letzter Stelle.

1882 war nahezu jeder zweite Erwerbstätige im primären Sektor beschäftigt, 1984
dagegen nur noch ungefähr jeder zwanzigste. ln dieser Entwicklung spiegelt sich
insbesondere der Einsatz moderner arbeitskräftesparender landwirtschaftlicher Maschi-
nen wider.
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Abb. 3: Erwerbstätige1 nach Wirtschaftsbereichen
o/o
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53,O
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1 1882 und 1925 Effierbspersonen

1950 1984

Tab. 3: Entwicklung der Enrverbstätigenzahlen
nach Wirtschaftsbereichen
Geschätzte Jah resdurchschnitte

4

7

Land- und Forst-
wirtschaf t, Tierhaltung
und Fischerei
(primärer Sektor)

Produzierendes
Gewerbe
(sekundärer Sektor)

Dienst lei st un gen
ernschl. Handel
und Verkehr
(tertiärer Sektor)

3
t-
t-

-

0

Wirtschaftsbereiche
1950 1960

in 1000
1 970 1980 1984

Land- und Forstwirtschaft,
Tierhaltung und Fischerei

Produzierendes Gewerbe
Dienstleistungen (einschließlich

Handel und Verkehr)

lnsgesamt

5 037
9 026

7 090

21 153

3 581
12 s06

10 160

26 247

2262
13 024

11 382

26 668

1 436
11 633

13 233

26 302

1 370
10 464

13 339

25 173

Der Abnahme im Agrarbereich steht eine starke Zunahme im tertiären Sektor gegenüber.
Hier arbeitet heutzutage rund die Hälfte aller Erwerbstätigen, während vor hundert Jahren
nicht einmal ein Viertel im Dienstleistungsgewerbe beschäftigt war. Der Anteil der
Erwerbstätigen im Produzierenden Gewerbe hat sich im selben Zeitraum demgegenüber
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trotz erheblicher Produktionssteigerungen nur verhältnismäßig schwach von etwa 34 %
aut 42Yo erhöhl.

Der kurzfristige Vergleich der Erwerbstätigenzahlen des Produzierenden Gewerbes zeigt
eine Abnahme im Jahresdurchschnitt 1984 gegenüber 1980 um knapp 1,2 Millionen oder
rund 10% und gegenüber 1970 sogar um fast 20%. Der Dienstleistungssektor ist - in
dieser groben Untergliederung betrachtet - der einzige Bereich, in dem in den zurücklie-
genden Jahren Arbeitsplätze geschaffen wurden. 1984 lag die EMerbstätigenzahl hier
um knapp 1 % höher als 1980 und um 17% höher als 1970.

3.5 Berufe und Tätigkeitsmerkmale
Von der Wandlung der Wirtschattsstruktur sind auch viele Berufe bzw. Berufsbereiche
betroffen. So geht der Rückgang des primären Sektors mit einer abnehmenden Beset-
zung der landwirtschattlichen Berufe einher. Auch die Anzahl der Erwerbstätigen in
Fertigungsberufen ist seit Jahren rückläufig. Dagegen strömen viele Arbeitskräfte in

technische Berufe und Dienstleistungsberufe.

Unterteilt man die Erwerbstätigen nach der tatsächlich ausgeübten Tätigkeit, so war 1 982
nur noch knapp ein Viertel aller Erwerbstätigen (24 %) unmittelbar mit dem Herstellen von
Waren sowie mit Tätigkeiten im Bereich Bauen befaßt. Gut drei Viertel aller Erwerbstäti-
gen (76%) übten Tätigkeiten aus, die im weitesten Sinne als Dienstleistungen (auch
Reparieren, Maschinen einstellen, warten) gelten können.

Tab. 4: Deutsche Erwerbstätige nach Berufsbereichen

Berufsbereich April .1982 Veränderung
der Erwerbstätigenzahl

in den einzelnen
Berufsbereichen

gegenüber 1961 (%)
insgesamt

1 000
darunter
weiblich

o//o

Pflanzenbauer, Tierzüchter.
Fischereiberufe

Bergleute, Mineralgewinner
Fertigungsberufe
Technische Berufe
Dienstleistungsberuf e
Sonstige Arbeitskräfte

lnsgesamt

1 360
94

7 276
1 488

14 161

253

24 632

18,7
10,9
51,0
48,1

38,6

- 62,5
- 74,6

- 24,7
+ 76,1
+ 29,1

- 67,4

- 6,2

47,4
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24,2%

Abb.4: Erwerbstätige 1982 nach der Art der überwiegenden Tätigkeit
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3.6 Stellung im Beruf
Die traditionelle Aufgliederung nach der Stellung im Berul (Selbständige, mithelfende
Familienangehörige, Beamte, Angestellte und Arbeiter) spiegelt heutzutage nur noch in
sehr eingeschränktem Maße die soziale Struktur der Erwerbstätigen wider, weil jede
einzelne Gruppe - insbesondere die der Angestellten - eine breite Palette hierarchischer
Einstufungsmöglichkeiten bietet. Als historisch gewachsene Einteilung bringt sie jedoch
im Zeitablauf gesellschaftliche Veränderungen zum Ausdruck und ist darüber hinaus
weiterhin für das rechtliche Beschäftigungsverhältnis (2. B. Zugehörigkeit zur Rentenver-
sicherung u. ä.) von Bedeutung.

1984 standen 87,2y. allil Erwerbstätigen in einem abhängigen Arbeitsverhältnis, d. h.

sie waren als Arbeiter, Angestellte oder Beamte tätig. Die Arbeiter stellten mit 39,7 % das
größte Kontingent, gefolgt von den Angestellten mit 38,0%. Beamte und Selbständige
waren mit 9,5 % bzw.9,4T. nahezu gleich stark vertreten. Auf die unbezahlten, zumeist in

der Landwirtschaft tätigen mithelfenden Familienangehörigen entfiel ein Anteil von 3,5 %.

Die Struktur der Erwerbstätigen nach der Stellung im Beruf hat sich in den letzten drei
Jahrzehnten erheblich gewandelt: Während der Anteil der Selbständigen und mithelfen-
den Familienangehörigen von 1950 bis 1984 um etwa 60% zurückging, konnten die
Angestellten und Beamten ihren Anteil mehr als verdoppeln. Diese Veränderung muß im
Zusammenhang mit dem bereits angedeuteten langfristigen Wandel in der Wirtschafts-

Dienstleistungen im wertesten Sinne

17,4% Büroarbeiten
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Abb.5
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struktur gesehen werden. So hat z. B der Rückgang der Erwerbstätigen in der Landwirt-
schaft mit ihrem hohen Anteil an Selbständigen und mithelfenden Familienangehörigen
zu einem Rückgang dieser beiden Gruppen insgesamt beigetragen und das starke
Anwachsen des tertiären Sektors (Dienstleistungen) zu einer beträchtlichen Zunahme
der Zahl der Angestellten geführt.

Der Anteil der Selbständigen, mithelfenden Familienangehörigen und abhängig Erwerbs-
tätigen weist für Männer und Frauen typische Unterschiede auf. Bei den Männern ist der

Abb.6: Erwerbstätige im Jahresdurchschnitt 1984 nach Stellung im Beruf
und Geschlecht
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Anteil der Selbständigen und Beamten etwa doppelt so hoch wie bei den Frauen (1984
leweils rund 12% gegenüber etwa 5%). Die weiblichen Erwerbstätigen üben überwie-
gend Angestelltenberufe aus (52,3 %); dagegen ist fast jeder zweite erwerbstätige Mann
als Arbeiter tätig (a5,9%).

Die berufliche Stellung zeigt darüber hinaus einen engen Zusammenhang zum Ausbil-
dungsstand der Erwerbstätigen. So sind Personen mit qualifizierteren Ausbildungsab-
schlüssen unter den Selbständigen und Beamten wesentlich häufiger vertreten als in den
übrigen Berufsgruppen. Die Lehre bzw. eine Anlernausbildung dominiert dagegen bei
den Angestellten und Arbeitern.

Tab. 5: Erwerbstätige1 nach Stellung im Beruf
und Ausbildungsabschluß April 1982

Darunter mit

Stellung im Beruf lnsgesamt
1 000

Lehr-,
Anlern-

ausbildung

Fach-, Fachhoch-,
Hochschul-
abschlu ß

% %

Selbständige
Mithelfende Familienangehörige
Beamte
Angestellte
Arbeiter

lnsgesamt

2324
818

2324
9 666

10 249

45,0
30,6
43,2
65,5
57,0

57,1

32,7
3,8

43,0
21,3

2,1

16,025 381

I Ohne Auszubildende.

3.7 Arbeitslosigkeit

3.7.1 Arbeitslose und offene Stellen
Der Grundsatz der Vollbeschäftigung ist schon im Stabilitäts- und Wachstumsgeselz von
1967 postuliert worden und gehört zu den wichtigsten politischen Zielen. Denn Arbeitslo-
sigkeit ist sowohl ein schwerwiegendes persönliches Problem f ür die Betroffenen als auch
eine große Herausforderung für die Gesellschaft. Zum einen mÜssen die Arbeitslosen
gravierende finanzielle Einbußen hinnehmen und stehen zusätzlich unter großer psychi-
scher Belastung; zum anderen stellen sie für den Staat einen erheblichen Kostenfaktor

85



dar, während sie mit dem Einsatz ihrer Arbeitskraft zur gesamtwirtschaftlichen Leistung
beitragen könnten.

Vollbeschäftigung ist allerdings nicht mit völliger Ausschaltung von Arbeitslosigkeit
gleichzusetzen, denn saisonale Arbeitslosigkeit (2. B. Winterarbeitslosigkeit im Bauge-
werbe) und vorübergehende Beschäftigungslosigkeit bei einem Arbeitsplatzwechsel
lassen sich nie ganz vermeiden. Daher wird üblicherweise solange von einem Zustand
der Vollbeschäftigung gesprochen, wie die Zahl der Arbeitslosen die Zahl der offenen
Stellen nicht übersteigt.

Zu Beginn der sechziger Jahre war nach dieser Abgrenzung in der Bundesrepublik
Deutschland Vollbeschäftigung erreicht. Es herrschte sogar ein Mangel an Arbeitskräf-
ten, der nur durch den Zustrom von ausländischen Arbeitnehmern gemildert werden
konnte. Seit 1 974 liegt die jahresdurchschnittliche Anzahl der Arbeitslosen erheblich über
der Zahl der offenen Stellen. 1975 gab es im Jahresdurchschnitt bereits mehr als eine
Million Arbeitslose, und nach einem vorübergehenden geringfügigen Ruckgang hat die

Tab. 6: Arbeitslose, offene Stellen und Arbeitslosenquote
Jahresdu rchschnittswerte

Arbeitslose Offene Stellen Arbeitslosenquote
Jahr

1 000 /o

1 9501
1 9541
1 9581
1962
1 966
1 970
1974
1 975
1 976
1977
1 978
1 979
1 980
1 981
1982
'1983

1 984

'1 868,5
1 410,7

763,9
154,5
161,1
148,8
582,5

1 074,2
1 060,3
1 030,0

992,9
876,1
888,9

1 271,6
1 833,2
2258,3
2 265,6

1 18,5
139,7
221 ,6
573,8
539,8
794,8
315,4
236,2
235,0
231 ,2
245,6
304,0
308,3
207,9
104,9
75,8
87,9

11,0
7,6
J,t
0,7
0,7
0,7
2,6
4,7
4,6
4,5
4,3
3,8
3,8
5,5
7,5
9,1
9,1

1 Ohne Saarland.
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Abb. 7: Arbeitslose und offene Stellen
Jahresdurchschnittswerte
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Arbeitslosenzahl im Jahresdurchschnitt 1981 die Millionengrenze wiederum erheblich
überstiegen.

lm Laufe der Jahre 1 982, 1 983 und 1984 verschlechterte sich die Arbeitsmarktlage weiter.
Seit Herbst 1982 sank die Arbeitslosenzahl nicht unterzwei Millionen. Die bislang höchste
Zahl wurde Anfang 1985 mit 2,6 Millionen registriert. Somit haben sich die konjunkturellen
Erholungstendenzen nicht auf den Arbeitsmarkt ausgewirkt. lm Jahresdurchschnitt 1984
gab es 2,3 Mill. Arbeitslose, damit hatte etwa jede zwölfte Erwerbsperson keine
Arbeitsstelle.

Um diese Zahlen richtig zu deuten, muß man sich vergegenwärtigen, daß es sich sowohl
bei der Arbeitslosenzahl als auch bei der Zahl der offenen Stellen lediglich um Fälle
handelt, die beim Arbeitsamt gemeldet sind. Die ,,tatsächliche" Zahl der Arbeitslosen liegt

Arbeitslose

0ffene Stellen

II

87
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vermutlich höher, weil es Arbeitssuchende gibt, die den Weg zum Arbeitsamt scheuen
bzw. sich keine Vorteile davon erhoffen, wenn sie sich dort melden (sogenannle stille
Reserve). Ahnliches giltfürdie offenen Stellen, die in vielen Fällen ohne Einschaltung des
Arbeitsamtes vergeben werden. Die von der Bundesanstalt für Arbeit offiziell bekanntge-
gebenen Zahlen bieten dafür aber den Vo(eil, daß sie anhand der Unterlagen der
Arbeitsämter, ohne Befragung der Betroffenen, laufend aktualisiert werden können.

3.7.2 Arbeilsplatzverlust und Kurzarbeit
Der Zugang an Arbeitslosen belief sich von Januar bis Dezember 1983 und 1984 auf
insgesamt je 3,7 Millionen, darunter waren sehr viele Berufsanfänger. Kündigungen von
Arbeitnehmern spielen als Ursache eine vergleichsweise geringe Rolle. Nach einer im
Mai/Juni 1983 durchgeführten Erhebung der Bundesanstalt für Arbeit hatten 18 % aller
Personen, die sich nach vorangegangener Beschäftigung arbeitslos meldeten, selbst
gekündigt. Der Anteil der Arbeitslosenmeldungen wegen Kündigung durch den Arbeitge-
ber lag dagegen bei 62Y:". Kündigungen im gegenseitigen Einvernehmen sind sehr
selten. Häufiger kommt es zu Arbeitslosenmeldungen im Anschluß an befristete Arbeits-
verträge (8%) oder eine Lehre (7%).

Um in konjunkturellen Schwächephasen Kündigungen zu vermeiden, gehen die Unter-
nehmen oftmals zunächst zu Kurzarbeit über. Mitte der siebziger Jahre wurde dieses
arbeitsmarktpolitische lnstrument häufig eingesetzt; 1975 gab es im Jahresdurchschnitt
773000 Kurzarbeiter. Mit der vorübergehend abnehmenden Arbeitslosigkeit verringerte
sich auch das Ausmaß der Kurzarbeit und stieg dann von 1980 bis 1983 wieder an; 1984
wurden im Jahresdurchschnitt 384000 Kurzarbeiter ermittelt.

3.7.3 Arbeitslosenquoten im Vergleich
Arbeitslosigkeit ist inzwischen zu einem weltweiten Problem geworden. Zwar läßt sich ihr
Ausmaß über Ländergrenzen hinweg wegen unterschiedlicher Erhebungsmethoden
nicht exakt vergleichen, gleichwohl bemühen sich aber die internationalen Organisatio-
nen, insbesondere das Statistische Amt der Europäischen Gemeinschaften, die Arbeits-
losenstatistiken soweit zu vereinheitlichen, daß die Daten näherungsweise vergleichbar
werden.

Bei der Betrachtung der Arbeitslosenquotenl fällt auf, daß die Arbeitslosigkeit in allen
Ländern der Europäischen Gemeinschaften seit 1970 kräftig zugenommen hat, wobei
sich die Ausgangslage in vielen Staaten (2. B. in ltalien oder lrland) weit ungünstiger
darstellt als in der Bundesrepublik. 1984 wurden in den Europäischen Gemeinschaften
insgesamt 12,7 Mil. Arbeitslose registriert, das entspricht einer Arbeitslosenquote von
10,9%. Niedriger lag die Arbeitslosenquote in den USA (7,5%).

1 ln der EG wird die Arbeitslosenquote nach dem Verhältnis der Arbeitslosen zu allen Erwerbsperso-
nen (ohne Soldaten), in den USA zu allen Erwerbspersonen einschließlich Soldaten berechnet.
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Abb. 8: Eingeschriebene Arbeitslose in Prozent der zivilen Eruverbspersonen
in ausgewählten europäischen Ländern
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Tab.7: Arbeitslose nach Bundesländern Ende Januar 1985

Bundesland Anzahl Arbeitslosenquote in %

Schleswig-Holstein
Hamburg
Niedersachsen
Bremen
Nordrhein-Westtalen
Hessen
Rheinland-Pfalz
Baden-Württemberg
Bayern
Saarland
Berlin (West)

Bundesgebiet

132 283
89 032

397 996
40 595

769 106
187 610
1 50 694
239 528
468 902
57 123
86 540

12,6
12,4
14,1
14,6
11,6
8,2

10,5
6,1

10,5
14,2
10,5

10,62 619 409
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lnnerhalb des Bundesgebietes gibt es einige strukturschwache Regionen, die besonders
hart von Arbeitslosigkeit betroffen sind. So liegen die Arbeitslosenquoten in den norddeut-
schen Küstengebieten, in Teilen des Ruhrgebiets und im Saarland erheblich über dem
Bundesdurchschnitt.

3.7.4 Problemgruppen des Arbeitsmarktes
Für die wirtschaftspolitische Beurteilung der Arbeitslosigkeit ist nicht nur deren Höhe,
sondern vor allem auch ihre Struktur von Bedeutung. Nicht alle Personengruppen werden
in gleichem Ausmaß durch die Beschäftigungskrise betroffen. Jugendliche und ältere
Arbeitnehmer, Frauen, Ausländer, Schwerbehinderte und Personen ohne abgeschlosse-
ne Berufsausbildung gehören zu den sogenannten ,,Problemgruppen" des Arbeits-
marktes.

Schwierig ist schon der Start ins Berufsleben. Aufgrund der demographischen Entwick-
lung kann man davon ausgehen, daB zur Zeit jährlich rund eine Million jüngerer
Arbeitnehmer in das Arbeitsleben eintreten;viele von ihnen finden keine Stelle. So waren
im September 1984 rund 115000 Personen unter 25 Jahren arbeitslos gemeldet, die
bislang noch keine Berufstätigkeit ausgeübt hatten. Besonders problematisch ist für die
Betroffenen die Tatsache, daß sie noch keinen Anspruch auf Arbeitslosenunterstützung
erworben haben. Die Ausweitung des Kindergeldanspruchs (vgl. 9.8) kann nur eine
geringe finanzielle Entlastung bedeuten.

Abb. 9: Altersgliederung der Arbeitslosen im September 1984
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Tab. 8: Altersspezifische Arbeitslosenquotenl seit 1980

Alter Sept. 1980 Sept. 1981 Sept. 1982 Sept. 1983 Sept. 1984

unter 20
20 bis 24
25 bis 29
30 bis 34
35 bis 39
40 bis 44
45 bis 49
50 bis 54
55 bis 59
60 bis 64

lnsgesamt

3,5
5,1
4,4
3,4
2,3
2,3
2,4
2,9
5,5
9,1

3,5

5,9
8,5
7,0
5,6
3,3
3,6
3,7
3,9
6,6

11,9

5,4

9,1
11,5
9,8
7,4
5,8
4,9
5,2
5,2
7,8

10,7

7,5

8,4
12,9
11,4
8,7
7,3
5,4
6,4
6,4

11,4
9,s

8,6

9,7
13,3
1 1,3
8,6
7,2
5,7
6,1
6,0
9,6
9,4

8,6

1 Anteil der Arbeitslosen an den abhängigen Emerbspersonen (ohne Soldaten) in der jeweiligen Altersguppe.

Die Altersgliederung der Arbeitslosen zeigt, daß last jeder lünfte Arbeitslose im Septem-
ber 1 984 20 bis 24 Jahre alt war. lnsgesamt waren rund 43ok der Arbeitslosen jünger als
30 Jahre.

Etwas entschärft hat sich seit 1983 das Problem bei älteren Arbeitnehmern ab 59 Jahren.
Hier macht sich vermutlich die Möglichkeit des vorzeitigen Bezugs von Altersruhegeld
und die Erstattungspflicht der Arbeitgeber für Arbeitslosengeld bei Entlassungen von
S9jährigen bemerkbar. Dagegen stieg die Arbeitslosigkeit bei den 55- bis 59jährigen in

den letzten Jahren rapide an.

Frauen sind insgesamt gesehen stärker von Arbeitslosigkeit betroffen als Männer. 1984

lag die durchschnittliche Arbeitslosenquote der Frauen bei 10,2%, die der Männer

dagegen bei 8,5%. Ein Grund hierJür dürfte darin liegen, daß ein nicht geringer Teil der

arbeitslosen Frauen ausschließlich Teilzeitarbeit wünscht (September 1984 22,3%).
Bemerkenswerterweise ist der Anteil der arbeitslos gemeldeten Frauen, die Teilzeitbe-

schäftigung wünschen, ruckläutig; eine Ursache hierfür kÖnnte die verschlechterte

Einkommenssituation vieler Familien sein. Von der Angebotsseite her ist zwischen 1980

und 1983 eine Zunahme an Teilzeitarbeitsplätzen für Frauen (bis zu 30 Wochenstunden)

um 13,6% auf 3,1 Millionen zu verzeichnen'

Während es lür Frauen schwieriger ist als fÜr Männer, eine Arbeitsstelle zu bekommen,
verlieren sie andererseits ihren Arbeitsplatz nicht so schnell in konjunkturellen Ab-

schwungphasen, da sie Überwiegend in weniger konjunkturabhängigen Berufen tätig

sind. Dies läßt sich daraus ersehen, daß sich in den Rezessionsjahren zwischen 1980 und

1983 die Arbeitslosigkeit bei Männern um 846700 oder 199% erhÖhte, während sich

,,nul' 522600 oder 113% mehr Frauen arbeitslos meldeten.

91



Als besonders schwierig erweist sich die Arbeitsmarktlage für Ausländer. Während
zwischen 1960 und 1970 der Zustrom von Gastarbeitern willkommen war, um den
bestehenden Arbeitskräftemangel zu beheben, gehören die ausländischen Arbeitnehmer
heute zu den Problemgruppen des Arbeitsmarktes. lm Jahresdurchschnitt 1984 waren
14 % aller ausländischen Erwerbspersonen arbeitslos gemeldet. Dabei kann man davon
ausgehen, daß bereits eine gewisse Entlastung des Arbeitsmarktes durch die Rückkehr
von Gastarbeitern in ihre Heimatländer zu verzeichnen war. Die Bundesanstalt für Arbeit
schätzt, daß sich 1 984 das Angebot an ausländischen Arbeitskräften auf dem deutschen
Arbeitsmarkt um rund 70000 verringert hat. Darüber hinaus wurden 1g84 weniger
Arbeitserlaubnisse als in den Vorjahren erteilt: 7Yo der Anträge wurden abgelehnt,
gegenüber 6% im Jahr 1983 und 5% im Jahr 1982.

Geringere Beschäftigungschancen als Gesunde haben Personen mit gesundheitlichen
Einschränkungen. lhr Anteil an allen Arbeitslosen lag 1984 bei 19,5%.6,5% waren
schwerbehindert und deshalb besonders schwer zu vermilteln. Allerdings ist die Gefahr,
arbeitslos zu werden, für beschäftigte Schwerbehinderte aufgrund gesetzlicher Bestim-
mungen geringer als für die übrigen Arbeitnehmer.

Abb. 10: Arbeitslosenquoten sogenannter Problemgruppen
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3.7.5 Arbeitslosigkeit und Qualifikationsstruktur
Bei den sogenannten ,,Problemgruppen" des Arbeitsmarktes verschärft sich die Situation
insbesondere noch dann, wenn eine geringe berufliche Qualifikation vorliegt. Zwar ist
eine gute Ausbildung längst keine Garantie mehr für einen sicheren Arbeitsplatz.
Dennoch sind die Arbeitsmarktchancen bei einer höheren Qualifikation gÜnstiger bzw.
das Risiko des Arbeitsplatzverlustes ist bei qualifizierten Arbeitnehmern bedeutend
geringer. Während von allen Beschäftigten rund 30% nicht über eine abgeschlossene
Berufsausbildung verfügen, stellt dieser Personenkreis unter den Arbeitslosen etwa die
Hä|fte. Die Arbeitslosenquote für Personen ohne abgeschlossene Berufsausbildung lag
im September 1 984 bei 1 8 %. Die mangelnde Qualifikation reduziert die ohnehin geringen
Vermittlungschancen noch mehr; denn für etwa 70% der gemeldeten offenen Stellen
wurden ausdrücklich nur Bewerber mit abgeschlossener Berufsausbildung gewünscht.

Nicht iedes Ausbildungsverhältnis mündet in einen sicheren Arbeitsplatz. lm September
1984 waren rund 70000 Personen aus einem betrieblichen oder sonstigen Ausbildungs-
verhältnis nicht übernommen worden, weitere 25000 hatten ihre Berufsausbildung
abgebrochen (vgl. 2.4).

Auch die Arbeitslosigkeit von Akademikern gibt Anlaß zur Sorge. So ist die Zahl der
Arbeitslosen mit Fachhoch- oder Hochschulabschluß von September 1983 bis Septem-
ber 1984 um rund 9% aut 1 14600 gestiegen. Betroffen waren auch hier insbesondere
Berufsanfänger. Dennoch lag die spezifische Arbeitslosenquote für die abhängigen
Erwerbspersonen mit Fachhoch- oder Hochschulabschluß im September 1984 mit 5%
weit unter der Gesamtarbeitslosenquote von 8,6%.

Tab. 9: Arbeitslose nach der Art ihrer Berufsausbildung
September 1984

Berufsausbildung Arbeitslose Arbeitslosenquote

absolut o//o /o

Ohne abgeschlossene
Mit abgeschlossener
- betrieblicher
- Berufsschule/Fachschule
- Fachhochschule
- Hochschule

lnsgesamt

1 058 104
1 084 904

861 474
1 08 820
35 s34
79 076

49,4
50,6
40,2

5,1
1,7
3,7

100

18,0
6,0
7,0
4,O
5,0
5,0

8,62 143 008
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3.7.6 Dauer der Arbeitslosigkeit
Arbeitslosigkeit trifft insbesondere diejenigen hart, die auch nach längerer Suche keinen
Arbeitsplatz finden. lm September 1984 waren bereits rund 702000 Arbeitslose, also
ungefähr jeder dritte, ein Jahr oder länger ohne Beschäftigung. Nur noch wenigen gelingt
es, schon nach kurzer Zeit einen neuen Arbeitsplatz zu erhalten. Der Anteil der
Arbeitslosen, die weniger als drei Monate beim Arbeitsamt registriert waren, verminderte
sich zwischen 1974 und 1984 von 57,3 auf 29,1 %. Die Verschiebung zu Lasten der
längerfristig Arbeitslosen ließ die durchschnittliche Dauer der Arbeitslosigkeit ansteigen.
lm September 1984 belief sie sich auf 1 1,6 Monate, ein Jahr zuvor hatte sie 10,3 Monate
betragen. Dabei gilt, daß es gut ausgebildeten Arbeitnehmern in der Regel gelingt, die Zeit
der Arbeitslosigkeit kürzer zu halten als beruflich weniger qualifizierten.

Tab. 10: Arbeitslose nach Dauer der Arbeitslosigkeit
jeweils September

Jahr Arbeitslose
insgesamt

Darunter waren arbeitslos (%)

3 Monate bis
unter 3 Monaten unter '1 Jahr

1 Jahr
und länger

1971
1973
1 975
1977
1 979
'1981

1982
1 983
1 984

146 740
219 105

1 006 554
911 257
736 690

1 256 396
1 818 638
2 133 900
2 143 008

60,7
57,2
41 ,9
41 ,6
41,8
42,3
35,4
29,2
29,1

34,0
34,3
48,5
39,9
38,3
41 ,4
43,4
42,3
38,2

5,3
8,5
9,6

18,6
19,9
16,2
21 ,2
28,5
32,7

3.7.7 Einkommen der Arbeitslosen
Mit der Dauer der Arbeitslosigkeit wächst die finanzielle Belastung der Betroffenen.
Während die meisten Arbeitslosen im ersten Jahr ihrer Arbeitslosigkeit noch Arbeitslo-

sengeld erhalten - es beläutt sich je nach Familienstand aul 68% bzw. 63% des letzten

Nettoeinkommens - wird die niedrigere Arbeitslosenhilfe (58 % des letzten Nettoeinkom-

mens) nur bei nachweisbarer BedÜrftigkeit gewährt.

Von den Arbeitslosen, die Ende September 1984 gemeldet waren, bezogen 34'0%
Arbeitslosengeld und 26,3% Arbeitslosenhilfe; weitere 10,7% hatten zu diesem Zeit-
punkt Leistungen beantragt. Nach den Erfahrungen der Arbeitsämter erfüllen fast alle
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Antragsteller die Voraussetzungen für einen Anspruch, Damit betrug der Anteil der
Leistungsberechtigten unter den Arbeitslosen im September 1984 rund 71 %. 1983 lag
die Quote der Leistungsberechtigten noch bei 73% und 1982 bei 76%.

lnsgesamt hat also etwa jeder vierte beim Arbeitsamt registrierte Arbeitslose weder
Anspruch auf Arbeitslosengeld noch Arbeitslosenhilfe. Hinzuzurechnen ist die gesamte
,,stille Reserve", die sich in dem Bewu ßtsein, keine Leistungen beanspruchen zu können,
erst gar nicht beim Arbeitsamt meldet. Unter diesen Personen sind viele Berufsanfänger,
die noch keine Gelegenheit hatten, durch Beitragszahlungen Leistungsansprüche zu
erwerben. Sie sind entweder auf die Unterstützung von Angehörigen oder auf Sozialhilfe
angewiesen,
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4 Einnahmen und Ausgaben
der privaten Haushalte

4.1 Zielsetzung der Statistik
über Einnahmen und Ausgaben

Mit Einnahmen und Ausgaben beschäftigen sich viele Statistiken. Zu nennen sind
insbesondere die Verdienststatistiken (vgl. Kap. 16), die Steuerstatistiken (vgl. Kap. 1 1),

die Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen (vgl. Kap. 12) und die Wirtschaftsrechnun-
gen. Sie alle betrachten das Thema unter verschiedenen Blickwinkeln und bedienen sich
darüber hinaus einer abweichenden Terminologie, so daß eine uneingeschränkte Ver-
gleichbarkeit der Ergebnisse nicht möglich ist. lm Mittelpunkt dieses Kapitels stehen die
Wirtschaftsrechnungen, also die Einkommens- und Verbrauchsstlchprobe, die in mehr-
jährigen Abständen - zuletzt 1983, davor 1978 - Einnahme- und Ausgabedaten fÜr alle
Haushalte (ohne Haushalte von Ausländern, Privathaushalte in Anstalten und Haushalte
mit besonders hohen Einkommen) bereitstellt, und die laufenden Wirtschaftsrechnungen,
die Jahr für Jahr Angaben für ausgewählte Haushaltstypen lielern. Nur gelegentlich
werden aufgrund der Aktualität oder wichtiger Zusatzinformationen andere Statistiken
herangezogen.

Die Wirtschaftsrechnungen konzentrieren sich vor allem auf die Frage, wieviel Geld die
Haushalte zur Verfügung haben, ausgeben und sparen. Sie greifen dabei auf die
Aufzeichnungen ausgewählter Haushalte aus unterschiedlichen sozialen Schichten
zurück, die für die Statistik freiwillig über ihre Einnahmen und Ausgaben Buch führen. Die
anfallenden Daten, die für die Wirtschafts- und Sozialpolitik und f ür verbraucherpolitische
Zwecke unentbehrlich sind, ermöglichen eine Beurteilung der Einkommenssituation und
der Verbrauchsgewohnheiten der Bevölkerung und liefern zugleich lnformationen über
den Lebensstandard. Es handelt sich also um eine sehr lebensnahe Statistik, die dem
vielgeäußerten Klagespruch, daß mit dem Einkommen kein Auskommen sei, ein wenig
auf den Grund gehen möchte.

4.2 Von den Einnahmen zu den Ausgaben
Die Zusammenhänge zwischen Einkommen, Verbrauch und Vermögensbildung werden
besonders deutlich am Aufbau des Schemas, das den Wirtschaftsrechnungen zugrunde
liegt. Es geht von den Erwerbs- und Vermögenseinkommen aus, berücksichtigt die
öffentlichen Abgaben (Steuern und Sozialversicherungsbeiträge) und die Transferlei-
stungen des Staates (2. B. Renten, Kindergeld) und führt zu den ausgabefähigen
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Einkommen. Aus ihnen ergibt sich nach Abzug der Ausgaben für den privaten Verbrauch
als Restgröße die Ersparnis.

Bruttoeinkommen aus unselbständiger Arbeit

+ Bruttoeinkommen aus Unternehmertätigkeit und Vermögen

+ Einnahmen aus Einkommensübertragungen (öffentliche Renten, Kindergeld u. ä.)
und Untervermietung

: Haushaltsb ruttoei n kom men

- Einkommen- und Vermögensteuern

- Pflichtbeiträge zur Sozialversicherung

= Haushaltsnettoeinkommen

+ sonstige Einnahmen (2. B. Einnahmen aus dem Verkauf gebrauchter Waren)

= Ausgabetähige Einkommen bzw. Einnahmen

- Ausgaben für den privaten Verbrauch

- Übrige Ausgaben (2, B. Krattfahrzeugsteuern, freiwillige Beiträge zur gesetzlichen
Kranken- und Bentenversicherung)

= Ersparnis

4.3 Einnahmen der privaten Haushalte

4.3.'1 Verteilung des Haushaltseinkommens
Jeder Haushalt weiß ungefähr, wieviel Geld ihm monatlich zur Verfügung steht. Dieser
Überlegung folgend wird im sogenannten Grundinterview der Einkommens- und Ver-
brauchsstichprobe das gesamte monatliche Haushaltsnettoeinkommen (Nettoeinkom-
men aller Haushaltsmitglieder) erfragt. Dabei stufen sich die Haushalte in vorgegebene
Einkommensgrößenklassen ein. Erfahrungsgemäß neigen sie zu einer Unterschätzung
ihrer Einkünfte, so daß sich für die Auswertung weniger die absolute Höhe als die Struktur
der Einkommen eignet.

1983 verfügten 48,1 % der Haushalte über ein monatliches Haushaltsnettoeinkommen
zwischen 1 400 und 3000 DM. 22,5% hallen netto monatlich 3000 bis 5000 DM. ln der
Einkommensklasse von 5000 DM bis 25000 DM befanden sich 5,6 % der Haushalte; am
anderen Ende der Skala mußten 23,8 % mit weniger als 1 400 DM monatlich auskommen,
wobei nach eigenen Angaben 5,7% der Haushalte sogar weniger als 800 DM hatten.

Die Haushalte mit den geringsten Einkommen bestanden überwiegend aus einer Person.
Die oberen Einkommensklassen waren dagegen fast ausschließlich mit Mehrpersonen-
haushalten besetzt, in denen häufig mehrere Haushaltsmitglieder zum Einkommen
beitragen.
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Abb. 1: Einkommensverteilung 19831
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@l Einpersonenhaushalte llllffi zweipersonenhaushalte Haushalte

ffi Hausnalte mitdrei Personen und mehr

1 Ohne Haushalte von Ausländern, Landwirten, Privathaushalte in Anstalten, Haushalte mit einem monatlichen
Haushaltsnettoeinkommen von 25000 DM und mehr.

Eine Durchschnittsbetrachtung der Einkommen liefern die Volkswirtschaftlichen Gesamt-
rechnungen. Hier wird das verfügbare Einkommen herangezogen, das in der Abgrenzung
nicht genau mit dem Nettoeinkommen in der Einkommens- und Verbrauchsstichprobe
übereinstimmt; diese Abweichungen sollen aber im Rahmen dieser Darstellung nicht
weiter vertieft werden. Danach betrug das verfügbare Einkommen je Haushalt 1982 rund

39000 DM, je Haushaltsmitglied rund 16000 DM.

4.3.2 Soziale Stellung und Höhe des Haushaltseinkommens
Differenziert man nach der sozialen Stellung der Bezugsperson des Haushalts, so liegen
die Haushalte der Selbständigen (ohne Landwirte) - gemessen am Nettoeinkommen - an

der Spitze der Einkommenspyramide, Elwa 64% von ihnen gaben in der Einkommens-
und Verbrauchsstichprobe 1 983 an, über ein monatliches Nettoeinkommen von 3 000 DM

oder mehr zu verfügen. Bei den Beamtenhaushalten waren es etwa 55%. Von den
Angestelltenhaushalten hatten etwa 45% ein Einkommen dieser GrÖßenordnung und

von den Arbeiterhaushalten rund 26 %. Dagegen tloß nur 11 % der Nichterwerbstätigen-
haushalte ein Nettoeinkommen von 3000 DM und mehr zu.

ln der Durchschnittsbetrachtung der Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen ergibt
sich folgendes Bild: Die Selbständigenhaushalte (außerhalb der Land- und Forstwirt-
schaft, Fischerei) lagen 1982 hinsichtlich ihres verfügbaren Einkommens mit knapp
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Abb.2 Aufgliederung der Haushaltsnettoeinkommen nach sozialer Stellung
19m1

A

! unter 18OO DM

ffi
E

1800 -3000 DN.4

3000-5000 D[,4

fisooo ov uno
meh r

36,7

20

Selbständige Beamte Angestellte Arbeiter Nichterwerbstätige

1 Ohne Haushalte von Ausländern, Landwirten, Privathaushalte in Anstalten, Haushalte mit einem monatlichen
Haushaltsnettoeinkommen von 25000 DN4 und mehr.

Tab. 1 : Verfügbares Einkommen der Privathaushalte 1982

Haushalte von DM je
Haushalt

DM je
Haushalts-

mitglied

Landwirten
übrigen Selbständigen
Beamten
Angestellten
Arbeitern
ArbeitslosengeldJ-hilfeempf än gern
Flentnern/Pensionären
sonstigen Nichterwerbstätigen

lnsgesamt

47 502
106 633

49711
45 622
36 394
20 790
27 003
24 148

39 355

10 898
34 278
16 415
17 102
11 825
I 324

16 176
12 700

16 044

107000 DM je Haushalt an der Spitze. Dabei ist allerdings zu beachten, daß sie
erhebliche Teile ihrer Aufwendungen für die Alterssicherung aus dem verfügbaren
Einkommen bestreiten müssen, während bei den übrigen Erwerbstätigenhaushalten die
meisten derartigen Aufwendungen in Form von Sozialbeiträgen als geleistete laufende
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Übertragungen bereits abgezogen sind. Unter den Arbeitnehmerhaushalten erreichten
die Beamten mit knapp 50000 DM ein etwas höheres verfügbares Einkommen als die
Angestellten mit knapp 46000 DM je Haushalt. Deutlich niedriger lag hingegen das
verfügbare Einkommen der Arbeiterhaushalte mit gut 36000 DM. Haushalte von Rent-
nern bzw. Pensionären konnten 1 982 über 27000 DM verfügen; Haushalte von Arbeitslo-
sengeld- oder -hilfeempfängern mußten mit einem durchschnittlichen Einkommen von
knapp 21 000 DM auskommen.

4.3.3 Einkommensquellen
Über die Herkunft der Haushaltseinkommen gibt die Einkommens- und Verbrauchsstich-
probe Aufschlu ß. Die Ergebnisse der Stichprobe von 1 983 liegen derzeit noch nicht vor.
1978 stammten rund 57 To der gesamten Haushaltsbruttoeinkommen aus unselbständi-
ger Arbeit, 12"/o aus Unternehmertätigkeit, 8% aus VermÖgen (Zinsen, Dividenden,
Einkünfte aus Vermietung und Verpachtung usw.), 20 % aus staatlichen Transferleistun-
gen und 3 % aus sonstigen Quellen. An diesen Strukturdaten ändert sich im Zeitablaut nur
wenig, vergleichbare Daten aus den Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen lassen zu

Beginn der achtziger Jahre einen leichten Anstieg des Einkommensanteils aus Transfer-
leistungen erkennen. Allerdings sind diese Zahlen nur Durchschnittswerte. Erhebliche
Unterschiede werden sichtbar, wenn man die soziale Stellung der Haushalte berücksich-
tigt.

So bezogen die Erwerbstätigenhaushalte 86% ihrer monatlichen Haushaltsbruttoein-
kommen aus eigener - selbständiger oder unselbständiger - Arbeit. Leistungen des
Staates spielen hier eine untergeordnete Rolle. Öffentliche Renten und Pensionen sowie

Tab.2: Zusammensetzung des Einkommens privater Haushalte 1978
in Prozent

Quellen des
Haushalts-
bruttoeinkommens

Soziale Stellung der Bezugsperson des Haushalts Haushalte
insge-

Landwirt Selbstän- Beamter Ange-
diger stellter

Arbeiter Nichter
werbs-
tätiger

samt

Unselbständige Arbeit
Selbständige Arbeit
Vermögen
Zahlungen aus

öffentlichen Kassen
Übrige Quellen

Haushaltsbrutto-
einkommen

4,2
to

6,r
1,7

71,3
5,6

11,9
64,3
13,7

11 ,4
73,4
10,4

84,5
1,8
6,5

86,1
1,6
6,2

10,3
2,1

10,7

57,3
11,8
7,9

84,6
1,5
6,1

9,5
0,6

3,9
3,3

4,0
0,8

20,3
2,7

100 100 100 100 100 100

100

100



Kindergeld, Wohngeld, Sozialhilfe usw. trugen bei den meisten Erwerbstätigenhaushal-
ten mit weniger als 8% zum Haushaltsbruttoeinkommen bei.

Die Nichterwerbstätigenhaushalte (1978 waren das elwa 40To aller Haushalte) lebten
hingegen überwiegend von staatlichen Transferzahlungen, und zwar insbesondere von
Renten und Pensionen, die zusammen etwa 71 % des Bruttoeinkommens dieses
Haushaltstyps ausmachten.

Die Einkommen aus Vermögen, zu denen auch der Mietwert des eigenen Hauses gehört,
erreichten insbesondere bei den Selbständigen und den Landwirten - aber auch bei den
Nichterwerbstätigen - hohe Anteile am gesamten Haushaltsbruttoeinkommen. Bei den
selbständigenwarenesrund I0%,bei denLandwirten 14!/.undbei denNichterwerbstä-
tigen 11%. Bei Beamten, Angestellten und Arbeitern hatten die Vermögenserträge
jeweils einen Anteil von elwa6Yo am Haushaltsbruttoeinkommen.

4.4 Ausgaben der privaten Haushalte
Über die Ausgabenstruktur der Haushalte gibt die Einkommens- und Verbrauchsstichpro-
be von 1978 Aufschluß. Danach verwenden die privaten Haushalte den größten Teil ihrer
ausgabefähigen Einkommen (76,6 %)für die Käufe von Waren und Dienstleistungen, den
sogenannten ,,privaten Verbrauch". Ein wesentlich geringerer Teil (9,8%) entfällt aul
,,übrige Ausgaben", die u. a. freiwillige Beitragszahlungen an Versicherungen sowie
Kraftfahrzeugsteuern umfassen. Der Rest (13,5%) wird gespart.

Unterschiede in der Zusammensetzung der Ausgaben ergeben sich je nach der Höhe der
Einkommen. Dies zeigen die laufenden Wirtschaftsrechnungen, die für ausgewählte
Haushaltstypen aktuelles Datenmaterial bereitstellen. lm Rahmen dieser Statistik werden
drei Haushaltstypen unterschieden, und zwar Zweipersonenhaushalte von Renten- und
Sozialhilfeempfängern mit geringerem Einkommen (Typ 1 ), Vierpersonen-Arbeitnehmer-

Abb.3: Verwendung der ausgabefähigen Einkommen 1983

Haushaltstyp 1 Haushaltstyp 2

I 591 DM 3469 DM

Renten- und Sozialhilfeempfänger Mittleres Einkommen

U brige
Aus-
ga ben

Pri vater
Verbrauch

Haushaltstyp 3

5 936 DM
Höheres Einkommen
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haushalte mit mittlerem Einkommen (Typ 2) und Vierpersonenhaushalte von Beamten

und Angestellten mit höherem Einkommen (Typ 3).Das monatliche Einkommen bewegte

sich 1983 in folgenden vorgegebenen Grenzen:

Typ 1: unter 1 800 DM
(Bruttoeinkommen des gesamten Haushalts)

Typ 2:2450 bis 3700 DM
(Bruttoarbeitseinkommen des alleinverdienenden Familienvaters)

Typ 3: 4750 bis 6500 DM
(Bruttoarbeitseinkommen aller Haushaltsmitglieder; darunter mindestens 4450 DM
des Hauptverdieners)

Je niedriger das Einkommen, desto hÖher ist in der Regel der Anteil der Verbrauchsaus-
gaben und desto weniger wird gespart. So entfielen 1983 beim einkommensschwachen
Haushaltstyp 1 rund 88 % des ausgabefähigen Einkommens auf den privaten Verbrauch,
bei den Beziehern mittlerer Einkommen knappS2% und bei den Haushalten mit hÖherem

Einkommen ungel ähr 7 2 o/o 
.

4.5 Entwicklung der Verbrauchsausgaben im Zeitablauf
ln den drei vergangenen Jahrzehnten konnten die privaten Haushalte ihren Lebensstan-
dard nahezu kontinuierlich erhÖhen. Das zeigt sich, wenn man die Ausgaben für den
privaten Verbrauch im Zeitablauf vertolgt. Besser als die Ergebnisse der Wirtschaftsrech-
nungen eignen sich für diesen Zweck die Angaben der Volkswirtschaftlichen Gesamt-
rechnungen, die die Daten auch preisbereinigt und in Form von Pro-KoptWerten
bereitstellen.

lm Jahr 1983 wurden danach in der Bundesrepublik Deutschland je Einwohner im

Durchschnitt 15423 DM für Zwecke des privaten Verbrauchs ausgegeben. GegenÜber
1960 hat sich dieser Wert fast verfünffacht. Rechnet man die Preissteigerungen heraus,
so verbleibt real immer noch eine Zuwachsrate von 100%. 198l und 1982 ging zum
erstenmal in der Nachkriegszeit der private Verbrauch real zurÜck.1983 und 1984
konnten wieder leichte Zuwächse verzeichnet werden, so daß gerade das Niveau von
1980 erreicht wurde.

4.6 Zusammensetzung des privaten Verbrauchs
Ein erheblicher Teil der Verbrauchsausgaben entfällt auf die Grundbedürfnisse. Rund
25oÄ der Ausgaben privater Haushalte im lnland wurden 1984 fÜr den Kauf von
Nahrungs- und Genußmitteln verwendet. Einen weiteren großen Posten stellten mit etwa
160/o die Ausgaben für Verkehr und Nachrichtenübermittlung dar.
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Abb.4: Verbrauchsausgaben je Einwohner und Jahr
in Preisen von 1976
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Abb.5: Struktur des privaten Verbrauchs 1984
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Bei den einzelnen Haushaltstypen sind zum Teil beträchtliche Unterschiede in der
Zusammensetzung des privaten Verbrauchs zu beobachten. So liegt z. B. der Anteil für
die Grundbedürfnisse bei einkommensschwachen Haushalten wesentlich höher als bei

einkommensstarken.

1983 entfielen beim Haushaltstyp 1 71,2y. dq Verbrauchsausgaben auf Essen,
Trinken, Wohnen, Heizen und Kleidung, während der Anteil beim Haushaltstyp 3 nur
51 ,8 % betrug. Die Haushalte des Typs 1 veruendeten 1983 allein 32,1 % tÜr den Kauf
von Nahrungs- und Genußmitteln, die des Typs 2 26,1 % und des Typs 3 nur 21'5%.

Diese Zahlen belegen die Erkenntnis, die schon 1857 der Pionier der Verbrauchsstatisti-
ken, Ernst Engel, in dem nach ihm benannten ,,Gesetz" zusammengefaBt hat. Es besagt'
daß mit steigendem Haushaltseinkommen der Anteil der Ausgaben iÜr Nahrungs- und

Genußmittel an den Gesamtausgaben sinkt. Das Gesetz bestätigt sich auch, wenn man
die Entwicklung der einzelnen Ausgabenanteile im Zeitablauf betrachtet: Während sich

der Prozentsatz, der für Essen und Trinken ausgegeben wird, in den lelzten zwei
Jahrzehnten unter dem Einfluß gestiegener Einkommen reduzierte, stiegen die Anteile
anderer Ausgabengruppen, wie Wohnen und Energieversorgung, beträchtlich an.

Auch in den absoluten Beträgen spiegelt sich die unterschiedliche Entwicklung der
einzelnen Ausgabengruppen wider. Während sich beispielsweise beim Haushaltstyp2
die Ausgaben für Wohnungsmieten zwischen 1965 und 1983 in etwa verfünffachten,
stiegen die Autwendungen für Nahrungs- und Genußmittel nur gut auf das Doppelte.

Tab.3: Monatliche Ausgaben für den privaten Verbrauch 1983

Ausgabenposten Haushaltstyp 1 Haushaltstyp 2 Haushaltstyp 3

DM% DM% DM%

Privater Verbrauch
insgesamt

davon:
Nahrungs- und Genußmittel
Wohnungsmieten
Elektrizität, Gas, Brennstofle
Kleidung, Schuhe
Verkehr,

Nachrichtenübermittlung
Bildung u. Unterhaltung
Übrige Güter u. Dienstleistungen

für den privaten Verbrauch

1 401 100 2837 100 4294 100

450
325
132

91

32,1 
I

23,21
e'4 

|

6.51

740
492
189
229

271 2

26,11
r /,rf58
6'71

8,1l

922 2,.51
689 16.olsr.a
233 5.41

382 B,el

1 10 7,8
65 4,7

450 15,9
247 8,7

755
415

17,6
9,7
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Tab. 4: Anteile am privaten Verbrauch
in Prozent

Ausgabengruppe Nahrungs- und Genußmittel

Jahr Haushaltstyp 1 Haushaltstyp 2 Haushaltstyp 3

1 965
1970
1975
1 980
1 983

40,0
35,3
29,8
28,1
26,1

28,5
26,1
23,0
22,0
21,5

50,2
43,0
38,2
33,5
32,1

Ausgabengruppe Verkehr und Nachrichtenübermittlung

Jahr Haushaltstyp 1 Haushaltstyp 2 Haushaltstyp 3

1 965
1970
1975
1 980
1 983

2,8
3,9
4,9
7,2
7,8

9,7
10,9
13,8
14,0
15,9

16,2
15,1
16,4
15,3
17,6

Ausgabengruppe Wohnungsmieten u. ä.

Jahr Haushaltstyp 1 Haushaltstyp 2 Haushaltstyp 3

1 965
1970
1975
1 980
1 983

16,2
20,5
22,2
22,4
23,2

11,2
15,5
15,5
16,4
17,3

12,1
14,0
14,8
15,5
16,0

Ausgabengruppe Elektrizität, Gas, Brennstoffe

Jahr Haushaltstyp 1 Haushaltstyp 2 Haushaltstyp 3

1 965
1970
1 975
1 980
1 983

7,1
7,7
7,6
8,8
9,4

4,5
4,7
5,1
6,5
6,7

3,8
3,8
4,2
5,4
5,4
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Dabei ist zu berücksichtigen, daß in die Ausgaben sowohl die Preis- wie die Mengenkom-

ponente eingeht. Der Anstieg eines Ausgabenpostens kann also durch Preissteigerun-
gen und/oder ErhÖhung der nachgefragten Menge verursacht werden. Als dritte MÖglich-

keit ist der Übergang auf höherwertige und damit teurere Waren denkbar (Substitution) ln

der Regel ist die Ausgabensteigerung aul eine Kombination aller drei Faktoren zurückzu-

führen, wobei eine Komponente durchaus Überwiegen kann'

Abb. 6: Entwicklung einzelner Ausgabengruppen
bei Vierpersonen-Arbeitnehmerhaushalten mit
gleich zu ihrem gesamten privaten Verbrauch
Basisjahr 1965
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4.6.1 Nahrungs- und Genußmittel
Für die Ausgabensteigerungen im Bereich der Nahrungs- und Genußmittel spielt der
Substitutionsvorgang eine große Rolle, ln ihm wirken sich die Anderung der Verbrauchs-
gewohnheiten aus. Besonders auffallend ist die beträchtliche Zunahme des Konsums
hochwertiger Nahrungsmittel. So lag der jährliche Pro-Kopf-Verbrauch von Fleisch im
Wirtschaftsjahr 1983184 bei etwa 89 kg, gegenüber 37 kg 1950/51. Der Verzehr von
Getreideerzeugnissen und Kartoffeln wurde dagegen erheblich eingeschränkt. Beson-
ders zugenommen hat der Konsum von Tabakwaren und alkoholischen Getränken. So

stieg beispielsweise der Weinverbrauch mit 26 I je Einwohner im Jahr 1984 gegenüber
1950 auf mehr als das Vierfache an.
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Tab. 5: Verbrauch von Nahrungs- und Genußmitteln
je Einwohner und Jahr

Erzeugnis

Wirtschaftsjahr

Einheit 1950/51 1960/61 1970171 1980/81 1983/84

Getreide
Kartotfeln
Gemüse
Frischobst
Fleisch
Käse
Butter
Zigaretten
Bier
Trinkwein/Schaumwein

66
102
64
93
10

10
7

1 946
141

16

68
81

64
84
91

14
6

2 085
147
25

kg
kg
kg
kg
kg
kg
kg
st.
I

I

80
132
49
94
57

8
I

282
95
13

99
184
49
40
5l

4
b

476
37

o

72
70
68
74
89
15
5

1 9511
1441

261

1 '1984.

4.6.2 Wohnungsmieten
Die Ausgaben tür Wohnungsmieten sind im letzten Jahrzehnt überdurchschnittlich
gestiegen. 1983 gaben z.B. die Vierpersonen-Arbeitnehmerhaushalte mit mittlerem
Einkommen im Schnitt 492 DM (17,3% des privaten Verbrauchs) für ihre Wohnung aus,
während sie 1970 noch mit knapp 170 DM (15,5 % des privaten Verbrauchs) ausgekom-
men waren. Die Ursache hierfur liegt nicht zuletzt in einer erheblichen Verbesserung der
Wohnungsausstattung. Während 1972 nur 42oÄ aller Wohneinheiten mit Sammelhei-
zung, Bad und WC ausgestattet waren, verfügten 1982 bereits rund 66% über diesen
Komfort. Die durchschnittliche Quadratmetermiete einer Wohnung mit Bad, WC und
Sammelheizung betrug 1982 6,04 DM, während Wohnungen, die lediglich mit WC
ausgestattet waren, durchschnittlich 4,23 DM pro Quadratmeter kosteten. Neben ande-
ren Gründen spielt insbesondere auch der Trend zu größeren Wohnungen für die
Erhöhung der Mietbelastung eine wesentliche Rolle (vgl. Kap.5).

4.6.3 Elektrizität, Gas, Brennstoffe
Zu den auffälligsten Erscheinungen im Bereich der Ausgabenentwicklung zählen die
Aufwendungen für die Energieversorgung (vgl, Kap. 18). Die jährlichen Veränderungsra-
ten der Ausgaben für Elektrizität, Gas und Brennstoffe zeigen im letzten Jahrzehnt keinen
kontinuierlichen Verlauf, sondern sind in erster Linie durch die Preisschübe beim ErdÖl
gekennzeichnet.

107



Abb. 7: Mietbelastung der Hauptmieterhaushalte 1982
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Der Anteil der Energieausgaben am privaten Verbrauch hat sich seit 1972 fast ständig
erhöht. Von dieser Entwicklung sind alle Haushaltstypen betroffen, wenn auch in

unterschiedlichem Maße. Die Haushalte von Renten- und Sozialhilfeempfängern gaben
1983 fast jede zehnte Mark für die Energieversorgung aus, wobei die Aufwendungen für
den Kauf von Kraftstoffen, die statistisch zum Bereich ,,Verkehr und Nachrichtenübermitt-
lung" rechnen, noch nicht einmal berücksichtigt sind.

4.6.4 Ausgaben für Kraftfahrzeuge
Die Ausgaben für Kraftfahrzeuge haben sich insbesondere wegen der gestiegenen
Kraftstoffpreise erhöht. Bemerkenswerterueise ist der Bestand an Fahrzeugen trotz der
Benzinverteuerungen seit 1973 noch kräftig angewachsen. Während 1973 in der
Bundesrepublik annähernd 17 Mill. Personenkraftwagen zugelassen waren, lag diese
Zahl 1983 bereits bei 24,6 Mill. Rein rechnerisch hätte 1983 fast jeder Haushalt über ein
Kraftfahrzeug verfügen können. Nach den Ergebnissen der laufenden Wirtschaftsrech-
nungen besaß 1983 allerdings nur von den Vierpersonenhaushalten mit höherem
Einkommen nahezu ieder (97,1 %) mindestens ein Auto. Bei den Vierpersonenhaushal-
ten mit mittlerem Einkommen waren es 87,9Yo und bei den Rentner- und Sozialhilfe-
empf ängerhau shallen 24,7 %.

Die Haushalte des Typs 2, die ein Kraftfahrzeug besitzen, gaben 1983 im Durchschnitt
elwa 275 DM monatlich für die Unterhaltung ihres Personenkraftwagens aus. Nicht
eingerechnet sind dabei Anschaffungskosten bzw. Abschreibungen. Fast die Hälfte der
Ausgaben (45,6%) entfiel allein auf Krattstoffe, knapp ein Viertel (23 %) auf Steuer und
Versicherung, rund 9% auf Garagenmieten und der Rest auf Ersatzteile, Reparaturen
u. ä. Gegenüber 1970 haben sich die Ausgaben für das Kraftlahrzeug bei diesem
Haushaltstyp mehr als verdoppelt.

10
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Abb. 8: Besitz eines Pkw

100 A 97,1
47,9

Haushaltstyp 1 Haushaltstyp 2 Haushaltstyp 3

Tab. 6: Monatliche Kosten der Kraftfahrzeughaltung 19831

60

40

20

ffirsos
=197st-

ffirses

Art der Autwendung Haushaltstyp 2 Haushaltstyp 3

DM o//o DM%

Kraftstoffe
Garagenmieten
Kraftfahrzeugsteuer
Kraft f ahrtversicherung
Reparaturen, Ersatzteile u. ä.

lnsgesamt

45,6
8,7
7,2

15,8
22,7

100

45,0
8,6
6,2

13,1
27,1

100

125,34
24,01
19,89
43,41
62,17

274,82

169,79
32,60
23,49
49,25

102J4

377,27

1 Je Haushalt mit Krafüahrzeug.

4.6.5 Aufwendungen für Freizeitgüter und Urlaub
Die Ausgaben für Freizeitgüter einschließlich Urlaub weisen weit überdurchschnittliche
Steigerungsraten auf. Beim Haushaltstyp 2 hat sich dieser Budgetposten zwischen 1965
und 1983 von 94 DM auf 438 DM monatlich, also um 366% erhöht. lm Vergleich dazu
stiegen die Gesamtausgaben für den privaten Verbrauch im selben Zeitraum lediglich um
222%.

Einkommensstarke Haushalte wenden f ür diese Zwecke erheblich höhere Beträge auf als
einkommensschwache. Bei den Haushalten des Typs3 erreichten die monatlichen
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Verbrauchsausgaben für Freizeitgüter und Urlaub 1983 mit etwa 807 DM (202 DM pro
Person) einen Anteil von 1 9 % an den Gesamtausgaben. Aber auch den Haushalten von
Benten- und Sozialhilfeempfängern war das Freizeitvergnügen immerhin noch 141 DM
(71 DM pro Person) wert - das entspricht einem Anteil von rund 10% am privaten
Verbrauch.

Tab.7: Monatliche Aufwendungen für Freizeitgüter und Urlaub

Jahr Haushaltstyp 1 Haushaltstyp 2 Haushaltstyp 3

DM

o//o

des privaten
Verbrauchs

o/

des privaten
Verbrauchs

o//o

des privaten
VerbrauchsDM DM

1 965
1970
1975
1 980
1 983

21 ,07
35,12
63,95

106,86
141 ,29

5,5
6,8
7,8
9,1

10,1

10,7
12,3
15,7
16,6
15,4

233,51
301,52
502,61
737,33
807,32

14,9
16,1
17,6
19,4
18,8

94,05
134,42
283,08
405,66
438,27

Ein großer Teil der Aufwendungen für Freizeitgüter entfällt auf die Unterhaltungselektro-
nik (Rundfunk-, Fernsehgeräte u. ä.), aber auch Bücher, Zeitschriften und Zeitungen
stehen hoch im Kurs. Ein wichtiges Freizeitgut stellt für viele das Krafttahrzeug dar;
allerdings ist die anteilige Nutzung f ür Freizeitzwecke schwer zu ermitteln und der von der
Statistik unterstellte Wert (30% der laufenden Kosten) nur als grober Anhaltspunkt zu
betrachten.

Ein erheblicher Teil des Freizeitbudgets entlällt auf den Urlaub. lnsgesamt ließen sich die
Bundesbürger 1981182 ihre Reiselust 35,4 Mrd. DM kosten. Die Hälfte von ihnen fuhr für
mindestens fünf Tage in Urlaub; jeder fünfte Urlauber unternahm sogar zwei oder mehr
derartige Reisen.

Von den Zweipersonenhaushalten von Renten- und Sozialhilfeempfängern traten 1983
rund 41 %o eine Ferienreise an. Sie gaben dafür im Durchschnitt 1 369 DM aus. Dagegen
leisteten sich knapp 67 Yo aller Haushalte des Typs 2 einen Urlaubsaufenthalt, der ihnen
durchschnittlich 2076 DM wert war. Allerdings scheinen insbesondere die Vierpersonen-
haushalte mit mlttlerem Einkommen 1983 eher auf einen Urlaub verzichtet zu haben;
denn 1981 und 1982 verreisten noch 70o/o der Haushalte dieses Typs und gaben
durchschnittlich dafür mehr Geld aus als 1983. Am reisefreudigsten waren die Haushalte
mit höherem Einkommen (Typ 3). Von ihnen fuhren 1983 82o/o in Urlaub, der im
Durchschnitt fast 4106 DM kostete (vgl. zu Reisen auch 6.5).

110



Abb.9: Ausgaben für Freizeitgüter und Urlaub 1983 beim Haushaltstyp 2
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4.7 Ausstattung der Haushalte
Auch aus dem Besitz bestimmter Güter, die das Leben erleichtern und verschönern,
lassen sich Anhaltspunkte über den materiellen Lebensstandard der Haushalte gewin-
nen. Bei einigen Geräten mit besonderer Bedeutung fÜr die Haushaltsführung, wie
Waschmaschine, Kühlgeräte, Staubsauger u.ä., ist inzwischen fast Vollversorgung
erreicht. Weitere Güter des gehobenen Bedarfs dringen in immer mehr Haushalte vor. So
verfügten nach den Ergebnissen der Einkommens- und Verbrauchsstichprobe 1983
bereits fast 24 % aller Haushalte über eine Geschirrspülmaschine, gegenüber knappT %
im Jahr 1973.

Auch die Ausstattung mit Gütern für Verkehr und Nachrichtenübermittlung hat sich
wesentlich verbessert. So besitzen immer mehr Personen ein Auto.

Bemerkenswert ist ferner die gestiegene Anzahl der Fernsprechanschlüsse. '1983 war in

88Y" der HaushalteTelefonvorhanden, gegenüber51 % imJahre 1973 und knappl4%
1 962.

Güter zu Unterhaltungs- und Freizeitzwecken sind ebenfalls weit verbreitet. Es gibt kaum
noch Haushalte, die kein Fernsehgerät besitzen. lnzwischen dringen Videogeräte als
neue Produkte vor. 1983 gaben bereits 6,8 % der Haushalte an, einen Videorekorder zu
besitzen.
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Abb. 10: Ausstattung privater Haushalte mit langlebigen Gebrauchsgütern

§ uozzot s rrzs ! rras
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Schmalfilmkamera 2

Kraftrad

Videorekorder 2
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KT,,,
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RFI:,2
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13,7

82.5
58.5

55,i

11,8

73.3

l5
67,3

65,3

21 ,3

38,4

F
2,9

1,6

'l '1962163 und '1973 nur Waschautomat.
2 ln den vorhergehenden Erhebungen nicht erfragt.

Zwischen den einzelnen Haushaltstypen bestehen Unterschiede in der Versorgung mit
langlebigen Gebrauchsgütern, die sich im Zeitablauf allerdings schon reduziert haben.
Die Abweichungen im Ausstattungsgrad beruhen zudem nicht nur auf den ungleichen
Einkommensverhältnissen, sondern sind auch durch Haushaltsgröße, soziale Stellung
und Lebensalter bedingt.
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Tab. 8: Ausstattung mit ausgewählten Gebrauchsgütern
1973 und 1983
nach ausgewählten Haushaltstypen

Gegenstand

o//o

Haushaltstyp 1 Haushaltstyp 2 Haushaltstyp 3

1973 1983 1973 1983 1973 1983

Pkw
Telefon
Farbfernsehgerät
Videorekorder
Fotoapparat
Motor-, Segelboot
Kühlschrank
Kühl-, Gefrierkombination
Gefrierschrank, -truhel
Geschirrspülmaschine
Waschvollautomat
Staubsauger
Handrührer od. -mixer,

elektrlsch

24,7
84,7
67,3

1,3
59,3

69,4
36,6
10,9

89,6
87,9
20,0

93,2
1,3

96,9

37,7
2,6

49,1
95,1

41 ,1

26,6
57,5
98,3

5,3
20,5
4,5

25,0

92,4

?,;
0,8

25,0
89,4

87,9
90,4
85,1
10,6
94,7

1,8
82,1
21 ,7
69,5
33,2
76,1
98,2

96,9
2,2

98,1

97,1
99,1
83,3

9,5
98,6

2,7
84,0
24,2
76,1
72,5
70,7
99,3

83,8
15,3
30,7
2,0

63,3
98,7

44,7 77,3 79,2 92,4 78,7 90,7

1 1973 einschließlich KühF, Gefrierkombination,

4.8 Sparen und Vermögen

4.8.1 Sparleistung

Die Sparleistung der Haushalte wird in hohem Maße durch das verfügbare Einkommen
bestimmt. Haushalte mit hohem Einkommen verwenden einen größeren Einkommensan-
teil auf die Ersparnis als Haushalte mit geringem Einkommen. Beijedem der untersuchten
Haushaltstypen hat sich die Sparleistung zu Beginn der achtziger Jahre verringert.
Während z.B. der Haushaltstyp 2 1981 noch 13,3 % seiner ausgabefähigen Einkommen
sparte, vemendete er 1983 nur 10,2Yo auf die Ersparnis.

4.8.2 Formen der Vermögensbildung
Private Haushalte bilden zum einen Geldvermögen durch Sparen, Wertpapierkauf,
Lebensversicherungen u.ä. und zum anderen Sachvermögen durch den Erwerb von
Wohnungen bzw. Häusern und Grundstücken, aber auch von langlebigen, hochwertigen
Gebrauchsgütern wie Möbeln, Personenkraftwagen, Fernsehgeräten, Schmuck u.ä.
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Abb. 11: Anteil der Aufwendungen für Vermögensbildung am
ausgabefähigen Einkommen 1 983

Haushaltstyp I

Renten- und

Sozialhilfeempfäger

Sparbücher
Lebensversiche-
rungsverträge
Haus"und Grundbesitz

Bausparverträge

Haushaltstyp 2

Nlittleres Einkommen

Haushaltstyp 3

Höheres Einkommen

Ersparnis

90

67

E rsparn i s Ersparnis

Abb. 12: Ausgewählte Vermögensbestände privater Haushaltel 1983
Von 100 Haushalten hatten

46

40

Wertpapiere 30

1 Ohne Ausländer, Anstaltsbevölkerung und Haushalte mit einem monatlichen Nettoeinkommen von 25000 Dlril und
mehr.

4.8.3 Gebrauchsgütervermögen
Anfang 1984 belief sich der Wert der langlebigen, hochwertigen Gebrauchsgüter der
privaten Haushalte (bewertet zu Preisen von Anfang 1984) auf rund 686 Mrd. DM. Davon
entfiel rund ein Drittel auf Möbel, gut ein Viertel auf Kraftfahrzeuge und etwa ein Zehntel
auf Uhren und echten Schmuck. Das restliche Viertel bestand vor allem aus Teppichen,
Fernseh- und Phonogeräten sowie größeren Haushaltsgeräten.

lm Durchschnitt machte damit Anfang 1984 der Wert des GebrauchsvermÖgens ie
Privathaushalt 27 700 DM aus. Anfang 1 970 waren es zu damaligen Preisen erst 1 82 Mrd.
DM oder 8400 DM je Haushalt gewesen.

Durchschn ittl iches aus-
gabefähiges Einkommen

I 591 DM

10

Durchschn ittl iches aus-
gabefähiges Einkommen

3469 DM

14

Durchschnittl iches aus-
gabefähiges Einkommen

5936 DM

tre
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Abb. 13: Gebrauchsvermögen privater Haushalte
in Preisen von Anfang 1984

in Preisen von Anfang 1984
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4.8.4 Geldvermögen
ln der Einkommens- und Verbrauchsstichprobe wird auch nach dem GeldvermÖgen
gefragt. 1983 erwies sich - wie schon bei früheren Erhebungen - die Geldanlage auf
Sparbüchern als die am weitesten verbreitete Form der Vermögensbildung: ln neun von
zehn Haushalten war mindestens ein Sparbuch vorhanden. Allerdings waren die auf den
Sparbüchern angesammelten Beträge im allgemeinen nicht sehr hoch und wohl häufig
nur als ,,Notgroschen" gedacht. So befanden sich in jedem achten Haushalt, der über
Sparbücher verfügte, weniger als 1000 DM auf dem Konto. Das durchschnittliche
Sparguthaben dieser Haushalte belief sich auf 10800 DM.

Nach dem Kontensparen sind Lebensversicherungsverträge die beliebteste Form der
Geldanlage. 1983 nutzten 67 o/o der Haushalte diese Form der VermÖgensbildung; 1978
waren es noch 7O%o gewesen. Mil 84y. machten die Selbständigenhaushalte am
häufigsten Gebrauch von Lebensversicherungen, die oftmals einen wesentlichen Teil
ihrer Altersversorgung sicherstellen. Dagegen war nur die Hälfte der Nichterwerbstäti-
genhaushalte durch Lebensversicherungsverträge abgesichert.

1983 besaßen in der Bundesrepublik rund 30 % der Haushalte Wertpapiere in Form von
Aktien, lnvestmentzertifikaten, festverzinslichen Wertpapieren, Sparbriefen u.ä. lm
Durchschnitt belief sich der Wert dieser Depots zu Börsenkursen von Ende 1983 auf
24300 DM.
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Abb. 14; Haushalte mit Sparbüchern 1983 nach der Höhe des Guthabens
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Abb 15: Geldvermögen der Haushaltel nach ihrem monatlichen
Haushaltsnettoeinkommen Ende 1 983
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Elwa 40% der Haushalte verfügten Ende 1983 über noch nicht zugeteilte Bausparver-
träge. Die durchschnittliche Höhe der angesammelten Bausparguthaben lag im Schnitt
der Haushalte mit Bausparverträgen bei 11900 DM.

An sonstigem Geldvermögen (2. B. Festgeld, aber keine Guthaben auf Girokonten)
wurden 1983 im Durchschnitt der privaten Haushalte knapp 1 600 DM erfaßt. Damit belief
sich das erhobene Geldvermögen je Haushalt auf 23250 DM. Umgerechnet auf die
Gesamtheit der in der Stichprobe repräsentierten 23,5 Mill. Haushalte entspricht dies
einem Gesamtgeldvermögen von 545,3 Mrd. DM.

An diesem Geldvermögen sind die eir*ommensschwachen Haushalte - gemessen an
ihrem Anteil der Gesamtbevölkerung - prozentual deutlich niedriger beteiligt und die
finanzstarken Haushalte deutlich höher. So entfielen 1983 auf Haushalte mit einem
monatlichen Haushaltsnettoeinkommen unter 800 DM, die rund 6% aller privaten
Haushalte ausmachten, nur ungefähr 2% des erfaßten Geldvermögens. Dagegen
verfügten Haushalte mit einem Nettoeinkommen zwischen 5000 und 25000 DM, deren
Anteil an allen privaten Haushalten ebenfalls etwa 6% betrug, über rund 17% des
Geldvermögens.

Das angesammelte Geldvermögen wächst mit dem Einkommen der Haushalte. 1983
belief es sich bei Haushalten mit einem Nettoeinkommen unter 800 DM im Schnitt aller
Haushalte dieser Einkommensgrößenklasse auf 6598 DM, bei einem Einkommen von
5000 bis 25000 DM auf 68340 DM.

Tab. 9: Haushaltel nach Einkommen und durchschnittlichem
Geldvermögensbestand 1 983

Monatliches Haushaltsnettoeinkommen
von...bisunter...DM

Durchschnittliches Vermögen2
je Haushalt in DM

Unter 800
800- 1 200

1 200- 1 600
1 600- 2 000
2 000- 2 500
2 s00- 3 000
3 000- 4 000
4 000- 5 000
5 000-25 000

lnsgesamt

6 598
I 975

12352
17 735
20 888
25 108
29 631
39 616
68 340

23 250

1 Ohne Ausländer und Anstaltsbevölkerung.
2 Guthaben auf Sparkonten, Bausparguthaben und Wertpapierbestände (zum Tageskurs) sowie sonstiges Geldver

mögen.

117



4.8.5 Haus- und Grundbesitz
Eigentum an Grund und Boden hat sich langfristig als sichere und krisenfeste Form der
Vermögensanlage erwiesen. ln Verbindung mit dem weitverbreiteten Wunsch nach dem
Wohnen in den eigenen vier Wänden hat dies dazu gefÜhrt, daß Ende 1983 10,7 Mill'
private Haushalte über Wohnungs-, Haus- und Grundstückseigentum verfÜgten. Das

entsprach einem Anteil an allen Haushalten von 46Y..Ende 1 973 hatte dieserAnteil noch
bei etwa 40% gelegen.

Der Einheitswert des Haus- und Grundvermögens betrug im Durchschnitt der Haushalte
mit Haus- und Grundbesitz 44800 DM. Über drei Viertel der Haushalte hatten ihr
Grundvermögen selbst erworben, in knapp einem Fünftel der Fälle wurde es ererbt.

Haus- und Grundbesitz war 1983 am häufigsten in Haushalten von selbständigen
Landwirten (93% dieser Haushalte). Es folgen die übrigen Selbständigenhaushalte
(72%), die Haushalte von Beamten (54 %), Arbeitern (50 %) und Angestellten (48%)'
36% der Haushalte von Rentnern und anderen Nichterwerbstätigen und nur 28%" der
Arbeitslosenhaushalte waren Eigentümer von Haus- und Grundbesitz.

4.9 Haushalte mit Schulden
Das Bild über die Einnahmen und Ausgaben der privaten Haushalte bleibt unvollständig,
wenn man die Schulden außer acht läßt. Ende 1983 zahlten 17 von 100 Haushalten
kurzfristige Kredite (ohne Hypothekenschulden und Baudarlehen) ab. Am häufigsten
verschuldet waren Haushalte mit 25- bis unter 35jährigen Bezugspersonen (knapp 35 %)
bzw. mit einem Arbeitslosen als Bezugsperson (29 %) und am seltensten Haushalte mit
über 7Ojährigen Bezugspersonen (knapp 4%). Die noch zu zahlende Restschuld belief

Abb. 16: Haushaltel mit Haus- und Grundbesitz 1983 nach ihrer Restschuld

Haushaltel mit Haus- und Grundbesitz insgesamt: 1C,7 i'/lilliorten

unter

10 000
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40 000 7 5 000 1 50 000

1 50 000

u. mehr

1 Ohne Haushalte von Ausländern, Privathaushalte in Anstalten und Haushalte mit einem monatlichen Nettoeinkom-
men von 25000 DM und mehr

l0%tt ,b |% i%
Schuldenfrei

40 lo
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sich im Durchschnitt der Haushalte mit Kreditverpflichtungen auf 10200 DM. Als
Verwendungszweck für die Kredite gaben 39 % der verschuldeten Haushalte den Kauf
eines Autos, 15% die Anschaffung von Möbeln und 4"/o Urlaubsreisen an.

Weiter verbreitet als die kurzfristige Verschuldung ist die Aufnahme von Hypotheken und
Baudarlehen. Wer Vermögen in Form von Haus- und Grundbesitz bilden will, kommt
meist nicht umhin, zur Finanzierung seines Vorhabens längerfristige Gelder in Anspruch
zu nehmen. Ende 1983 mußten 60% aller Haushalte mit Grundvermögen Hypotheken,
Baudarlehen u. ä. zurückzahlen. Die Höhe der Restschuld belief sich im Durchschnitt der
Haushalte mit Tilgungs- und Zinszahlungen auf 82000 DM,28% dieser Haushalte hatten
eine Restschuld von 100000 DM und mehr nachgewiesen.
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5 Wohnen

5.1 Entwicklung der Wohnraumversorgung
ln den ersten beiden Jahrzehnten nach dem Zweiten weltkrieg standen bei der
Versorgung der Bevölkerung mit Wohnraum quantitative Probleme im Vordergrund. Die

Kriegszerstörungen und der Zustrom von Vertriebenen und Flüchtlingen belasteten in

besonderem Maß den wohnungsmarkt. Nach den Ergebnissen der ersten wohnungs-
zählung von 1950 mußten sich durchschnittlich 4,7 Einwohner eine der 10,1 Mill.

Wohnungen teilen. Eine beispiellose Neubautätigkeit in den fünfziger und sechziger
Jahren mit jährlicher Fertigstellung von rund einer halben Mill. Wohnungen fÜhrte dazu,

daß bis 1968 ein wohnungsbestand von 19,6 Mill. erreicht wurde. Damit kamen
durchschnittlich 3,0 Einwohner auf lede Wohnung.

Da seit 1968 keine umfassende statistische Bestandsaufnahme der Wohnungen mehr
stattgefunden hat, sind neuere Angaben entsprechend unsicher. Gleichwohl kann die im
Rahmen des Mikrozensus für 1982 ermittelte Zahl der bewohnten Wohneinheiten von
24,2 Mll. eine allgemeine Größenordnung vermitteln.

lm Rahmen einer Stichprobenerhebung, die sich an den Wohnungsinhaber richtet, ist es
dagegen nahezu unmöglich, sinnvolle Ergebnisse etwa zu den viel diskutierten Proble-

Abb. 1: Bestand an bewohnten Wohnungen - mit Küche/Kochnische -
in Gebäuden 1950 bis 1982

Bestand in
Millionen E:::::l rrietwohnunsen
30A

22,6 5
6

I
5

10
10,1

o 1950 1956 1961 1965 1968 1972 1978 1980 19821ranr

1 Um den langfristigen Vergleich zu ermöglichen, sind für 1982 ausschließlich Wohnungen (mit Küche oder
Kochnische) erfaßt, während die im Text enthaltene Zahl von 24,2 Millionen alle Wohneinheiten - auch ohneKüche -
einbeziehi.

E i ge ntümerwohn ungen

20 4
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men der leerstehenden Wohnungen oder der Zweckentfremdung von Wohnraum zu
erhalten. Beispielsweise schwanken die Schätzungen über die Zahl der leerstehenden
Wohnungen zwischen 250000 und einer Million, wobei diese Schätzungen auf sehr
unterschiedllchen Annahmen basieren.

Stellt man die Zahl der Wohneinheiten der entsprechenden Zahl der Haushalte gegen-
über, so ergibt sich eine annähernde rechnerische Übereinstimmung beider Größen. Dies
bedeutet allerdings nicht, daß sämtliche Wohnungsprobleme gelöst wären. So ist es
insbesondere für junge Familien und alte Menschen, für kinderreiche Haushalte oder für
sozial schwächere Bevölkerungskreise weiterhin schwierig, eine Wohnung zu finden, die
ihren Bedürfnissen und ihren finanziellen Möglichkeiten gleichermaßen gerecht wird.
Besondere Probleme gibt es auch auf regionalen Märkten - insbesondere in den
Ballungsgebieten -, wo die Nachfrage vor allem nach günstigem Wohnraum das
entsprechende Angebot häufig übersteigt. Um solchen Versorgungsproblemen auf die
Spur zu kommen, wird im folgenden überwiegend auf das Material des Mikrozensus 19g2
zurückgegriffen . Er lieterl zur zeit die aktuellsten Ergebnisse über struktur und Belegung
der Wohnungen,

5.2 Qualität des Wohnungsbestandes und Mieten

5.2.1 Wohnungsgröße
lm Mikrozensus 1982 wurden insgesamt 24,2 Mil. bewohnte Wohneinheiten erfaßt.
Angaben über Größe, Ausstattung und Belegung der Wohneinheiten liegen aus dieser
Quelle für bewohnte Wohneinheiten in Wohngebäuden vor. Freizeitwohnungen und
Wohnungen in Wohnheimen sowie in sogenannten Nichtwohngebäuden, die überwie-
gend nicht für Wohnzwecke genutzt werden - z. B. die Hausmeisterwohnung in einer
Schule, Behörde usw. - bleiben außer Betracht.

1982 waren von den so abgegrenzlen2s,2Mill. Wohneinheiten 13,9 Mill. von Mietern und
9,3 Mill. von Eigentümern bewohnt. Gegenüber 1978 ist damit dieZahl der Mietwohnun-
gen nahezu unverändert geblieben, während die Zahl der Eigentümerwohnungen sich
um fast eine Million erhöht hat. Hier dürften u. a. die Umwandlungen von Miet- in
Eigentumswohnungen eine Rolle spielen.

Die EigentümeMohneinheiten waren mit durchschnittlich 105 Quadratmeter Fläche und
5,2 Räumen wesentlich größer als die Mietwohneinheiten mit 67 Quadratmeter Fläche
und 3,6 Räumen.

Aus den Ergebnissen des Mikrozensus 1982 geht ferner hervor, daß die Wohnungen im
Vergleich zur Wohnungsstichprobe 1972geräumiger geworden sind. 1982 waren bereits
46Yo aller Wohneinheiten größer als 80 Quadratmeter, 1978 waren es 43%, 1972
lediglich 34 %. Dieser Trend zur größeren Wohnung hat sich damit vor allem in den Jahren
von 1972 bis 1978 bemerkbar gemacht.
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Tab. 1 : Fläche der bewohnten Wohneinheitenl 1982

Art der Wohneinheit Bewohnte Wohneinheiten mit einer Fläche
von...bisunter... m2

ins- unler 40-80 80-120 120 und
gesamtl 40 mehr

Durch-
schnittliche

Fläche
je Wohn-

einheit

1 000 Yo m2

lnsgesamt

Mietwohneinheiten
Eigentümerwohneinheiten

23 232

13911
I 322

7

10
1

OJ
23

82

67
105

47 31 t6

4
34

23
42

1 ln Wohngebäuden (ohne wohnheime); ohne Freizeitwohneinheiten.

Abb. 2: Fläche der bewohnten Wohneinheiten

Fläche von- -. bis unter - - - m2

1972
: unter 40
ffir 4obis 80
mmm 8obisl2o
ffil:l 12o u. mehr

19g21

1 ln Wohngebäuden (ohne Wohnheime); ohne Freizeitwohneinheiten

5.2.2 Wohnungsausstattung
Die Wohnqualität läßt sich am besten an der Ausstattung mit bestimmten Standard-
einrichtungen messen. 1982 waren in 66 % aller bewohnten Wohneinheiten Sammelhei-
zung (Zenlral, Etagen-, Block- oder Fernheizung) sowie Bad/Dusche und WC vorhan-
den. Ein Anteil von 24Y. enltiel auf Wohneinheiten mit Bad/Dusche und WC, aber ohne
Sammelheizung.

,5
iil.

19
Mi

23,2
Mill.
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Eigentümerwohneinheiten waren nicht nur wesentlich größer als Mietwohneinheiten,
sondern auch im Durchschnitt besser ausgestattet. Beispielsweise waren 1982 in 71 %
der Eigentümerwohneinheiten, aber nur in 63 % der Mietwohneinheiten Bad/Dusche, WC
und Sammelheizung zugleich vorhanden.

fab.2: Ausstattung der bewohnten Wohneinheitenl 1982

Art der Wohneinheit Ausstattung der bewohnten Wohneinheiten

insgesamt mit Bad, WC
und ohne

Sammel-
heizung

mit sonstiger
Ausstattung

(ohne Bad bzw.
mit Bad, aber
WC nicht in

Wohneinheit,
mit oder ohne

Sammelheizung)

1 000 %

lnsgesamt
Mietwohneinheiten
Eigentümerwohn-

einheiten I 322 71

23 232
13911

24
25

22

66
63

10
12

7

1 ln Wohngebäuden (ohne Wohnheime); ohne Freizeitwohneinheiten.

Gegenüber 1978 hat sich der Komfort des Wohnungsbestandes erheblich verbessert.
Damals waren lediglich 65 % der Eigentümerwohneinheiten und 56 % der Mietwohnein-
heiten mit Bad, WC und Sammelheizung zugleich ausgestattet. Hier wirkt sich nicht nur
der Neubau von Wohnungen aus, sondern auch eine Vielzahlvon Modernisierungsmaß-
nahmen.

Einzelheiten darüber, wie der Wohnungsbestand, der zu einem Drittel bereits vor 1949
errichtet worden war (nahezu die Hälfte aller Wohnungen entstand zwischen 1949 und
1971, 18% danach), modernisiert wurde, konnlen lm Rahmen des Mikrozensus 1982
nicht erfragt werden. Daher werden hier nochmals kurz einige interessante Ergebnisse
der letzten Wohnungsstichprobe dargestellt.

Nach 1972 bis 1978, dem Jahr der letzten Wohnungsstichprobe, wurden an37%o der
Wohngebäude (zum Teil mehrere) Modernisierungsmaßnahmen durchgeführt. Am häu-
figsten (58%) handelte es sich um grÖßere lnstandsetzungen (2.B. Dacherneuerung,
neue Hausfassade) im oder am Gebäude. Es folgten Verbesserungen der Energie- und
Wasserversorgung sowie der Entwässerung mit 36 %. Bei jedem dritten Wohngebäude
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fand ein lnnenausbau statt (2. B. Versetzen von Wänden, Einziehen von Zwischendek-
ken) und an jedem fünften wurden Erweiterungen vorgenommen.

Von den Modernisierungsmaßnahmen waren sowohl Altbauten (bis 1948 errichtet) als
auch Neubauten (nach 1948 errichtet) betroffen. Von den vor 1919 und von den im
Zeitraum 19'19 bis 1948 errichteten nichtlandwirtschaftlichen Wohngebäuden wurden

leweils etwa 45 % modernisiert. Der nahezu gleich hohe Anteil(43 %) bei den im Zeitraum
1949 bis 1964 fertiggestellten Wohngebäuden zeigt, daß auch ein großer Teil dieser
Gebäude heutigen Wohnansprüchen nicht mehr genügt. Neben den lnstandsetzungen
wurden bei Altbauten vor allem Bäder oder Duschen, bei Neubauten vor allem Sammel-
heizungen eingebaut.

Tab. 3: Modernisierung der Gebäude und Wohneinheiten
nach 1972 bis 1978

Art der Modernisierung Gebäude Darin
Wohneinheiten

1000 Yo 1000 %

Wohngebäude, für die Angaben zur
Modernisierung vorliegen, insgesamt

davon:
mit Modernisierung
ohne Modernisierung

10 108 100 22718 100

3 736
6 372

8 014
14 704

35
65

37
63

5.2.3 Wohnumfeld
Die Qualität einer Wohnung hängt nicht nur von ihrer Ausstattung, sondern ganz
wesentlich auch von der Umgebung ab. Hierzu gehören vor allem ihre städtebauliche
Lage und verkehrsmäßige Erschließung, die Erreichbarkeit wichtiger lnfrastruktureinrich-
tungen sowie mögliche Beeinträchtigungen durch Lärm, Luflverschmutzung u.ä. Auch
hier muß auf die Wohnungsstichprobe von 1978 zurückgegriflen werden, da neuere
Ergebnisse nicht zur Verfügung stehen (vgl. hierzu Teil ll, Kap. 9).

Nach entsprechenden Feststellungen im Rahmen dieser Befragung erreichten 85 % aller
Haushalte in höchstens zehn Gehminuten ein ötfentliches Verkehrsmittel. ln gleicher
Entfernung warcn 75o/" der Haushalte Läden und Geschäfte, 69 % ein Park, Grünanla-
gen, Felder, Wiesen oder Wälder und 55% ein praktischer Arzt zugänglich.

Für 62% der Haushalte mit Kindern war in weniger als zehn Gehminuten ein ötfentlicher
Kinderspielplatz, tür 58% ein Kindergarten und für 53% eine Grundschule erreichbar.
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Tab. 4: lnfrastruktureinrichtungen im Wohnumfeld 1978

lnf rastrukturein richtungen Entfernung der lnfrastruktureinrichtungen
von der Wohnung in Gehminuten

bis 5 6-10 11-20 mehr
als 20

unbekannt
bzw. ,,ohne
Angabe"

% der Haushalte

Einkaufsmöglichkeiten 46
Praktischer Arzt 31
ÖtfentlichzugänglicheGrünflächen 49
Öffentliche Verkehrsmittel 60
Kindergarten (nur bezogen auf

Haushalte mit Kindern) 30
Grundschule (nur bezogen auf

Haushalte mit Kindern) 25
Öffentlicher Kinderspielplatz (nur be-

zogen auf Haushalte mit Kindern) 39

29
24
20
25

28

28

23

12
18
13
8

6
8
I
4

7
19

9
3

17

22

12

13

'16

10

12

I
16

Tab. 5: Beurteilung des Wohnumfeldes 1978

Versorgung bzw. Belastung Beurteilung der Haushalte

gut mittel-
mäßig

sollte
besser

sein

unzu- keine
mutbar Meinung,

Angabe

% der Haushalte

Versorgung mit
Einkaufsmöglichkeiten
ärztlichen Diensten
Grün- und Freiflächen
öffentl. Verkehrsmitteln

Belastung durch
Lärm
Luftverschmutzung

20
14
15
16

17
14
11

13

53
61

66
62

7
I
7
7

3
3
1

2

27
22 4

41

50
14
10

11

14
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Neben den meßbaren Entfernungen zu den lnfrastruktureinrichtungen wurde in der
Wohnungsstichprobe 1978 versucht, auch die sublektive Zufriedenheit mit dem Wohn-
umfeld in Erfahrung zu bringen. Die Versorgung mit Grün- und Freiflächen beurteilten
danach 66 % der bef ragten Haushalte als gut, nur etwa 1 2 % fanden, sie sollte besser sein
bzw. sie sei unzumutbar. Deutlich weniger zufrieden zeigten sich die Haushalte hinsicht-
lich der Versorgung mit Läden (EinkaufsmÖglichkeiten). Etwa 53% fühlten sich gut
versorgt, tasl20% hielten das entsprechende Angebot für verbesserungsbedürftig bzw.

unzureichend.

lm Hinblick auf die Lärmbelastung schätzten nur 41 % der Haushalte ihre Wohngegend
alsgutein, bezüglichderLuftverschmutzungwarenes50% (vgl. Kap. 19). Esistdenkbar'
daß ein in den letzten Jahren geschärftes Umweltbewu ßtsein die Zuf riedenheit in diesem
Bereich weiter vermindert hat.

5.2.4 Mieten
Die Angaben über die 1982 gezahlten Mieten aus dem Mikrozensus sind durch die
Entwicklung am Wohnungsmarkt inzwischen Überholt. Sie kÖnnen aber dennoch zu

allgemeinen Aussagen darüber herangezogen werden, wie Ausstattung und Größe einer
Wohnung die Miethöhe beeinflussen und wie die Haushaltsbudgets durch Mietzahlungen
belastet sind.

Die durchschnittliche Quadratmetermiete liegt um so höher, je besser die Wohnung

ausgestattet ist und je später sie fertiggestellt wurde. Eine Wohnung ist im allgemeinen

auch um so teurer, ie größer sie ist; die Miete je Quadratmeter wohnfläche geht jedoch mit

zunehmender Größe zurück. Wichtig für die HÖhe der Miete ist zudem die Lage der

Wohnung (Unterschiede zwischen Stadt und Land, zwischen den verschiedenen Stadt-

vierteln usw.).

Darüber hinaus wurde ermittelt, daß die Miete um so niedriger ist je länger ein Haushalt
die Wohnung bereits bewohnt. Offensichtlich werden Mieterhöhungen besonders dann
vorgenommen, wenn ein Mieterwechsel erfolgt, während bereits vermietete Wohnungen
von Erhöhungen weniger stark betroffen sind. Die durchschnittliche Miete je Quadratme-
ter Wohnfläche betrug 1982 5,48 DM, 1978 hatte sie noch bei4,32 DM gelegen.

Hinsichtlich der Mietbelastung der Haushalte zeigen die Ergebnisse des Mikrozen-
susl982, daß vier von zehn Mieterhaushalten (1978: 47%) unler 15% ihres Nettoein-
kommens für die Miete (einschließlich Umlagen, z.B. für Kanalisation und MÜllabfuhr,
aber ohne Nebenkosten, z. B. für Heizung, Elektrizität, Garage o. ä.) ausgeben. Mehr als
jeder dritte Haushalt (37 %,1978:35o/o), der zur Miete wohnt, mußte zwischen 15 % und
25% seines Nettoeinkommens fÜr Miete abzweigen. 23% (1978:18%) der Mieter
wendeten für ihre Wohnung mehr als ein Viertel des Einkommens auf (vgl. 4.6). Die Miete
beansprucht demzufolge bei immer mehr Mietern größere Anteile des Einkommens.
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Tab. 6: Quadratmetermietenl 1978 und 1982

Ausslattungen und Baujahr Durchschnittle Miete
je m2 Wohnfläche in DM

1 978 1 982

lnsgesamt

Ausstattung:
Mit Sammelheizung, Bad und WC
Ohne Sammelheizung, mit Bad und WC
Ohne Bad, mit WC in der Wohnung
Sonstige Ausstattung

Baujahr
bis 1948
1 949- 1 964
1 965- 1 971
1972 und später

4,32

4,87
3,56
3,47
3,07

3,62
4,22
5,05
5,52

5,48

6,04
4,33

4,23

4,59

5,59

6,85

)

)

1 Mietwohnungen mit l\4ietangabe.

Tab.7: Mietbelastung der Haushaltel 1gB2

Monatliches Haushalts-
nettoeinkommen von . .

bisunter...DM

Haushaltel
insgesamt

1 000

Haushalte mit einer monatlichen Mietbelastung
von...bisunter...%

des Haushaltsnettoeinkommens

unter 1 5 15-25 25 und mehr

lnsgesamt

Unter 800
800-1 200

1 200-1 600
1 600-2 000
2 000-2 500
2 500-3 000
3 000-4 000
4 000-5 000

10 308,0

676,0
1 346,5
1 676,8
1 718,8
1 752,6
1 213,5
1 420,1

503,7

39

5
13
24
34
45
58
70
77

37

1B

34
44
47
44
36
27
20

23

77
53
32
19
11

5
3
3

1 Haushalte mit Miet- und Ernkommensangaben in reinen Mietwohnungen
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Dabei sind Haushalte besonders belastet, die ein niedriges Einkommen haben. Beispiels-
weise mußten nahezu zwei Drittel aller Haushalte mit einem monatlichen Nettoeinkom-
men unter 8OO DM einen Anteil von 30% oder mehr fÜr wohnungsmiete ausgeben.
Demgegenüber zahlte die Mehrzahl der Haushalte in der Nettoeinkommensklasse über

2OOO DM monatlich weniger als 15% ihres Einkommens fÜr Miete.

5.3 Wohnsituation der Haushalte
An der Belegungsdichte derWohnungen, die sich aus der Belation der Haushaltsangehö-

rigen zur zahl der bewohnten Räume (einschließlich Küche) bzw. zur wohnfläche
errechnen läßt, zeigt sich ebentalls die kontinuierliche Verbesserung der Wohnverhältnis-

se zwischen 1950 und 1982.

Die Zahl der Haushalte le Wohnung ist von 1950 bis 1982 stark gesunken. Zugleich ist

auch die Anzahl der Personen je Wohnung und le Raum in dieser Zeitspanne erheblich

zurückgegangen.

Jeder Person stand 1 982 eine durchschnittliche Wohnfläche von 33,2 Quadratmetern zur

verfügung, gegenüber 26,4 Quadratmetern im Jahr 1972 und 31 ,1 Quadratmetern 1978.

Dabei ergaben sich 1982 in bezug auf die HaushaltsgrÖße erhebliche Unterschiede. Die

Wohnungen von Einpersonenhaushalten hatten im Durchschnitt eine Fläche von 59

Quadratmeter, bei Zweipersonenhaushalten waren eS 79 Quadratmeter (39 Quadratme-
ter pro Person), bei Dreipersonenhaushalten 93 Quadratmeter (31 Quadratmeter pro

Person), bei Vierpersonenhaushalten 104 Quadratmeter (26 Quadratmeter pro Person)

und bei fünf und mehr Haushaltsmitgliedern 1 18 Quadratmeter (weniger als 24 Quadrat-
meter pro Person).

Die Haushalte mit fünf und mehr Personen hatten also deutlich weniger Wohnraum ie
Person zur Verfügung als die kleineren Haushalte mit bis zu vier Personen. lmmerhin

Tab. 8: Belegung der Wohnungen 1950 bis 1982

Haushalte bzw. Personen Belegu ngsziffern

19501 19561 1960 1968 1972 1982

Haushalte je Wohnung
Personen je Wohnung
Personen je Raum

1,5
4,7
1,2

1,3
3,7
1,0

1,2
3,6
0,9

1,1

2,9
0,7

1,1

2,9
0,7

1,0
2,5
0,6

1 Ohne Saarland.
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mußten sich sogat 16yo der Haushalte mit fünf oder mehr Haushaltsmitgliedern (36 % der
Hauptmieter, 5% der Eigentümer) mit weniger als 80 Quadratmeter Fläche bescheiden.

Von beengten Wohnverhältnissen sind vor allem Haushalte mit Kindern betroffen. lhnen
standen im Durchschnitt nur 26 Quadratmeter je Haushaltsmitglied zur Vertügung,
gegenüber 42 Quadratmetern je Person in kinderlosen Haushalten. Besonders eng geht
es in Wohnungen kindeneicher Familien zu. Leben vier oder mehr Kinder in einem
Haushalt, verfügt jedes Haushaltsmitglied durchschnittlich nur über 17 Quadratmeter
Wohnraum.

Haushalte ausländischer Familien lebten in der Regel in wesentlich beengteren Wohnver-
hältnissen als deutsche Familien. Zudem waren die Gebäude, in denen sie wohnten, in
der Regel älter und schlechter ausgestattet. So hatte 1982 z.B. etwa jeder sechste
ausländische Haushalt kein WC innerhalb der Wohnelnheit. Allerdings zahlten auch mehr
als die Hälfte der ausländischen Haushalte weniger als 15 % ihres Nettoeinkommens für
Miete,

Bei Vergleichen ist zu berücksichtigen, daß die Wohnansprüche ausländischer und
deutscher Haushalte nicht ohne weiteres gleichgesetzt werden können, Häufig spielt die
Qualität der wohnungsmäßigen Unterbringung bei Ausländern nur eine untergeordnete
Rolle, da versucht wlrd, Verbrauchsausgaben möglichst niedrig zu halten, um mehr Geld
für die Rückkehr in die Heimat ansparen zu können. Außerdem sind Vorstellungen und

Tab. 9: Haushalte mit Kindernl und bewohnte Fläche 1982

Haushalte Haus-
halte-

insgesamt

Davon in Wohneinheiten mit einer Fläche
von...bisunter...m2

Wohn-
{läche je
Person

unter 120
40-80 80-.100 100-120 u. mehr40

1 000 % m2

Haushalte insgesamt 23 213

Mit Kindern 7 530
1 Kind 3 921
2 Kinder 2670
3 Kinder 700
4 Kinder u. mehr 239

Ohne Kinder

30
36
25
20
24

55

17
16
19
18
15

9 10 42

7 47 19 11 16 34

1

1

1

24
24
24
22
21

17

28
23
32
39
39

26
29
25
21

17

1 Kinder unter'18 Jahren.

15 683 10
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Ansprüche in bezug auf Größe, Raumzahl und Ausstattung der wohnung vielfach von

den Verhältnissen in den Heimatländern geprägt.

Die wohnungsprobleme älterer Menschen sind anders gelagert. sie verfÜgen, bedingt

durch die geringe Zahl der Haushaltsmitglieder, zwar Über relativ viel Wohnraum (im

Durchschnitt 41 Quadratmeter je Haushaltsmitglied eines ,,älteren Haushalts"), ihre

Wohnungen sind jedoch eher weniger gut ausgestaltet als die der übrigen Haushalte. So

hatten .1982 6,47o der Mieterhaushalte mit einem Haushaltsvorstand über 65 Jahre kein

wc in der wohnung, 1 3,7 % hatten kein Bad. (Bei den Mieterhaushalten insgesamt lagen

die entsprechenden Anteile bei 5,8% und 8,8%.) Darüber hinaus istdie Mietbelastung

bei den älteren Haushalten relativ hoch. 1 982 mu ßten 25,7 Yo dieser Haushalte mehr als

ein Viertel ihres Einkommens fÜr Miete verwenden (bei den übrigen Haushalten waren es

20,3%).

Eine Momentauf nahme der Wohnsituation, wie sie der Mikrozensus lielert, wird manchen

unbefriedigt lassen. So erfaßt sie z. B. nicht die Wünsche hinsichtlich einer Veränderung
im Wohnbereich und den damit verbundenen weiteren Bedarf an Wohnungen. Wie viele

lunge Menschen bei den Eltern wohnen, aber lieber einen eigenen Hausstand gründen

würden, wer von der stadt aufs Land, vom Hochhaus ins Einfamilienhaus, von der

modernen Wohnsiedlung in den Altbau oder von der größeren in die kleinere Wohnung

ziehen möchte - all diese Fragen werden nicht beantwortet. (Vgl. zusätzlich Teil ll'
Kap. 9.)

5.4 Wohnungsbautätigkeit
Obwohl 1 983 rechnerisch auf jeden Haushalt eine Wohnung entfiel, ist nach wie vor eine

weitere Neubautätigkeit erforderlich. Dies hat vor allem folgende GrÜnde:

.1 . wächst die zahl der Haushalte weiter, z. B. durch Verkleinerung der deutschen
Haushalte,

2. werden Jahr für Jahr wohnungen durch Abriß, Brand oder Nutzungsänderung
vernichtet (1983 rund 20000 Wohnungen)'

3. bestehenregionaleUnterschiedeinderwohnungsversorgung,sodaßvorallemin
den Ballungsgebieten das wohnungsangebot nicht der Nachfrage entspricht, und

4. verfügen einige Bevölkerungsgruppen - wie in den vorangegangenen Abschnitten

erläutert - nicht über bedarfsgerechten Wohnraum.

Die zahl der genehmigten und fertiggestellten wohnungen in wohn- und Nichtwohnge-

bäuden blieb nach einer Belebung der Wohnungsbautätigkeit Anfang der fÜnfziger Jahre

bis etwa Mitte der sechziger Jahre relativ konstant; in dieser Zeit wurden.iährlich 500000
bis 600000 Wohnungen fertiggestellt. 1970 bis 1972 gab es einen starken Anstieg der

wohnungsbau-Genehmigungen auf rund 769000 im Jahr 1972, denen mit zeitlicher

Verzögerung die Fertigstellungen folgten, wobei jedoch nicht alle genehmigten Bauvor-

haben realisiert wurden. Ab 1973 war ein starker Rückgang im wohnungsbau zu
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verzeichnen, der sich auf einem Niveau von etwa 350000 bis 400000 genehmigten und
fertiggestellten Einheiten pro Jahr einpendelte. 1982 und 1984 erreichte die Zahl der
genehmigten Wohnungen einen Tiefstand (335000 bzw. 336000 Einheiten), unterbro-
chen von einem durch wohnungsbaupolitische Maßnahmen bedingten Anstieg auf rund
420000 genehmigte Wohneinheiten 1983. Bei den Fertigstellungen zeigte sich der
entsprechende Anstieg 1984 mit 399000 Einheiten.

Abb. 3: Genehmigte und fertiggestellte Wohnungen
in Wohn- und Nichtwohngebäuden
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Tab. 10: Fertiggestellte und im sozialen Wohnungsbau
geförderte Wohnungen 1950 bis 1984

82 84

Baugenenmrgungen

Ba rfert rgste I I n

Jahr Wohnungen

fertiggestellt im sozialen Wohnungsbau
gefördert

1 950
1 955
1 960
1 965
1 970
1975
1 980
1 981
1982
1 983
1 984

371 900
568 400
574 400
591 900
478 100
436 800
388 900
36s 500
347 000
340 600
398 600

31 I 400
341 400
326 700
209 300
165 100
1 54 000
97 200
92 900
98 900

104 100
79 400
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Zur Förderung der Wohnungsbautätigkeit hat der Staat vielfältige Hilfen geschaffen. Sie
reichen von Steuerermäßigungen für Bauherren Über die BegÜnstigung des Bausparens
(2. B. durch Zahlung von Wohnungsbauprämien) bis zum sogenannten sozialen Woh-
nungsbau, bei dem der Bau von Wohnungen mit öffentlichen finanziellen Zuwendungen
(Darlehen, Zuschüsse usw.) direkt unterstützt wird. Damit verbunden ist eine Mietpreis-
bzw. Belastungsbegrenzung sowie die Koppelung an bestimmte EinkommenshÖchst-
grenzen der Wohnungsinhaber.

Während in den fünfziger und zum Teil auch noch in den sechziger Jahren etwa die Hälfte
der fertiggestellten Wohnungen mit öffentlichen Mitteln gefÖrdert wurde, waren es in den
siebziger Jahren nur noch etwa ein Drittel bis ein Viertel.

Von den fertiggestellten Wohnungen waren 1983 rund 28% Einfamilienhäuser, ebenso
viele lagen in Gebäuden mit zwei und drei Wohnungen, 17 % der errichteten Wohnungen
entfielen auf große Mehrfamilienhäuser mit mehr als zwölf Wohnungen. 1972 spielten die
großen Mehrfamilienhäuser eine wesentlich bedeutendere Rolle im Wohnungsbau.
Damals lagen 55% der fertiggestellten Wohnungen in Gebäuden mit mehr als zwölf
Wohnungen, während nur 1OY" der Wohnungen Einfamilienhäuser waren.

Abb. 4: Wohnungen in fertiggestellten Wohngebäuden
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Ein- und Zweifamilienhäuser werden im wesentlichen von privaten Bauherren errichtet.
1983 waren bei78% der fertiggestellten Wohnungen private Haushalte die Bauherren.
Mehrfamilienhäuser werden dagegen im wesentlichen von Wohnungsunternehmen und
sonstigen Bauherren, z. B. Versicherungsunternehmen, errichtet.

Für die Entwicklung der Wohnungsbautätigkeit sind neben dem Zinsniveau und der
Entwicklung der Grundstückspreise die Baukosten von besonderer Bedeutung (siehe
auch 16.2.3).

Tab. 11: Kostenl von neu errichteten Wohnbauten

Kosten je
m2 wohnfläche

Wohnfläche
je Wohnung

Kosten
je Wohnung

Jahr
DM m2 DM

1 960
1 965
1970
1 975
1 980
1 984

386
586
695

1 159
1 629
1 944

74
81

85
96
99
87

27 BO0
47 600
58 800

111 000
1 60 800
1 69 400

1 Reine Baukosten, keine Grundstrickskosten u. a.

Um einen QuadratmeterWohnfläche zu errichten, mußten 1983 fast 1 812 DM aufgewen-
det werden, 1970 waren es 695 DM, 1960 386 DM. Diese Beträge umfassen nur die
reinen Baukosten, nicht dagegen die Grundstückskosten u. a. (zu den Grundstücksko-
sten siehe 16.2.3). Je Wohnung waren 1983 durchschnittlich 166000 DM aufzubringen,
wobei sich hinter dieser Zahl eine Bandbreite von 244800 DM für ein Einfamilienhaus
konventioneller Bauart, bis 119500 DM für eine Wohnung in einem im Fertigteilbau
errichteten Mehrfamilienhaus verbirgt.
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6 Freizeit und Kultur

6.1 Auf dem Weg zur Freizeitgesellschaft?
Die gesellschaltlichen Verhältnisse in der Bundesrepublik Deutschland werden oft mit

den unterschiedlichsten Schlagworten beschrieben. Man sprichtvon der Leistungsgesell-

schaft, der Konsumgesellschaft, aber auch der Freizeitgesellschaft, und stellt damit - je
nach lntention - verschiedene Aspekte in den Vordergrund. Daß zwei so gegensätzliche

Begriffe wie Freizeit- und Leistungsgesellschaft überhaupt nebeneinander bestehen

können, liegl daran, daß heutzutage Arbeitswelt und Privatleben zeitlich und räumlich

weitgehend voneinander getrennt sind.

Zu Aspekten der Freizeitgesellschaft gibt es leider kein geschlossenes lndikatorensy-

stem. Während Leistung - mit Einschränkungen - gemessen werden kann, gilt dies für die

Freizeitgestaltung nur unter Vorbehalt. Das ist vor allem durch inhaltliche Abgrenzungs-

schwierigkeiten bedingt. Die Frage, was alles zur Freizeit gehört, werden verschiedene

Personen unterschiedlich beantworten, zumal die Übergänge zwischen Arbeit und

Freizeit fließend sind. Gilt z. B. die Essenszubereitung für einen Hobbykoch als beliebte

Freizeitgestaltung, gehört sie für eine Hausfrau eher zur täglichen Pflicht. Wegen dieser

definitorischen Schwierigkeiten gibt es keine gesicherten statistischen Angaben Über das

Ausmaß der Freizeit. Hilfsweise kÖnnen aber einige meßbare Tatbestände herangezogen

werden, wie Arbeitszeiten, urlaubstage, Ausgaben fÜr Freizeitgüter usw., die darauf

hindeuten, daß der Teilbereich der Freizeit an Bedeutung gewonnen hat'

6.2 Arbeitszeit und Urlaubstage
Die durchschnittlich geleistete Arbeitszeit ist in den vergangenen 20 Jahren ständig
zurückgegangen. Damit hat sich der Spielraum für Freizeitaktivitäten vergrößert. Leistete
ein Erwerbstätiger 1960 durchschnittlich 46 Wochenstunden, waren es 1980 nur noch

knapp 40 und 1983 38,5 Stunden. 1983 gab es immerhin noch 4,1 Mill. Erwerbstätige
(15,5%), die normalerweise 42 stunden oder mehr in der woche an ihrem Arbeitsplatz
verbrachten. Andererseits hatten 8,1 To eine Wochenarbeitszeit von weniger als 21

Stunden. Die Tarifabschlüsse zu Beginn der achtziger Jahre brachten vielen Erwerbstäti-
gen zusätzliche Urlaubstage ein. Nach dem Bundesurlaubsgesetz stehtjedem Arbeitneh-
mer ein Mindesturlaub von 1B werktagen (3 wochen) zu. ln den Tarifverträgen sind
jedoch zumeist weit längere Zeiten vereinbart. So erhielten bereits Ende 1984 58 % aller
von Tarifverträgen erfaßten Arbeitnehmer sechs Wochen Urlaub im Jahr. Zwischen 1960

und 1984 ist die tarifliche Urlaubsdauer im Durchschnitt aller Arbeitnehmer um etwa 17

auf 29 Tage angestiegen.
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Tab. 1: Tariflich vereinbarte Urlaubsdauer

Wochen Betroffene Arbeitnehmer
(in % aller von Tarifverträgen

erfaßten Arbeitnehmer)
Ende 1980 Ende 1984

3 bis unter 4
4 bis unter 5
5 bis unter 6
6

2
7

33
58

E

22
69

4

6.3 Ausgaben für Freizeit und Kultur

6.3.1 Ausgaben der privaten Haushalte
ln zunehmendem Maße lassen sich die Bundesbürger ihre Freizeitaktivitäten Geld
kosten. Beliefen sich die Ausgaben für Freizeitgüter und Urlaub bei einem Vierpersonen-
Arbeitnehmerhaushalt mit mittlerem Einkommen 1965 monatlich auf 94 DM, gab er 1983
für denselben Zweck schon 438 DM aus. Das entspricht einer Steigerung um 366%. lm

Tab. 2: Aufwendungen von Vierpersonen-Arbeitnehmerhaushalten
mit mittlerem Einkommen für Freizeitgüter
je Haushalt und Monat im Jahr 1983

Gegenstand der Nachweisung DM /o

Aufwendungen für Freizeitgüter insgesamt

davon entfielen auf
Urlaub
Bücher, Broschüren, Zeitungen, Zeitschriften
Rundfunk, Fernsehen u. ä. einschließlich Gebühren
Kraftfahrzeug
Sport und Camping
Gartenpflege und Tierhaltung
Spielen und Spielzeug
Besuch von Bildungs- u. Unterhaltungsstätten
Fotografieren, Filmen
Sonstiger Freizeitbedarf

438,27 100

115,22
43,71
53,24
68,52
38,93
34,85
19,80
11 ,77
7,61

44,62

26,3
10,0
12,2
15,6
8,9
8,0
4,5
)7
1,7

10,2
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Vergleich dazu erhöhten sich die Gesamtausgaben für den privaten Verbrauch zwischen
1965 und 1983 lediglich um 222%o.

Der Anteil für Freizeitgüter und Urlaub an den gesamten privaten Verbrauchsausgaben
von Vierpersonen-Arbeitnehmerhaushalten mit mittlerem Einkommen stieg dementspre-
chend von 10,7 % im Jahr 1 965 auf 15,4o/o im Jahr 1983. Allerdings hat er sich gegenüber
1980 (16,6%) unter dem Einfluß sinkender Realeinkommen wieder vermindert.

Je nach Haushaltstyp fließt etwa ein Viertel bis ein Drittel des Freizeitbudgets allein in die
Urlaubskasse. Weitere wichtige Ausgabeposten sind das Kraftfahrzeug, Fernsehen und
Rundfunk.

6.3.2 Ausgaben der öffentlichen Haushalte
Auch die ötfentlichen Haushalte wenden mehr Geld für den Freizeitbereich auf. So
erhöhten sich beispielsweise die Ausgaben für Sport und Erholung zwischen 1970 und
1982 von rund2,1 Mrd. DM aut7,2Mrd. DM, also um243o/o. Anteilsmäßig sind dies
unverändert efuva 1% des gesamten ötfentlichen Haushalts.

Von den 7,2 Mrd. DM für Sport und Erholung wurden 2,0 Mrd. DM für Park- und
Gartenanlagen verwendet, 1,8 Mrd. DM für Badeanstalten, 2,1 Mrd. DM für Sportstätten
und 0,9 Mrd. DM für die Förderung des Sports.

Außerdem gab die öffentliche Hand 1982 ungefähr 5,5 Mrd. DM für kulturelle Angelegen-
heiten aus. Mit 2,7 Mrd. DM entfiel etwa die Hälfte auf Theater und Musik, weitere 0,8 Mrd.
DM wurden für Museen, Sammlungen und Ausstellungen aufgewendet und 0,3 Mrd. DM
für Denkmalschutz und Denkmalpflege. Damit erreichten die Ausgaben für kulturelle
Angelegenheiten einen Anteil von O,7Yo am gesamten Öflentlichen Haushalt.

6.4 Unterhaltung und Kultur
Unterhaltung und Kultur bieten ein breites Angebot von Freizeitaktivitäten. Eine Trennung
der beiden Aspekte ist kaum möglich, weil kulturelle Einrichtungen - zu denen neben
Theatern und Museen u. a. auch Presse, Hörfunk und Fernsehen rechnen - meist auch
zur Unterhaltung beitragen. ln diesem Zusammenhang stellt sich die Frage, inwieweit die
Massenkommunikationsmittel bereits die traditionellen Kultureinrichtungen verdrängt
haben.

6.4.1 Theater
ln der Spielzeit 1983/84 gab es in 74 Gemeinden 84 Theaterunternehmen mit 273
Spielstätten und insgesamt 157000 Plätzen. Bezogen auf die Bevölkerungszahl dieser
Gemeinden entspricht das einem Platzangebot von 7,9 je 1 000 Einwohner. Die insge-
samt rund 33000 Aufführungen verzeichneten 16,5 Mill. Besucher, also durchschnittlich
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501 je Veranstaltung. Damit wurdenST % des Platzangebots genutzt. Gut zwei Drittel der
Karten wurden über das Abonnentensystem und Besucherorganisationen abgesetzt.

Mit 6 Mill. Zuschauern lagen Opern und Ballette hinsichtlich der Besucherzahlen an der
Spitze. Es folgten Schauspiele mit 5,8 Mill., Operetten und Musicals mit 2,6 Mill.
Besuchern. Kinder- und Jugendstücke sahen sich 1 ,5 Mill. Personen an. Für die Konzerte
der Theaterorchester interessierten sich 0,6 Mill. Zuhörer.

ln den letzten zwei Jahrzehnten, insbesondere zwischen 1965 und 1972, haben die
Theater otfensichtlich an Attraktivität verloren. Verzeichneten sie in der Spielzeit 1964/65
noch 20,4 Mill. Zuschauer, waren es 1972173 - bei nahezu gleichbleibender Veranstal-
tungszahl - nur noch 17,2 Millionen. Seither ist die Besucherzahl ziemlich konstant
geblieben.

Der Personalbestand der Bühnen hat sich in den letzten zwanzig Jahren stark erhöht.
Während die Theater 1 959i60 etwa 1 7000 Personen ständig beschäftigten, waren 1983/
84 bereits 1 l 560 Künstler und 15000 sonstiges Personal auf den ,,Brettern, die die Welt
bedeuten", tätig.

Die ötfentlichen Theater erhalten zur Deckung ihrer laufenden Kosten seit leher Zuschüs-
se - insbesondere von Ländern und Städten. Der Anteil der Ausgaben, den sie aus
eigenen Einnahmen, also im wesentlichen aus dem Kartenverkauf, finanzieren können,
wird immer geringer. Machten die eigenen Betriebseinnahmen 1969/70 26 % aus, betrug
das Einspielergebnis 1983/84 nur noch 16,6%. ln der Spielzeit 1983/84 lag derZuschuß
je Besucher im Durchschnitt bei 88 DM.

Abb. 1: Theaterbesucher 1983/84

Konzerte der Theaterorchester
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6.4.2 Kino
1981 gab es in der Bundesrepublik 1 243 Filmtheaterunternehmen mit insgesamt 3144
Spielstellen (aktuellere Angaben liegen zur Zeit nicht vofl. ln jeder liefen im Durchschnitt
930 Vorstellungen. Durchschnittlich konnte jede Spielstelle bei einer Kapazität von 225
Sitzplätzen Iediglich 43 Eintrittskarten je Vorstellung verkaufen. So wurde nur knapp jeder
fünfte Platz genutzt.

Das Vordringen des Fernsehens hat die frühere Beliebtheit des Kinos offensichtlich stark
gemindert. Die höchsten Besucherzahlen hatten die Filmtheater in den Jahren 1954 bis
1958 mit jährlich mehr als 700 Millionen; das waren rechnerisch 14 bis 15 Besuche je
Einwohner im Jahr. ln den darauffolgenden Jahren bis 1976 ging der Kinobesuch
kontinuierlich zurück. 1976 wurden nur noch rund 103 Mill. Eintrittskarten verkauft.
Gleichzeitig sank die Zahl der Filmtheater zwischen 1959 und 1976 auf weniger als die
Hä|fte. Von 1977 bis 1980 registrierten die Kinobesitzer vorÜbergehend steigende
Besucherzahlen, die seit 1 981 wieder zurückgehen.

Abb. 2: Kinobesuch
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6.4.3 Museen
Einen bedeutenden Faktor im kulturellen Leben stellen die 1560 Museen und ähnliche
Einrichtungen unterschiedlicher Fachgebiete und Trägerschaften dar, die 1983 insge-
samt 52 Mill. Besucher aufwiesen. Damit ist das lnteresse an den Sammlungen in den
letzten 20 Jahren slark angestiegen. Den größten Zuspruch fanden 1983 die Heimatmu-
seen mit 11 Mill. Besuchern, gefolgtvon den Kunstmuseen mit 10 Mill. Besuchern.
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6.4.4 Fernsehen und Rundfunk
lnzwischen gibt es kaum noch Haushalte, die nicht über Rundfunk- und Fernsehgeräte
verfügen. Ende 1983 standen in bundesdeutschen Wohnstuben24,6 Mill. angemeldete
Hörfunk- und 22,1 Mill. Fernsehempfänger.

lm Hörfunkprogramm nehmen Musiksendungen mit 56% der Sendezeit den breitesten
Raum ein. Der Werbefunk beansprucht elwa 2Yo der sendestunden; die übrige Zeit

entfällt auf Wortbeiträge. Am ausführlichsten wird das Thema Politik behandelt. Die

dritten Programme der Rundfunkanstalten widmen mit 18% einen großen Teil der Zeit

den Gastarbeitersendungen; Radio Bremen Strahlt im dritten Programm sogar zuBT'/o
Ausländerprogramme aus.

Für das Fernsehprogramm liefert das Zweite Deutsche Fernsehen eine Aufgliederung
nach Programmbereichen. Hier Überwogen 1984 Filme, Fernseh- und Dokumentarspiele
(21 ,g% der Sendezeit), gefolgt von Unterhaltung, Theater, Musik (13,9%) sowie

aktuellen Beiträgen (10,4%).

Abb,3: Hörfunk 1983 (alle Programme)
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Abb. 4; Fernsehprogramm 1984 (Zweites Deutsches Fernsehen)
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6.4.5 Zeitungen und Zeitschriften
Zeitungen und Zeitschriften sind neben Fernsehen und Rundfunk die wichtigsten Träger
der öffentlichen Meinungsbildung; mit ihrer Lektüre wird ein bekächtlicher Teil der Freizeit
verbracht. Ende 1983 erschienen in der Bundesrepublik Deutschland 1226 Zeitungen
(359 Haupt- und 867 Nebenausgaben) mit einer durchschnittlichen Verkaufsauflage von
knapp 26 Mill. Exemplaren je Erscheinungstag. 57 % der Zeitungen wurden im Abonne-
ment und 43% im Einzelverkauf vertrieben.

Die Zeitungsverlage finanzieren sich überwiegend aus dem Anzeigengeschäft. Zwei
Drittel des Zeitungsumsatzes, der 1983 eine Höhe von etwa 9,8 Mrd. DM erreichte,
kamen aus dieser Einnahmequelle. Nur ein Drittel entfiel auf Vertriebserlöse. Die
,,Durchschnittszeitung" umfaßte im Laufe des Jahres 1983 annähernd 7600 Seiten, und
zwar 61 % mit redaktionellen Beiträgen und 39% mit Anzeigen. Ein Anteil von allein
33,9% der gesamten Verkaufsauflage entfiel 1982 auf die Hauptausgaben der drei
größten Zeitungen.

1983 wurden in der Bundesrepublik Deutschland 6 702 Zeitschriften herausgegeben. Die
Gesamtauflage je Erscheinungstag betrug im vierten Quartal 1983 260 Mill. Exemplare,
von denen 90 Mill. im Abonnement,64 Mill. im Einzelverkauf und 106 Mill. durch

4 620
St unden
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Abb.5: Zeitschriften 1983 nach Arten
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unentgeltliche Verteilung ihre Leser erreichten. Der Zeitschriftenumsatz in HÖhe von 9,4
Mrd. DM wurde je zur Hältte aus dem Vertrieb und aus Anzeigen erzielt.

Den höchsten Anteil an der Auflage hatten die Publikumszeitschriften mit über 105 Mill.
Exemplaren, unter diesen wiederum die lllustrierten, Magazine, Programmzeitschriften
und die Zeitschriften für Frauen, Familie und Wohnen mit zusammen 64 Mill. Exemplaren.
Hohe Auflagen wiesen auch die Kunden- und die Verbandszeitschriften auf. Die nach der
ZahlderTitelweitaus größte Gruppe bildeten die Fachzeitschriften. ln 2862 Publikationen
aus den verschiedensten Gebieten und mit einer Gesamtauflage von mehr als 47 Mill.
Exemplaren wurden Ergebnisse wissenschaftlicher Arbeiten und fachliche lnformationen
verbreitet. ln großer Zahl, aber mit nur geringer Auflage, erschienen Blätter mit Mitteilun-
gen von Gemeindeverwaltungen, mit Orts- und Vereinsnachrichten, aber auch Anzeigen
für Gemeinden und Gemeindeteile. Eine beachtliche Verbreitung hatten ferner die
Anzeigenblätter. Hier wurden 669 Titel erfaßt, die in 1 1 02 Ausgaben mit einer Autlage von
über 40 Mill. Exemplaren Woche tür Woche unentgeltlich verteilt wurden.

Aus der Vielseitigkeit des Angebots und der Verschiedenartigkeit der Leserkreise ergibt
sich, daß viele Zeitschriften in nur geringer Autlage herauskommen. Jede zweite

6102
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Tab. 3: Konzentrationsraten der Zeitungen (Hauptausgaben)

Berichtsjahr Verkaufsauflage Anzahl
der

Zeitungen1 000
Stück

Anteil der . . . größten Zeitungen in %

e 6102550

1975
1982

22702
25 BB2

39,8
43,1

54,8
56,7

71,3
72,3

375
364

30,1
33,9

34,6
38,1

Tab. 4: Konzentrationsraten der Zeitschriften
im vierten Quartal 1982

Art der Autlage Auflage
(1 000
Stück)

Anteil der größten Zeitschriften
in%

Anzahl
der

Zeitschriften
36102550

Auflage insgesamt
Verkaufte Auflage

8,2
11,5

12,1
14,1

252 774
146 196

16,3
21 ,5

26,7
28,5

38,1
39,3

6 572
6 572

Zeitschrift blieb unter 5 000 Exemplaren je Erscheinungstag und neun von zehn Zeitschrif-
ten erreichten nicht die Marke von 50 000. Am oberen Ende der Auf lagenskala befanden
sich 95 Zeitschrillen (1 ,4% aller Titel) mit Auflagen von einer halben Million und mehr. Sie
vereinigten mit 1 27 Mill. Exemplaren fast die Hälfte der gesamten Zeitschriftenauflage auf
sich.

6.4.6 Bücher und Bibliotheken
Auch bei veränderten lntormalionsmöglichkeiten und -gewohnheiten haben Bücher ihre
Bedeutung als Quelle des Wissens und der Unterhaltung behauptet. Hiervon zeugt die
hohe, wenn auch zu Beginn der achtziger Jahre leicht sinkende Zahl der aufgelegten
Buchtitel. 1983 wurden in der Bundesrepublik Deutschland 47976 Erst- und 12622
Neuauflagen gezählt, gegenüber 17639 b2w.4885 im Jahr'1960. Seither hat sich die
Buchproduktion also um .170% erhöht.

Nach Sachgebieten gegliedert entfiel '1983 der weitaus größte Teil der Buchtitel auf
schöne Literatur (18,7%). Es folgten Wirtschafts- und Sozialwissenschaften, Statistik
(9,3%), Jugendschriften (5,5%) sowie Bildende Kunst, Kunstgewerbe (5,5%).

142



Tab. 5: BuchProduktion'1983

Sachgebiet Erst- und
Neuauflagen

Antei
in
o//o

Schöne Literatur
Wirtschafts- und Sozialwissenschaft, Statistik
Bildende Kunst, Kunstgewerbe
Jugendschriften
Recht, Verwaltung
Religion, Theologie
Medizin
Karten, Kartenwerke
Technik, lndustrie, Gewerbe
Philosophie, Psychologie
Geschichte, Kulturgeschichte, Volkskunde
Erziehung, Unterricht, Jugendpf lege
Sprach- und Literaturwissenschaft
Schulbücher
Erd- und Völkerkunde, Reisen
Land- und Fortwirtschaft, Hauswirtschaft
Naturwissenschaften
Politik, Wehrwesen
Mathematik
Musik, Tanz, Theater, Film, Rundfunk
Allgemeines, Buch und Schrift, Hochschulen
Turnen, Sport, Spiele
Verkehr
Kalender und Almanache
Verschiedenes

11 299
5 654
3 316
3 305
3 093
2994
2 800
2 617
2 453
2 394
2377
2375
2289
1 999
1 859
1 727
1 662
1 420
1 391
1 345

792
620
s90
194
33

18,7
9,3
5,s
5,5
5,1
4,9
4,6
4,3
4,1
3,9
3,9
3,9
3,8
3,3
3,1
2,9
2,7
2,3
2,3
2,2
1,3
1,0
1,0
0,3
0,1

lnsgesamt 60 598 100

Der Zugang zum Buchwissen wird durch den Ausbau des Bibliothekswesens erleichtert.

1983 gab es im Bundesgebiet insgesamt 18921 Bibliotheken, darunter 3374 im Hoch-

schulbereich. 37 Bibliotheken hatten einen Bestand von jeweils mehr als 1 Mill. Bänden'

Die meisten Bibliotheken standen 1983 in der Trägerschaft von Kirchen (7783), Kreisen

und Gemeinden (5793) sowie der Länder (3606).
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6.5 Reisen
Ferienzeit ist Reisezeit, Das gilt für viele Bundesbürger, die ihren Urlaub außerhalb der
,,eigenen vier Wände" verbringen wollen. lm Zeitaum April 1981 bis März 1982
unternahmen 30,8 Mill. Personen, also die Hälfte der Bevölkerung, Urlaubs- und
Erholungsreisen von mindestens fünftägiger Dauer. 4,8 Mill. Urlauber verreisten zweimal
und 1,4 Mill. sogar dreimal oder noch öfter; insgesamt wurden 39,1 Mill. Reisen
unternommen.

Die Reiselust der Bundesbürger kommt vor allem dem Ausland zugute, wohin 1981le2
58,9 % (oder 23 Mill.) aller Urlaubs- und Erholungsreisen führten. ln nur 40T" der Fälle
(oder 15,6 Mill.) wurde der Urlaub in der Bundesrepublik Deutschland verlebt, lediglich
1,1 % (oder 0,4 Mill.) der Reisen führten in die DDR oder nach Berlin (Ost).

lm Laufe der siebziger Jahre nahm die zahl der jährlichen urlaubsreisen stetig zu.
1980/81 war erstmals - wohl unter dem Einfluß stagnierender bzw. sinkender Realein-
kommen - ein Rückgang zu verzeichnen, der sowohl lnlands- als auch Auslandsreisen
betraf . Während sich in den siebziger Jahren der Anteil der Auslandsreisen ständig erhöht
hatte, scheint sich zu Beginn der achtziger Jahre doch ein relativ stabiler Anteil an
,,heimattreuen" Urlaubern herausgebildet zu haben. Rückläufig entwickelte sich seit
Ende der siebziger Jahre der Tourismus in die DDR. Zwischen 1978179 und 1981/g2
verminderte sich die Zahl dieser Reisen um etwa 50%.

Tab. 6: Urlaubs- und Erholungsreisen

Reisende Reisen

Anteil
an der

Wohnbe-
völkerung

davon
Zeitraum

insgesamt insgesamt lnlands-
reisen

Auslands-
reisen

Milt o//o Miil %

1 9691
1972
19772
19782
19792
1 98o'z
19812

22,0
24,3
29,1
29,1
30,7
29,6
30,8

36,4
39,2
47,4
47,5
49,9
48,0
50,0

26,1
27,5
36,8
37,6
39,0
37,3
39,1

60,3
46,3
44,1
42,2
42,3
41 ,1
41 ,1

39,7
53,7
55,9
57,8
57,7
58,9
58,9

1 Oktober des Vorjahres bis September
2 April bis März des folgenden Jahres.
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Abb.6: Urlaubsziele der Bundesbürger 1981/82
in Prozent aller Reisen
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Beliebtestes Reiseland der Bundesbürger ist österreich. Hierhin führten 1 9g1i82 1 3,6 %
aller Reisen. Als weitere bevorzugte Ziele folgten ltalien (10,2%), spanien (6,40/.),
Jugoslawien (4,9%), Frankreich (4,4%) und die schweiz (2,8%). Die nicht einzetn
aufgeführten europäischen Länder hatten zusammen einen Anteil von 13,g%.3,9 % aller
Reisen gingen über die Grenzen Europas hinaus.

Kein anderes Land ist am Auslandsreiseverkehr so stark beteiligt wie die Bundesrepublik
Deutschland. Nach Angaben der organisation für wirtschaftliche Zusammenarbeit und
Entwicklung (oEcD) entfielen 1983 mit rund 1 5 Mrd, us-Dollar 22%o aller Ausgaben der
oECD-Länder im internationalen Reiseverkehr auf Reisende aus der Bundesrepublik
Deutschland, die damit rund 1,1 Mrd. us-Dollar mehr für Auslandsreisen ausgaben als
Touristen aus den Vereinigten Staaten.

145



Tab.7: Ausgaben für Urlaubs- und Erholungsreisen 1981182

Reiseart lnsgesamt
Mrd. DM

DM
je Person
und Reise

DM
je Reisetag

lnlandsreisen, einschlie ßlich
DDR und Berlin (Ost)

Auslandsreisen

lnsgesamt

10,2
25,2

35,4

637
1 095

906

47
69

60

lnsgesamt wendeten die Bundesbürger 1981/82 25,2Mrd. DM für Auslandsreisen von

mindestens funftägiger Dauer auf; das waren 1095 DM ie Person und Reise. Jeder

Reisetag kostete damit durchschnittlich 69 DM. Auf lnlandsreisen - einschließlich DDR

und Berlin (ost) - entfielen 10,2 Mrd. DM, das entsprach 637 DM ie Person und Reise

bzw. 47 DM je Beisetag.

Abb. 7: Reisedauer 1981182
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59"k der Reisen dauern weniger als zwei Wochen, 28% biszu drei Wochen, 9 % drei bis
vier Wochen und knapp 5% noch länger.

Bevorzugtes Reiseverkehrsmittel ist der Personenkraftwagen, mit dem 1981lg2 62%
aller Urlaubsfahrten unternommen wurden; es folgten die Eisenbahn (14%), das
Flugzeug (12%) und der Reisebus (9%).

37% aller Reisen wurden 1981182 in den ,,klassischen'' Beherbergungsquartieren
(Hotels, Gasthöfe, Fremdenheime und Pensionen) verbracht. 19 % führten in privatquar-
tiere ohne Entgelt, was in etwa dem Anteil an verwandten- und Bekanntenbesuchen
entspricht. steigender Beliebtheit erfreuen sich Ferienhäuser, Bungalows und Apparte-
ments (14 %) sowie Campingplälze (8%). Dies dürfte daraut zurückzuführen sein, daß
diese Unterkunftsformen vor allem für den Familienurlaub nicht nur vergleichsweise
größere Gestaltungs-, sondern auch Ersparnismöglichkeiten bieten.

Auch die traditionsreichen Jugendherbergen stehen nach wie vor hoch im Kurs. .lgg4

zählte das Deutsche Jugendherbergswerk in den insgesamt 564 Jugendherbergen des
Bundesgebietsg,l Mill.Übernachtungen,darunterwarengutdieHälftevonschulklassen
bzw. Hochschulgruppen. Knapp 1 Mill. ubernachtungen entfielen auf jugendliche Einzel-
wanderer und Studenten.

Abb.8: Urlaubs- und Erholungsreisen 1981182 nach Unterkunftsarten
Son st i ge
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Campingpl
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Fer i en hau s,
Appartemen t
13 6%
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14,0%
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6.6 Sport und Musizieren
Mit Sport und Musik verbringen die BundesbÜrger einen großen Teil ihrer Freizeit - wenn
auch überwiegend nur passiv. Über di e Zahl det Besucher von Sportveranstaltungen im

Bundesgebiet liegen keine gesicherten Ergebnisse vor, und auch über die Millionen von
Fernsehzuschauern, die auf diese Weise wichtige Sportereignisse miterleben, lassen
sich keine genauen Angaben machen. Zahlen Über aktiv Sporttreibende liegen nur
insoweit vor, als sie in Sportvereinen organisiert sind.

Tab. 8: Die zehn mitgliederstärksten Sportverbände 1984

Spitzenverband Mitglieder
1 000

Darunter männlich
1 000

Fußball
Turnen
Tennis
Schützen
Leichtathletik
Handball
Tischtennis
Skisport
Schwimmen
Reiten

4 676
3 390
1 686
1 202

790
751
668
630
561
511

4239
1 095

950
984
436
508
494
368
289
216

Die Sportvereine verdanken der Trimm-Dich-Welle und dem in den letzten Jahren
gewachsenen Gesundheitsbewußtsein wachsenden Zulauf. Zwischen 1970 und 1984

hat sich diezahl der Mitglieder des Deutschen sportbundes von 8,3 Mill. auf 16,5 Mill.

erhöht. lm gleichen Zeitraum stieg die Zahlder Vereine von 39201 aul 59717,

Der Vereinssport findet mehr Anhänger unter Männern als unter Frauen. Von den

Mitgliedern des Deutschen Sportbundes im Jahr 1984 waren etwa zwei Drittel männlich.
Groß ist das lnteresse der Jugendlichen an den Sportvereinen. So sind von den

Mitgliedern 20% iünger als 1 5 Jahre und 41 % unler 22 Jahren.

Gemessen an den Mitgliederzahlen rangiert der Fußball unter den Sportarten mit Abstand
an der spitze der Beliebtheitsskala. Mit 4,2 Mill. männlichen und 0,4 Mill. weiblichen
Mitgliedern stellen die Fußballvereine rund 28% aller Beiiragszahler des Deutschen
sportbundes. Es folgen die Turnvereine mit 3,4 Mill. Mitgliedern. Turnen gehört neben
dem Tanzsport und Reiten zu den wenigen Sportarten, bei denen Frauen in den Vereinen
zahlenmäßig dominieren. Unter den übrigen Sportverbänden übersteigt nur noch die

Mitgliedschaft in Tennis- und Schützenvereinen die Millionengrenze.
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Über das aktive Musikleben in der Bundesrepublik Deutschland gibt es nur wenige
statistische Ergebnisse. Einige Angaben liefert der Deutsche Sängerbund. Er hatte 1984
1,7 Mill. Mitglieder, davon allerdings nur 637000 singende und mehr als 1 Mill. fördernde.
lnsgesamt gab es 1 984 einschlie ßlich der Kinder- und Jugendchöre 1 8 591 Bundeschöre,
darunter knapp 9588 reine Männer- und 1 652 reine Frauenchöre.
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7 Gesellschaftliche Mitwirkung

7.1 Einführung
Um ein Bild von dem gesellschaftlichen Zusammenleben in der Bundesrepublik Deutsch-

land zu entwerfen, ist eS von besonderem lnteresse, inwieweit die Bürger ihre verfas-

sungsmäßig garantierten Mitwirkungsmöglichkeiten nutzen und damit das politische,

wirtschaftliche und kulturelle Leben gestalten. Hier kann die amtliche Statistik aufgrund

der Komplexität der sozialen Aktivitäten nur einige Anhaltspunkte liefern. So vermittelt
z. B. die Wahlstatistik einen Eindruck von dem politischen Engagement der Staatsbürger,
aus der Zahl der Gewerkschaftsmitglieder iäßt sich der Organisationsgrad der abhängl-
gen Erwerbstätigen ermitteln, die Zahl der Teilnehmer an Gottesdiensten gibt gewisse

Aufschlüsse über die religiÖsen Bindungen usw.

Es ist aber offensichtlich, daß die Statistik in diesen Bereichen sehr schnell an ihre

Grenzen stößt. Die nur lückenhaft vorhandenen statistischen lnformationen über die

Teilnahme am gesellschaftlichen Leben können allenfalls indirekte Hinweise auf soziale
Verhaltensweisen vermitteln. lm folgenden werden einzelne Aspekte dieser ,,gesell-

scha{tlichen Beteiligung" beleuchtet. (Weitere gesellschaftliche Aktivitäten, z. B. die

Teilnahme am Kultur- und Vereinsleben, werden wegen ihrer Nähe zum privaten Bereich

in Kap. 6 behandelt; vgl. auch Teil ll, Kap. 13.)

7.2 Teilnahme am Politischen Leben

7.2.1 Wahlen
Das Grundgesetz für die Bundesrepublik Deutschland bekennt sich zu dem Verfassungs-
grundsatz der Volkssouveränität. Er besagt, daß alle Staatsgewalt vom Volke ausgeht
und von ihm in Wahlen und Abstimmungen ausgeübt wird. Für die Lebendigkeit der
Demokratie ist es von entscheidender Bedeutung, in welchem Maße die Bürger von ihren

verfassungsmäßigen Rechten Gebrauch machen und damit Einfluß auf die politische

Willensbildung nehmen. Die Ausübung des Wahlrechts, mit der über die Zusammenset-
zung der demokratischen Vertretungen in Gemeinde, Land und Bund entschieden wird,
spielt dabei die zentrale Rolle. Da in der Bundesrepublik Deutschland keine Wahlpflicht
besteht, kann die Wahlbeteiligung - unter gewissen Einschränkungen - als Gradmesser
für das politische Engagement der Bürger herangezogen werden. Sie weist deutliche
Unterschiede auf , je nachdem ob es sich um Bundestags-, Landtags-, Kommunalwahlen
oder Wahlen zum Europäischen Parlament handelt.
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Bei den Wahlen zum Deutschen Bundestag ist das lnteresse der Bevölkerung am
größten. Während bei der ersten Bundestagswahl 1949 die Wahlbeteiligung 78,5%
erreichte, lag sie zwischen 1 953 und 1 969 nahezu konstant bei 87 %. ln der vorgezoge-
nen Bundestagswahl im Herbst 1972, bei der sich die Senkung des Wahlalters auf 18
Jahre auswirkte, wurde die bisher höchste Stimmabgabe von 91,1 % festgestellt. Die
darauffolgende Bundestagswahl brachte wiederum eine sehr hohe Wahlbeteiligung von
über 90 %. An der Wahl zum zehnten Deutschen Bundestag im März 1 983 beteiligten sich
89,1 % der Wahlberechtigten; 4,8 Mill, Wahlberechtigle machten von ihrem Wahlrecht
keinen Gebrauch.

Tab. 1: Bundestagswahlenl

Wahl Wahlberechtigte
1 000

Wahlbeteiligung
o//o

19492
1 9532
1957
1 961
1 965
1 969
1972
1976
1 980
1 983

31 208
33 121
35 401
37 441
38 510
38 677
41 446
42 058
43232
44 089

78,5
86,0
87,8
87,7
86,8
86,7
91,1
90,7
88,6
89,1

1 lm Bundesgebiet ohne Berhn (West).
2 Ohne Saarland.

Vergleicht man die Wahlbeteiligung an der Bundestagswahl nach Bundesländern, so
zeigt sich, daß die Abweichungen vom Bundesdurchschnitt - abgesehen von der ersten
Bundestagswahl - nicht über zwei bis drei Prozentpunkte hinausgehen. Am eifrigsten
machen die Saarländer von ihrem Wahlrecht Gebrauch, gefolgt von den Rheinland-
Ptälzern und Hessen. ln Baden-Württemberg und Bayern wurde bisher bei allen
Bundestagswahlen die niedrigste Wahlbeteiligung beobachtet.

Von besonderem politlschen und soziologischen lnteresse ist die Frage, ob es ge-
schlechts- und altersspezifische Unterschiede im Wahlverhalten gibt. Um diese Zusam-
menhänge zu erhellen, werden seit 1953 repräsentative Sondererhebungen zur Bundes-
tagswahl durchgeführt, bei denen Wählerverzeichnisse und Stimmzettel in etwa 1 800
ausgewählten Wahlbezirken anonym ausgewertet werden. Damit ist sichergestellt, daß
das Wahlgeheimnis nicht verletzt wird.
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Tab.2: Wahlbeteiligung bei der Bundestagswahl 1983
nach Geschlecht und Alter

Altervon...bis
unter. . . Jahren

Wahlberechtigte Wahlbeteiligungl

ins-
gesamt

1 000

Männer Frauen ins- Männer Frauen
gesamt

o//o

unter 21
21-30
30-40
40-s0
50-60
60-70
70 und mehr

lnsgesamt

2 053
6 822
6 363
7 762
6 153
4 788
5 755

51,4
50,9
50,5
50,4
47,7
39,1
35,4

46,6

85,4
83,1
87,7
91,5
93,2
93,6
88,5

89,1

83,2
82,3
88,4
91,7
92,2
91,5
82,9

87,839 695

48,6
49,1
49,5
49,5
52,3
60,9
64,6

53,4

84,3
82,7
88,1
91,6
92,7
92,3
84,9

88,4

1 Ohne Personen mit Wahlschein,

Aus diesen Untersuchungen geht hervor, daß die Wahlbeteiligung der Frauen bei
Bundestagswahlen insgesamt hinter derjenigen der Männer zurückbleibt: ln den Jahren
1953 und 1957 lag sie um 3,1 bzw.3,3 Prozentpunkte niedriger; bei den folgenden
Wahlen verringerte sich der Unterschied laufend bis auf 0,8 Prozentpunkte bei der
Bundestagswahl 1976. 1983 machten die Männer zu 89,1% und die Frauen zu 87,8To
von ihrem Stimmrecht Gebrauch. ln den Altersgruppen der 30- bis 40jährigen und der 40-
bis SOjährigen lag die Wahlbeteiligung der Frauen jedoch etwas hÖher als bei den
Männern.

Stärker ausgeprägt sind die altersspezifischen Abweichungen. Die niedrigste Wahlbetei-
ligung, und zwar sowohl bei Männern als auch bei Frauen, wird seit 1953 bei den jungen
Wählern festgestellt. Ab dem 25. Lebensjahr nimmt die Wahlbeteiligung bis zum Alter von
60 Jahren zu;danach geht sie wieder zurück, liegt aber noch hÖher als in der Altersgruppe
der unter 30jährigen.

Die Wähler geben ihre Stimmen seit den sechziger Jahren ganz überwiegend den beiden
großen Parteien SPD und CDU/CSU sowie der F.D.P. Bei der Bundestagswahl 1983
konnten auch die GRÜNEN die Fünfprozenthürde überspringen. Seit den fünfziger
Jahren ist damit erstmals eine fünfte Partei im Bundestag vertreten.
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Abb. 1: Stimmanteile der Parteien bei den Bundestagswahlenl
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1 Seit '1953 Zweitstimmen.
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Besonders aufschlußreich ist die Analyse der stimmabgabe in der Kombination nach
Geschlecht und Alter. Aufgrund der Bevölkerungsstruktur der Bundesrepublik Deutsch-
land (vgl. Kap. 1) haben die Frauen einen besonderen Einfluß auf das wahlergebnis. Bei
der Bundestagswahl 1 983 wurden 53, 1 % der gültigen stimmen (ohne Briefwahlstimmen)
von Frauen und46,9% von Männern abgegeben. SPD, CDU und CSU konnten mehr
Frauen- als Männerstimmen auf sich vereinigen, bei F.D.p., GRüNEN und der nicht im
Parlament vertretenen DKP übenvog dagegen der Anteil der männlichen wähler.
lm Vergleich zu den Ergebnissen der Bundestagswahl 1953 sind die geschlechtsspezifi-
schen unterschiede geringer geworden. Damals zeigten die weiblichen wähler noch eine
deutliche Vorliebe für cDU und csU, während sPD und F.D.p. häufiger von Männern
gewählt wurden.
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Abb. 2: Sitzverteilung im Deutschen Bundestagl
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1 Einschließlich der Abgeordneten von Berlln (West)

Tab.3: Wählerschaft der Parteien bei der Bundestagwahl '1983

nach dem Alter

Partei Von 100 gÜltigen Zweitstimmen für
die jeweilige Partei wurden abgegeben von

Wählern imAltervon. . . bis unter. . . Jahren

18-35 35-60 60 u. mehr

52
A<

50

49

49

48

53
EC

80

SPD
CDU
CSU
F,D.P.
GRÜNE
DKP

lnsgesamt

29,8
25,1
28,2
25,7
67,4
39,1

DOÄ

43,2
46,0
44,4
51,1
26,5
36,1

43,9

27,0
29,0
27,4
23,3

6,1
24,9

26,6

Untersucht man die wählerschaft der Parteien nach ihrem Alter, so ergeben sich

ebenfalls Unterschiede. Aus der Analyse der Bundestagswahlergebnisse 1983 geht

hervor, daß die CDU die relativ älteste Wählerschaft hatte, während der Anteil der jungen

Wähler bei den GRÜNEN außerordentlich hoch ist. Auch die DKP hat überdurchschnitt-
lich viele junge wähler. Demgegenüber kamen die wähler der F.D.P. vor allem aus dem

Lager der 35- bis 601ährigen.
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Tab.4: Abgeordnete des zehnten Deutschen Bundestages
nach beruflicher Tätigkeit 19851

Berufsgruppe Anzahl %

lnhaber von Regierungsämtern

- Regierungsmitglieder und Parlamentarische Staatssekretäre

Beamte
- Beamte in der Verwaltung, Richter, Berufssoldaten,

Kommunale Wahlbeamte
- Professoren, andere Wissenschaftler an Universitäten und

Hochschulen, Lehrer
insgesamt

Angestellte des öffentlichen Dienstes
- auch von Körperschaften, Anstalten und Stiftungen des

öffentlichen Rechts

Bedienstete in der Verwaltung der EG

Angestellte von politischen und gesellschaftlichen Organisationen

- von Parteien, Gewerkschaften u.a.

Angestellte in der Wirtschaft

- in lndustrie, Handel, Handwerk, Gewerbe und
entsprechenden Verbänden

Selbständige

- Selbständige in lndustrie, Handel, Handwerk und Gewerbe;
auch quasi unabhängige Wirtschaflsverlreter

- Selbständige in der Land- und Forstwirtschaft
insgesamt

Angehörige freier Berufe
- Rechtsanwälte, Arzte, Architekten, lngenieure, Journalisten,

Steuerberater u.a.

Pfarrer (ev.) und Diakone
Hausfrauen
Arbeiter2
Sonstige
Abgeordnete insgesamt

40 7,7

113 21 ,7

60
173

11,5
33,3

12,3

28 5,4

2 0,4

58 11,2

64

41

24
65

7,9
4,6

12,5

OU

3
8

12
7

1 1,5
0,6
1,5
2,3
I,J

100520

1 Stand: Juli 1985.
2 Weitere Abgeordnete waren zu Beginn ihrer Berufslaufbahn Arbeiter, übten jedoch einen anderen Beruf aus, der für

die Einordnung in das vorliegende Schema mehr charakteristisch ist. Auf einen früheren Arbeiterberuf weisen relativ
viele Abgeordnete in der Gruppe der Angestellten von politischen und gesellschaftlichen Organisationen hin.

Quelle: Fachbereich I der Vemaltung des Deutschen Bundestages.
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ln der Zusammensetzung des Parlaments Sind bestimmte Gruppen deutlich unteneprä-
sentiert. So ist die Anzahl der weiblichen Abgeordneten im Deutschen Bundestag nach
wie vor sehr gering. Obwohl mehr als die Hälfte aller Wahlberechtigten Frauen sind,
stellen sie im zehnten Deutschen Bundestag nur 9,8% der Abgeordneten.

Auch die Berufszugehörigkeit der Abgeordneten ist keineswegs repräsentativ für die

Sozialstruktur der Bevölkerung. Besonders ins Auge tällt der mit rund 40 % relativ hohe

Anteil der Beamten und Angestellten des öffentlichen Dienstes. Arbeiter sind im Parla-

ment dagegen kaum vertreten.

Das Durchschnittsalter der Parlamentarier lag zum Zeitpunkt der Bundestagswahl 1983

bei 48,2 Jahren. Es hat sich von der dritten (1 957: 52,5 Jahre) bis zur siebten Wahlperiode
(1972: 46,6 Jahre) kontinuierlich verringert und ist danach wieder leicht angestiegen'

lm Vergleich zu den Bundestagswahlen liegt die Wahlbeteiligung bei den Landtagswah-
len im allgemeinen niedriger. Außerdem sind die Unterschiede von Bundesland zu

Bundesland Stärker ausgeprägt. Besonders hoch war die Teilnahme an der letzten
Landtagswahlin Rheinland-Pfalz, Hessen, Berlin und im Saarland;besonders niedrig war

sie in Baden-Württemberg.

Bei der zweiten Direktwahl zum Europäischen Parlament am 17. Juni 1 984 machten von

den insgesamt 44,5 Mill. wahlberechtigten BundesbÜrgern nur 56,8% von lhrem wahl-
recht Gebrauch. Damit war die wahlbeteiligung - wie übrigens auch in den Übrigen

Tab. 5: Wahlbeteiligung bei den letzten Landtagswahlen
in Prozent

Land Wahl Wahlbeteili-
gung

Parteizugehörigkeit
des

Ministerpräsidentenl

Schleswig-Holstein
Hamburg
Niedersachsen
Bremen
Nordrhein-Westtalen
Hessen
Rheinland-Pfalz
Baden-Württemberg
Bayern
Saarland
Berlin (West)

1 983
'1982

1982
1 983
1 985
1 983
1 983
1 984
1982
1 985
1 985

CDU
SPD
CDU
SPD
SPD
SPD
CDU
CDU
CSU
SPD
CDU

84,8
84,0
77,7
79,7
75,2
83,5
90,4
71,2
78,3
85,0
83,6

1 ln Hamburg: Erster Bürgermeister; in Bremen: Präsident des Senat;
in Berlin (West): Regierender Bürgermeister.
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Mitgliedsstaaten der Europäischen Gemeinschaften - wesentlich niedriger als bei
nationalen Wahlen, Wenn man von Belgien, Luxemburg, Griechenland und ltalien, in
denen Wahlpflicht besteht, absieht, lag die Wahlbeteiligung in der Bundesrepublik und
Frankreich mit jeweils knapp 57 % noch am höchsten. Das geringste lnteresse zeigten die
Wahlberechtigten in Großbritannien, von denen sich nur 32o/o an den Europawahlen
beteiligten.

Die für die Bundesrepublik Deutschland durchgeführte repräsentative Wahlstatistik zur
Europawahl zeigt, daß das lnteresse bei den jungen Wählern besonders gering war.
Beispielsweise verzichteten 58% der 21 - bis 30jährigen darauf, an der Europawahl
teilzunehmen, lnsgesamt lag die Wahlbeteiligung der unter 4Sjährigen unter dem
Durchschnitt (zwischen 1,6 und 12,5 Prozentpunkten), die der über S0jährigen hingegen
lag darüber.

Die Bundesrepublik entsendet insgesamt 81 Abgeordnete ins Europäische Parlament,
davon gehören 33 der SPD, 34 der CDU, 7 der CSU und 7 den GRÜNEN an. Die F.D.P.
und eine Reihe von weiteren Parteien scheiterlen an der Fünfprozentklausel.

Abb. 3: Sitzverteilung im Europäischen Parlament nach Fraktionen
Stand Juli 1984

Stand Juli 1984

110 Sitze
50 S itze

41 Sitze

31 Sitze
13i Sitze

29 Sitze

@ Sozialistische Fraktion

Fraktion der Europäischen Volkspartei
( Chr istl ich-demokratische Fraktion )

FraKion der Europäischen Demokraten

Fraktron der Kommunisten und

Nahestehenden (SF, lnd.Sin. )

20 S itze

16 Sitze

6 S itze

@ LiUerate und Demokratrsche Fraktron

Fraktion der Europäischen Demokraten
für den FortschrttL

C7) Regenbogenf rakt ion

Europäische Rechie

Fra kt i ons I os

434 Sitze
I nsge sa mt
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7.2.2 Milgliedschaft in Parteien

Die Parteien spielen in der Bundesrepublik Deutschland eine wichtige Rolle. Nach dem

Grundgesetz haben sie die Aufgabe, an der politischen willensbildung des Volkes

mitzuwirken. lhre Gründung ist frei, ihre innere Ordnung muß demokratischen Grundsät-

zen entsprechen.

Die politische Landschaft in der Bundesrepublik Deutschland wird seit ihrer Gründung vor

allem von den großen Parteien geprägt: Sozialdemokratische Partei Deutschlands

(sPD), christlich Demokratische Union Deutschlands (cDU), Christlich-soziale Union in

Bayern (CSU) und Freie Demokratische Partei (F.D.P.). Daneben kandidierten immer

eine Anzahl kleinerer Parteien. Bei der ersten Bundestagswahl 1949 konnten diese

zusammen 27,8% der Stimmen auf sich vereinen, danach sind ihre Stimmanteile stark

zurückgegangen. zu ihrer relativen Bedeutungslosigkeit auf Bundesebene und Landes-

ebene hat nicht zuletzt die Fünfprozent-sperrklausel beigetragen. Erst den GRUNEN

gelang zu Beginn der achtziger Jahre in einer Reihe von Länderparlamenten und 1983

äucn im Bundestag das Eindringen in die bis dahin relativ fest gef ügte Parteienlandschaft.

Parteien, die nach ihren Zielen oder nach dem Verhalten ihrer Anhänger darauf

ausgehen, die lreiheitliche demokratische Grundordnung zu beeinträchtigen oder zu

beseitigen oder den Bestand der Bundesrepublik Deutschland zu gefährden, sind

verfassungswtdrig und können vom Bundesverfassungsgericht verboten werden. Von

dieser Möglichkeit wurde bisher zweimal Gebrauch gemacht: 1952 wurde die Sozialisti-

sche Reichspartei - eine extreme Rechtspartei - verboten, 1956 wurde die KPD für

verfassungswidrig erklärt und aufgelöst.

ln der Bundesrepublik Deutschland haben gegenwärtig etwa 2 Mill. Bürger das Mitglieds-

buch einer Partei. Das entspricht einem Anteil von etwa 5o/o der wahlberechtigten

Bevölkerung. Die Partei mit der größten Mitgliedschaft ist die SPD. Bei ihrer WiedergrÜn-

dung nach dem Krieg knüpite sie an ihre bis ins 19. Jahrhundert zurückreichende

Tradition als Arbeitnehmerpartei an. Mit der Verabschiedung des Godesberger Pro-

gramms 1959 vollzog sie die Öffnung zur Volkspartei. Nach eigenen Angaben stieg ihre

Mitgliederzahl von rund 71 lOOO im Jahr 1946 auf etwa 920000 im Jahr 1984. 1976

erreichte sie mit 1 O22OOO ihren bisher höchsten Stand. Der Anteil der Frauen in der SPD

erhöhte sich von 15% im Jahr der Wiedergründung bis auf 25% 1984'

lm Unterschied zur katholischen Zentrumspartei der Weimarer Zeit wenden sich die nach

dem Krieg neu gegründeten unionsparteien - cDU und csu - an wähler beider

christlicher Konfessionen. Sie betrachten ihre Gründung als Antwort auf die verhängnis-

volle Zerrissenheit der Demokraten in der Weimarer Republik. Die CDU besitzt keinen

bayerischen Landesverband, während die CSU nur in Bayern vertreten ist. lm Bundestag

bilden beide Parteien eine gemeinsame Fraktion. Die Mitgliederzahll der CDU belief sich

Mitte 1 984 auf rund 736000, davon 22Y" Frauen.

1 Angaben der Partei

158



Bei der CSU stieg die Mitgliederzahll von 69 000 im Jahr 1 946 auf 1 86 000 Ende 1 984. Der
Anteil der weiblichen Parteimitglieder lag zuletzt bei 14%.

Die ebenfalls nach dem Krieg neu gegründete F.D.P. sieht sich als Hüterin der Tradition
des klassischen Liberalismus. ln ihren Freiburger Thesen zur Gesellschaftspolitik (1971)
begreift sie die Freiheiten und Rechte des Bürgers nicht nur als formale Garanlie, sondern
als soziale Chancen in der alltäglichen gesellschaftlichen Wirklichkeit. lm Vergleich zu
ihrer politischen Bedeutung als Koalitionspartner in zahlreichen Bundes- und Landesre-
gierungen besitzt sie mit 73000 Parteimitgliedernrim September 1984 eine relativ
schmale Mitgliederbasis. Der Frauenanteil in der F.D.P. lag zuletztbei 25To.

Seit Mitte der siebziger Jahre engagierl sich eine zunehmende Zahl von Bürgern
außerhalb der etablierten Parteien in ,,Bürgerinitiativen". Sie richten sich vielfach gegen
politische Maßnahmen von lokaler oder regionaler Bedeutung, die als umweltschädigend
betrachtet werden, z.B. Kernkraftwerke, Autobahnausbau, Flughafenerweiterung u.ä.
Aus dieser Bewegung sind inzwischen ,,grüne" Parteien mit über den Umweltschutz
hinausgehenden politischen Programmen hervorgegangen. ln Bremen, Baden-Württem-
berg, Berlin (West), Hamburg, Hessen und Niedersachsen ist ihnen der Einzug in die
Landesparlamente, im März 1983 der Einzug in den Bundestag gelungen. Die GRüNEN
haben sich vor der Europawahl 1979 bundesweit als ,,Sonstige Politische Vereinigung
(SPV) DIE GRÜNEN" zusammengeschlossen, ehe sie sich 1980 als Partei auf Bundes-
ebene konstituierten. lhre Mitgliederzahlllag im März 1984 bei 32000, bei einem
Frauenanteil von 30%.

7.3 Engagement in Berufsverbänden

7.3.1 Das Recht auf Vereinigungsfreiheit
Mit der Freiheit der Meinungsäußerung eng verbunden ist das verfassungsmäßig
verbürgte Grundrecht der Vereinigungsfreiheit. Alle Deutschen haben danach das Recht,
sich in Vereinen und Gesellschaften zusammenzuschließen, Ausdrücklich gewährleistet
ist auch für jedermann und alle Berufe das Recht, zur Wahrung und Förderung der
Arbeits- und Wirtschaftsbedingungen Vereinigungen zu bilden. Diese Koalitionsfreiheit
hat zur Gründung einer Vielzahl von Wirtschaftsorganisationen und Berufsverbänden
geführt.

Von besonderer Bedeutung sind die großen Arbeitnehmer- und Arbeitgebervereinigun-
gen, die sogenannten Tarifpartner, die im Rahmen der verfassungsmäßig garantierten
Tarifautonomie Verträge über Arbeitsentgelte und -bedingungen abschließen. lhre
Verhandlungsergebnisse beeinflussen sowohl das Wirtschaftsgeschehen insgesamt als
auch die Lebensverhältnisse und Einkommenssituation des einzelnen Erwerbstätigen.

1 Angaben der Partei.
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7.3.2 Gewerkschaften
Die Gewerkschaften in der Bundesrepublik Deutschland haben die in der Weimarer Zeit
vorherrschende Zersplitterung in Einzel- und Richtungsgewerkschaften überwunden. Sie
sind sogenannte Einheitsgewerkschaften, in denen Arbeitnehmer aller Parteien und

Kontessionen zusammenarbeiten. Es gibt daher in der Bundesrepublik Deutschland im

Vergleich zu anderen westlichen Ländern nur wenige, aber mitgliederstarke Gewerk-
schaftsorganisationen. Die größte ist der Deutsche Gewerkschaftsbund (DGB) mit fast
7,75Mil. Mitgliedern. Er setzt sich aus 17 Einzelgewerkschaften zusammen, die nach
dem Prinzip der lndustriegewerkschaft aufgebaut sind, d. h. in ihnen sind Arbeiter und

Angestellte eines lndustriezweiges unabhängig von ihrem Beruf zusammengeschlossen.

DG B il?En[rffy[ä!ilil::"""'
davon: ilitttllll itlttttttt ilitttllilfiililttiltfiililtilfi1il1lfi ttillltttillllllttilltill
rG rvletail tltllltltlllltll 24ea

llllttlltt llltttlttl llltllll
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Die größten Einzelgewerkschaften des DGB sind die lG Metall mit 2,5 Mill. und die ÖTV
mit 1,2 Mill. Mitgliedern.

Neben den DGB-Gewerkschaften sind als weitere mitgliederstarke Arbeitnehmerorgani-
sationen die Deutsche Angestelltengewerkschaft (DAG) mit fast einer halben Mill.
Mitgliedern und der Deutsche Beamtenbund (DBB) mit 800000 Mitgliedern zu nennen. lm
Christlichen Gewerkschaftsbund (CGB) sind rund 300000 Arbeitnehmer organisiert. Bei
allen genannten Organisationen ist die Zahl der Mitglieder während der letzten Jahrzehn-
te kontinuierlich angestiegen. Seit 1982 (beim DBB:seit 1980) gehen die Mitgliederzahlen
jedoch leicht zurück.
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Tab. 6: Deutscher Gewerkschaftsbund (DGB)
Stand: Ende 1983

Einzelgewerkschaften Mitglieder

1 000

Anteil der
Frauen

/o

Bau, Steine, Erden
Bergbau und Energie
Chemie, Papier, Keramik
Druck und Papier
Eisenbahner Deutschlands
Erziehung und Wissenschaft
Gartenbau, Land- und Forstwirtschaft
Handel, Banken und Versicherungen
Holz und Kunststoff
Kunst
Leder
Metall
Nahrung, Genuß, Gaststätten
Öffentliche Dienste, Transport und Verkehr
Polizei
Deutsche Postgewerkschaft
Textil - Bekleidung

DGB

523
366
635
144
380
185
42

360
150
47
51

2 536
264

1 174
168
458
264

5
2

19
23

5
52
12
57
'13

17
44
14
33
29

8
30
58

217 746

Quelle: Deutscher Gewerkschattsbund.

T ab. 7 : Mitglieder ausgewählter Arbeitnehmerorganisationen

Gewerkschaft 1951 1960 1970 1980 1983

1 000

Deutscher Gewerkschaftsbund
Deutsche Angestellten Gewerkschaft
Deutscher Beamtenbund

912
344
234

5 776 713
461
721

379
450
650

883
495
821

746
497
801

Ouelle: Angaben der betreffenden Organisationen.
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lnsgesamt waren 1983 etwa 9,3 Mill. Arbeitnehmer gewerkschaftlich organisiert. Setzt

man diese Zahl mit der entsprechenden Gesamtzahl der abhängigen Erwerbstätigen
(23 Mill.) in Beziehung, ergibt sich ein Organisationsgrad aller Arbeitnehmer der Bundes-

republik Deutschland von 40To. Die Vergleichszahl für 1960 lautet 37%

Die weiblichen Gewerkschaftsmitglieder konnten ihren Anteil an der gesamten Mitglieder-

zahl im Laule der Zeit leicht erhÖhen. Beim DGB belief er sich 1983 auf ein Fünftel, bei der

DAG auf 39 % und beim DBB auf ein Viertel, Die weiblichen Arbeitnehmer sind damit in

den Gewerkschaftsorganisationen unterrepräsentiert. lm vergleich zu einem Anteil an

der Gesamtzahl der abhängigen Eperbstätigen von 38% im Jahr 1983 stellen sie nur

etwa ein Fünftel der Gewerkschaftsmitglieder. lhr Organisationsgrad liegt bei 23%;das
bedeutet, daß gegenwärtig etwa jede vierte abhängig erwerbstätige Frau einer Gewerk-

schaft angehÖrt.

7.3.3 Arbeitgeberverbände
Den Vereinigungen der Arbeitnehmer entsprechen im Rahmen der Koalitionsfreiheit die

Arbeitgeberierbände als lnteressenvertretungen der Arbeitgeber. ln der Bundesrepublik

Deutschland gibt es mehrere hundert teils lachlich, teils regional gegliederte Arbeitgeber-

verbände. Dei Organisationsgrad der Arbeitgeber ist außerordentlich hoch. Die gemein-

same Dachorganisation für alle wirtschaftszeige - Landwirtschaft, Bergbau und Verar-

beitendes Gewerbe, Handwerk, Handel und Verkehr, Banken und Versicherungen - ist

die Bundesvereinigung der Deutschen Arbeitgeberverbände (BDA). Sie vertritt die

Die Organisation der gewerblichen Wirtschaft
Bundoavorbgnd

d6r Osutschon lndustrie e.v
36 MilgliedNerbänds

Gesamtverband dgr
oeutschen Voraicherungawlrtachoft e. V

5 tachverbände

Ooutacher lndustri6- und H.ndolstag
l8 [achausschüsse.

69 lnduskie und llandelskammern

Bundesverband deutschor Banien e V
l3 Landes und Fachvrhände

Bundervsrband dea Deufschon Groß-
und Außenh.ndsls o V

l1 LandBsverbände, 70 Fach!eöande

Deulscher Spalkasaon_ u. Girovorb6nd o'V
12 SDarkassen- und Girovedände, 12 6irorentßlsn,

13 ijltentliche 8ar§Parkassen

H!uptgsmoinschaft
des Ooutschen Einzelhandels q.V.

12 Landesverbände. 29 Eundeslachuerbände
Volksbanken und Raiffeissnbankon s. V
l6 Reglonal u Fachprufungslerbdnde, I Zentralhanken

Conlralvorslnlgung OqutEcher Handels-
veatretoi- und Handglsmakler-Veabänds

15 Landesverbände, 24 Fachvertände

Gemeinschafts'
ausschuB

der Deutschen
Gewerblichen

Wirtschaft
Zentrolarbeitsgem6inschgft

des StraßgnYerkehiggowerbos e.V
5 Milgliedsveöände

14

Zenlrclverbsnd
der deutachen S€ofialenbelrisbo 6.V

I Mitqliedsverhände, 14 FachYerbärde

Zont,alYorband
dGs Ooutschon Hsndworka e.V

42 Handwilkskammem, 52 zenlrale Fachvilhände

Vorband Oeutscher Reeder o.V
6 ädliche Reedereivereine

ZAHLENBILDER

Bund.svorsinlgung
dor Oqulschon Arbsitgeboryorbändc e.

l7 Fechvrhänds 12 Landesverbände

O Erich Schmidt verlag
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Unternehmer in ihrer Funktion als Arbeitgeber, das heißt als Verhandlungspartner der
Gewerkschaften. Alle übrigen lnteressen - zum Beispiel wirtschafts- und steuerpoliti-
scher Art - werden von anderen Verbänden wahrgenommen, beispielsweise dem
Bundesverband der Deutschen lndustrie (BDl), der Hauptgemeinschaft des Deutschen
Einzelhandels und den Fachorganisationen des Handwerks,

7.3.4 Mitbestimmung
Neben dem Kampf um die materielle Absicherung der Arbeitnehmer und der allgemeinen
Verbesserung der Lebens- und Arbeitsbedingungen ist es seit langem ein erklärtes Ziel
der Gewerkschaften, die Mitbestimmung im Betrieb zu verwirklichen. Der erste Schritt in
diese Richtung erfolgte durch das Betriebsrätegesetz von 1920, das die Möglichkeit
schuf, in allen Betrieben gewählte Arbeitnehmervertretungen einzurichten.

Heute gibt es in der Bundesrepublik Deutschland unterschiedliche Formen der Mitbestim-
mung, jeweils abhängig von Unternehmensgröße, Rechtsform und Wirtschaftszweig.

Am weitesten entwickelt sind die Mitbestimmungsrechte der Arbeitnehmer in den
Großbetrieben des Bergbaus und der Eisen- und Stahlerzeugung mit über 1000
Beschäftigten, die unter das Montan-Mitbestimmungsgesetz von 1951 fallen. Nach
diesem Gesetz wird der Aufsichtsrat je zur Hälfte von Vertretern der Kapitalgeber und der

O Erich Schmidt v€.lag

Mitbestimmung
in Unternehmen

Betriebs-
verfassungsgesetz
Yom 11.10.1952
in GmbH
(uber 50O Beschäftigte),
AG, KGaA
bis 2 OOO Beschäftigte

Mitbestimmungs-
gesetz Yom 18.3.1976
in AG, KGaA, GmbH
ab 2 0OO Beschäftigte

Montan-
mitbestimmungsges.
Yom 21.5.1951
in AG, GmbH, Bergrechtl.
Gewerkschaften mrt 0ber
I 0OO Beschäftigten
im Bergbau und der
Eisen- und Stahlindush'e

'@lIl-iLENBrroER'l

Aufsichtsrat.

Aufsichtsrat

Boim Stich€ntsch6id
hel AufBichlorEtsvor-
silzender 2 Stimm€n

Aufsichtsrat

Noukal6s Mrtgl
vom Aufsichlgrot

gewählt

213 521
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Formen der Mitbestimmung und ihr Geltungsbereich

ttttl n,.o3,i'"Yll,!,",
Mitbestimmung nach
dem Gesetz von.1976

Montan-
Mitbestimmung

Drittelbeteiligung

lnnerbetriebliche
Mitbestimmung
(Betriebsver-
fassungsgesetz)

ln nerbetriebliche
Mitbestimmung
(Personalver-
tretungsgesetz)

Keine
Mitbestimmung

I 0,6 Miil

I 0,6 MiI

tttttttttl e,3 Mirr

ttil 3,6 Miil.

ttil 3,4 Miil.

große Kapital-
gesellschaf ten

Montanindustrre

kleine Kapital-
gesellschaften

übrige Wirtschaft

öffentlicher Dienst

Kleinbetriebe
( unter 5 Beschäftigte )

Arbeitszeit

Entlohnungsgrundsätze

Urlaub

Sozia lein richtungen

Berufsbildung

Betriebsordnung

Einstellungen

Versetzungen

Quelle: Tatsachen über Deutschland, Gütersloh 1981, S. 258.

Personalplanung

Kündigu ngen

Arbeitsablauf

Arbeitsplatzgestaltung

Betri ebsorgantsation

B et r reb s än de ru n g e n

Arbeitsschutz

Quelle: Tatsachen über Deutschland, Gütersloh 1981, S.260.

Rechte des Betriebsrats
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Arbeitnehmer besetzt; beide Seiten einigen sich dann auf ein weiteres neutrales Mitglied.
Dem Vorstand muß ein Arbeitsdirektor als vollberechtigtes Mitglied angehören, der nicht
gegen die stimmen der Arbeitnehmervertreter im Aufsichtsrat gewählt werden kann.

Für die Großunternehmen mit mehr als 2000 Beschäftigten der übrigen lndustrie gilt das
allgemeine Mitbestimmungsgesetz von 1976. Auch nach diesem Gesetz setzt sich der
Aufsichtsrat zu gleichen Teilen aus vertretern der Kapitalgeber und Arbeitnehmer
zusammen. Bei stimmengleichheit gibt jedoch die stimme des vorsitzenden, der nicht
gegen den willen der Kapitalgeber gewählt werden kann, den Ausschlag. Außerdem muß
ein Arbeitnehmervertreter der Gruppe der ,,leitenden Angestellten,, angehören.

Bei kleinen und mittleren Kapitalgesellschaften (Aktiengesellschaften bis 2000 Beschäf-
tigte und unternehmen bestimmter anderer Rechtsformen mit 5oo bis 2000 Beschäftig-
ten) erfolgt die Mitbestimmung auf der Grundlage des Betriebsverfassungsgesetzes nach
der sogenannten Drittelbeteiligung, das heißt ein Drittel der Aufsichtsratsmitglieder
besteht aus gewählten Arbeitnehmervertretern.

ln den übrigen Unternehmen besitzen die Arbeitnehmer keinen institutionalisierten
Einflu ß auf die wirtschaflliche unternehmensführung. sie haben jedoch - abgesehen von
Kleinbetrieben unter fünf Beschäftigten - nach dem Betriebsverfassungsgesetz das
Recht, einen Betriebsrat zu wählen, der Mitsprache- und Mitwirkungsrechte in sozialen
und personellen Angelegenheiten hat.

Nach untersuchungen des DGB wurden 1978 in rund 35000 Betrieben über 194ooo
Betriebsratsmitglieder gewählt. Von den Mandaten entfielen mehr als drei viertel (7g,1 % )
auf die Einzelgewerkschaften im DGB, knapp ein Fünftel (1g,1 %) auf Nichtorganisierte
und der Rest auf DAG (3,3%) und andere organisationen (o,s%). Der Anteil der
Angestellten an der Gesamtzahl der Betriebsratsmitglieder belief sich auf gut ein Drittel
(36,6%), der Frauenanteil aut 17%.

FÜr die 4,4 Mill. Beamten, Angestellten und Arbeiter des öffentlichen Dienstes regeln die
Personalvertretungsgesetze des Bundes und der Länder die Mitbestimmung in den
Dienststellen. Das Mitbestimmungsorgan im öffentlichen Dienst ist der Personalrat; seine
Aufgaben und Befugnisse erstrecken sich analog zu den Regelungen in der wirtschaft auf
soziale und personelle Angelegenheiten.

7.3.5 Arbeitskämpfe
wenn sich bei rarifuerhandlungen Arbeitnehmer- und Arbeitgeberseite nicht einigen
können und die Schlichtungsbemühungen eines unparteiischen Dritten scheitern, stellt
sich die Frage des Arbeitskampfes. Falls sich bei einer Urabstimmung unter den
beteiligten Gewerkschaftsmitgliedern eine Dreiviertelmehrheit für Streikmaßnahmen
ausspricht, wird der Ausstand erklärt, Die Arbeitgeber können mit dem Kampfmittel der
Aussperrung operieren, das ist die vorübergehende weigerung, alle oder einen Teil der
Belegschaft zu beschäftigen und Lohn bzw. Gehalt zu zahlen.
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Abb. 4: Durch Arbeitskämpfe verlorene Arbeitstage
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ln der Bundesrepublik Deutschland wird im Vergleich zu anderen Ländern wenig

gestreikt. während der vergangenen zwei Jahrzehnte waren die heftigsten Arbeitskämp-

ie 1971,1978 mit jeweits über 4 Mill. ausgefallenen Arbeitstagen und 1984 mit 5'6 Mill'

ausgefallenen Arbeitstagen zu verzeichnen. ln den Übrigen Jahren lag die Zahl der

verlorenen Arbeitstage weit darunter (s. Abb. 4). Aul die meisten grÖßeren streiks

reagierlen die Arbeitgeber mit Ausspenungen, durch die teilweise noch weitere Arbeit-

nehmer in den Arbeitskampf einbezogen wurden'

ver rorene Arbe itstage 
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7.4 Teilnahme am religiösen Leben

7.4.1 Kiche und Staat
Das Verhältnis zwischen Staat und Religionsgemeinschaften wurde bereits in der
Weimarer Reichsverfassung von 1919 in umfassender Weise geregelt. Ein Teil der
Weimarer Kirchenartikel ist als Bestandteil des Grundgesetzes für die Bundesrepublik
Deutschland übernommen worden. Danach besteht in der Bundesrepublik Deutschland
keine Staatskirche. Die aus den Grundrechtsgarantien folgende Freiheit der Vereinigung
zu Religionsgemeinschaften ist gewährleistet, und jede Religionsgemeinschatt ordnet
und verwaltet ihre Angelegenheiten selbständig. Dennoch bestehen auch heute noch
enge Bindungen zwischen Kirche und Staat, und die Kirchen genießen weitgehende
Rechte, zum Beispiel das Recht, Steuern von ihren Mitgliedern zu erheben, oder das
Recht der Einflußnahme auf die Besetzung theologischer Lehrstühle an staatlichen
Universitäten.

7 .4.2 Religionszugehörigkeit
Die Bevölkerung der Bundesrepublik Deutschland gehört ganz überwiegend den christ-
lichen Kirchen an, und zwat a) ungefähr gleichen Teilen der katholischen und der
evangelischen Glaubensrichtung. Eine kleine Minderheit bekennt sich zu anderen

Tab. 8: Verteilung der Konfessionen nach Bundesländernl

Bundesländer Anteil der Angehörigen der

evangelischen Kirchen2 katholischen Kirche

an der Gesamtbevölkerung in %

Schleswig-Holstein
Hamburg
Niedersachsen
Bremen
Nordrhein-Westfalen
Hessen
Rheinland-Pfalz
Baden-Württemberg
Bayern
Saarland
Berlin (West)

86,4
73,6
74,6
82,4
41 ,8
60,5
40,7
45,8
25,7
24,2
70,1

6,0
8,2

19,6
10,2
52,5
32,8
55,7
47,4
69,9
73,8
12,5

1 Ergebnis der Volkszählung '1970.

2 Gliedkirchen der EKD und evangelische Freikirchen.
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christlichen Gemeinschaften, zum Beispielzur Evangelisch-Methodistischen Kirche, zum

Bund Evangelisch-Freikirchlicher Gemeinden (Baptisten), zur Altkatholischen Kirche, zur

Gesellschaft der Freunde (Quäker) und zur Heilsarmee.

Der Anteil der katholischen Bevölkerung ist im SÜden der Bundesrepublik Deutschland

überdurchschnittlich hoch, insbesondere im Saarland, in Bayern und in Rheinland-Pfalz.

ln Baden-Württemberg sind beide Kontessionen etwa gleich stark vertreten. lm Norden

überwiegt der evangelische Volksteil.

Die Anzahl der in der Bundesrepublik Deutschland lebenden Juden liegt heute bei etwa

30000. Vor der Verfolgung durch die Nationalsozialisten waren im Deutschen Reich 1933

etwa 503000 Juden ansässig. Die größten jüdischen Gemeinden beJinden sich in Berlin
(West) und FrankfurVM.

Durch den Zuzugvon ausländischen Arbeitnehmern haben Religionsgemeinschaften an

Bedeutung gewonnen, die früher kaum in Deutschland vertreten waren; so z. B. die

griechisch-orthodoxe Kirche und der lslam, der gegenwärtig in der Bundesrepublik

Deutschland etwa 1,5 Mill. Anhänger hat.

7.4.3 Kalholische Kirchel
Am Jahresende 1982 lebten 26,6 Mill. Katholiken in der Bundesrepublik Deutschland. lhr
Anteil an der Bevölkerung betrug damit 43,3%. Dieser Anteil ist seit 1950 nahezu
gleichgro ß geblieben. Die Katholikenzahl ist seit 1 974 rückläufig . Der Zuzug katholischer
Ausländer - meist Gastarbeiter und deren Familienangehörige - hatte bis dahin die
rückläufigen Taufzahlen und die zu Beginn der siebziger Jahre steigende Zahl der

Kirchenaustritte (1970: 70000) mehr als kompensiert. 1982 lag die Zahl der Kirchenaus-
tritte bei 55000.

Tab. 9: Katholische Kirche

Jahr Katholiken Taufen Trauungen Kirchliche
Beerdi-
gungen

Teilnahme an der
sonntäglichen

Eucharistiefeier

1 000 je 100
Katholiken

1 960
1970
1 980
1 982

214
164
125
120

11 895
10 159
7 769
7 388

24 710
27 192
26 720
26 600

262
296
288
288

473
370
258
266

48,1
37,4
29,1
27,8

1 Angaben: Sekretariat der Deutschen Bischofskonlerenz - Referat Statistik - Bonn,
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Die katholische Kirche in der Bundesrepublik Deutschland ist in 22 Bistümern (5

Erzbistümer und 17 Bistümer) organisiert. Die Zahl der Pfarreien und sonstigen Seelsor-
gebezirke beträgt 12500. lm Jahre 1979 waren in der Pfarrseelsorge rund 12200
Weltpriester und Ordensgeistliche tätig; auf einen Pfarrseelsorger trafen 2200 Gläubige.
Wegen akutem Priestermangel können iedoch nicht alle Kirchengemeinden mit einem
Priester besetzt werden, Weitere 7300 Priester waren in anderen Arbeitsfeldern tätig.

Die Grundstrukturen des kirchlichen Lebens zeigt Tab. 9. Die Teilnahme an den
sonntäglichen Eucharistiefeiern nahm zwischen 1960 und 1982 um 4,5 Mill. Besucher
oder um fast 38% ab. 1982 besuchten durchschnittlich 28% aller Katholiken die
Sonntagsmesse. An Feiertagen oder an den Hochfesten der Kirche nehmen weit mehr an
den Eucharistiefeiern teil.

Der große Rückgang bei den kirchlichen Trauungen und Taufen muß im Zusammenhang
mit der starken Abnahme der standesamtlichen Eheschließungen und der Lebendgebo-
renen gesehen werden (vgl. Kap. 1). Gleichwohl sind die Bereitschaft zur katholischen
Eheschließung und insbesondere die Bereitschaft zur katholischen Taufe nach wie vor
weit verbreitet. Nahezu alle verstorbenen Katholiken werden auch heute noch kirchlich
beerdigt.

7.4.4 Evangelische Kirchel
Die Evangelische Kirche in Deutschland (EKD) umfaßte Ende 1983 25,5 Mill. Mitglieder;
dies entspricht einem Anteil an der Gesamtbevölkerung von rund 42% und einem
solchen an der deutschen Bevölkerung von rund 45o/o. Bei der Volkszählung im Jahr 1 950
lagen diese Anteile noch beijeweils rund 52 %. Anfang 1 984 waren in den 1 7 Gliedkirchen
der EKD etwa 16300 Pfarrer im aktiven Dienst tätig, darunter 8,8% Pfanerinnen. Auf
einen Geistlichen entfielen damit im Durchschnitt rund 1 600 Kirchenmitglieder, im Jahr
1964 waren es noch durchschnittlich rund 2200.

Tab. 10: Evangelische Kirche

Jahr Taufen Trauungen Bestattungen Abendmahls-
gäste

1 000

1 963
1 970
1 980
1 983

33s
369
347
342

7 727
6 813
I 056
I 631

204
156
94
92

476
346
222
224

1 Angaben der Evangelischen Kirche ln Deutschland, Hannover,
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Auch die evangelischen Kirchen hatten seit Mitte der sechziger Jahre vornehmlich

aulgrund der Rückgänge der Geburten und der standesamtlichen Eheschließungen

Abnahmen bei der Zahl der Taufen und Trauungen zu verzeichnen, während die Zahl der

Bestattungen etwas zunahm. lm Jahr 1983 kamen auf 100 lebendgeborene Kinder mit

einem oder zwei evangelischen Elternteilen 76 evangelische Kindertaufen, 1963 waren

es 77. Hierbei ist zu berücksichtigen, daß ein Vergleich von Taufen und Geburten durch

die sogenannten ,,spättaufen", d. h. Taufen von Kindern im Alter von eins bis dreizehn

Jahren, beeinträchtigt wird. lhr Anteil an der Gesamtzahlder evangelischen Kindertaufen

erreichte lg}g 12,7 %. Die Zahl der Trauungen ging bei den evangelischen Kirchen

deutlich stärker zurück als in der katholischen Kirche: Während sich im Jahr 1 963 von 1 00

Paaren mit einem oder zwei evangelischen Partnern 62 nach vollzogener standesamtli-

cher Eheschließung evangelisch trauen ließen, waren es 1983 nur noch 44. Die Aussage

dieses Vergleichs wird durch die Wiederverheiratungen Geschiedener eingeschränkt. lhr

Anteil an der zahl der Eheschließungen stieg bis 1983 auI 28,3% an. Geschiedene

werden seltener kirchlich getraut als Personen, die erstmals heiraten. Nach wie vor

werden rund 94% aller evangelischen Gemeindemitglieder nach dem Tod von einem

evangelischen Ptarrer zur letzten Buhe geleitet'

lm Jahr 1983 wurden im Durchschnitt von drei Zählsonntagen rund 1,4 Mill. Gottesdienst-

besucher gezählt, das waren nicht ganz 6% der evangelischen Kirchenmitglieder. lm

langfristigen Vergleich zeigt sich, daß der Gottesdienstbesuch von 1969 bis 1973 stark

nachgelissen hat und seitdem fast unverändert geblieben ist. Über 7 Mill. Personen (rund

28Yo der evangelischen Christen) besuchten die Christvespern und -metten am Heiligen

Abend 1983. Die Beteiligung am Abendmahl nimmt seit 1972 ständig zu: 1983 wurden

rund 9,6 Mill. Abendmahlsbeteiligungen ermittelt.

Stärker als die katholische Kirche ist die evangelische Kirche von Kirchenaustritten

betroffen. Sie erreichten 1970 und 1974 ihre HÖhepunkte, waren bis 1979 rückläufig,

verharren aber insgesamt gesehen auf einem ve,rhältnismäßig hohen Stand (1983: rund

113OOO Austritte und rund 37000 Aufnahmen, Übertritte und Wiederaufnahmen).
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8 Gesundheit

8.1 Gesundheitszustand der Bevölkerung
Gesundheit wird von der Weltgesundheitsorganisation (WHO) der Vereinten Nationen
definiert als ,,Zustand eines vollkommenen körperlichen, geistigen und sozialen Wohlbe-
findens und nicht allein das Fehlen von Krankheiten und Gebrechen". ln diesem
umfassenden Anspruch läßt sich der Tatbestand aus der amtlichen Statistik nicht
quantifizieren. So gibt es in der Bundesrepublik Deutschland keine Statistik, die Über alle
Krankheiten der gesamten Bevölkerung berichtet. Dennoch lassen sich einige allgemeine
Feststellungen zum Krankheitsgeschehen und Gesundheitszustand und damit über ein
wichtiges Stück,,Lebensqualität" treffen.

Die umfassendsten Angaben Über die gesundheitliche Situation in der Bundesrepublik
Deutschland fallen aus den Mikrozensuserhebungen an. Die letzte Erhebung dieser Art
wurde 1 982 durchgelührt. Sie befragte eine Auswahl von 1 % der BevÖlkerung danach,
ob Sie sich in den vergangenen vier Wochen in ihrem Gesundheitszustand So beeinträch-
tigt fühlte, daß sie ihre übliche Beschäftigung (Berufstätigkeit, Hausarbeit, schulbesuch
usw.) nicht voll ausführen konnte. Die Ergebnisse einer so angelegten Befragung, bei der
zudem nur eine Krankheit, nämlich die schwerwiegendste, erfragt wird, sind von
subjektiven Vorstellungen nicht frei: Ob ein Befragter krank ist oder nicht und welches die

schwerwiegendste Erkrankung ist, hängt weitgehend von seiner persönlichen Einschät-
zung ab. Allerdings sind es gerade diese persönlichen Einschätzungen (und nicht

objektive Kriterien), die einen ,,Zustand eines vollkommenen körperlichen, geistigen und

sozialen Wohlbef indens" eiaßbar machen.

Nach den Ergebnissen von 1 982 haben sich insgesamt 1 0,0 Mill. Personen als krank oder
unfallverletzt bezeichnet. Damit ist der Anteil der Kranken und Untallverletzten an der
Bevölkerung im Vergleich zu früheren Befragungen mit etwa 16% annähernd gleich
geblieben. 6,1 Mill. dieser Personen bezeichneten sich als langfristig oder chronisch
krank, 3,2 Mill. waren akut krank bzw. krank gewesen, rund 670000 waren unfallverletzt.

Männer waren erheblich häufiger von Unfallverletzungen belroflen als Frauen. Hingegen
lag der Anteil der Erkrankten bei den Männern mit '13,4 % niedriger als bei den Frauen mit
16,8%. Auch bei altersspezifischer Betrachtung ergibt sich bei den Frauen in nahezu
allen Altersgruppen über 15 Jahren ein hÖherer Krankenanteil als bei den Männern. Die
Unterschiede sind dann allerdings weniger gravierend.

Dies zeigt sich auch bei der Betrachtung der Erwerbstätigen. 10,1% der berufstätigen
Männer und 11,6% der berufstätigen Frauen bezeichneten sich im Berichtsmonat als
krank. Arbeitsunfähig waren 2,6% der erwerbstätigen Männer und 3,0 % der erwerbstäti-
gen Frauen,
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Tab. 1: Kranke und unfallverletzte Personen im April 1982

Wohnbe-
völkerung

Darunter

Kranke Unfallverletzte

1 000 1 000 in oÄ der
Wohnbe-
völkerung

in Yo der
Wohnbe-
völkerung

1 000

lnsgesamt

Männlich
Weiblich

61 660

29 495
32 166

I 356

3 945
5 411

15,2

13,4
16,8

1,1

1,4
0,8

671

408
263

Die Zahlen über die wegen Arbeitsunfähigkeit versäumten Tage, die auf Unterlagen der
Krankenkassen beruhen und damit lediglich die Fälle von Arbeitsunfähigkeit einbeziehen,
bei denen ein Arzt eingeschaltet wurde, zeigen ebenfalls kaum Unterschiede in der
Krankheitsanfälligkeit von Männern und Frauen.

Tab. 2: Arbeitsunfähigkeit der Mitglieder
der gesetzlichen Krankenüersicherungl

Jahr Arbeits-
unfähigkeitsfälle

Arbeitsunf ähigkeitstage

männlich weiblich männlich weiblich männlich weiblich

je 100 Mitglieder je Arbeits-
unfähigkeitsfall

1 970
1975
1 980
1982

89,0
85,5

103,2
88,0

86,5
85,8
96,7
85,5

1 707
1 628
1 819
1 515

19,2
19,0
17,6
17,2

19,8
19,0
17,6
16,4

1 710
1 627
'1 700
1 402

1 Pflichtmitglieder und freiwillig Versicherte ohne Rentner und ohne Studenten.

8.1.1 Krankheitsarten
Unter den im Mikrozensus angegebenen Krankheitsarten dominieren Krankheiten des
Kreislaufsystems und die Erkrankungen der Atmungsorgane. Auf sie entfiel 1982 ein
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Anteil von jeweils 21 7o.Zu den Erkrankungen der Atmungsorgane werden auch alle
Krankheitsfälle gezählt, die als ,,Grippe" eingestuft wurden. Darunter dürfte sich aller-
dings nur ein relativ geringer Anteil von echten (Virus-)Grippelällen befunden haben. Es
ist zu vermuten, daß schwerere Erkältungen von den Erkrankten häufig als Grippe
eingeschätzt wurden.

Die Krankheiten des Skeletts, der Muskeln und des Bindegewebes folgten mit 19Yo an
dritter Stelle. An Stoffwechselkrankheiten litten 9 %, an Krankheiten der Verdauungsor-
gane 8,5% der kranken Bevölkerung.

Die meldepflichtigen lnfektionskrankheiten, wie Tuberkulose, Kinderlähmung, Pocken
u. ä., sind zahlenmäßig von untergeordneter Bedeutung. Sie werden aber von den
Gesundheitsämtern besonders sorgfältig beobachtet, um eine Ausbreitung rechtzeitig
erkennen und entsprechende Gegenmaßnahmen ergreifen zu können.

lm längerfristigen Vergleich spiegeln sich die Erfolge wider, die bei der Seuchenbekämp-
fung enungen werden konnten. Einige einstmals gefürchtete lnfektionskrankheiten, wie
Diphtherie und Kinderlähmung, treten heute nur noch ganz vereinzelt auf. Der letzte
Pockenfall in der Bundesrepublik Deutschland wurde im Jahr 1970 registriert. Auch die
Zahl der Tuberkulosekranken ist seit langem kontinuierlich rückläufig. Aul 100000

Abb. 1: Kranke Personen im April 1982 nach Art der Krankheit
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Abb. 2: Entwicklung ausgewählter Erkrankungen meldepflichtiger
Krankheiten
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Einwohner entfielen 1950 noch 280 Personen, die an dieser Krankheit litten; 1983 lag die
entsprechende Vergleichszahl bei 32. Absolut bedeutet dies eine Verminderung der
Neuerkrankungen von 130000 auf 19600.

Ebenfalls rückläufig ist die Gesamtzahl der Geschlechtskranken. Zwischen 1 971 (erstma-

lige statistische Erfassung) und 1983 sank sie von rund 82000 auf rund 49800. ln diesem
Bereich ist allerdings eine Dunkelziffer unbekannter Größenordnung einzukalkulieren.

8.1.2 Arbeitsunfälle und Berufskrankheiten
1983 wurden der gesetzlichen Unfallversicherung 1,7 Mill. Arbeitsunfälle und Berufs-
krankheiten angezeigt, darunter 1,5 Mill. ,,echte" Arbeitsunfälle (ohne Unfälle auf dem
Weg nach und von der Arbeilsstätte sowie ohne Berufskrankheiten). Somit war etwaieder
siebzehnte Erwerbstätige von einem Arbeitsunfall betroffen.

Gegenüber 1970 hat sich die Zahl der angezeigten Unfälle um 37o/o verrtngert. Noch

stärker rückläufig ist die Zahl der Arbeitsunfälle und Berutskrankheiten, die einen
tödlichen Ausgang nehmen (-48%). Hier dürften sich die verstärkten Bemühungen zur
Unfallverhütung auswirken.

Betrachtet man die Ursachen von Berufskrankheilen (vgl. Tab. 4), so spielen durch
Stäube hervorgerufene Erkrankungen der Atemwege und Lungen sowie die Lärmschwer-
hörigkeit eine wichtige Rolle. Auffällig ist die Diskrepanz zwischen angezeigten Fällen und
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Tab. 3: Arbeitsunfälle und Berufskrankheiten

Jahr Angezeigte Unfälle und Erkrankungen

insgesamt darunter
,,echte" Arbeitsunfälle

ohne Wegeunfälle
mit Todesfolge

1 970
1972
1974
1 976
1978
1 980
1 983

2 673 000
2 481 000
2 212 000
2 057 000
2 057 000
2158000
1 709 000

2 392 000
2237 000
1 989 000
1 829 000
1 818 000
1 917 000
1 511 000

6 282
6 102
5 219
4 688
4 35.1

3 998
3 277

Tab. 4: Berufskrankheiten 1982

Berufskrankheiten
Entschädigte
Erkrankungen

insgesamt dar.erstmalig

im Laufe
des Jahres
angezeigte

Fälle

Durch chemische Einwirkungen
verursachte Krankheiten

Durch physikalische Einwirkungen
verursachte Krankheiten
darunter:

Lärmschwerhörigkeit
Durch lnfektionserreger oder

Parasiten verursachte
Krankheiten sowie
Tropenkrankheiten

Erkrankungen der Atemwege
und der Lungen, des Rippen-
fells und Bauchfells
darunter:

Erkrankungen durch Stäube
Hautkrankheiten
Sonstige

lnsgesamt

7 870 772

31 851 1 588

1 343

39 775

25 266

29 714
8 101

42

bt)

2709

2 087

1 716

14 104

10 791

3 511

6 507

3 987
10 979

549

37 366

1 249
514

3

88 982 5 652
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tatsächlich entschädigten Erkrankungen. So wurden 1982 bei den Hautkrankheiten und

den durch chemische Einwirkungen verursachten Krankheiten - gemessen an den
angezeigten Fällen - nur rund 5% erstmalig entschädigt. Bei diesen Erkrankungen
übeftraf die Zahl der während des Jahres angezeigten Fälle sogar bei weitem die Zahl der
insgesamt entschädigten Erkrankungen. Offenbar sind eine Vielzahl der angezeigten
Erkrankungen nicht so schweruiegend, daß sie zu Entschädigungen lühren würden.

8.1.3 Todesursachen
lmmer weniger Krankheiten nehmen heute einen tödlichen Ausgang. Dies ist einer der
wichtigsten Gründe für die erheblichen Veränderungen in der Bedeutung der einzelnen
Todesursachen. Die Sterbefälle an infektiösen und parasitären Krankheiten konnten
stark eingedämmt werden und hatten 1983 nur noch einen Anteil von 0,6% an allen
Sterbefällen. Dafür haben andere Ursachen an Gewicht gewonnen. Dies äußert sich u. a.

in einer Konzentration der Sterbefälle auf wenige Todesursachen.

Die Hälfte aller Todesfälle waren im Jahr 1983 allein auf Krankheiten des Kreislaufsy-
stems zurückzuführen. Jeder vierte Kreislauftote starb an akutem Herzinfarkt. BÖsartige

Neubildungen hatten einen Anteil von 22Yo.Davon entfiel allein ein Sechstel auf Krebs
der Atmungsorgane.

Rund 41 400 Sterbefälle (6% der Sterbefälle insgesamt) wurden 1983 durch Unfälle und

sonstige Gewalteinwirkung verursacht. Etwa 1 1 200 Menschen - 8000 Männer und 3200

Abb. 3: Todesursachen 1983
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Frauen - wurden 1983 Opfer von Verkehrsunfällen. Unfälle durch Sturz forderten 8900
Menschenleben (3100 Männer und 5800 Frauen). 21'1 Personen starben durch Vergil
tungsunfälle. 13100 Menschen schieden in der Bundesrepublik Deutschland 1983
freiwillig aus dem Leben; davon waren fast zwei Drittel Männer.

Medikamenten- und Drogenmißbrauch fÜhrte in 260 Fällen zum Tode. Das waren fast
doppelt soviele wie vor einem Jahrzehnt. Bei diesen Toten handelt es sich überwiegend
um junge Menschen; zwei Drittel wurden nicht älter als 30 Jahre.

Durch Alkoholabhängigkeit fanden 1 983 rund 2 400 Personen - ebenfalls doppelt soviele
wie zehn Jahre zuvor - den Tod. (Darin sind nicht die an alkoholischer Leberzirrhose
Gestorbenen - 3100 Personen - enthalten.) 86 % von ihnen waren älter als 40 Jahre.

Ein besonders wichtiges lndiz für den eneichten medizinischen Standard ist die Säug-
lings- und Müttersterblichkeit. Auf diesem Gebiet konnten in der Bundesrepublik Deutsch-
land erhebliche Fortschritte erzielt werden. Die Säuglingssterblichkeit ist in den letzten
Jahren kontinuierlich zurückgegangen. 1 983 starben noch 1 0 Säuglinge je 1 000 Lebend-
geborene gegenüber 39 im Jahre 1956.

An Komplikationen der Schwangerschaft, bei der Entbindung und im Wochenbett sind
1956 1191Müttergestorben,l9S3warenesnoch6S.Jel00000Lebendgeborenesind
1956 139 Mütter gestorben, 1983 waren es 11.

8.2 Medizinische Versorgung

8.2.1 Personal im Gesundheitswesen
Für die Behandlung der Krankheiten ist eine quantitativ ausreichende und qualitativ

hochwedige medizinische Versorgung besonders bedeutsam. Die entsprechenden
Bestandsangaben signalisieren für die Bundesrepublik Deutschland - auch im internatio-

nalen Vergleich - eine günstige Ausgangssituation.

Über längere Zeit hinweg hat sich sowohl die Ausstattung als auch die Versorgung mit

Personal im medizinischen Bereich ständig verbessert. Ende 1983 waren 533000
Personen mit staatlicher PrÜfung in den in lab. 5 genannten bundesrechtlich geregelten

Berufen des Gesundheitswesens tätig; das waren 56% mehr als 1970. Die größten

Berufsgruppen bildeten 1983 das Krankenpflegepersonal (47%) und die kzle (25%);

aul Zahnärzle, Apotheker und medizinisch{echnische Assistenten entfielen nahezu
gleich hohe Anteile (5,0 bis 5,7%).

lm Vergleich zu 1970 hat sich die Zahl der Arzte um fast die Hälfte erhöht. Rein

rechnerisch entiielen 1 983 auf ieden berufstätigen Arzt 409 Einwohner, gegenüber 61 2

im Jahre 1970. Die Anzahl der zahnärzle ist mit 33700 im vergleich zu 1970 nur
geringfügig angestiegen. lm Durchschnitt hatte ein zahnarzl im Jahre 1983 1787

Patienten zu versorgen.
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Tab. 5: Berufstätige im Gesundheitswesen
in Tausend

Ausgewählte Berufe
des Gesundheitswesens

Jahresende

1965 1970 1975 1980 19831

Arzte
Zahnärzle
Apotheker
Heilpraktiker
Krankenschwestern und -pf leger
Kinderkrankenschwestern und -pfleger
Krankenpflegehelfer
Hebammen
Med.-techn. Assistenten

85,8
31 ,7
17,7
2,7

1 10,1
13,3
5,5
8,2

14,9

99,7
31,3
20,9

2,7
123,3
16,6
21 ,2

6,9
18,0

118,7
31,8
25,6

3,7
159,2

21 ,7
42,8

5,9
23,4

139,4
33,2
28,7
6,7

192,7
25,4
44,5
5,6

30,0

147,5
33,7
29,5

8,4
209,5

26,1
42,3

5,7
30.2

1 Ohne Saarland.

Tab. 6: Arztedichte

Arztedichte 1 960 1970 1 975 1980 19831

Einwohner je Arzt
Einwohner je Zahnarzl

703
1 716

612
1 951

519
1 940

442
855

409
1 787

'1 Ohne Saarland.

Von den 1 47 500 berufstätigen Arzten waren 1 983 rund 53 % als Arzte für Allgemeinmedi-
zin, als praktische Arzte oder in der Weiterbildung zum Facharzltätig, 12% arbeiteten als
Arzte für innere Medizin,5% als Frauenärzte,5% als Chirurgen sowie knapp 4% als
Kinderärzte und 4Yo als Arzte für Nervenheilkunde, Neurologie und Psychiatrie. Die
übrigen rund 25600 Arzle (17oÄ) teilten sich auf weitere 14 Fachgebiete auf.

43% aller Arzte übten ihren Beruf in freier Praxis aus, 47%o arbeileten in einem
Krankenhaus und 9% hatten sich der Verwaltung oder Forschung zugewandt. 1970
waren noch 51 % der Arzte freiberuflich, 39% an Krankenhäusern und 10% in der
Verualtung oder Forschung tätig. Die Zahl der Arzte in Krankenhäusern ist demzufolge
seit 1970 wesentlich stärker gestiegen (+ 31 600) als die Anzahl der Arzte in freier Praxis
(+ 14500).

178



Von allen Arzten waren knapp23% Frauen; bei den Fachärzten (ohne Allgemeinmedizi-
ner) lag der Anteil bei 18,7 %. Um so mehr fällt der mil 40% überdurchschnittlich hohe
Frauenanteil in den Bereichen Anästhesie und Kinderheilkunde auf. ln der Frauenheil-
kunde und Geburtshilfe - traditionell eine Domäne der Frauen - ist heute nur etwa jeder
sechste Arzt eine Frau. Zugleich ist die Zahl der Hebammen stark rückläufig. Seit 1970 ist

sie von rund 6800 auf 5700 gesunken.

Ein über den Zuwachs des Personals in der Schulmedizin hinausgehender Anstieg ist bei

den Heilpraktikern zu verzeichnen. lhre Zahl hat sich seit 1970 auf 8400 verdreiJacht.

8.2.2 Krankenhäuser
Ende 1983 gab es im Bundesgebiet 3119 Krankenhäuser mit insgesamt 682747
planmäßigen Betten. Ein Vergleich zu 1970 zeigt eine Tendenz zum größeren Kranken-
haus: Die durchschnittliche Bettenzahl pro Krankenhaus stieg von 191 im Jahre 1 970 auf
219 im Jahr 1983.

ln den Krankenanstalten wurden 1983 11,6 Mill. Patienten stationär behandelt. lhre
durchschnittliche Verweildauer betrug 18,6 Tage. lm Vergleich zu 1970 bedeutet dies,
daß mehr Kranke aufgenommen wurden, die Patienten aber kürzere Zeit im Krankenhaus
zubringen mußten. Für diese Entwicklung waren mehrere Gründe maßgebend, deren
Bedeutung sich im einzelnen nur schwer abschätzen läßt. Die hÖhere Anzahl älterer
Menschen mit entsprechend größerer Krankheitsanfälligkeit hat ebenso eine Rolle
gespielt wie eine zunehmende Neigung, auch weniger schwerwiegende Krankheiten im
Krankenhaus behandeln zu lassen oder die Bemühungen, durch eine Verkürzung des
Krankenhausaufenthaltes die Kosten zu dämpfen. Darüber hinaus dürfte auch der
medizinische Fortschritt zu kürzeren Behandlungszeiten geführt haben.

Tab.7: Krankenhäuser, Betten, Kranke und Verweildauer

Jahr Kranken-
häuser

Planmäßige
Betten

Stationär
behandelte

Kranke

Du rchsch nittliche
Verweildauer

Anzahl 1 000 Miil Tage

1 970
1975
1 980
1 983

3 587
3 481
3 234
3119

9,3
10,4
11,6
11,6

24,9
22,2
19,7
18,6

683,3
729,8
707,7
682,7
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8.3 Gesundheitsvorsorge

8.3.1 Früherkennung
Gemessen an früheren Jahren sind die Heilungsaussichten für eine Vielzahl von
Krankheiten ungleich günstiger geworden. Hierzu haben sowohl Erfolge bei der rechtzei-
tigen Diagnose als auch die Fortschritte in der medizinischen Behandlung beigetragen.

lm Rahmen des Programms zur Früherkennung von Krankheiten sind vor allem die
entsprechenden Untersuchungen bei Kleinkindern ein wichtiges Mittel, um gravierende
Gesundheitsschäden zu vermeiden. Dasselbe Ziel haben sich die Vorsorgeuntersuchun-
gen zur Früherkennung von Krebskrankheiten gesetzt. Obwohl sie Teil des Leistungska-
talogs der gesetzlichen Krankenversicherung sind, werden sie von den Berechtigten nur
zu einem relativ geringen Prozentsatz in Anspruch genommen (vgl. Tab. 8).

Von 100 berechtigten Männern nahmen 1981 nur.l5 an den Vorsorgeuntersuchungen
teil. Von den Frauen, die Anspruch auf kostenlose Vorsorgeuntersuchungen hatten,
beteiligten sich 31 %. Bei durchschnilllich 2,5% der untersuchten Männer und 3,2 % der
Frauen wurden 1981 aufgrund der Untersuchungsergebnisse weitere Maßnahmen
veranlaßt.

Tab. 8: lnanspruchnahme der Krebsfrüherkennungsuntersuchungen
in Prozent der Berechtigten

Jahr Männer Frauen

1972
1 975
1978
1 981

10,8
16,6
17,3
14,8

26,5
35,1
35,0
31 ,2

Die Bereitschaft, Kleinkinder (bis zu einem Alter von vier Jahren) an Früherkennungsun-
tersuchungen teilnehmen zu lassen, ist in den Jahren von 1972 bis 1982 beträchtlich
gestiegen (von 53 auf 88%).

Allerdings fällt die Teilnahmequote im Laute des Vorsorgeprogramms deutlich ab.
Während alle Säuglinge der Neugeborenen-Basis-Untersuchung zwischen dem dritten
und zehnten Lebenstag unterzogen werden, liegt die Teilnahmequote bei der nächsten
Untersuchung in der vierten bis sechsten Lebenswoche nur noch bei 95 %; sie sinkt dann
kontinuierlich bis auI74oÄ bei der letzten Unlersuchung zwischen dem dritten und vierten
Lebensjahr. 1982 ergaben 91 von 100 Untersuchungen einen ,,unauffälligen" Befund.
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8.3.2 Lebensführung als Mittel der Gesundheitsvorsorge
Für die Verhütung von Krankheiten bzw. den günstigen Verlauf des Heilungsprozesses ist
die persönliche Lebensführung einer der entscheidenden Einflußfaktoren. Neben ver-
schiedenen Anzeichen, die auf ein verbessertes Gesundheitsbewußtsein hindeuten, gibt
es eine Reihe alarmierender Erscheinungen, die eher skeptisch stimmen. So hat sich in
der Bundesrepublik Deutschland - wie in vielen anderen lndustrieslaaten - ein gro ßer Teil
der erwachsenen Bevölkerung offensichtlich in seiner Ernährung noch nicht an die
veränderten Lebens- und Arbeitsbedingungen angepaßt. Die Aufnahme von zuviel bzw.
von nicht richtig zusammengesetzter Nahrung begünstigt die Entstehung von Überge-
wicht, von dem inzwischen nicht nur ein großer Teil der erwachsenen Bevölkerung,
sondern auch Kinder betroffen sind.

Nach den Ergebnissen des Mikrozensus im April 1 978 hatten 27 % der Männer und 22o/o
der Frauen ein Körpergewicht, das um 10% oder mehr über dem Normalgewicht lag.
(Das Normalgewicht wurde nach der Faustregel ermittelt: Körpergröße in Zentimetern
minus 100 = Normalgewicht in Kilogramm.) Diese Befragung bestätigte auch, daß der
Anteil der kranken Personen bei den Personen mit Übergewicht höher lag als bei den
übrigen Personengruppen.

Tab. 9: Relatives Körpergewicht von Männern und Frauen 1978
15 Jahre und älter

Relatives Körpergewicht Männer Frauen

o//o

10% und mehr unter Normalgewicht
Normalgewicht
10% und mehr über Normalgewicht
Ohne Angabe

25,1
44,4
27,4

3,1

28,3
46,8
21 ,9

3,0

Tab. 10: Verbrauch ausgewählter Genußmittelje Einwohner

Erzeugnis Einheit 1970 1975 1980 1982

Zigaretten
Bier
Branntwein zu Trinkzwecken
Trinkwein

einschließlich Schaumwein

st.
I

I

1 943
141
3, 1

2 015
148
3,04

2 086
146
3,07

1 823
148
2,51

23,2 25,5 24,8
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Ein weiterer gesundheitlicher Risikofaktor ist der Übermäßige Konsum von Genu ßmitteln,
insbesondere von Tabak und Alkoholika. lm Rahmen der Mikrozensusbetragung des
Jahres 1978 gaben 30% der BevÖlkerung (im Alter von zehn Jahren und mehr) an,

Raucher zu sein. 8 % rauchten zwar nicht, hatten abet tüher zut Zigarette oder sonstigen
Tabakwaren gegriffen. Gut 60 % hatten noch nie geraucht. Von den Rauchern waren zwei
Drittel Männer und ein Drittel Frauen. ln der Altersklasse zwischen 14 und 18 Jahren
rauchten etwa 16%. Knapp ein Viertel der Zigarettenraucher konsumierte regelmäßig
mehr als 20 Zigaretten täglich.

Hinsichtlich des Alkoholkonsums ergab eine Untersuchung im Auftrag des Bundesmini-
steriums für Jugend, Familie und Gesundheit, daß 1981 79% der BevÖlkerung über 16

Jahre täglich oder ,,öfter mal" irgendein alkoholisches Getränk trinken, 21 % gaben an,

dies nur selten oder nie zu tun. 1973 hatten noch 85% angegeben, täglich oder häufiger
Alkoholika zu konsumieren.

Über den Konsum und Mißbrauch von Genuß- und Rauschmitteln bei jungen Menschen
im Alter von 12 bis 24 Jafien liegen Ergebnisse einer empirischen untersuchung des
lnfratest-lnstituts vor. Danach beträgt der Anteil der exzessiven Raucher in dieser

Altersgruppe, d. h. derjenigen, die vor dem 15, Lebensjahr mit dem Rauchen begonnen
haben und zum zeitpunkt der Befragung mehr als 20 Zigaretten pro Tag rauchten, 5%.
Fast jeder zweite exzessive Raucher ist zwischen 21 und 24 Jahren alt. Mit zunehmen-

dem Alter steigt eruartungsgemäß der Anteil der Raucher bei beiden Geschlechtern.
Zwischen der Gruppe der 12- bis 14jährigen und der 15- bis 17jährigen zeigt sich eine
sprunghafte Zunahme der Raucheranteile. lnsgesamt sind 39% aller Jugendlichen
zwischen 12 und 24 Jahren Raucher.

Tab. 11: Rauchgewohnheiten der Bevölkerung 1978
10 Jahre und älter

Rauchgewohnheit Männlich Weiblich

o//o

Gegenwärtige Raucher
davon:

regelmäßig
gelegentlich

Frühere Raucher
Ohne Angabe
Nichtraucher

lnsgesamt

36,7
6,3

12,1
1,1

43,8

100

14,7
4,5
4,5
O,B

75,4

100

43,0 19,2
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Alkoholische Getränke nehmen 24f;o aller Jugendlichen regelmäßig zu sich. Unter den
12- bis 14jährigen waren bereits 3 % regelmäßige Alkoholkonsumenten. Bei den 1 5- bis
1 7jährigen betrug der entsprechende Anteil bereits 1 8 %, bei den 1 8- bis 20jährigen 31 %.

Zu Rauschmitteln haben 9,7% aller Befragten im Alter zwischen 12 und 24 Jahren
mindestens schon einmal gegriffen. Bei den Befragten unter 18 Jahren waren es 4 %, bei
den Volljährigen 15%.

8.4 Schwangerschaftsabbrüche
lm Jahre 1984 wurden im lnland 86298 Schwangerschaftsabbrüche gemeldet, das sind
1 ,6 % weniger als 1980 und 0,3 % weniger als 1983. Auf 1 000 Lebend- und Totgeborene
entfielen somit 1 47,9 Schwangerschaftsabbrüche, 1 980 waren es 140,1 und 1983 1 44,9.

83o/o aller 1984 gemeldeten Schwangerschaftsabbrüche wurden aufgrund einer ,,sonsti-
gen schweren Notlage" (nicht immer zutreffend mit ,,sozialer lndikation" bezeichnet)
veranlaßt. Jeder achte Abbruch (12,0%) war wegen einer ,,allgemein-medizinischen
lndikation" vorgenommen worden.

Etwas mehr als die Hälfte der Schwangerschaftsabbrüche entfiel auf 1 8- bis 29jährige, ein
Drittel auf 30- bis 39jährige Frauen. 8% der Frauen waren 40 Jahre und älter, 4o/o wdtan
noch nicht 18 Jahre alt. Mit zunehmendem Alter der Frauen verlieren die Notlagenindika-
tionen gegenüber den medizinischen Begründungen an Bedeutung.

Tab. 1 2: Schwangerschaftsabbrüche

Jahr Schwangerschafts-
abbrüche

Allge-
mein-

medizi-
nische

Psychia-
trische

Euge-
nische

Ethische Sonstige
(krimino- schwere
logische) Notlage

ins-
gesamt

je 1000
Lebend-
und Tot-
geborene lndikation

Anzahl o//o

1 980
1 981
1982
1 983
1 984

140,1
139,9
146,2
144,9
147,9

2,8
2,9
2,6
2,2
1,4

3,5
3,2
2,5
2,1
1,9

0,1
0,1
0,1
0,1
0,1

87 702
87 535
91 064
86 529
86 298

20,1
17,6
16,4
14,3
12,0

72,2
74,8
76,9
80,2
83,3
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Die Ergebnisse dieser Statistik müssen in zweifacher Hinsicht mit Vorbehalt beurteilt
werden. Zum einen läßt noch immer eine Reihe von Frauen die Schwangerschaft im
Ausland abbrechen (1983 ungefähr 14600 in den Niederlanden und etwa 250 in
Großbritannien gegenüber einer Zahl von etwa 63400 im Jahr 1 975). Zum anderen dürfte
die tatsächliche Zahl von Schwangerschaftsabbrüchen höher liegen, weil nicht gemelde-
te und illegale Schwangerschaftsabbrüche im ln- und Ausland vorkommen, die in ihrer
quantitativen Bedeutung schwer abzuschätzen sind.

8.5 Behinderte
lm Gegensatz zu einer akuten Krankheit oder einer Unfallschädigung mit kurzer
Heilungsdauer bedeutet Behinderung eine Einschränkung der Entfaltungsmöglichkeiten
für längere Zeit, möglicherweise für das ganze Leben.

ln der Statistik werden als Behinderte Personen erfaßt, deren Erwerbsfähigkeit um
wenigstens 30% gemindert ist und die bei den Versorgungsämtern gemeldet sind.
Allerdings können diese Unterlagen bis zum jeweiligen Erhebungsstichtag nicht vollstän-
dig aktualisiert werden, so daß die Behindertenzahlen tendenziell überhöht sein dürften.
lnsgesamt waren Ende 1983 rund 6,6 Mill. Behinderte gemeldet. 53% von ihnen waren
Männer, 47%o Frauen. 1981 hatte dieZahl der Behinderten bei 5,5 Mill. gelegen.

Bei 84% der Behinderten lag eine Minderung der Erwerbsfähigkeit von 50 % oder mehr
vor; diese Personen gelten als Schwerbehinderte. Die verbleibenden 16 % der Behinder-
ten weisen eine Minderung der Erwerbsfähigkeit zwischen 30 und 50 % auf ; sie werden

Tab. 13: Behinderte am 31. Dezember 1983

Geschlecht

Altervon...bis
unter,..Jahren

lnsgesamt Leichter
Behindertel

Schwer-
behinderte2

lnsgesamt
Männlich
Weiblich

Unter 35
35-55
55 und mehr

6 608,3
3 472,7
3 135,6

1 000
1 035,7

533,8
502,0

o//o

11,8
47,7
40,5

5 572,5
2 939,0
2 633,6

8,4
20,9
70,7

8,9
25,1
66,0

1 Minderung der Emerbsfähigkeit von 30% bis unter 50%.
2 lvlinderung der EMerbsfähigkeit von 50% und mehr.
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als leichter Behinderte bezeichnet. (Dabei gilt die ,,Minderung der Erwerbsfähigkeit" als
Maß für die Schwere der Behinderung - unabhängig davon, ob ein Behinderter erwerbstä-
tig ist oder nicht.)

Leichtere Behinderungen treten verstärkt in der Altersgruppe von 45 bis 55 Jahren auf,

schwere Behinderungen sind überdurchschnittlich häufig in den höheren Altersgruppen
zu finden.

Häufigste Behinderungsart ist die Beeinträchtigung der Funktion von inneren Organen
bzw. Organsystemen mit einem Anteil von 35,6 %. An zweiter Stelle steht mit 15,4 % die
Funktionseinschränkung der Wirbelsäule und des Rumples. Die dritte bedeutende Art der
Behinderung ist die Funktionseinschränkung von Gliedmaßen (14,3%).

Als Ursache der Behinderung wurde bei 78,6% der Behinderten eine Krankheit (ein-
schließlich lmpfschaden) festgestellt, bei 3,8% war die Behinderung angeboren,5,9%
hatten dauernde Schäden in Krieg, Wehrdienst oder Zivildienst erlitten und 1,7 Y" waren
infolge eines Arbeitsunfalls oder einer Berufskrankheit beeinträchtigt. Unfälle im Verkehr,
im Haus und sonstige Unfälle hatten bei 1,7% zu Behinderungen geführt.

8.6 Rehabilitationsmaßnahmen
1981 (neuere Angaben liegen noch nicht vor) wurden von der gesetzlichen Unfallversi-
cherung, der gesetzlichen Bentenversicherung, der Altershilfe für Landwirte, der Kriegs-
opferversorgung, der Kriegsopferfürsorge und der Bundesanstalt für Arbeit mehr als
1,1 Mill. Rehabilitationsmaßnahmen durchgeführt. Hierunter fallen alle Maßnahmen der
Sozialleistungsträger, die dazu bestimmt sind, bei körperlich, geistig oder seelisch
Behinderten oder bei Personen, die von einer Behinderung bedroht sind, die Behinderung
abzuwenden, zu beseitigen oder zu bessern. Ein Vergleich mit früheren Jahren ist nur
bedingt möglich, da 1981 eine Umstellung in der Statistik stattfand. Dadurch liegen die
Gesamtzahlen ab 1981 durchweg höher als in den Jahren von 1971 (als diese Statistik
eingeführt wurde) bis 1980. ln diesen zehn Jahren hatte die Zahl der Rehabilitationsmaß-
nahmen im Durchschnitt bei knapp 1 Mill. gelegen.

Von den Rehabilitationsmaßnahmen des Jahres 1981 entfielen 84%. aut medizinische
und 15,5% auf berufsfördernde Maßnahmen, knapp 1% dienten der allgemeinen
sozialen Eingliederung.

Eine Untersuchung der Rehabilitanden nach Altersklassen zeigt, daß der grÖBte Teil der
Maßnahmen Personen im fortgeschrittenen Alter belrat,620/o waren 45 Jahre und älter.
Unter 18 Jahre alt waren nur 4,2"/o der Rehabilitanden. Auch Personen ab 65 Jahren sind
mit einem Anteil von 3,3% an den Rehabilitationsmaßnahmen unterrepräsentiert. Dies
hängt damit zusammen, daß Rehabilitationsmaßnahmen sich hauptsächlich an den im
Erwerbsleben stehenden Teil der Bevölkerung richten (86% der Rehabilitanden sind
erwerbstätig). Dies ist auch der Grund dafür, daß wesentlich mehr Männer (64%) als
Frauen (36%) Rehabilitationsmaßnahmen in Anspruch nehmen.
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Tab. 14: Rehabilitationsmaßnahmen 1 981

Art der Maßnahme lnsgesamt Männlich
/o

Weiblich
/o

Medizinische Rehabili-
tationsmaßnahmen
Berufsfördernde Rehabili-
tationsma ßnahmen
Maßnahmen zur sozialen
Eingliederung

lnsgesamt

950 754

175 867

7 342

1 133 963

ot,/

74,5

72,3

63,7

38,3

25,5

27,7

36,3

8.7 Ausgaben für die Gesundheit
Zur Berechnung der Ausgaben für die Erhaltung und Wiederherstellung der Gesundheit,
für Krankheitsvorbeugung und zur Milderung von Krankheitsfolgen werden u.a. Ergeb-
nisse aus der Finanzstatistik, dem Sozialbudget, der Einkommens- und Verbrauchsstich-
probe in Verbindung mit den Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen, der gesetzlichen
Rentenversicherung sowie der Krankenversicherungen zusammengetragen. (Diese
Angaben unterscheiden sich damit von denen des Sozialbudgets.) Über die dort
enthaltenen Ausgaben für Gesundheit hinaus sind in den hier herangezogenen Berech-
nungen die Ausgaben der privaten Haushalte und der privaten Krankenversicherungen
enthalten sowie zusätzliche Ausgaben der öffentlichen Haushalte wie etwa Ausgaben für
Ausbildung und Forschung im Gesundheitsbereich.

Von 1970 bis 1982 verdreifachten sich die Ausgaben für Gesundheit von 69,9 Mrd. DM
aut 207 ,8 Mrd. DM. Je Einwohner beliefen sich die Ausgaben 1 970 auf 1 1 52 DM und 1 982
aut 3372 DM. Der Anteil der Ausgaben für Gesundheit (ohne Einkommensleistungen) am
Bruttosozialprodukt vergrößerte sich im gleichen Zeitraum von 6,3% aut 9,4%.

lnnerhalb der Ausgabenkategorien steht der Leistungsbereich ,,Behandlung" (ambulante
und stationäre Behandlung einschließlich Arzneien, Heil- und Hilfsmittel, Zahnersatz) an
der Spitze. Für ihn wurden 1982 121 ,2 Mrd. DM aufgewandt, das sind 58% aller
Gesundheitsausgaben. Gegenüber 1970 war damit ein Zuwachs von 249% zu verzeich-
nen. Dabei war der Ausgabenanslieg in den Bereichen stationäre Behandlung (+ 287 %)
und Zahnersatz (+ 416%) besonders ausgeprägt (vgl. dazu auch 9.5).

Auf Krankheitsfolgeleistungen, im wesentlichen Rehabilitationen, Entgeltfortzahlung
sowie Berufs- und Erwerbsunfähigkeitsrenten, entfielen mit 61 ,9 Mrd. DM rund 30 % aller
Ausgaben für die Gesundheit. Gegenüber 1970 ist in diesem Bereich ein unterdurch-
schnittlicher Anstieg um 125% festzustellen.
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Nahezu die Hälfte der Ausgaben (46 %) wurde 1982 von der gesetzlichen Krankenversi-

cherung getragen, 1970 gingen lediglich 35Yo zu Lasten dieser Krankenkassen. Diese

Verschiebung spiegelt neben gesamtwirtschaftlichen Faktoren wie der Preisentwicklung
die Ausdehnung des Leistungsangebots und die Einbeziehung zuvor nicht versicherter
Personengruppen zu Beginn der siebziger Jahre wider.

Abb. 4: Ausgaben für Gesundheit nach Leistungsarten
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Abb. 5: Anteile der Ausgabenträger an den Ausgaben für Gesundheit
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Die öffentlichen und privaten Arbeitgeber tragen die zweitgrößte Last mit 34,3 Mrd. DM
also.l6,5% der Gesamtaufwendungen für Gesundheit. 1970 waren von ihnen noch
24,8o/o der Ausgaben finanziert worden. Wesentlicher Bestandteil der Arbeitgeberauf-
wendungen sind die Lohnfortzahlungen im Krankheitsfall. Die übrigen Ausgabenträger
haben ihre Anteile seit 1970 nur geringfügig veränderl,
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Tab. 15: Ausgaben für die Gesundheit 1982

Leistungsart Mrd. DM o//o

Behandlung
darunter:

Stationäre Behandlung
Arzneien, Heil- und Hilfs-
mittel, Zahnersatz
Ambulante Behandlung

Krankheitsfolgeleistungen
darunter:

Maßnahmen zur Sicherung des
Lebensunterhalts bei Krank-
heit und lnvalidität

Vorbeugende und betreuende
Maßnahmen
Ausbildung und Forschung
Nicht aufteilbare Ausgaben

lnsgesamt

12,4
3,4
9,0

207,8

6,0
1,6
4,3

100

121 ,2

45,2

36,5
34,1
61,9

55,7

58,3

21,8

17,6
16,4
29,8

26,8

189



I Soziale Sicherung

9.1 Entwicklung der Sozialversicherung
Das System der sozialen sicherung hat in einer langen historischen Entwicklung zu

seiner heutigen Form gefunden und spiegelt damit ein Stück deutscher Sozialgeschichte

wider. Der Grundstein wurde im Jahre 1881 mit der von Bismarck angeregten Gesetzge-

bung zur Krankenversicherung der Arbeiter, dem Unfallversicherungsgesetz und dem

Gesetz über die lnvaliditäts- und Alterssicherung gelegt. Dahinter stand vor allem der

Gedanke, ärgste soziale NÖte zu lindern und eine Grundsicherung gegen die wechsel-
fälle des Lebens einzuführen.

Zwei Weltkriege mit tiefgreifenden sozialen Umwälzungen haben die weitere Entwicklung

entscheidend geprägt. Von besonderer Bedeutung für den Ausbau der sozialen Siche-

rung war ferner das Sozialstaatsgebot des Grundgesetzes. Heute fließt nahezu die Hälfte

der Ausgaben der ölfentlichen Haushalte in die soziale Sicherung. Neben der Sozialversi-

cherung - als dem Kernstück des Systems sozialer Sicherung - stehen weitere soziale

Hilfen des Staates, die zu einem leinmaschigen Netz verwoben sind. Leitgedanke ist

dabei das solidarische Einstehen für den sozial Schwächeren und Hilfsbedürftigen.

9.2 Das Sozialbudget
Am deutlichsten werden die Strukturen und Zusammenhänge des Systems der sozialen

Sicherung im Sozialbudget der Bundesregierung-. Diese iährliche Zusammenstellung

bietet in einer Gliederung nach lnstitutionen einen Uberblick über die sozialen Leistungen

der staatlichen Einrichtungen, der öffentlichen KÖrperschaften und der Arbeitgeber.

Außerdem gruppiert sie nach Funktionen, d. h. nach Zweckbestimmung der Leistungen
(2. B. Alter, Familie und Ehe, Wohnen usw.).

lm Laufe der Zeil hat sich das System der sozialen Sicherung so entwickelt, daß eine

Reihe von lnstitutionen oder Einrichtungen nicht nur in einem einzigen, sondern in

verschiedenen Bereichen tätig werden. So sorgt etwa die Rentenversicherung nicht nur

für Alte und Hinterbliebene, sie ist auch mit Aufgaben zur Sicherung und Wiederherstel-

lung der Gesundheit betraut (2. B. im Rahmen von Rehabilitationsmaßnahmen oder

Kuren). Das Sozialbudget macht alle diese Zusammenhänge erkennbar. Eine detaillierte

Darstellung würde iedoch den Rahmen dieses Bandes sprengen.
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Tab. 1: Leistungen des Sozialbudgets

1 983
Mrd. DM %

1 975
Mrd. DM

Leistungen fallen
hauptsächlich in

Leistungsbereichl

Sozialbudget insgesamt

Allgemeine Systeme
Rentenversicherung
Krankenversicherung
Unfallversicherung
Arbeitstörderung
Kindergeld

Sondersysteme
Altershilfe für Landwirte
Versorgungswerke

Beamtenrechtliches System
Pensionen
Familienzuschläge
Beihilfen

Zusalzversicherung
Arbeitgeberleistun gen

Entgeltfortzahlung
Betriebliche Altersversorgung
Sonstige Arbeitgeberleistungen

Entschädigungen
Soziale Entschädigung (KOV)
Lastenausgleich
Wiedergutmachung
Sonstige Entschädigungen

Soziale Hilfen und Dienste
Sozialhilfe
Jugendhilfe
Ausbildungsförderung
Wohngeld
Öffentlicher Gesundheitsdienst
Vermögensbildung

lndirekte Leistungen
Steuerermäßigungen
Wohnungswesen

537,2

330,1
162,3
100,5

1'1 ,1

42,0
15,6

4,2
3,1
1,1

50,5
35,8

8,0
6,8

36,6
23,5
9,5
J,O

18,3
14,2

I,C
2,2
0,3

46,4
19,9
8,0
2,4
2,9
10

11,4

45,0
40,0

5,0

100

61 ,4
30,2
18,7
2,1
7,8
2,9

O,B

0,6
0,2

9,4
6,7
I,C
t,J
1,4

6,8
4,4
1,8
0,7
3,4
2,6
0,3
0,4
0,1

8,6
3,7
1,5
0,4
0,5
0,4
2,1

8,4
7,5
0,9

346,7
201,6
101 ,2
61,1

7,2
1 8,1
14,6

2,4
1,9
0,s

37,0
26,0

7,1
4,0

3,5
26,3
18,5
5,3
2A

15,9
11,1

1,8
2,4
0,5

32,3
9,2
4,3
2,3
1,8
1,4

13,4

28,8
24,2

4,7

A,G
G
G,A
B
F

A
A

A
F
G

A,G

G

G,W,F

P,A

A,P
P

A
L

G,
F,

B
W
G
S

F,S

'l Zu den Leistungsbereichen vgl. S. 192,
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lnTab. l werden zusammenfassend die Leistungen des Sozialbudgets nach lnstitutionen
dargestellt und jeweils den Aufgabenbereichen zugeordnet, für die zahlenmäßig die
bedeutendsten Leistungen erbracht werden.

Die wichtigsten Leistungsbereiche lassen sich folgendermaßen abgrenzen

- Ehe und Familie (F)

- Gesundheit (G)

- Beschäftigung (B)

- Alter und Hinterbliebene (A)

- Folgen politischer Ereignisse (P)

- Wohnen (W)

- Sparen (S)

- Allgemeine Lebenshilfen (L)

Die Leistungen des Sozialbudgets erreichten 1983 537 Mrd. DM und waren damit rund
dreimal so hoch wie 1970 (175 Mrd. DM) und 55 % höher als 1975. Die Sozialleistungs-
quote - als Verhältnis aller Sozialleistungen zum Sozialprodukt - lag .1983 mi|32,2%
etwas niedriger als acht Jahre zuvor (1975:33,7%), aber deutlich höher als 1970
(25,7%).

Abb. 1 : Sozialleistungsquoten
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Die Mittel zur Finanzierung des Sozialbudgets wurden 1983 zu 31 % von Unternehmen
(im wesentlichen Arbeitgeberbeiträge zur Sozialversicherung und Entgeltfortzahlung im
Krankheitsfall), zu knapp 41To von ötfentlichen Haushalten (Bund, Länder und Gemein-
den) und zu rund 28Yo von privaten Haushalten (hauptsächlich Beitragszahlungen)
aufgebracht; einen geringen Anteil von zusammen knapp 1 % hatten die Sozialversiche-
rung, private Organisationen und die übrige Welt.

Abb.2: Finanzierung des Sozialbudgets 1983 nach Quellen
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9.3 Die Elemente des Sozialbudgets
Mit 61 % haben die ,,Allgemeinen Systeme" den größten Anteil am Sozialbudget. Sie
werden zusammen mit der Sozialhilfe in den folgenden Abschnitten (vgl. 9.4 bis 9.8)
näher betrachtet.

Das,,beamtenrechtliche System" bildet mit einem finanziellen Aufwand von 50,5 Mrd. DM
den zweitgrößten Block im Sozialbudget. Auch dort steht die Altersversorgung, und zwar
des öffentlichen Dienstes, im Vordergrund. Gegenüber 1975 sind die Ausgaben um 36 %
gestiegen; der Anteil am Sozialbudget sank aber von 10,7% 1975 auf 9,4% 1983.

Für,,Soziale Hilfen und Dienste" wurden 1983 insgesamt46 Mrd. DM aufgewendet. ln
diesem Leistungsbereich sind Sozialhilfe, Jugendhilfe, Ausbildungsförderung, Wohn-
geld, öffentlicher Gesundheitsdienst und Vermögensbildung zusammengefaßt.
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Die Jugendhilfe umfaßt alle behördlichen Maßnahmen zur FÖrderung der Jugendwohl-
fahrt (Heimpflege, Familienpflege, Unterhaltung von Kindertagesstätten u. ä.)einschließ-
lich der Zuschüsse an die Träger der freien Jugendhilfe (2. B. an die Kirchen). Das

Ausgabenvolumen belief sich 1983 aul 8 Mrd. DM, das war nahezu doppelt so viel wie

1 975.

wohngeld wird Personen gewährt, deren Haushaltseinkommen in einem unzumutbaren
Mißverhältnis zu den Aufwendungen für eine angemessene Wohnung steht. Leistungen

nach dem wohngeldgesetz erhielten Ende l983 1,64 Mill. Haushalte, gegenüber 1,85

Mill. im Jahr 1975. Die Ausgaben für das Wohngeld stiegen während dieses Zeitraumes
von 1 ,8 Mrd. DM auf über 2,9 Mrd. DM. 1983 gingen sie gegenüber dem Voriahr um rund

55 Mill. DM zurück - bedingt durch die Einschränkung bzw. Aufhebung von Freibeträgen
im Haushaltsbegleitgesetz 1983.

Stark rückläufig waren in den vergangenen Jahren die Ausgaben für die Förderung der

Vermögensbildung. 1975 hatten sie noch 13,4 Mrd. DM betragen, 1977 erreichten sie

15,1 Mrd. DM und 1983 11,4 Mrd. DM. Hier machte sich vor allem die gesetzliche

Neuregelung der spar- und Bausparprämien sowie der Arbeitnehmer-sparzulage be-

merkbar. Außerdem wirkt sich auS, daß immer mehr Haushalte die festgelegten Einkom-

mensgrenzen überschreiten und damit nicht mehr in den Genuß der Vergünstigungen

kommen.

Die ,,indirekten Leistungen" beliefen sich 1983 auf 45 Mrd. DM, das sind über 8% des

Sozialbudgets. Allein die Steuerermäßigungen in Form des Ehegattensplitting erreichten
fast 25 Mrd. DM. Für Steuerermäßigungen im Bereich des Wohnungsbaus (einschließlich

des Bausparens) betrugen die Mindereinnahmen rund 6 Mrd. DM. Weitere 5 Mrd. DM

wurden als Vergünstigungen im wohnungswesen (hauptsächlich im sozialen wohnungs-
bau) gewährt.

Die ,,Arbeitgeberleistungen" hatten 1983 mit 36,6 Mrd. DM einen Anteil von nahezuT ok

am Sozialbudget. Gegenüber 1975 sind die Aufwendungen fÜr Entgeltfortzahlungen im

Krankheitsfall, betriebliche Altersversorgung sowie sonstige Arbeitgeberleistungen (2, B.

Leistungen bei Arbeitsunlällen, Bereitstellung von Betriebswohnungen u.ä.) leicht zu-

rückgegangen. Damals hatten sie noch einen Anteil von 7,67o am Sozialbudget.

Die Bedeutung der Entschädigungsleistungen verliert mit zunehmendem Abstand von
den Ereignissen der Jahre 1933 und 1945 an Gewicht. Durch finanzielle Entschädigun-
gen für die Opfer der Gewaltherrschaft, des Kriegs und der Kriegsfolgen versucht der
Staat zumindest auf materiellem Gebiet einen Beitrag zur Wiedergutmachung zu leisten.
1983 erhielten noch 1,8 Mill. Vorsorgungsempfänger Leistungen in einem Gesamtum-
fang von 14 Mrd. DM. 1974 warcn 2,4 Mill. Personen durch die Kriegsopferversorgung
unterstützt worden.

Der Lastenausgleich, dessen Ziel es ist, Schäden und Verluste, die sich infolge Flucht,
Vertreibung und Zerstörungen in der Kriegs- und Nachkriegszeit und aufgrund der
Währungsreform 1948 ergeben haben, nach dem Grundsatz der sozialen Gerechtigkeit
zu verteilen, hatte 1983 noch einen Anteilvon 0,3 % am Sozialbudget. Die Aufwendungen
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beliefen sich auf 1,5 Mrd. DM, die insgesamt 219000 Anspruchsberechtigten zugute
kamen.

Die Bedeutung dieser in der Geschichte beispiellosen solidarischen Umverteilungsaktion
zeigt sich aber am Gesamtrahmen der Ausgleichszahlungen. Bei 8,7 Mill. festgestellten
Schäden in Höhe von 60,3 Mrd. RM wurden bis Ende.19B2 insgesamt 108,8 Mrd. DM
ausgezahlt. 5 Mill. Entschädigungsanträge wurden in diesem Zeitraum anerkannt.

Die Zusatzversicherung im öffentlichen Dienst (1983: 7,7 Mrd. DM), die Altershilfe für
Landwirte (1 983: 3,1 Mrd. DM) und die Versorgungswerke für f reiberuf tich Tätige (1 983:
1,1 Mrd. DM) umfassen zusammen 2,2% des Sozialbudgets. Sie dienen in erster Linie
der Altersversorgung bestimmter Berutsgruppen.

9.4 Gesetzliche Rentenversicherung
Die Alters- und Hinterbliebenensicherung wird in der Bundesrepublik Deutschland von
folgenden lnstitutionen geleistet:

Gesetzliche Rentenversicherung
Pensionen im öffentlichen Dienst
Zusatzversicherung im öffentlichen Dienst
Altershilfe f ür Landwirte
Versorgungswerke (2. B. für Landwirte)
Zusatzversicherung für einzelne Berufe
Vertragliche und freiwillige Arbeitgeberleistungen

Der wichtigste und umfassendste Bereich ist dabei die Rentenversicherung. 1983 lagen
ihre Leistungen bei 162 Mrd. DM, das sind rund 30% des Sozialbudgets bzw. ein Anteil
von knapp 10%o am Bruttosozialprodukt. Etwa 30 Mill. Personen waren in den drei
Zweigen der Rentenversicherung (Bentenversicherung der Arbeiter, der Angestellten,
Knappschaftliche Rentenversicherung) versichert, davon etwa 22,6 Mll. Pflichtversi-
cherte.

Von den Gesamtausgaben waren die Rentenzahlungen selbst mit 139,4 Mrd. DM 1983
der größte Posten. 1 5,3 Mrd. DM wurden darüber hinaus für die Krankenversicherung der
Rentner aufgebracht und weitere 4 Mrd. DM für Gesundheits- und Rehabilitationsmaß-
nahmen.

Von den Mitte des Jahres 1 983 13,7 Mill. gezahlten Renten waren 9,0 Mill. Versicherten-
renten (davon 4,6 Mill. an Frauen), 4,2Mil. Witwen-/Witwerrenten und 0,5 Mill. Waisen-
renten. Die Gesamtzahl der Renten liegt dabei höher als dieZahl der Rentenempfänger,
da z.B. Witwen-,/Witwerrente und Versichertenrente zugleich an eine Person gezahlt
werden können.

Mitte 1983 lag die durchschnittliche Rente bei einer Versicherungszeit von 35 bis 40
Jahren in der Rentenversicherung der Arbeiter bei 1 1 62 DM monatlich für Männer und bei
821 DM für Frauen, in derAngestelltenversicherung bei 1610 DM bzw. 1109 DM. Der
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Abb. 3: Gesetzliche Rentenversicherungen
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Tab. 2: Gesetzliche Rentenversicherungen

Knappschaftliche
Rentenverstcherung
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rung der
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53,5%

Rentenversicherung der Angestel lten
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Einheit Gesetzliche Rentenversicherung

insgesamt darunter

Rentenver-
sicherung der

Arbeiter

Rentenver-
sicherung der
Angestellten

1970 1983 1970 1983 1970 1983

Pf lichtmitglieder und Bei-
tragszahler seit 1924

Rentenbestand
Leistungen
Beitragseinnahmen
Du rchschnittliche

Versichertenrente

26 062 30 3371
10 212 13 623

54,5 161,1
43,4 123,0

16 5771 I 815
8 653 2537
86,2 16,4
59,8 16,6

1 000
1 000

Mrd. DM
Mrd. DM

15 717
6 921

31 ,9
25,7

1 3 3731
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60,5
61,3
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Unterschied in der Rentenhöhe zwischen Frauen und Männern ist hauptsächlich dadurch
bedingt, daß die heute anspruchsberechtigten Frauen im Verlauf ihres Arbeitslebens im
Durchschnitt geringer entlohnte Tätigkeiten ausgeführt haben.

Entwicklung des Rentenniveaus
1972-1984

22 23297 OM
21 704 22 34A

19 816
20

1B 705
17 603

16

14 860

12 472
r3 519

1973 1974 1975

O EflchSchmdtVeilagGmbH

1977 1978 1979

DM

11

o/o

1981 1982

149 350

Das Altersruhegeld eines Rentners mit 40 versicherungsjahren betrug 19g3 knapp zwei
Drittel des Nettoentgelts eines vergleichbaren Arbeitnehmers. Der Eintritt in den Ruhe-
stand bedeutet also für alle diejenigen, die ausschließlich auf ihre Versichertenrente aus
der gesetzlichen Rentenversicherung angewiesen sind, eine deutliche finanzielle Ein-
buße.

Die Bentenversicherung finanziert sich seit der Rentenreform von 1g57 nach dem
sogenannten ,, umlageverfahren". vereinfacht ausgedrückt bedeutet dies, daß die Arbeit-
nehmer von heute im Rahmen des ,,Generationenvertrages" die Renten der Arbeitneh-
mer von gestern zahlen. Eine Ansammlung von Vermögen, aus dessen Erträgen die
Renten finanziert werden, findet nicht statt.

Die Beiträge von Arbeitnehmern und Arbeitgebern sind die wichtigste Finanzierungs-
quelle der gesetzlichen Rentenversicherung. 19g3 entf ielen auf diesen posten 7g % der
Einnahmen. Der Bund leistete zuschüsse in Höhe von etwa einem Fünftel der Einnahmen
(1983: 31,0 Mrd. DM). Die übrigen Einnahmen, wie Vermögenserträge, Erstattungen
anderer lnstitutionen u. a., trugen zur Gesamtfinanzierung l gg3 nur 1,g % bei.

Durchschnittliches
Netto-Jahres-
arbeitsentgelt
der versrcherten
Arbeitnehmer

Jahres-Standardrente
(Rente eines Durchschnrtts-
verdieners nach
40 Versicherungsjahren)

(Jahres-Standardrente in % des
durchschnrttl. Nettoaöeitsenlgelts)

63,8

59,1

,6 3

57,O 56,3
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Betrachtet man die zentrale Bedeutung der Beitragszahlungen, wird deutlich, wo sich

Probleme für die Rentenfinanzierung ergeben können. Bleibt das Verhältnis zwischen

Beitragszahlern und Rentenempfängern konstant, arbeitet das umlageverfahren ohne

größeie probleme. Ergibt sich aber kurz- bzw. längerfristig eine steigende Zahl von

äentenempfängern je Beitragszahler, muß durch geeignete politische Maßnahmen

(BeitragserhÖhungen, geringere Anpassung der Rente u'a) versucht werden' das

System wieder ins Gleichgewicht zu bringen.

Eine solche Entwicklung ist in den vergangenen Jahren in der Bundesrepublik eingetre-

ten. Die Arbeitslosigkeit stieg an, entsprechend ging die Zahl der Beitragszahler zurück;

die Löhne und Gehälter erhöhten sich nicht im erwarteten Maße, was ebenfalls Einfluß auf

die Beitragseinnahmen hatte, und zugleich nahmen die Rentenzahlungen weiter zu' Dies

führte mehrfach zu BeitragserhÖhungen, zuletzt zum 1. Juni 1985, als der Beitrag zur

gesetzlichen Rentenversicherung von 18,7% aut 19,2% des Bruttolohns bzw. -gehalts

heraufgesetzt wurde.

schwerwiegende Probleme zeichnen sich für das derzeitige system der Rentenfinanzie-

rung ab, *.nn ."n die langfristige Entwicklung betrachtet. Der Sachverständigenrat zur

Begutachtung der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung hat dargestellt, daß sich die

Rei-ation zwischen aktiver Generation (20- bis 601ährige) und nicht mehr im Arbeitsleben

stehender Generation (über 60jährige) bis etwa 1990 leicht verbessern, dann aber bis

zum Jahr 2030 rapide verschlechtern wird. (Diesen Berechnungen liegt die Annahme

konstanter Geburtenhäufigkeit zugrunde). wollte man das Rentenniveau im gleichen

Verhältnis zu den Arbeitsentgelten beibehalten wie bisher, würde dies nach Berechnun-

gen des sachverständigenrates Beitragssätze von etwa 30 % f ür die Erwerbstätigen des

Jahres 2030 bedeuten (Jahresgutachten 1983/84, S' 220)'

9.5 Gesetzliche Krankenversicherung
Dem Bereich Gesundheit werden im Sozialbudget die gesetzliche Kranken- und Unfall-

versicherung, die Entgeltfortzahlung im Krankheitsfall durch den Arbeitgeber, die Beihil-

fen im öffentlichen Dienst bei Krankheit, Mutterschaft und Tod und die Aufwendungen für

den öffentlichen Gesundheitsdienst (Beratung und Aufklärung in gesundheitlichen Fra-

gen, Verhütung und Bekämpfung von Krankheiten usw ) zugerechnet'

Für die finanzielle Absicherung des Krankheitsrisikos spielt die gesetzliche Krankenversi-

cherung eine entscheidende Rolle. Pflichtmitglieder sind Arbeiter und Angestellte, deren

regelmäßiger Jahresverdienst die Beitragsbemessungsgrenze nicht übersteigt, sowie

RJntner, Auszubildende, Studenten und Arbeitslose. Ferner sind die landwirtschaftlichen

Unternehmer und ihre mitarbeitenden Familienangehörigen sowie einige kleinere Grup-

pen von Selbständigen pflichtversichert.

1983 standen insgesamt fast 57 Mill. Personen unter dem schutz der gesetzlichen

Krankenversicherung. Rund 21 Mill. waren Pflichtmitglieder, 4,6 Mill' freiwillige Mitglieder

und 10 Mill. Rentner.2l Mill. waren als Familienangehörige mitversichert. lnsgesamt
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gehörten über 90 % der Bevölkerung der gesetzlichen Krankenversicherung ani 8oÄ det
Bevölkerung waren Mitglieder privater Kassen, nur etwa 0,3 % hatten keinen Krankenver-
sicherungsschutz.

lm Jahre 1983 beliefen sich die Ausgaben der gesetzlichen Krankenversicherung auf
100,5 Mrd. DM;das entspricht einem Anteil von fast 20 % am Sozialbudget bzw. von rund
6 t:o am Bruttosozialprodukt.

Zwischen 1970 und 1983 haben sich die Ausgaben der gesetzlichen Krankenversiche-
rung vervierfacht. Besonders ausgeprägt war die Expansion zu Beginn der siebziger
Jahre mit einer durchschnittlichen jährlichen Steigerung der Ausgaben je Mitglied von
über 17Y. (1970 bis 1975). Vor allem die Entwicklung bei den Krankenhauskosten
machte sich hier bemerkbar; sie stiegen zwischen 1970 und 1975 jährlich um durch-
schnittlich 22%.Die dann einsetzenden Bemühungen, durch eine Vielzahl von Maßnah-
men den weiteren Kostenanstieg im Gesundheitswesen zu dämpfen, brachten gewisse
Erfolge. lm Verlauf der zweiten Hälfte des Jahrzehnts stiegen die Kosten - je Mitglied -
nur noch um durchschnittlich knapp 7 % . 1982 lag die Steigerung nur noch bei 0,8 %. ln
den Jahren 1983 und 1984 waren dagegen wieder kräftige Kostenerhöhungen zu
verzeichnen.

Tab. 3: Ausgaben in der gesetzlichen Krankenversicherung
Durchschnittliche jährliche Steigerungsraten in Prozent

1970-1975 1975-1980 1981 1982

Ausgaben je Mitglied
lnsgesamt

davon für:
Arztliche Behandlung
Zahnärzlliche

Behandlung
Zahneßalz
Arzneien aus Apotheken
Heil- und Hilfsmittel
Stationäre Behandlung

6,9 6,2

5,2 6,3

17,4

13,5

0,8

17,2
35,8
14,0
28,5
21 ,7

4,8
10,7
6,0

12,3
b,b

6,5
9,2
7,3
6,9
6,2

2,3

2,3
- 14,1

0,7
- 4,7

8,0

Diese Entwicklung spiegelt sich auch in den Beitragssätzen wider. Die Krankenversiche-
rungen, die sich zu rund g5 % aus Beiträgen finanzieren, konnten die Mehrausgaben trotz
gestiegener Arbeitsentgelte nicht durch zusätzliche Einnahmen ausgleichen. Daher
mußte der Beitragssatz von 8,2%o des Grundlohns im Jahr 1970 auf 10,4 % im Jahr 1975
und auf 11,3% 1976 erhöht werden. Seither sind die Beiträge nur noch geringfügig
gestiegen bzw. zum Teil sogar gesenkt worden. Der bisherige Höchststand lagbei 12%
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im Jahr 1982, derzeit müssen 1 1 ,8 % des Grundlohns von Arbeltgebern und Arbeitneh-
mern zu gleichen Teilen für die Krankenversicherung aufgebracht werden.

Abb, 4: Ausgaben der gesetzlichen Krankenversicherung
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1 983 entfielen 31 % der Ausgaben der gesetzlichen Krankenkassen auf Arzt-,Zahnarzl-
und Zahnersatzleistungen, ebenfalls 31 % mußten für Krankenhauskosten aufgebracht
werden, weitere 20% tÜr Arzneien sowie Heil- und Hilfsmittel.

9.6 Arbeitsförderung
Zum Maßnahmenkatalog der ArbeitsfÖrderung gehören neben den Leistungen bei

Arbeitslosigkeit (Zahlung von Arbeitslosengeld und -hilfe) und bei Zahlungsunfähigkeit
des Arbeitgebers (Konkursausfallgeld) auch Maßnahmen zur Erhaltung und Schaffung
von Arbeitsplätzen (Kurzarbeitergeld, Schlechtwettergeld), die Arbeitsvermittlung sowie

die Förderung der beruflichen Bildung und die Gewährung von berufsfördernden Leistun-
gen zur Rehabilitation, Somit wurden über den Versicherungsschutz bei Arbeitslosigkeit
hinaus (eingeführt im Jahr 1927) neue Akzente der Arbeitsmarktpolitik dadurch gesetzt,

daß die Unterhaltszahlungen an Arbeitslose in immer slärkerem Umfang durch gezielte

Förderungsmaßnahmen zur beruflichen Qualifizierung von Personen ohne Beschäfti-
gung ergänzt werden.

Die Leistungen der Arbeitsförderung umfaßten 1983 42 Mrd. DM, gegenüber 18 Mrd. DM
.1975 und 4 Mrd. DM 1970. lm Hinblick auf die Ausgaben war die Arbeitsiörderung damit

1983 die drittgröBte lnstitution im Rahmen der sozialen Sicherung'

von den Gesamtausgaben wurden 1983 18 Mrd. DM für Arbeitslosengeld und 7,2Mrd.
DM für Arbeitslosenhilfe aufgewendet, zusammen flossen also 60 % der Ausgaben in die

unmittelbare Unterstützung von Arbeitslosen.
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Abb. 5: Arbeitsförderung 1983
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Dabei erhielten im Jahresdurchschnitt 1,05 Mill. Personen Arbeitslosengeld und 485000
Arbeitslosenhilfe. Das bedeutet, daß von den Arbeitslosen bei weitem nicht alle Anspruch
auf Leistungen hatten. Nach einer Strukturuntersuchung der Bundesanstalt für Arbeit
Ende September 1983 erhielten 29% der Arbeitslosen keine Unterstützung durch das
Arbeitsamt. 1980 hatten ersl 24Y" der Arbeitslosen keine Leistungen bezogen, 1975
waren es 14%. ln dieser Entwicklung zeigen sich zwei Hauptaspekte: lmmer mehr
Arbeitslose sind so lange ohne Beschäftigung, daß ihre Ansprüche erschöpft sind, und
immer mehr arbeitslose Berutsanfänger erfüllen nicht den Anspruch auf Leistungen.
Zugleich wirkt sich aus, daB seit 1975 durch eine Reihe von Gesetzesänderungen der
Kreis der Leistungsberechtigten kleiner geworden ist bzw. die Dauer des Leistungsbe-
zugs verkürzt wurde.

Der Umfang der Leistungen lag 1983 beim Arbeitslosengeld bei 68% des letzten
Nettoeinkommens für Arbeitslose mit Kindern und bei 63 % für Arbeitslose ohne Kinder.
Die Arbeitslosenhilfe erreicht 58 % des letzten Nettoeinkommens. (Weitere Angaben
vgl. 3.7.)

Neben den Ausgaben zur Unterstützung von Arbeitslosen waren die Förderung der
beruflichen Bildung und das Kurzarbeitergeld weitere wichtige Ausgabenposten; hierfür
wurden 1983 jeweils rund 3,6 Mrd. DM oder 8,6% aufgebracht.

Die Maßnahmen der Arbeitsförderung werden überwiegend aus Beiträgen der Arbeitneh-
mer und Arbeitgeber zur Arbeitslosenversicherung finanziert. Außerdem werden Umla-
gen von den Arbeitgebern erhoben, die zur Finanzierung des Konkursausfallgeldes und
der Winterbau-Umlage dienen. Darüber hinaus trägt der Bund dle Arbeitslosenhilfe; er ist
auch verpflichtet, Darlehen und Zuschüsse zu gewähren, wenn die Bundesanstalt für

42
D

Aus-
gaben
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Tab. 4: Daten der Arbeitsförderung

Gegenstand der Nachweisung 1 970 1975 1980 1983

Arbeitslose
Empfänger von Arbeitslosengeld

und Arbeitslosenhilfe

Bundesanstalt für Arbeit:
Einnahmen

darunter: Beiträge
Ausgaben

darunter: für Arbeitslosigkeit2

1 000
1 074

817

MiII. DM
I 2341 19 050
7 786 17 321

18 076 22843
7 057 9 966

149

113

889

576

2258

1 500

3 574
3 097
3 907

722

31 039
28 672
42 040
25 697

1 Ohne 7 282 Mill. DM Darlehen und zuschüsse des Bundes gemäß § ',l87 Arbeitslörderungsgesetz (AFG)
2 Einschließlich Unterstützungen aus der Arbeitslosenhilfe aus Mitteln des Bundes

Arbeit ihre Leistungen nicht aus eigenen Einnahmen und ihrer Rücklage finanzieren kann.

Dies ist in den Jahren seit 1981 der Fall gewesen.

1 984 gingen die Ausgaben der Bundesanstalt fur Arbeit gegenÜber dem Voriahr zurück,

obwohl die Arbeitslosigkeit nahezu unverändert geblieben war. Dieser AusgabenrÜck-
gang ist im wesentlichen dadurch entstanden, daß - wie bereits dargestellt- immer mehr

Arbeitslose keinen Anspruch aut Arbeitslosengeld haben bzw. dieser Anspruch ausge-

schöpft ist. Die Arbeitslosenhilfe, die dann unter bestimmten Voraussetzungen gezahlt

wird, finanziert aber nicht die Bundesanstalt für Arbeit, so daß sie deren Etat nicht

belastet.

Der entstandene Überschuß führte zu einer Beitragssenkung zum 1. Juni 1985. Arbeit-

nehmer und Arbeitgeber müssen jeweils nur noch 2,1 % (statt 2,2oÄ) des Bruttoeinkom-

mens für die Arbeitslosenversicherung aufbringen.

9.7 Sozialhilfe
Anspruch auf Sozialhilfe hat jeder, der sich in einer Notlage befindet, die er nicht aus
eigenen Kräften und Mitteln beheben kann. Die Sozialhilfe greift immer dann ein, wenn
andere Personen, andere Sozialleistungssysteme oder sonstige Stellen Leistungen nicht
vorsehen oder keine zulänglichen Hilfen erbringen.

1983 wurden rund 19,9 Mrd. DM im Rahmen der Sozialhilfe ausgegeben, 17,6 Mrd. DM

für die Sozialhilfe im engeren Sinne (nach dem Bundessozialhilfegesetz), rund 2 Mrd. DM

zusätzlich für Leistungen der Länder und der Sozialhilfeträger (2. B. Leistungen für Blinde,
Strafgefangene, Behinderte in Werkstätten, Weihnachtsbeihilfen u. ä.).
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Die Sozialhilfe im engeren Sinn umfaßt die Hilfe zum Lebensunterhalt sowie die Hilfe in

besonderen Lebenslagen. Die Hilfe zum Lebensunterhalt deckt Grundbedürfnisse des
täglichen Lebens ab. Sie muß häufig dann in Anspruch genommen werden, wenn
gegenüber der Rentenversicherung nur unzureichende Versorgungsansprüche beste-
hen oder wenn der Verlust des Arbeitsplatzes Einkommensausfälle mit sich bringt. Die
Hilfe in besonderen Lebenslagen dient der Behebung von speziellen sozialen Notständen
(2. B. Hilfen während einer Krankheit oder für Behinderte). Beide Leistungen werden
sowohl in als auch außerhalb von Einrichtungen (2. B. Pflegeheime, Altenheime, Anstal-
ten) gewährt.

1983 wurden insgesamt 2,4 Mill. Personen durch die Sozialhilfe unterstützt. 1,7 Millionen
bezogen laufende Hilfe zum Lebensunterhalt und 1,0 Millionen Hilfe in besonderen
Lebenslagen. (Eine Person kann beide Hilfearten beziehen;daher ist die Gesamtzahlder
Leistungsfälle größer als die Gesamtzahl der unterstützten Personen.) 24o/o der Hilte-
empfänger wurden durch Hilfe in Einrichtungen versorgt.

Bezogen auf die Gesamtbevölkerung erhielten von den männlichen Einwohnern 3,2%,
von den weiblichen Einwohnern 4,7 % Sozialhilfe. Besonders viele Empfänger sind ältere
Frauen, die aufgrund mangelnder (eigener) früherer Erwerbstätigkeit keine oder zu
niedrige Rentenansprüche haben.

Tab. 5: Sozialhilfe - Empfänger und Ausgaben

Einheit 1970 1980 1982 1983

Sozialhilfeempfänger
Frauen
Frauen über 60 Jahre alt
Ausländer

Ausgaben der Sozialhilfe

1 491 ,1
62,6
30,0

1,3
3,3

2144,1
59,7
24,4

t,o
13,3

2 319,5
58,4
21 ,6

8,8
16,3

2 436,8
56,6
19,9
9,0

17,6

000
o//o
o//o

/o

Mrd. DM

Von 1970 bis 1983 stieg die Zahl der Sozialhilfeempfänger um 63%. Die Zahl der
Ausländer und Staatenlosen in dieser Gruppe erhöhte sich im gleichen Zeitraum um das
Zehnfache. Dies ist vermutlich auf die zunehmende Zahl von Asylbewerbern zurückzu-
führen, die zur Bestreitung ihres Lebensunterhalts bis zur Entscheidung über ihren
Asylantrag zunächst auf Sozialhilfe angewiesen sind. ln den letzten Jahren kamen vor
allem Arbeitslose hinzu, die keinen Anspruch auf Arbeitslosengeld oder -hilfe (mehr)
haben.

Wesentlich stärker als die Gesamtzahl der Empfänger erhöhten sich zwischen 1970 und
1983 die Ausgaben für Sozialhilfe, und zwar von 3,3 Mrd. DM auf 17,6 Mrd. DM, also auf
mehr als das Füntfache. Die Gründe für die Ausgabenerhöhung liegen neben der
Ausweitung des anspruchberechtigten Personenkreises und einer stärkeren lnanspruch-
nahme der Sozialhilfeleistungen durch die Hilfesuchenden auch in beträchtlichen Lei-
stungserhöhungen insbesondere in den siebziger Jahren.
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Die Finanzierung der Leistungen fällt überwiegend den kommunalen Gebietskörper-
schatten zu. Ausgabensteigerungen in einer Größenordnung von 11,4T" (1981), 10,5 %
(1982) oder 7,6% (1983) stellen eine große Belastung für die Gemeinden dar - auch
wenn man berücksichtigt, daß die Länder (durch den Finanzausgleich) sowie Soziallei-
stungsträger und Unterhaltspflichtige (durch Ersatzleistungen) an der Finanzierung der
Sozialhilfe beteiligt sind.

Zwar wurden im Haushaltsstrukturgesetz 1981 und im Haushaltsbegleitgesetz 1983
Einsparungen im Bereich der Sozialhilfe beschlossen (2. B. geringere Erhöhung der
Regelsätze, Verminderung der Mehrbedarfszuschläge sowie eine neue Anpassungsre-
gelung bei den Pflegegeldsätzen), nach wie vor appellieren die Gemeinden jedoch an den
Gesetzgeber und die Öffentlichkeit, für eine Entlastung ihrer Kassen zu sorgen. lm Laufe
des Jahres 1983 mußten die kreisfreien Städte Über 20000 Einwohner (ohne Stadtstaa-
ten) durchschnittlich 264 DM je Einwohner für Leistungen nach dem Bundessozialhilfege-
setz aufbringen, bei den drei Stadtstaaten (Berlin, Hamburg, Bremen) waren es durch-
schnittlich 591 DM je Einwohner.

9.8 Kindergeld
Das Kindergeld hat im Rahmen der staatlichen Leistungen fÜr Familien zentrale Bedeu-
tung. Es ist die häufigste staatliche Transferzahlung überhaupt.

1983 bezogen 6,6 Mill. Berechtigte Kindergeld tÜr 11,2 Mill. Kinder. Hinzu kommen 3 Mill.

Kinder von Angehörigen des öffentlichen Dienstes, die das Kindergeld von ihren
Arbeitgebern direkt erhalten.

1975 wurde 7,3 Mill. Berechtigten für 14,1 Mill. Kinder Kindergeld gewährt (ohne Kinder
von Angehörigen des öffentlichen Dienstes). Den rückläufigen Kinderzahlen standen bis
1981 steigende Ausgaben gegenüber, da die Kindergeldsätze mehrfach erhöht wurden.
Die staatlichen Sparmaßnahmen führten dann zu einem deutlichen Ausgaberückgang.
1975 brachte der Bund, der die Mittel für das Kindergeld zur Verfügung stellt, 11,5 Mrd.
DM fürdas Kindergeld auf, 1981 waren es 14,6 Mrd. DM, 1983 11,5 Mrd. DM. Fürdas
Kindergeld der Angehörigen des öffentlichen Dienstes wurden 1983 zusätzlich rund 4,1

Mrd. DM aufgewendet, gegenüber 3,1 Mrd. DM .l975 und 4,6 Mrd. DM 1981.

Von den Kindern, für die Kindergeld gezahlt wurde, waren 1983 57% Erstkinder, 30%
Zweitkinder und 13 % dritte und weitere Kinder. Gegenüber 1 975 hat damit der Anteil der
Erstkinder leicht zu-, der Anteil der dritten und weiteren Kinder leicht abgenommen.

Alle diese Angaben sind vor dem Hintergrund zu sehen, daß das Kindergeld seit 1975 für
alle Kinder unter 1 6 Jahren gewährt wird - unabhängig von der Bedürftigkeit der Familie -,
seine Höhe richtet sich jedoch (seit Januar 1983) ab dem zweiten und weiteren Kindern
nach dem Einkommen der Eltern. Für das erste Kind werden allgemein 50 DM gezahlt, für
das zweite Kind mindestens 70 DM, für das dritte und weitere mindestens 140 DM. Die
entsprechenden Höchstbeträge liegen bei 100 DM,220 und 240 DM.
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Tab. 6: Kindergeld (ohne öffentlichen Dienst)

Gegenstand der Nachweisung Einheit 1975 1 981 1 983

Berechtigte insgesamt

davon: Deutsche
Ausländer

Kindel insgesamt

davon: Deutsche
Ausländer

Ausgezahlte Beträge

1 000

1 000
1 000
1 000

1 000
1 000

MiII. DM

7 333

6 452
881

14 065

12 085
1 980

11 530

6 905

6119
786

12 299

10 470
1 829

14 610

6 553

5 809
743

11164

I 554
1 610

11 505

'1 Für die an die Empfangsberechtigten Kindergeld gezahlt wurde.

Über die Vollendung des 16. Lebensjahres hinaus wird Kindergeld für Jugendliche in
einer Schul- oder Berufsausbildung sowie für arbeitslose Jugendliche gezahlt. Vor dem
Hintergrund zunehmender Jugendarbeitslosigkeit (siehe Kap. 3.7), die nicht zuletzt eine
große finanzielle Belastung für die betroffenen Familien darstellt, wird seit 1. Januar 1985
Kindergeld nicht nur für arbeitslose 16- bis 18jährige, sondern auch für 18- bis 21jährige
ohne Beschäftigung gezahlt.

205



10 Rechtspflege

10.1 Einführung
Eine der wichtigsten Aufgaben des Rechtsstaates besteht darin, lür die Verwirklichung
und Einhaltung des von der Volksvertretung gesetzten Rechts zu sorgen. Bei einer von
der Gewaltenteilung bestimmten Verfassung -wie dem Grundgesetz- fällt diese Aufgabe
der sogenannten ,,dritten" Gewalt, der Rechtsprechung, zu.

Zur Rechtspflege gehört aber nicht nur das Tätigwerden der Gerichte, in denen von
unabhängigen Richtern Recht gesprochen wird, sondern auch die Vollstreckung dessen,
was für Recht befunden wurde, beispielsweise im Strafuollzug oderdurch Gerichtsvollzie-
her. lm weiteren Sinn kann man auch die Tätigkeit der Polizei als Teil der Rechtspflege
sehen, soweit sie mit der Verhinderung von Straftaten einerseits und der Ermittlung von
Tatverdächtigen in Strafsachen andererseits befaßt ist.

10.2 Gerichte
Die Gerichtsbarkeit umfaßt zum einen die ordentlichen Gerichte, die 1ür Zivil- und

Strafsachen zuständig sind, zum anderen die besonderen Gerichte, die sich mit Arbeits-,

Sozial-, Verwaltungs- bzw. Finanzrechtsfragen befassen Jeder dieser Zweige der
Gerichtsbarkeit ist in mehrere Ebenen oder lnstanzen gegliedert (bei den ordentlichen
Gerichten vier: Amtsgericht - Landgericht - Oberlandesgericht - Bundesgerichtshof ; bei

Arbeits-, Verwaltungs- und Sozialgerichten drei und bei den Finanzgerichten zwei).
Grundsätzlich besteht immer die Möglichkeit, gegen die Entscheidungen der Eingangsin-
Stanzen Rechtsmittel einzulegen und damit diese Entscheidungen in Berufungs- oder
Revisionsverfahren durch höhere Gerichtsinstanzen überprüfen zu lassen. (Dabei richtet
sich die Berufung gegen die tatsächliche, die Revision gegen die rechtliche Würdigung
des Falles.)

Tab. 1 : Gerichte am 1. Januar 1983

Zivil- und Strafgerichte
Amtsgerichte
Landgerichte
Oberlandesgerichte

Arbeitsgerichte (erstinstanzliche)
Verwaltungsgerichte (erstinstanzliche)
Sozialgerichte (erstinstanzliche)
Finanzgerichte (erstinstanzliche)
Bundesgerichte

665
552

93
20
95
34
50
14
8
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Am 1. Januar 1983 gab es im Bundesgebiet insgesamt 665 Gerichte, die in Zivil- und
Strafsachen tätig waren. Darüber hinaus bestanden 95 (erstinstanzliche) Arbeitsgerichte
und insgesamt 98 (erstinstanzliche) Verwaltungs-, Sozial- und Finanzgerichte.

Die Rechtsprechung wird grundsätzlich durch die Gerichte der Länder ausgeübt. Als
letzte lnstanz können in der Regel die acht Bundesgerichte (Bundesverfassungsgericht,
Bundesgerichtshof, Bundesverwaltungsgericht, Bundesfinanzhof, Bundesarbeitsgericht,
Bundessozialgericht, Bundespatentgericht, Bundesdisziplinargericht) angerufen
werden.

Unter den Bundesgerichten hat das Bundesverfassungsgericht als ,,Hüter der Verfas-
sung" einen besonderen Rang. Seinem Status nach ist es zugleich Gericht und
Verfassungsorgan. Neben der Klarstellung der verfassungsmäßigen Ordnung und der
Entscheidung bei Verfassungsstreitigkeiten zwischen Staatsorganen ist es auch zur
Wahrung der Grundrechte des einzelnen Bürgers berufen. Zu seiner umfassenden
Kompetenz gehört darüber hinaus auch die Prüfung, ob Bundes- und Landesrecht mit
dem Grundgesetz und ob Landesrecht mit Bundesrecht vereinbar ist (Normenkontrolle).
Es besteht aus zwei Senaten mit jeweils acht Richtern, die je zur Hälfte vom Bundestag
(durch einen Wahlmännerausschuß) und vom Bundesrat gewählt werden. lhre Amtszeit
dauert zwölf Jahre; sie können nicht wiedergewählt werden.

An den Gerichten waren am 1. Januar 1983 insgesamt 16922 Richter (im Landes- und
Bundesdienst) tätig, gegenüber 12954 zum Jahresbeginn 1 971 . Die Zahl der Staatsan-
wälte betrug 1983 3680 (1971: 2709), die der Rechtsanwälte 34576 (1971: 18240).
Außerdem waren 6913 Anwaltsnotare (1971:5358) und 964 Notare (1971:802)
zugelassen.

Diese deutliche Zunahme der Anzahl der in der Rechtspflege tätigen Personen wird
verständlich, wenn man sie im Zusammenhang mit dem steigenden Geschättsanfall bei
den meisten Gerichten siehl (vgl. Tab. 2).

Allein bei den Amtsgerichten wurden 1981 1,3 Mill. Zivilverfahren (darunter rund 310000
Familiengerichtsverfahren) und 1,4 Mill. Stratverfahren erledigt. Das waren um annä-
hernd die Hälfte mehr Zivil- und etwa doppelt so viele Strafverfahren wie 1970. Hierbei ist
zu berücksichtigen, daß der Geschäftsanfall bei den Amtsgerichten durch die Einrichtung
der Familiengerichte ab Mitte 1977 sprunghaft anstieg. Bis 1977 waren die Landgerichte
für Ehesachen zuständig. Auch bei den Arbeitsgerichten, den Verwaltungsgerichten und
den Finanzgerichten hat sich der Geschäftsanfall innerhalb der letzten Jahre beträchtlich
erhöht.

Ursache für diese Entwicklung dürfte bei den Strafgerichten die wachsende Zahl der
Straftaten sein (vgl. 10.3.1). Bei den übrigen Gerichten sind die Gründe weniger
offenkundig, möglicherweise spielt aber die größere Bereitschaft, sich auf gerichtlichem
Wege gegen vermeintliche oder tatsächliche Ungerechtigkeiten zur Wehr zu setzen, eine
Rolle.
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Tab.2: Erledigte Verfahren bei ausgewählten Gerichtenl

Gerichtely'erfahren 1 970 1 983

Amtsgerichte
(Zivilgerichte, ohne Familiengerichte)
Erledigte Verfahren

Familiengerichte2
Erledigte Verfahren
darunter Scheidungsverfahren

Amtsge richte (Strafgerichte)
Erledigte Verfahren
davon Verbrechen

Vergehen
Ordnungswidrigkeiten
Übertretungen

Arbeitsgeichte
Erledigte Klagen
darunter Gegenstand der Klage:
Arbeitsentgelt

Sozialgerichte
Erledigte Klagen
darunter Gegenstand der Klage:
Rentenversicherung der Arbeiter
und Angestellten

VeMaltungsgerichte
Erledigte Klagen

Finanzgerichte
Erledigte Verfahren

Bundesveiassungsgericht (Erster und Zweiter Senat)
Erledigte Verfahren
Eingereichte Verfassungsbeschwerden
Eingereichte Normenkontrollverfahren

863 472

187 084

111 408

152768

82 150

48 849

20 0273

977 0644

390 867
157 642

1 519 570
6 996

772 539
740 035

x

371 797

151 562

168 214

53 041

136 4825

52702s

3 628
3 828

75

x
x

734 6563
11 581

497 139
213 010

12 926

1 660
1 606

60

1 Da nur ausgewählte Gerichte aufgeführt sind, liegt die Gesamtzahl der erledigten Gerichtsverfahren wesentlich
höher als die Summe der hier angegebenen Werte.

2 1977 neu eingerichtet.
3 1971,
4 1981.
5 1982.
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10.3 Straffälligkeit

10.3.1 Tatermittlung
1983 sind bei den Polizeidienststellen 4,3 Mill. Straftaten (ohne Straßenverkehrsdelikte)
bekanntgeworden. Schwer abzuschätzen ist die Dunkelziffer, d. h. die Zahl der Straftaten,
die unbekannt bleiben oder nicht angezeigt werden. Von den gemeldeten Straftaten
konnten 45% aufgeklärt werden; in diesen Fällen wurde nach dem polizeilichen
Ermittlungsergebnis zumindest ein namentlich bekannter Tatverdächtiger festgestellt.
1970 waren von 2,4 Mill. Straftaten 48 % aufgeklärt worden.

Um einen Vergleich unabhängig von der veränderten Bevölkerungszahlzu ermöglichen,
werden die Straftaten je 1000 Einwohner berechnet. 1970 wurden je 1000 Einwohner
knapp 40 Straftaten bekannt, 1983 waren es 78Y" mehr, nämlich 7.1 .

Häufigste Straftat ist seit Jahren der Diebstahl. 1983 sind 2,6 Mill. Diebstahlsfälle
bekanntgeworden, gegenüber 2730 Fällen von versuchtem oder vollendetem Mord oder
Totschlag. Die Aufklärungsquote ist in der Regel relativ stark von der Schwere des
Verbrechens bzw. Vergehens abhängig. So wurden z. B. 1983 nur 31 % aller Diebstähle,
aber95% aller Mord- und Totschlagsfälle (einschließlich Fälle von versuchtem Mord oder
Totschlag) aufgeklärt.

Tab. 3: Straftaten und Aufklärungsquote

Jahr Bekanntgewordene Straftaten Aufklärungsquote

insgesamt auf 1 000 Einwohner o//o

1 960
1 970
1 980
1 983

37
40
62
71

65,6
48,3
44,9
45,1

2 034 239
2 413 586
3 815 774
4 345 107

1 0.3.2 Strafverfolgung
Die Polizei ist als Hilfsorgan der Staatsanwaltschaft verpflichtet, alle ihr durch Strafanzei-
ge oder anderweitig bekanntgewordenen Straftaten zu verfolgen und den Sachverhalt
gründlich und umfassend zu ermitteln.

Nach Abschluß dieses Ermittlungsverfahrens entscheidet die Staatsanwaltschaft, ob sie
Anklage erhebt, einen Strafbefehl beantragt (hier dürfen nur Geldstrafen verhängt
werden), Auflagen erteilt oder das Verfahren einstellt. Wird Anklage erhoben, muß das
Gericht auf der Basis des ermittelten Sachverhalts entscheiden, ob ein Hauptverfahren
eröffnet wird.
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Dieses Strafuerfahren kann zu einer Verurteilung führen, es kann aber auch mit
Freispruch des Angeklagten, mit Einstellung des Verfahrens oder damit enden, daß von
einer Strafe abgesehen wird.

Erst die Erläuterung dieser Zuammenhänge macht verständlich, wieso die Zahl der
ermittelten Tatverdächtigen so viel höher liegt als die Zahl der Verurteilten. Hinzu kommt,
daß eine große Zahl von Personen (im Zusammenhang mit verschiedenen Delikten)
mehrfach als tatverdächtig erfaßt wird, aber nur einmal im Rahmen der Stratverfolgungs-
statistik erscheinl. lnsgesamt sind also die Angaben zu den Tatverdächtigen und die der
Verurteilten nur bedingt vergleichbar.

Tab.4: Strafen 1970 und 1983
a) Nach allgemeinem Strafrecht erkannte Strafen

Art der Strafe 1 970 1 983

Freiheitsstrafe
davon:
bis einschließlich 1 Jahr
mehr als 1 Jahr bis einschließlich 5 Jahre
mehr als 5 Jahre bis einschließlich 15 Jahre
lebenslang

Strafarrest
Geldstrafe (allein)

lnsgesamt

BB 248 118638

79 100
I 676

402
70

626
464 81 8

553 692

101 01 1

16 131
1 428

68

575
51 6 892

636 105

b) Nach Jugendstrafrecht erkannte Jugendstrafen bzw. sonstige Maßnahmen

Art der Strafe bzw. Maßnahmen 1 970 1 983

Jugendstrafe
darunter: 6 Monate bis einschließlich 1 Jahr

Zuchhrtd (2. B. Arrest, Zahlung
eines Geldbetrages, Verwarnung)

Erziehungsmaßregeln (2. B. Erteilung von Weisungen)
Strafen bzw. Maßnahmen insgesamtl
dagegen Verurteilte insgesamt

11 687
8 318

101 061
13153

1 25 901
89 593

21 659
14 267

1 00 866
59 514

1 82 039
148 552

1 StrafenundMaßnahmenkönnennebeneinanderangeordnelwerden,sodaßihreGesamtzahlhöheristalsdieZahl
der Verurteilten.
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Abb. 1: Verurteilte 1983 nach Delikten
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1 L4ord, Totschlag, gegen die sexuelle Selbstbestimmung, Beleidigung usw.
2 Raub, Erpressung, Begünstigung, Hehlerei, Sachbeschädigung usw.

Bezieht man die Straßenverkehrsdelikte ein, so wurden 1983 fast 784700 Personen im
Rahmen eines Strafgerichtsprozesses verurteilt, und zwar 39 % wegen Vergehen im
Straßenverkehr, 61 % wegen sonstiger Vergehen und Verbrechen.

Von den Personen, die nicht im Zusammenhang mit Vergehen im Straßenverkehr
verurteilt wurden, haben 1983 63 % eine Straftat gegen das Vermögen (2. B. Diebstahl,
Unterschlaguqg, Raub) begangen. Die Zahl derer, die wegen einer Straftat gegen die
Person (2. B. Mord, Körperverletzung) verurteilt wurden, liegt dagegen wesentlich
niedriger (1983 bei 14o/o der Verurteilten).

Je 100000 strafmündige Einwohner wurden 1983 insgesamt 1499 Personen verurteilt.
Unterscheidet man zwischen kriminologisch wichtigen Personengruppen, so ergibt sich
ein differenziertes Bild: Männer wurden 1983 annähernd sechsmal so oft straffällig wie
Frauen, Heranwachsende zweieinhalbmal so häufig wie Erwachsene.

Betrachtet man die Entwicklung der Verurteiltenzahlen während der letzten Jahrzehnte,
so zeigt sich, daß seit 1 961 die Stratfälligkeit leicht zugenommen hat. Bei den Frauen war
sogar eine deutliche Steigerung festzustellen;auch die Jugendkriminalität hat überdurch-
schnittlich zugenommen. Sehr viel häufiger als 1 961 kamen Täter aufgrund von Raub und
Erpressung mit dem Gesetz in Konflikt. Auch Diebstahl und Unterschlagung führten 1983
häufiger zur Verhängung einer Strafe als 20 Jahre zuvor. Demgegenüber ist die Zahl der

39,2%

60,8%
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Abb. 2: Wegen Verbrechen und Vergehenl Verurteilte
je 100000 Einwohner der gleichen Personengruppe
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/

Mannliche Jugendlichr \"

Mimnliche Erwachsene
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70
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Verurteilungen wegen Straftaten gegen die sexuelle Selbstbestimmung, wegen gemein-
gefährlicher Straftaten sowie wegen Straftaten gegen den Staat und die öffentliche
Ordnung zurückgegangen.

Von den im Rahmen eines Strafgerichtsprozesses Verurteilten wurden '1983 etwa
636000 Personen nach allgemeinem und fast 150000 Personen nach Jugendstrafrecht
verurteilt. Eine Freiheits- bzw. Jugendstrafe wurde 1983 in insgesamt knapp 140300
Fällen verhängt, wobei in 115300 Fällen auf eine Strafdauer von nicht mehr als einem
Jahr erkannt wurde.

10.3.3 Strafvollzug
Von den im Jahre 1983 Verurteilten wurden 7,4o/o in eine der 166 Justizvollzugsanstalten
des Bundesgebietes eingewiesen. Bei den übrigen wurde auf eine Geldstrafe erkannt
bzw. die ausgesprochene Freiheitsstrafe zur Bewährung ausgesetzt (vgl. 10.3.4).

ln den Justizvollzugsanstalten saßen am 31 . März 1983 48058 Strafgefangene sowie
185 Sicherungsverwahrte ein. Die Mehrzahl von ihnen, nämlich rund 26300, mußte mehr
als ein Jahr hinter Gittern verbringen. Fast 1 000 hatten sogar eine lebenslange
Freiheitsstrafe zu verbüßen.

Von den Strafgefangenen im Bundesgebiet waren nur 3,3 % Frauen. Hier zeigt sich, daß
trotz der in den letzten Jahrzehnten überdurchschnittlich gestiegenen Straffälligkeit (vgl.
10.3.2) Frauen immer noch weit weniger Straftaten begehen als Männer.
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Die Ergebnisse der Statistiken über den Strafvollzug verdeutlichen auch, daß Personen,
die bereits einmal mit dem Gesetz in Konflikt geraten sind, häufig erneut straffällig
werden. Von den am 31. März 1983 einsitzenden Strafgefangenen und Sicherungsver-
wahrten waren knapp drei Viertel (34847) bereits vorbestraft. Mehr als ein Viertel hatte
sogar fünf oder mehr Vorstraien aufzuweisen.

Tab. 5: Strafgefangene am 31. März 1983

Voraussichtliche Vollzugsdauer Stratgefangene

insgesamt darunterFrauen

Bis einschließlich 1 Jahr
1 bis einschließlich 5 Jahre
5 bis einschließlich 15 Jahre
Lebenslang
Unbestimmte Vollzugsdauer

lnsgesamt

21 310
20 689

4 654
988
417

48 058

908
533
105
39
I

1 594

1 0.3.4 Bewährungshilfe
Personen, bei denen die gesamte strafe oder ein strafrest ,,zur Bewährung" ausgesetzt

ist, können der Bewährungsaufsicht unterstellt werden. Dies geschieht vor allem dann,

wenn von dem Verurteilten erwartet werden kann, daß er nicht erneut straffällig wird' ln

der Regel wird davon nur bei kurzer Strafdauer, etwa bis zu einem Jahr, Gebrauch

gemacht.

1 983 übten die 1 855 hauptamtlichen Bewährungshelfer 1 14659 Bewährungsaufsichten

aus. 1970 standen 616 Bewährungshelfern 39500 Bewährungsaufsichten gegenüber.

Auf jeden (hauptamtlichen) Bewährungshelfer entfielen damit 1983 im Durchschnitt 62

Bewährungsaufsichten (1 970: 64).

Gemessen an der Gesamtzahl der Bewährungsaufsichten werden zur Zeit im Laufe eines

Jahres knapp ein Drittel der Aufsichten beendet; hiervon wurden 1983 rund 63%

ertolgreich und knapp 37% durch Widerruf abgeschlossen. ln diesem Fall nutzten die

Verurteilten ihre Chancen nicht und mußten ihre Stra{everbÜßen. Von den2770 Frauen,

die 1983 ihre Bewährungsaufsicht beendeten, mu ßten sogar nur 22% ihre (Rest-)Strafe

antreten.
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11 Offentliche Haushalte

11.1 Die Aufgaben des Staates
Wandlungen in der Auffassung vom Staat und seinen Aufgaben lassen sich besonders
deutlich aus den Ansprüchen der Bürger an das Leistungsangebot im öffentlichen Bereich
ablesen. Lange Zeit hatte der Staat in erster Linie die allgemeinen Rahmenbedingungen
für ein geordnetes Zusammenleben zu setzen und den Schutz nach außen zu sichern. ln

neuerer Zeit werden ihm eine Vielzahl zusätzlicher Leistungen abverlangt. Die Sorge für
Bildung und Ausbildung, die soziale Sicherung, die Mitwirkung bei der Versorgung mit
Wohnraum sind hierfür nur einige Beispiele. Auch im wirtschaftlichen Bereich wird der
Staat zunehmend in die Pflicht genommen. Über die traditionelle Aufgabe der Bereitstel-
lung und Verbesserung der lntrastruktur hinaus hat er - entsprechend den allgemeinen
Leitlinien der Wirtschaftspolitik - alles zu tun, um wirtschattliche Stabilität und ein

angemessenes Wachstum zu sichern und die Prinzipien des Sozialstaates zu verwirk-
lichen. ln vielen Bereichen von WissenschaJt und Forschung, bei der FÖrderung von Sport
und Kultur usw. sind staatliche Hilfen inzwischen ebenfalls selbstverständlich geworden.

Alle diese Aufgaben erfordern den Einsatz erheblicher finanzieller Mittel, die von der
Allgemeinheit bzw. der Wirtschaft über Steuern, Gebühren, Beiträge und durch die
Bereitschaft, dem Staat Kredite zu gewähren, aufgebracht werden müssen' Zur öffent-
lichen Haushaltswirtschaft gehÖren Einnahmen und Ausgaben von Bund, Ländern,
Gemeinden, Gemeindeverbänden und kommunalen Zweckverbänden, ferner der La-

stenausgleichstonds und das ERP-SondervermÖgen, das aus der Marshallplanhilfe der
USA nach dem Zweiten Weltkrieg hervorgegangen ist, sowie die Etats der Sozialversi-
cherungsträger und der Bundesanstalt für Arbeit.

11.2 Ausgaben der öffentlichen Haushalte
Von 1951 bis 1983 sind die Ausgaben von Bund, Ländern, Gemeinden, Gemeindever-
bänden (Gebietskörperschaften) sowie von Lastenausgleichsfonds und ERP-Sonderver-
mögen von 37,4 Mrd. auf 556 Mrd. DM gestiegen. Je Einwohner betrugen die Ausgaben
1 983 I047 DM, gegenüber 742 DM im Jahre 1951 . Die Finanzen der übrigen öffentlichen
Haushalte werden statistisch erst ab 1974 erfaßt und sind wegen der Schwierigkeiten
eines langfristigen Vergleichs hier generell außer acht geblieben. Die finanziell größte
Bedeutung unter ihnen haben die Ausgaben der Sozialversicherungsträger und der
Bundesanstalt für Arbeit, die sich 1983 zusammen auf 320 Mrd. DM beliefen.

Um Größenordnung und Entwicklung des Ausgabenvolumens der öffentlichen Haushalte
abschätzen zu können, wird es häufig in Relation zum Bruttosozialprodukt, also dem Maß
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Tab. 1: Entwicklung der Ausgaben der öffentlichen Haushalte
von 1951 bis 1983

Jahr Ausgaben
DM je EinwohnerMiII. DM

1 951
1 961
1970
1 975
1 980
1 981
1982
1 983

37 401
95 275

1 96 330
354 774
498 088
528 948
s48 184
555 691

742
1 696
3 194
5 738
8 091
I 578
I 894
I 047

für die wirtschaftliche Gesamtleistung eines Staates, gesetzt (,,Staatsquote"). Dabei ist
die zeitliche Entwicklung der Staatsquote aussagekräftiger als ihre absolute Höhe. Als
langfristige Tendenz läßt sich ein Anstieg dieser Größe im Zeitraum von 1961 bis 1983
erkennen.

Der weitaus größte Ausgabenblock entfällt auf die Soziale Sicherung. 1 983 erreichten die
Ausgaben hierfür einen Anteil von rund 22%o am gesamten Ausgabenvolumen. 17%

f ab.2: Staatsquote: Ausgaben der öffentlichen Haushaltel in Prozent
des Bruttosozialprodukts

Jahr Staatsquote Jahr Staatsquote

1 961
1962
1 963
1 964
1 965
1 966
1 967
1 968
1 969
1 970
1971

28,7
29,7
30,6
30,5
30,7
30,1
31,6
29,8
29,2
29,1
30,0

1972
1973
1974
1 975
1 976
1977
1978
1 979
1 980
1 981
1 982
1 983

30,5
30,2
32,0
34,5
33,0
32,4
32,9
32,9
33,5
34,2
34,3
33,2

1 Bund, Lastenausgleichsfonds, EFIP-Sonderuermögen, Länder, Gemeinden/Gemeindeverbände.
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entfielen auf Bildung, Wissenschaft, Forschung und Kultur. Mit über 9% war der
Schuldendienst der drittgrößte Ausgabenblock (vgl. 11.4). Es folgten der Verteidigungs-
bereich (9 %), Gesundheit, Sport und Erholung (6 %) sowie Wohnungswesen, Raumord-
nung, Kommunale Gemeinschaftsdienste (6%) (vgl. Abb. 1).

Betrachtet man die einzelnen Haushaltsebenen, so tätigte der Bund (einschließlich
Lastenausgleichsfonds und ERP-Sondervermögen) 1983 45% der Ausgaben aller
Gebietskörperschaften. Die Länder waren mit 35%, die Gemeinden mit 20% an den
öffentlichen Ausgaben beteiligt (vgl. Abb. 2).

Bei allen Gebietskörperschaften (Bund, Länder, Gemeinden und Gemeindeverbände)
fallen besonders die Personalausgaben ins Gewicht. ln den Ländern erreichten sie 1983
einen Anteil von 43Yo, bei den Gemeinden und Gemeindeverbänden 32% und beim
Bund 14% des Ausgabenvolumens.

Alle öffentlichen Haushalte zusammen wendeten 1983 einen Betrag von 182 Mrd. DM
oder ein Drittel ihrer Gesamtausgaben tür das Personal (einschließlich Pensionen u. ä.)

Abb. 1: Ausgaben der öffentlichen Haushalte 1983 nach Aufgabenbereichen
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Abb. 2: Ausgaben der öffentlichen Haushalte nach Gebietskörperschaften
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auf. Hierbei sollte nicht übersehen werden, daß viele Dienstleistungen der öffentlichen
Hand, wie Schulen, Hochschulen, Polizei und Rechtsschutz, Gesundheitswesen, Vertei-
digung, Bau-, Steuer- und Zollverwaltung usw., sehr personalintensiv sind und daß
wachsende Ansprüche an das Dienstleistungsangebot des Staates zu einer Vermehrung
der Stellen in diesem Bereich führen müssen.

Für Baumaßnahmen und sonstige Sachinvestitionen wurden 1 983 Ausgaben in Höhe von
rund 48 Mrd. DM getätigt. Knapp 7O% hiervon entfielen allein auf den kommunalen
Bereich. Weitere wichtige Ausgabenposten der öffentlichen Haushalte sind der laufende
Sachaufwand mit etwa 87 Mrd. DM im Jahr 1983 (2. B. Ausgaben für Heiz-, Energie- und
Betriebskosten, für Unterhaltung des unbeweglichen VermÖgens, fÜr Verbrauchsmittel),
aber auch sämtliche militärische Anschaffungen sowie Zuschüsse an private Haushalte
(Renten- und Unterstützungszahlungen), an Unternehmen (Subventionen), an soziale
und an sonstige Einrichtungen im ln- und Ausland in Höhe von 124 Mrd. DM.

11.3 Einnahmen der öffentlichen Haushalte
Zur Finanzierung seiner Ausgaben hat der Staat im wesentlichen zwei Möglichkeiten: die
Erhebung von Steuern und die Aufnahme von Krdditen, lm Jahr 1983 standen den
öffentlichen Ausgaben von 555,7 Mrd. DM Einnahmen aus Steuern und sonstige
Einnahmen (2. B. Gebühren, Mieten, Verkaufserlöse für Beteiligungen und SachvermÖ-

0
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gen, Zinsen) von insgesamt 500,6 Mrd. DM gegenüber. Die Nettokreditaufnahme betrug
59,8 Mrd. DM.

Als Maß für die Steuerbelastung der Gesamtwirtschaft wird häufig die sogenannte
volkswirtschaftliche Steuerquote herangezogen. Sie setzt das gesamte Steueraufkom-
men in Beziehung zum Bruttosozialprodukt, 1984 lag die Steuerquole bei 23,7'Ä
gegenüber 22,3% im Jahr .1970 und 23,1 % 1965.

Nach den Grundsätzen des Finanzwesens, wie sie im Grundgesetz festgelegt sind,
lassen sich im Steuersystem der Bundesrepublik Deutschland Bundes-, Landes- und

Gemeindesteuern unterscheiden. Hinzu kommen die Gemeinschaftsteuern, deren Auf-
kommen zwischen Bund und Ländern aufzuteilen ist.

1984 haben Bund, Länder und Gemeinden insgesamt 415 Mrd. DM an Steuern
eingenommen. Allein 305 Mrd. DM oder 73,6 % entf ielen auf die Gemeinschaftsteuern, zu

denen Lohnsteuer, veranlagte Einkommensteuer, Kapitalertrag- und KÖrperschaftsteuer
sowie Umsatz- und Einfuhrumsatzsteuer rechnen.

Tab. 3: Kassenmäßige Steuereinnahmen vor Steuerverteilungl
1974 und 1984

Steuerart MiII. DM

1974 1 984

Gemeinschaftsteuern
Bundessteuern (vor Abzug der EG-Anteile)
Landessteuern
Gemeindesteuern

lnsgesamt

1 63 641
37 312
11 790
26 317

239 060

305 104
54 059
18 581
36 992

414 736

'1 Abweichungen gegenüber den Steuereinnahmen nach der Verteilung infolge zeitlicher Überschneidungen.

Die zehn aufkommensstärksten Steuern sind in lab. 4 aufgeführt. Am ergiebigsten ist die
Lohn- und Einkommensteuer. Nach den neuesten Ergebnissen der nur im Dreijahrestur-
nus ermittelten Lohnsteuerstatistik und Statistik der veranlagten Einkommensteuer, die
wegen der langen Erklärungs- und Veranlagungsfristen und der schwierigen Aufberei-
tungsarbeiten aus dem Jahr 1980 datieren, wurden seinerzeil 21 ,5 Mill. Lohn- und
Einkommensteuerpflichtige (mit einem positiven Gesamtbetrag der Einkünfte) erfaßt.
Zusammenveranlagte Ehegatten, ob Allein- oder Doppelverdiener, und Ehegatten mit
gemeinsamem Lohnsteuerjahresausgleich wurden dabei grundsätzlich als ein Steuer-
pflichtiger behandelt. Der Gesamtbetrag der Einkünfte (nach der Steuergesetzgebung
errechnet aus der Summe aller Einkünfte, gegebenenfalls auch Verluste, aus selbständi-
ger oder nichtselbständiger Arbeit, KapitalvermÖgen, Vermietung und Verpachtung,
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Tab. 4: Die zehn ergiebigsten Steuern 1974 und 1984

Steuerart Ertragsteht...zu 1974 1984
MiII. DM

Lohnsteuer
Umsatzsteuer
Einfuhrumsatzsteuer
Gewerbesteuer nach

Ertrag und Kapital
Veranlagte Einkommensteuer
Körperschaftsteuer
Mineralölsteuer
Tabaksteuer
Kraftfahrzeugsteuer
Grundsteuer B

(nicht-landwirtschaft liche
Grundstücke)

Bund/Länder/Gemeinden
Bund/Länder/EG
Bund/Länder

Gemeinden/Bund/Länder
Bund/Länder/Gemeinden
Bund/Länder
Bund
Bund
Länder

Gemeinden 3 111 6 668

71 960
33 593
18 317

18 775
26 793
10 403
16 052
8 952
5 129

1 36 350
55 500
54 983

28320
26 368
26 312
24 033
14 429
7 284

Tab. 5: Lohn- und Einkommensteuerpflichtigel tgSO

Steuerpflichtige
nach Steuerarl

Steuer-
pf lich-
tige

Gesamt-
betrag der
Einkünfte

Lohnsteuer/ Steuer-
Einkommen- belastung

steuer

je Steuerpflichtigen

1 000 DM /o

Nichtveranlagte
Lohnsteuerpflichtige

Veranlagte
Lohnsteuerpflichtige

Übrige Einkommensteuerpf lichtige
(ohne Einkünfte aus
nichtselbständiger Arbeit)

lnsgesamt

10 883,1

I 179,6

1 395,5

21 458,1

22 050

49 590

52 460

35 810

2 900

10 270

15 520

6 700

1 1,5

20,7

29,6

18,7

1 Mit positivem Gesamtbetrag der Einkünfte.
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Gewerbebetrieb, Land- und Forstwirtschaft sowie sonstigen Einkünften) dieser Steuer-
pflichtigen betrug 768,4 Mrd. DM, die festgesetzte Einkommensteuet 143,7 Mrd. DM. Je
Steuerpflichtigen waren das im Durchschnitt Einkünfte in Höhe von 35800 DM, von denen
18,7% Steuern zu entrichten waren.

Zwischen den einzelnen Gruppen variierten diese Werte allerdings beträchtlich. Auf die
nichtveranlagten Lohnsteuerpflichtigen (51% aller Steuerpflichtigen) entfielen beispiels-
weise durchschnittliche Einkünfte von 22 100 DM, die im Durchschnitt mit 1 1 ,5 % Steuern
belastet wurden. Demgegenüber hatten veranlagte Einkommensteuerpflichtige ohne
Einkünfte aus nichtselbständiger Arbeit (6,5 % aller Steuerpflichtigen) Durchschnittsein-
künfte von 52500 DM mit durchschnittlich 29,6% zu versteuern.

Aus den zusammengefaßten Ergebnissen über Lohn- und Einkommensteuerpflichtige
lassen sich auch wichtige Anhaltspunkte über die Einkommensverteilung in der Bundes-
republik Deutschland gewinnen, da alle steuerpflichtigen natürlichen Personen mit ihren
(steuerlichen) Einkünften einbezogen sind. Dies gilt ungeachtet dessen, daß Lücken

Tab. 6: Einkommensverteilung 1 980
nach der Lohn- und Einkommensteuerstatistik

Gesamtbetrag der Einkünfte
von...bisunter...DM

Steuerpflichtige Gesamtbetrag der
Einkünfte

1 000 o//o Miil. DM %

1- 4000
4 000- 8 000
8 000- 12 000

12 000- 16 000
't6 000- 2s 000
25 000- 32 000
32 000- 50 000
50 000- 75 000
75 000- 1 00 000

100 000-250 000
250 000-500 000
500 000- 1 Miil.
1Miil.- 2Miil,
2Mill.- 5Miil.
s Miil. -10 Miil.

10 Mill. und mehr

lnsgesamt

1 410,2
1 406,4
1 154,0
1 186,6
3 557,4
3 301,2
5 596,5
2705,6

588,7
444,9
74,8
21,7
6,8
2,7
0,5
0,2

21 458,1

6,6
6,6
5,4
5,5

16,6
15,4
26,1
12,6
2,7
2,1
0,3
0,1

0,05

2 555,9
8 321,s

11 509,1
16 652,8
73 988,8
94 028,5

223 049,6
1 60 363,1
49 966,2
63 338,5
25 145,8
14 600,7
9142,8
7 899,7
3 442,8
4 380,5

768 386,0

0,3
1,1

1,5
2,2
9,6

12,2
29,0
20,9

6,5
8,2
3,3
1,9
1,2
1,0
0,4
0,6

100100
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hinsichtlich der Einbeziehung von Einkommen aus Land- und Forstwirtschaft bestehen,
daß Ehegatten grundsätzlich als ein Steuerpflichtiger gezählt werden und daß darüber
hinaus die Sozialbeiträge der Arbeitgeber nicht und die Renteneinkommen u. ä. nur zu

einem geringen Teil erfaßt werden.

40,6 % der Steuerpflichtigen bezogen 1980 Einkünfte von weniger als 25000 DM im Jahr,
41 ,5% flossen 25000 bis 50000 DM zu. Etwa'10200 Steuerpflichtige und damit0,05%
konnten als Einkommensmillionäre bezeichnet werden. Sie hatten einen Anteil an den
Gesamteinkünften von 3,2%.Er lag damit höher als der Anteil der rund 4Mill. Steuer-
pflichtigen, die unter 12000 DM jährlich verdienten.

Über das Auf kommen an Umsatzsteuer - als der Steuer mit der zweithÖchsten Ergiebig-
keit - liegen zuletzt Ergebnisse für das Jahr 1982 vor. Damals leisteten knapp 1,8 Mill.

Steuerpflichtige (Umsatzsteuerpflichtige mit einem Jahresumsatz unter 20000 DM

wurden nicht erfaßt) mit einem Gesamtumsatz von 3418 Mrd. DM Umsatzsteuer-
Vorauszahlungen in Höhe von 55,5 Mrd. DM. Von besonderer Bedeutung war der Bereich
des Produzierenden Gewerbes ohne Baugewerbe, das knapp 17 % der Steuerpflichtigen
stellte, aber 48Y. des steuerbaren Umsatzes tätigte und 32% der Steuervorauszahlun-
gen des Jahres 1982 leistete.

Die Gesamtheit der Steuereinnahmen muß zwischen den einzelnen GebietskÖrperschat
ten so verteilt werden, daß sie die ihnen verfassungsmäßig zugewiesenen Aufgaben

Gewerbesleuer
Grundsteuer
Verg nüg u ng steuer
Schankerlaubnissteuer
Jagd- u. Fischereisteuer
Hu ndesieuer
Gemeindegetränkesleuer
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Tab. 7: Kassenmäßige Steuereinnahmen nach der Verteilungl
1974 und 1984

Gegenstand der Nachweisung MiII. DM

1974 1 984

Nach Verteilung der Steuereinnahmen verbleiben
dem Bund
den Ländern

Stadtstaaten (ohne Gemeindesteuern)
übrige Länder

den Gemeinden/Gemeindeverbänden
den Europäischen Gemeinschaften

lnsgesamt

119 412,5
83 347,3
7 024,7

76 322,7
32 657,9

2 761 ,0

238178,8

198 864,5
143 871,8

10 639,9
133 232,0
57 143,1
14 735,2

414 614,6

1 Abweichungen gegenüber den Steuereinnahmen vor der Verteilung infolge zedlicher Überschneidungen.

erfüllen können. Dabei legt das Grundgesetz fest, wem die Erträge bestimmter Steuern
zufließen; für die Umsatzsteuer und die gemeindliche Beteiligung an der Lohn- und
veranlagten Einkommensteuer wird durch Bundesgesetz geregelt, welche Teile dem
Bund und den Ländern bzw. den Gemeinden zustehen. Darüber hinaus erhalten die
Europäischen Gemeinschaften Anteile an den Zöllen und der Umsatzsteuer. Schließlich
findet ein Finanzausgleich zwischen finanzstarken und finanzschwachen Bundesländern
statt.

Von den Steuereinnahmen des Jahres 1984 (414,6 Mrd. DM) verblieb dem Bund nach der
Verteilung knapp die Hälfte (48 %); die andere Hälfte mußten sich die Länder (35 %), die
Gemeinden (14%) und die EG (3%) teilen.

11.4 Schulden der öffentlichen Haushalte
Die Finanzierung der Staatsausgaben wird außer durch Steuereinnahmen durch die
Aufnahme von Krediten gesichert. Dies hat zu einer wachsenden Verschuldung der
öffentlichen Haushalte geführt.

Die Staatsschulden erhöhten sich von 17,9 Mrd. DM im Jahr 1950 uber 123,2 Mrd. DM im
Jahr 1 970 auf 71 0,3 Mrd. DM im Jahr 1 984. Allein 1 981 nahm die ötfentliche Hand elwa74
Mrd. DM an Krediten netto (Schuldenaufnahme abzüglich Schuldentilgung) neu auf.
Nach den Ergebnissen der jährlichen Schuldenstatistik ist in den Jahren 1982 bis 1 984 die
jährliche Nettoneuverschuldung allerdings zurückgegangen. Sie belief sich 1 982 aut rund
73 Mrd. DM, 1983 auf rund 60 Mrd. DM und 1984 auf rund 45 Mrd. DM.
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Die öffentlichen Schulden werden zum größten Teil über den Kreditmarkt, d. h. durch die
Ausgabe von Wertpapieren (Anleihen, Schatzbriefe usw.) oder durch die Autnahme von
Darlehen bei inländischen Versicherungen, Banken, Bausparkassen u. ä. (einschließlich
Sozialversicherungsträge0 sowie im Ausland finanziert.

Die Schuldenlast der Gemeinden (ohne Schulden bei Verwaltungen), die 1970 noch über
derjenigen der Länder und unter der des Bundes lag, hat sich bis 1983 auf das
zweieinhalbfache erhöht, während die Schulden von Bund und Ländern sich jeweils etwa
versiebenfacht haben. Der Schuldenstand lag Ende 1984 beim Bund (einschließlich
Lastenausgleichsfonds und ERP-Sondervermögen) bei372 Mrd. DM,229 Mrd. DM an

finanziellen Verpflichtungen waren bei den Ländern aufgelaufen, 101 Mrd. DM bei den
Gemeinden und Gemeindeverbänden und knapp 8 Mrd. DM bei den Zweckverbänden.

Vor diesem Hintergrund gewinnt die Diskussion über die Auswirkungen und Grenzen der
Staatsverschuldung ihre Aktualität. Nach dem Grundgesetz (Art. 115) darf die jährliche

Kreditaufnahme des Bundes die Summe der im Haushaltsplan veranschlagten Ausgaben
für lnvestitionen nicht überschreiten. Gleichwohl ist auch bei Einhaltung dieses Grundsat-
zes zu beachten, daß zunehmende Verschuldung zu steigenden Zinszahlungen führt, die
den Spielraum der Finanzpolitik einengen. Die Zinslast für die Staatsschulden lag z. B.

1974bei 1 3 Mrd. DM jährlich, war 1978 auf 22Mrd DM gestiegen und betrug 1 983 bereits
51 Mrd. DM. Mit wachsender öffentlicher Verschuldung verbindet sich die Gefahr, daß die
öffentliche Nachfrage am Kreditmarkt private Kreditnachfrager verdrängt und damit die
private lnvestitionstätigkeit hemmt. Andererseits können durch Kredite finanzierte Ausga-
ben des Staates in konjunkturschwachen Zeiten einen Ausgleich fÜr die rÜckläufige
Nachfrage in anderen Bereichen schaffen.

Tab. 8: Schulden der Gebietskörperschaften 1950 bis 1983
in Mill. DM

Fundierte Schulden

Stichtag Schulden
ohne Schulden

bei Verwaltungen

darunter
Schulden aus

Kreditmarktmitteln

31. 3
31. 3
31. 12,
31. 12
31. 12,
31. 12
31.12
31. 12

1 950
1 955
1 960
1 965
'1970

1 975
1 980
1 984

17 877,1
38 967,9
51 892,2
80 679,3

123 173,5
253 141 ,9
460 885,7
710 256,2

876,4
8 612,6

21 197,2
54 579,8

100 520,0
233 444,3
443 515,7
697 362,0

224



Abb.3
Mrd.DM
120

680

640

600

560

520

480

440

400

360

320

280

240

200

160

120

BO

40

0
1970 1975

1 Ab 1980 einschließlich Lastenausgleichsfonds.
2 Ohne Krankenhäuser mit kaufmännischem Flechnungswesen.

Fundierte Schulden (ohne Schulden der Venrvaltungen) 1970 bis 1984

I 984

225

/
/

/

/
/

/ /

/
/

/

/
/

/tn\crru)^t

/

//
ar,ra)

Länder

--4"-----i------F--- | 
^Gemeinden/GV. I

I 980

II,z'



11.5 Personal der öffentlichen Haushalte
lm öfJentlichen Dienst waren 1983 4,5 Mill. Personen (ohne Soldaten) beschäftigt. Damit

ist die öffentliche Hand der grÖßte Arbeitgeber in der Bundesrepublik Deutschland. ln

seinen Diensten stand etwa jeder sechste Erwerbstätige bzw. jeder fünfte abhängig

Beschäftigte. (Zu den Personalausgaben vgl. 11.2.)

Abb. 4 und Abb. 5 zeigen die Entwicklung des vollbeschäftigten Personals im öffentlichen

Dienst selt 1966, aufgeschlüsselt nach Beschäftigungs- und Aufgabenbereichen. Sie

machen deutlich, daß vor allem die Länder seit 1966 in großem Umfang neue Stellen

geschaffen haben. Dies ist im wesentlichen auf den Ausbau des Bildungswesens

zurückzuführen, das in die Zuständigkeit der Länder fällt

Von 100 Beschäftigten des öffentlichen Dienstes arbeiteten 1983 42 bei den Ländern'
27 bei den Gemeinden, 1 I bei Bundespost und Bundesbahn, 7 bei Bundesbehörden. lm

mittelbaren öffentlichen Dienst, also bei den Sozialversicherungsträgern, der Bundesan-

Stalt für Arbeit und den Trägern der Zusatzversorgung des Bundes, der Länder und der

Gemeinden, waren 5 von 100 der öffentlichen Bediensteten tätig.

Differenziert man nach Aufgabenbereichen, so lagen 1983 beim Bund die Schwerpunkte
des Personaleinsatzes (Vollbeschäftigte) im Bereich der Verteidigungsverwaltung (55 %)

sowie der politischen Führung und zentralen Verwaltung (einschließlich auswärtige
Angelegenheiten,22%). Bei den Ländern standen die Bereiche Bildungswesen (47%),
politische Führung und zentrale Verwaltung (14%), Öffentliche Sicherheit und Ordnung

Abb. 4: Vollbeschäftigte des unmittelbaren öffentlichen Dienstes
1966 bis 1983 nach Beschäftigungsbereichen (1966 = 100)
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Abb. 5: Vollbeschäftigte der Verwaltung von Bund und Ländern
1966 bis 1983 nach Teitbereichenl (1966 : 100)

Log.Maßstab
200

r80
Bildungswesen

Öffentliche Sicherheit
urrd 0rdnung, Rechts-
schu tz
Verwal tung von Bund
und Länriern
insgesamt
Politische Führung
und zentrale Verwal-
tung, auswärti ge An -
gelegenhei ten

Sozial-und Gesund-
hei tswesen

160

140

t20

100

90
t966 1969 1977

1 1966 und '1969 zum Terl geschätzt.
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(13%) sowie Rechtsschutz (8%) im Vordergrund. Ber den Gemeinden waren in
Krankenhäusern (22%), in der allgemeinen Verwaltung (16 %), im Bau- und Wohnungs-
wesen und im Verkehr (ie ß%) sowie an schulen (elnschließlich Kindergärten, g%)
besonders viele Beschäftigte eingesetzt. lm Bereich soziale sicherung waren weitere
rund 8To der Gemeindebediensteten tätig.

ln der Aufgliederung nach Dienstverhältnissen wurden 1 983 1 ,8 Mill. Beamte und Richter,
1 ,6 Mill. Angestellte und 1 ,1 Mill. Arbeiter gezählt. Von den insgesamt 4,5 Mill. Beschäftig-
ten waren etwa 702000 Teilzeitkräfte;ihr Anteil hat sich von 1980 bis 1983 leicht von 14 %
aut 15,5% erhöht, Bei den Beamten und Richtern betrug der Anteil der Teilzeitbeschäftig-
len 6yo, bei den Angestellten 20% und bei den Arbeitern 25/o.
Von den Mitarbeitern, die 1983 in den Lohn- und Gehaltslisten der öffentlichen Arbeitge-
ber geführt wurden, waren 1,8 Mill. oder 40Yo Frauen. lm Vergleich zu 1966 wurden
700000 Frauen mehr eingesetzt, während im gleichen Zeitraum die Zahl der männlichen
Kollegen um 400000 zunahm. Rund zwei Drittel der Frauen hatten einen Vollzeitarbeits-
platz, die übrigen übten eine Teilzeitbeschäftigung aus.
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12 Gesamtwirtschaft im Überblick

12.1 Rahmenbedingungen des wirtschaftlichen
Geschehens

ln dieser Darstellung kÖnnen die Rahmenbedingungen der Wirtschaftsordnung in der

Bundesrepublik Deutschland nicht im einzelnen erläutert werden. Für das Verständnis

der Gesamtzusammenhänge ist es aber notwendig, zumindest die ordnungspolitischen

Grundvorstellungen kurz zu umreißen.

Das Grundgesetz - als Basis der gesamten staatlichen und gesellschaftlichen Ordnung in

der Bundesiepublik Deutschland - legt sich auf kein bestimmtes Wirtschaftssystem fest,

enthält aber eine Reihe normativer Bestimmungen, die als Rahmenbedingungen zu

betrachten sind. Dazu zählen insbesondere die Garantie des Privateigentums sowie

seine soziale Verpflichtung, die Gewerbefreiheit, das Recht auf Jreie Wahl des Arbeits-

platzes, die Vereinigungsfreiheit und die Freizügigkeit. Weitere Grundsätze der Ord-

nungspolitik werden durch das Gesetz gegen wettbewerbsbeschränkungen (1957)' das

stabilitätsgesetz (1967), das Kreditwesengesetz (1961), das Gesetz Über die Deutsche

Bundesbank (1957) sowie eine Reihe anderer Gesetze (2.8. Tarituertragsgesetz'

Gewerbeordnung usw.) konkretisiert'

Darüber hinaus wirken sich im wirtschaftlichen Geschehen Einflüsse der Sozialgesetzge-

bung und arbeitsrechtliche Regelungen (2. B. Mitbestimmung, Personalvertretungsrecht

usw., vgl. 7.3) aus, aber auch der föderalistische staatsaulbau sowie die Einbindung der

Bundesrepublik Deutschland in internationale Organisationen. Regelungen der Sozialge-

setzgebung beeinflussen nicht nur die Lebensverhältnisse des einzelnen, sondern auch

die ÄusgabLnsituation des Staates und der Sozialversicherungsträger sowie die Kosten-

rechnung der Unternehmen.

Die Dispositionen der Wirtschattseinheiten werden nicht zuletzt von der Wirtschaftspolitik

des Staates in Form der Steuer- und Ausgabenpolitik, der Regional- und Strukturpolitik

sowie der Geldpolitik der Bundesbank beeinflußt.

Auf eine Kurzformel gebracht ergibt sich in der Bundesrepublik Deutschland das Bild

einer Wirtschaftsordnung, die üblicherweise mit dem Begriff ,,soziale Marktwirtschaft"

charakterisiert wird und sich als eine Verbindung von ,,freier Marktwirtschaft" und

,,rahmensicherndem, sozial abfederndem staat" (Rudolf Hickel) darstellt,

12.2 Einlührung in die gesamtwirtschaftliche Darstellung

Eine wichtige Aufgabe der Wirtschaftsstatistiken besteht darin' Produktionsgrundlagen,

-vorgänge und -ergebnisse in einzelnen Bereichen und in der Gesamtwirtschaft zu
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erfassen und damit die Daten zu liefern, die sowohl Grundlage als auch Kontrollinstru-
ment wirtschaftspolitischer, aber auch unternehmerischer Entscheidungen sind. Neben
staatlichen Stellen dient das Datenmaterial vor allem Forschungsinstituten, Hochschulen,
Verbänden und Unternehmen zu Analyse- und Prognosezwecken.

Die umfassendsten Ergebnisse über das wirtschaftliche Geschehen lielern die Volkswirt-
schaftlichen Gesamtrechnungen, die statistisches Material aus nahezu allen Bereichen
zu einem geschlossenen Gesamtbild zusammenfügen. Der Darstellung liegt der Kreis-
laufgedanke zugrunde. Zur Verbesserung der Übersichtlichkeit wird die Vielzahl der
Wirtschaftseinheiten in vier Sektoren zusammengefaßt, und zwar in Unternehmen,
private Haushalte, Staat und Ausland. Die Transaktionen zwischen diesen Sektoren und
zum Teil auch innerhalb der Sektoren werden als Ströme in der folgenden Abb. 7

dargestellt.

Abb. 'l: Modell des Wirtschaftskreislaufs

Quelle: Bundesministerium für Wirtschaft (Hrsg.), Ein Stück vom großen Kuchen, Bonn 1965, S. 2.

Am Sektor Unternehmen sei dieses ,,Strömungsdiagramm" in stark vereinfachter Form
erläutert: Von den privaten Haushalten fließen den Unternehmen die Ausgaben für
Konsumgüter und Dienste zu, während umgekehrt Löhne, Gehälter, Gewinne und Zinsen
von den Unternehmen an die Haushalte gezahlt werden. An den Staat entrichten die
Unternehmen Steuern, während bei ihnen Einnahmen aus dem Verkaut von Gütern an
den Staat eingehen. Vom Unternehmenssektor werden Güter aus dem Ausland importiert
bzw. in das Ausland exportiert und entsprechend fließen Geldströme in entgegengesetz-
ter Richtung.

Die Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen gründen ihre Berechnungen auf ein verfei-
nertes Modell dieser Art. Sie sind als geschlossenes Kontensystem mit doppelter
Verbuchung aller Vorgänge angelegt und umfassen daneben eine Reihe ergänzender
Tabellen. Unter Auswertung von Ergebnissen aus nahezu allen statistischen Arbeitsbe-
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reichen wird in diesem Rahmen u. a. die gesamtwirtschaftliche Leistung der Volkswirt-
schatt quantitiziert. Sie kann unter drer verschiedenen Gesichtspunkten betrachtet
werden:

a) Wo ist sie entstanden? Welche Beiträge haben die einzelnen Wirtschaftsbereiche
zum gesamtwirtschaftlichen Ergebnis geleistet? (Entstehungsrechnung vgl.
12.2.2.)

b) Wofür wurde das, was erarbeitet wurde, verwendet? Wurde es investiert, dem
Verbrauch zugefÜhrt oder exportiert? (Verwendungsrechnung vgl. 1 2.2.3.)

c) Wie wurde das bei der Erarbeitung der gesamtwirtschaftlichen Leistung entstan-
dene Einkommen verteilt? (Verteilungsrechnung vgl. 12.2.4.)

Als zentrale Größen werden in der Entstehungsrechnung die BruttowertschÖpfung und

das Bruttoinlandsprodukt, in der Verwendungsrechnung das Bruttosozialprodukt (selte-
ner das Nettosozialprodukt) und in der Verteilungsrechnung das Volkseinkommen
nachgewiesen.

12.2.1 Enlwicklung des Sozialprodukts
Das Bruttosozialprodukt, in dem alle von den Bewohnern eines Landes erbrachten
wirtschaftlichen Leistungen zu einer GrÖße zusammengefaßt sind, war 1984 in der
Bundesrepublik Deutschland mit 1750 Mrd. DM fast sechsmal so hoch wie 1960.

Das Sozialprodukt
lffi;äunottd

Land-
wirtschatl

Einkommen
aus
unselb-
ständiger
Arbert

Einkommen
aus Unter-
nehmer-
tätigkeit
u. Vermögen

Pnvater
Verbrauch

Staats-
verbrauch

Waren -
produ-
zierendes
Geweöe

Handel
und
Verkehr

Diensl-
leistungen

Staat

+ lndirekte
Steuern

+ Abschrei-
bungen

lnvestitronen

+ Außen-
beitrag

ZAHLENEILDER

Volks-
einkommen

(Vereinlachte Gliederung)

O Erich schmidt verlag
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ln der Bundesrepublik Deutschland wird das Sozialprodukt wie folgt definiert und
berechnet:

Verkäufe (Umsatz)
+ selbsterstellte Anlagen
+ Anderung der Vorräte
: Produktionswert
- Vorleistungen (Produktionskoslen)
+ nichtabzugsfähige Umsatzsteuer: Bruttowertschöpfung
+ Einfuhrabgaben: Bruttoinlandsprodukt
+ Einkommen aus der übrigen Welt: B ruttosozi al p rod u kt (zu Marktpreisen)
- Abschreibungen (Wertminderung des Anlagevermögens durch Verschleiß

und Veralten)
-- Nettosozialprod ukt (zu Marktpreisen)
- indirekte Steuern (2. B. Umsatz- und Getränkesteuer)
+ Subventionen (2. B. Mietzuschüsse)
= Volkseinkommen

Legt man den Berechnungen die Preise des Jahres 1976 zugrunde, hat sich das
Bruttosozialprodukt seit 1960 mehr als verdoppelt.

Die Entwicklung des Bruttosozialprodukts in jeweiligen Preisen wird sowohl durch die
Entwicklung der (realen) gesamtwirtschaftlichen Leistung, als auch durch die allgemeine
Preisentwicklung beeinflußt. Letztere wird bei der Berechnung in konstanten preisen

Tab. 1: Bruttosozialprodukt 1960 bis 1984
in Mill. DM

Jahr Bruttosozialprodukt

in jeweiligen Preisen in Preisen von 1976

1 960
1 965
1970
1 975
1 980
1 981
1 982
1 983
1 984

303 000
458 200
675 700

1 028 900
1 485 700
1 545 100
1 599 900
1 673700
1 750 000

61 3 400
778 700
957 500

1 063 900
1 265 500
1 263 000
1 250 000
1 266 600
1 299 700
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ausgeschaltet, so daß die jährlichen Veränderungsraten des Bruttosozialprodukts in
konstanten Preisen auch als Maßstab des iährlichen Wirtschaftswachstums verwendet
werden können.

Abb.2: Wachstumsraten 1970 bis 19841

+5,0
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+ 4,1+4
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-1
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+ 0,5
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1 Veränderungen des Bruttosozialprodukts in Preisen von 1976 gegenüber dem Vorjahr'

Abb.2verdeullicht die Wachstumsentwicklung in den vergangenen eineinhalb Jahrzehn-
ten. ln den meisten Jahren konnte das Bruttosozialprodukt gegenüber dem Vorlahr erhöht
werden, lediglich 1975, 1981 und 1982 war ein Rückgang zu verzeichnen.

1 2.2.2 Wi rtschaftsstrukturen
Der Beitrag der einzelnen Wirtschaftsbereiche zum Sozialprodukt läßt sich in etwa an

ihrer BruttowertschÖpfung messen. Sie ist deliniert als die Summe der von inländischen

Wirtschaftseinheiten bzw. Wirtschaltsbereichen produzierten Waren und Dienstleistun-

gen abzüglich der von anderen Wirtschaftseinheiten bzw. von anderen Wirtschaflsberei-

chen bezogenen Vorleistungen (2. B. Rohstoffe, Vorprodukte, Handelsware, Beparatur-

leistungen usw.).

Ein Vergleich zeigt, daß das Warenproduzierende Gewerbe nach wie vor den größten

Anteil an der gesamten Bruttowertschöpfung hat, wenn dieser seit 1 960 auch beträchtlich

zurückgegangen ist. Auffälllg sind aber vor allem der starke Rückgang des Beitrags der

Land- und Forstwirtschaft und die deutliche Erhöhung des Anteils der Dienstleistungsun-

ternehmen an der gesamtwirtschaftlichen Leistung. Hierin kommen die vielfältigen

Wandlungen in der Wirtschaftsstruktur zum Ausdruck, die sich während dieses Zeitraums

vollzogen haben.

]Tt I r I

1970 71 72 73 74 1975 76 77
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Abb. 3: Bruttowertschöpfung der Wirtschaftsbereiche

r 960

Land- und Fo rstyri rtschaft
5,80L

Waren-
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I 984
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13,1%

42,67"
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Dienstleistungs -

-Gewerbe
53,2%

unternehmen
t3,6'/,

Handel und Verkehr
18,5%

26,0'h

Tab. 2: Enruerbstätige nach Wirtschaftsbereichen

Wirtschaftsbereiche Erwerbstätige

1 9501 1 960 .1970 
1 980 1 984

Land- und Forstwirtschafl
Warenproduzierendes Gewerbe
Handel und Verkehr
Dienstleistungsunternehmen
Staat, private Haushalte

24,6
42,9
15,6
6,7

10,2

13,7
47,9
18,3

9,1
11,0

/o

8,5
48,9
17,9
11,0
13,6

Miil.
26,6

5,5
44,2
18,9
13,6
17,9

5,5
41 ,5
18,8
14,7
19,5

Gesamtzahl der Erwerbstätigen 19,6 26,1 26,2 25,1

'l Bundesgebiet ohne Saarland und Berlin (West).

Die Umstrukturierung läßt sich auch an den Veränderungen in der Verteilung der
Erwerbstätigen auf die einzelnen Wirtschaftsbereiche ablesen.

Während 1960 noch nahezu jeder siebte Erwerbstätige in der Land- und Forstwirtschalt
arbeitete, war es 1984 nur noch jeder achtzehnte. Umgekehrt waren 1960 erst knapp
vierzig von hundert Berufstätigen im Dienstleistungsbereich (Dienstleistungsunterneh-
men, Handel und Verkehr, Staat, private Haushalte) beschäftigt, 1984 schon mehr als
jeder zweite. Betrachtet man diese Entwicklung seit 1950, so sind die Veränderungen
noch gravierender (vgl. Tab. 2).

Die Gründe für diesen Strukturwandel liegen vor allem darin, daß sowohl im landwirt-
schaftlichen Bereich als auch im Produzierenden Gewerbe große Produktivitätsfortschrit-
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te erzielt werden konnten, während dies im Dienstleistungsbereich in wesentlich geringe-

rem urnfang gelang. Ausgewirkt hat sich aber auch die umschichtung der Nachfrage
zugunsten der Dienstleistungen (Reisen, Mahlzeiten in Restaurants, Bankdienste, Versi-

cherungen usw.).

Die in den Wirtschaftsbereichen stark unterschiedlichen Produktivitätsfortschritte zeigen

sich besonders deutlich in der Entwicklung der Arbeitsproduktivität in den letzten
zweieinhalb Jahrzehnten (vgl. Tab.3). Um diese GrÖße zu ermitteln, wird die reale

Bruttowertschöpfung der Wirtschaftsbereiche in Bezug gesetzt zur Zahl der Erwerbstäti-
gen in den jeweiligen Wirtschaftsbereichen.

während sich die Arbeitsproduktivität - gemessen an der BruttowerlschÖpfung in

konstanten Preisen je Eruerbstätigen - in der Land- und Forstwirtschaft von 1960 bis
1984 fast vervierfachte, konnte sie im Warenproduzierenden Gewerbe um 141 % sowie
im Handel und Verkehr um 132%" gesteigert werden. Bei den Dienstleistungsunterneh-
men stieg sie dagegen nur um knapp drei Viertel, bei staat und privaten Haushalten um

20%.

Tab. 3: Bruttowertschöpfung in Preisen von 1976 je Erwerbstätigen
1970 = 100

Jahr Land- und
Forst-

wirtschaft

Waren-
produ-

zierendes
Gewerbe

Handel
und

Verkehr

Dienst-
leistungs-

unter-
nehmen

Staat,
private

Haushalte

Bruttowert-
schöpfung
insgesamt

1 960
1 970
1 980
1 984

56
100
169
207

63
100
138
152

78
100
128
135

8B
100
105
106

oz
100
133
144

65
100
133
143

Tab. 4: Kapitalstock, Kapitalkoeffizient und Kapitaiintensität
alle Wirtschaftsbereiche

Jahr Kapitalstockl
Mrd. DM

Kapitalkoeffizient2 Kapitalintensität3
1 000 DM

1 960
1 970
1 980
1 984

2 034
3 567
5 374
6 061

3,3
3,7
4,3
4,7

78,1
134,3
204,7
241,4

'1 Jahresdurchschnittliches Bruttoanlagevermögen in Preisen von 1976
2 Verhältnis Kapitalstock zu Bruttoinlandsprodukt in Preisen von 1976.
3 Kapitalstock je EMerbstätigen (Jahresdurchschnitt),
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Eine Erhöhung der Arbeitsproduktivität beruht meist auf mehreren Einflußfaktoren.
Neben einer rationelleren Arbeitsorganisation und wachsender Arbeitsintensität macht
sich vor allem der technische Fortschritt mit einem zunehmenden Einsatz leistungsfähi-
ger Maschinen und Anlagen bemerkbar. Die statistischen Zahlen belegen (vgl. Tab.4),
daß in allen Wirtschaftsbereichen verstärkt Kapital eingesetzt wurde.

12.2.3 Verwendung des Sozialprodukts
Die Verwendungsrechnung als zweite Säule der Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnun-
gen gibt in erster Linie Aufschluß darüber, welche Anteile am Sozialprodukt produktiv,
also für lnvestitionen, eingesetzt und welche Anteile im privaten oder staatlichen Bereich
verbraucht werden. lnsbesondere der Umfang der lnvestitionstätigkeit ist für die wirt-
schaftliche Entwicklung von großer Bedeutung - und zwar sowohl in kurzfristiger
(konjunktureller) als auch in langfristiger (struktureller) Sicht.

Tab. 5 zeigl, daß 1984 der größte Teil des Bruttosozialprodukts (rund 56%) für den
privaten Verbrauch, d. h. den Kauf von Waren und Dienstleistungen für den Konsum
(inländischer) privater Haushalte, verwendet wurde, Etwa ein Fünftel des Sozialprodukts
wurde für lnvestitionen ausgegeben, erhöhte also den Bestand an Produktionsanlagen
bzw. die Vorräte der Unternehmen und des Staates. Ein weiteres Fünftel wurde dem
Staatsverbrauch zugeführt, der die Aufwendungen des Staates für Verwaltungsleistun-
gen (2. B. Sicherheits-, Unterrichts-, allgemeine Verwaltungsleistungen, Gesundheitsbe-
treuung) umfaßt, soweit sie der Allgemeinheit ohne spezielles Entgelt zur Verfügung
gestellt werden. Der Saldo aus Ausfuhr und Einfuhr, der sogenannte Außenbeitrag, war
1984 mit 2,8% positiv.

Betrachtet man die Entwicklung über einen längeren Zeitraum hinweg, fällt in erster Linie
die deutliche Erhöhung des Anteils des Staatsverbrauchs am Bruttosozialprodukt von
13 % (1 960) auI20% (1984) sowie der Rückgang der Bruttoinvestitionen von 27 % (1960)
aut 21% (1984) auf.

Tab. 5: Verwendung des Bruttosozialprodukts in jeweitigen preisen

Jahr Brutto-
sozial-
produkt
MiII. DM

Privater
Verbrauch

Staats-
verbrauch

Brutto- Außen-
investitionen beitrag

in % des Bruttosozialprodukts

1 960
1 970
1 980
1 981
1982
1 983
1 984

303 000
675 700

1 485 700
1 545 100
1 s99 900
1 673700
1 750 000

56,7
54,6
56,1
56,9
56,9
56,6
55,9

13,3
15,8
20,1
20,6
20,4
20,1
20,0

27,3
27,6
24,0
21 ,6
20,4
21,0
21 ,3

2,6
2,1

- 0,2
1,0
2,4
2,3
2,8
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Tab. 6: Verwendung des Bruttosozialprodukts
in Preisen von 1976

Jahr Brutto-
sozial-
produkt
MiII. DM

Privater
Verbrauch

Staats-
verbrauch

Brutto- Außen-
investitionen beitrag

in % des Bruttosozialprodukts

1 960
1 970
1 980
1 981
1 982
1 983
1 984

613 400
957 500

1 265 500
1 263 000
1 250 000
1 266 600
1 299 700

52,0
54,4
56,3
56,1
55,9
55,8
54,7

18,6
18,4
19,6
19,9
19,9
19,7
19,6

26,4
26,3
22,7
20,4
19,6
2o,o
21 ,0

3, 1

1,0
1,4
3,7
4,6
4,0
4,8

Eliminiert man auch in der Verwendungsrechnung die Preissteigerungen, legt also den
Berechnungen für den gesamten Zeitraum die Preise von 1976 zugrunde, stellen sich die
Entwicklungen anders dar. Der Anteil des Staatsverbrauchs ist in dieser Betrachtungs-
weise nur geringf ügig gestiegen, während beim Anteil des privaten Verbrauchs statt eines
leichten Rückgangs ein Anstieg zu verzeichnen war. Diese unterschiedlichen Entwicklun-
gen sind dadurch zu erklären, daß die Preisentwicklung des Staatsverbrauchs wesentlich
durch die Lohn- und Gehaltssteigerungen der beim Staat Beschäftigten bestimmt wird,
die im allgemeinen höher waren als die Preissteigerungen der Güter des privaten
Verbrauchs.

Abb. 4: Entwicklung der lnvestitionsquote 1960 bis 1984

h

lnvesti tionsquote
(Bruttoinv6titionen in %
des Bruttosozialprodukts

in Preisenvon19T6 )

24,8

21,

25,1

1960 62 64 66 68 1970 72 74
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Der Anteil der lnvestitionen am Bruttosozialprodukt war 1984 sowohl nominal (in
jeweiligen Preisen) als auch real (in konstanten Preisen) kleiner als 1960. Gerade bei den
Bruttoinvestitionen liegt den in Tab.6 angegebenen Werten aber keine kontinuierliche
Entwicklung zugrunde; vielmehr schwankte der Anteil der lnvestitionen am Sozialprodukt,
die sogenannte lnvestitionsquote, zwischen 27$% im Jahr 1965 und 19,6% im Jahr
1975 (vgl. Abb.4). Hier wirken sich überwiegend koniunkturelle Einflüsse aus.

Betrachtet man nicht den langfristigen Trend, sondern die Entwicklung seit 1980, so ist

festzustellen, daß der Anteil des privaten Verbrauchs und zeitweise auch der Anteil der
Bruttoinvestitionen zurückgegangen sind, und daß diesem Rückgang ein gestiegener
Außenbeitrag gegenübersteht (bei konstantem Anteil des Staatsverbrauchs).

12.2.4 Verteilung des Volkseinkommens
Neben der Entstehung und der Verwendung des Sozialprodukts ist als dritter Aspekt die
Verteilung der entstandenen Einkommen von lnteresse. Das Volkseinkommen erreichte
1 984 einen Wert von 1 341 Mrd. DM, das waren rund 21 91 5 DM je Einwohner bzw. 53 258
DM le Erwerbstätigen.

Von dem für 1 984 ermittelten Volkseinkommen entfielen 71 % aut die Bruttoeinkommen
aus unselbständiger Arbeit und 29% aut die Bruttoeinkommen aus Unternehmertätigkeit
und Vermögen. Um Mißverständnisse zu vermeiden, ist anzumerken, daß zu den
Einkommen aus Unternehmertätigkeit und Vermögen neben den Unternehmenseinkom-
men (Unternehmen mit eigener Rechtspersönlichkeit, Personengesellschaften, Einzel-
unternehmen einschließlich Landwirte, Freie Berufe usw.) auch die Vermögenseinkom-
men allerBevölkerungsgruppen ( also z. B. auch die Zinsen aus dem Sparguthaben eines
Kindes, aus dem Wertpapierbesitz eines Rentners oder die Dividenden aus den Aktien im
Besitz eines Arbeitnehmers) rechnen, Außerdem ist zu beachten, daß das Bruttoeinkom-

Tab. 7: Verteilung des Volkseinkommens

Jahr Volkseinkommen Bruttoeinkommen Bruttoeinkommen
ausunselbständiger aus Unternehmer-

Arbeit tätigkeit und Vermögen

MiII. DM in % des Volkseinkommens

1 960
1 970
1 980
1 981
1982
1 983
1 984

60,1
68,0
73,3
74,2
73,4
71,8
70,6

240 110
530 400

1 149 380
1 187 780
1 227 020
1 280 580
1 340 660

39,9
32,0
26,7
25,8
26,6
28,2
29,4
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men aus unselbständiger Arbeit die gesamten sozialbeiträge (Arbeitgeber- und Arbeit-
nehmeranteile) sowie die Lohnsteuern der Arbeitnehmer einschließt.

Seit 1960 haben sich in der Verteilung des Volkseinkommens deutliche Verschiebungen
ergeben. Damals entfielen erst 60 % des Volkseinkommens auf Einkommen aus unselb-
ständiger Arbeit, dafür aber 40oÄ auf Einkommen aus Unternehmertätigkeit und Vermö-
gen. Den höchsten Anteil am Volkseinkommen hatten die Einkommen aus unselbständi-
ger Arbeit 1981 (74%); seither ist ihr Anteil wieder zurückgegangen, während entspre-
chend der Anteil der Einkommen aus Unternehmertätigkeit und Vermögen von knapp
26% (1981) auf über 29 % (1 984) stieg.

Bei der lnterpretation dieser Entwicklung muß u.a. berücksichtigtwerden, daß sich die
Zahl der Selbständigen (einschließlich mithelfende Familienangehörige) von 6,0 Millio-
nen im Jahr 1960 auf 3,3 Millionen im Jahr 198.1 und auf 3,2 Millionen 1984 verringert hat.
Zugleich erhöhte sich die Zahl dq abhängig Beschäftigten von 20,3 Millionen (1960) auf
22,8 Millionen (1981) und sank dann aut 21 ,9 Millionen (1984).

Vom gesamten Bruttoeinkommen aus unselbständiger Arbeit entfielen 1984 19,3% auf
die Sozialbeiträge der Arbeitgeber,25,9% aut die Lohnsteuer sowie auf die Sozialbeiträ-
ge der Arbeitnehmer. Die Summe der Nettolöhne und -gehälter betrug somit 54,8 % des
Bruttoeinkommens aus unselbständiger Arbeit in der Abgrenzung der Volkswirtschaftli-
chen Gesamtrechnungen bzw. etwa 68% der Bruttolohn- und -gehaltsumme.

Die Belastung der Arbeitnehmereinkommen durch Lohnsteuer und Sozialabgaben lag
also 1 984 durchschnittlich bei ungefähr 32 %, gegenüber 29,5 % 1 980, 22,5o/. 1970 und
knapp 16% 1960.

Tab. 8: Volkseinkommen je Einwohner
je Erwerbstätigen bzw. je beschäftigten Arbeitnehmer in DM

Jahr Volkseinkommen

je Ein-
wohner

je Erwerbs-
tätigen

Bruttoein-
kommen aus
unselbstän-
diger Arbeit

Bruttolohn-
und

-gehalt-
summe

Nettolohn-
und

-gehalt-
SUMME

je durchschnittlich beschäft igten
Arbeitnehmer

1 960
1 970
1 980
1 984

4332
I 745

18 669
21 915

I 148
19 889
43 699
53 258

7 128
16 211
36 633
43 155

6 148
13 841
29 922
34 824

5 178
10 726
21 096
23 654

Steigerung 1984
gegenüber 1960 in % 406
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Tab. 9: Bruttoeinkommen aus unselbständiger Arbeit
in Mill. DM

Gegenstand der Nachweisung 1 960 1 970 1 980 1 984

Bruttoeinkommen
aus unselbständiger Arbeit
/ Sozialbeilräge der Arbeitgeber
: Bruttolohn- und -gehaltsumme
,/ Lohnsteuer
;/ Sozialbeiträge der Arbeitnehmer
: Nettolohn- und -gehaltsumme

1 44 390
19 850

124 540
7 910

11 740
1 04 890

360 640
52740

307 900
36 300
33 000

238 600

842 050
154 260
687 790
112050
90 820

484 920

947 000
182820
764 180
1 34 800
110320
519 060

sowohl die Einkommen aus unselbständiger Arbeit als auch die Einkommen aus

Unternehmertätigkeit und VermÖgen (mit Ausnahme der nichtentnommenen Gewinne

der Unternehmen und der VermÖgenseinkommen des Staates) fließen den privaten

Haushalten zu. Von dieser summe der Erwerbs- und Vermögenseinkommen mÜssen -
wie bereits erwähnt - (direkte) Steuern und Sozialbeiträge gezahlt werden, die jedoch

zumindest teilweise in Form von sozialen Leistungen und anderen Ubertragungen den

Haushalten wieder zugute kommen. Erst die Einkommen, die sich nach dieser Umvertei-

lung ergeben, stehen zur freien Verfügung der Haushalte und kÖnnen fÜr den privaten

Verbrauch bzw. die Ersparnis verwendet werden.

1984 flossen 88,5% der verfügbaren Einkommen in den privaten Verbrauch, 11,5%
wurden gespart. 1 960 hatte die Sparquote der privaten Haushalte bei knapp 9 %, 1 970 bei

14% gelegen.

Tab. 10: Verfügbares Einkommen der privaten Haushalte
nach der Umverteilung

Jahr Verfügbares Einkommen nach der Umverteilung

lnsgesamt

MiII. DM

davon Verwendung für
privaten Verbrauch Ersparnis

%

1 960
1 970
1 980
1 984

91 ,4
86,2
87,2
88,5

8,6
13,8
12,8
11,5

1 87 960
427 970
956 970

1 105 070
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12.3 Außenwirtschaft

12.3.1 Die Bedeutung der außenwirtschaftlichen Vedlechtungen
Welche Bedeutung den außenwirtschaftlichen Verflechtungen zukommt, wird u. a. da-
durch deutlich, daß die Bundesrepublik Deutschland - nach den USA - den zweithöch-
sten Außenhandelsumsatz der Welt hat. Allerdings ist die Entwicklung des Außenhandels
nur ein Aspekt der außenwirtschaftlichen Zusammenhänge. Wichtig sind auch die
Entwicklung der Wechselkurse und der Zinssätze, die u. a. zu Bewegungen auf den Geld-
und Kapitalmärkten sowie zu Preisänderungen am Weltmarkt führen, der Reiseverkehr
ins Ausland, der ebenso wie der lmport von Gütern den Abfluß von Devisen verursacht,
und schließlich die Einbindung in internationale Organisationen mit ihren finanziellen
Verpflichiungen, z. B. gegenüber der EG, dem Weltwährungsfonds, den Entwicklungs-
ländern.

12.3.2 Außenhandel
Über den Außenhandel liefert die amtliche Statistik detaillierte Angaben, nicht nur
hinsichtlich Umtang und Handelspartnern, sondern auch bezüglich der Waren, die ein-
bzw. ausgeführt werden.

Die Wlrtschaft der Bundesrepublik Deutschland gilt als,,exportabhängig". ln hohem Maße
ist sie aber auch auf lmporte (2. B. Erdöl- und Rohstotfeinfuhr) angewiesen. Dies zeigt
sich z. B. darin, daß die Relation zwischen Wareneinfuhr und Bruttosozialprodukt 1984

Tab. 1 1: Entwicklung von Wareneinfuhr und Warenausfuhr

Jahr Einfuhrl Ausfuhrl Brutto-
sozialprodukt

Einfuhy' Ausfuhrl

Mrd. DM % des Bruttosozialproduktes

1 960
1 965
1970
1 975
1 980
1 981
1982
1 983
1 984

47,9
71,7

125,3
221 ,6
350,3
396,9
427,7
432,3
488,2

14,1
15,4
16,2
17,9
23,0
23,9
23,5
23,3
24,8

42,7
70,4

109,6
184,3
341 ,4
369,2
376,5
390,2
434,3

303,0
458,2
675,7

1 028,9
1 485,7
1 545,1
1 599,9
1 673,7
1 750,0

15,8
15,6
18,5
21 ,5
23,6
25,7
26,7
25,8
27.9

1 Spezialhandel entsprechend der Außenhandelsstatistik.
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24,8%, das Verhältnis zwischen Warenausluhr und Bruttosozialprodukt 27,9Yo belrug.
lnsgesamt wurden 1984 Waren im Wert von 434,3 Mrd. DM ein- und im Wert von 488,2
Mrd. DM ausgeführt.

Die wichtigsten Handelspartner der Bundesrepublik Deutschland sind die industrialisier-
ten westlichen Länder, mit denen 1984 78% der deutschen Wareneinfuhren und 81 %
der Warenausfuhren getätigt wurden. Besonderes Gewicht hat dabei der Handel mit den
Ländern der Europäischen Gemeinschaften.

ln den letzten zweieinhalb Jahrzehnten hat der Handel (gemessen am Au ßenhandelsum-
satz : Einfuhr + Ausfuhr) mit den EG-Ländern, den Staatshandelsländern in Europa und

Asien und den OPEC-Ländern an Bedeutung gewonnen, während der Anteil des Handels
mit den westlichen industrialisierten Ländern (ohne EG) und den Entwicklungsländern
(ohne OPEC) zurückgegangen ist.

Für die Beurteilung von Handelsbeziehungen zu den einzelnen Ländergruppen ist auch
der ,,Au ßenhandelssaldo" (Wert der Ausfuhr abzüglich Wert der Einf uhr von Waren) von
lnteresse. Dabei ergibt sich im einzelnen ein differenziertes Bild. lm Warenverkehr mit
den EG-Ländern, den industrialisierten westlichen Ländern in Europa, den OPEC-
Ländern, den asiatischen Slaatshandelsländern, den USA und Kanada wurden 1984
Ausfuhrüberschüsse erzielt, während aus den Entwicklungsländern (ohne OPEC), den
übrigen industrialisierten westlichen Ländern (darunter insbesondere Japan) und den
Staatshandelsländern in Europa mehr Waren in die Bundesrepublik Deutschland einge-
führt als in diese Länder ausgeführt wurden.

lnnerhalb der einzelnen Ländergruppen ergeben sich erhebliche Unterschiede; so
wurden beispielsweise 1 984 nach Frankreich Waren im Werl von 61 ,3 Mrd. DM exportiert
und nur Waren im Wert von 45,8 Mrd. DM eingeführt, und umgekehrt überstieg die Einfuhr
aus den Niederlanden (53,0 Mrd. DM), die Ausfuhr nach dort um etwa 1 1 Mrd. DM, um nur
die beiden Handelspartner zu nennen, mit denen die Bundesrepublik Deutschland die
größten Außenhandelsumsätze tätigt. Ein mit 15,7 Mrd. DM besonders hoher Austuhr-
überschuß wurde 1984 auch im Handel mit den USA erzielt. Dies ist vor allem auf die
konjunkturelle Erholung in den Vereinigten Staaten und auf die Entwicklung des Dollar-
Kurses zurückzuführen. Zu Beginn der achtziger Jahre hatten die lmporte die Expone
noch überstiegen (wie zuvor bereits in den fünfziger und sechziger Jahren),

Fragt man nach dem Einfluß von Überschüssen oder Detiziten auf das binnenwirtschaft-
liche Geschehen, so ist zu beachten, daß den GÜterströmen gegenläufige Geldströme
enlsprechen. Zur Bezahlung der gekauften Waren und Dienstleistungen kann nur in

wenigen Fällen die einheimische Währung verwendet werden. ln der Regel benÖtigt man
Devisen, vereinfacht gesprochen: Währung der Länder, in denen man einkauft, bzw.
dritter Länder, auf deren Währung sich die Handelspartner als Zahlungsmittel geeinigt
haben.

Wird ebensoviel exportiert wie importiert, können die gekauften Güter mit den Devisen
bezahlt werden, die für die verkauften GÜter eingegangen sind. Wird dagegen mehr ein-
als ausgeführt, vermindern sich die Devisenreserven des jeweiligen Landes; auf lange
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Abb. 5: Außenhandel nach Ländergruppen
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Abb.6: Die größten Handelspartner der Bundesrepublik Deutschland 1984
in Mrd. DM
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Frist gesehen schmelzen sie ganz zusammen und das entsprechende Land ist gezwun-
gen, sich mehr und mehr gegenüber anderen Ländern zu verschulden (in dieser Position
befinden sich heute beispielsweise viele Entwicklungsländer).

Außenhandelsdefizite einzelner Staaten sind Exportüberschüsse anderer Staaten. Aber
nicht nur für Defizitländer, auch iür Überschußländer entstehen Probleme. Ein Export-
überschuß bedeutet - am Beispiel der Bundesrepublik Deutschland erläutert - nichts
anderes, als daß ein Teil der im lnland produzierten Güter ins Ausland fließt, ohne daß
dafür andere Güter importiert werden. Die Personen aber, die diese Güter hergestellt und
gehandelt haben, werden für ihre Leistung in DM bezahlt; sie können auf dem deutschen
Markt Güter nachfragen, ohne daß sie zum inländischen Angebot beigetragen haben.
Diese Nachfrage, der kein entsprechendes Güterangebot gegenübersteht, kann die
Preise in die Höhe treiben.

Zunehmende Verschuldung auf der einen Seite, Preissteigerungen auf der anderen -
dies sind nur zwei Auswirkungen anhaltender Außenhandelsungleichgewichte. lnsoiern
wird verständlich, warum das ,,außenwirtschaftliche Gleichgewicht" zu den Hauptzielen
der Wirtschaftspolitik gehört.

Neben der lnformation über die Verbrauchs-/Bestimmungsländer der Ausfuhr und die
Herstellungs-/Ursprungsländer der Einfuhr ist die warenmäßige Aufschlüsselung der
Exporte und lmporte tür die Durchleuchtung der Verflechtungen im Außenhandel von
großer Bedeutung.

Tab.12: Ein- und Ausfuhr nach Warengruppen
in Prozent

Gegenstand
der Nachweisung

Einf uhr Ausfuhr

1960 1970 1980 1983 1960 1970 1980 1983

Ernährungswirtschaft
Gewerbliche Wirtschaft

davon:
Bohstoffe
Halbwaren
Fertigwaren

1 9,1
79,6

2,3
97,4

26,3
72,7

21 ,7
18,9
32,2

12,7
86,0

12,9
85,5

3,5 5,3
95,9 94,0

5,5
93,9

13,5
1 6,1
50,0

17,3
17,6
51 ,2

13,4
18,7
53,4

4,6
10,4
82,4

1,7
7,9

84,3

2,5
7,6

85,8

1,9
8,7

83,4

Aus lab. 72 wird deutlich, daß Ein- und Ausfuhr unterschiedlich strukturiert sind und daß
sich die Zusammensetzung der Warenströme im Verlauf der letzten zweieinhalb Jahr-
zehnte verändert hat.

Das Schwergewicht der Ausfuhr der Bundesrepublik Deutschland liegt eindeutig bei den
Fertigwaren mit einem nahezu gleichbleibenden Anteil von über 80 % an der Gesamtaus-
fuhr. Der Anteil dieser Waren an der Einfuhr ist von etwa einem Drittel im Jahr 1960 auf
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über die Hälfte der 1983 insgesamt eingefÜhrten Waren gestiegen. Die Güter der
Ernährungswirtschaft (2. B. Nahrungsmittel tierischen und pflanzlichen Ursprungs, Ge-
nu ßmittel) machten 1960 rund ein Viertel der Einfuhr aus, 1 983 nur noch etwa 1 3 %. Trotz
dieses relativen Rückgangs ist die Einfuhr dieser GÜter nach wie vor von größerem
Gewicht als die Ausfuhr, die von 1960 bis 1983 leicht zugenommen hat. Aus Tab. 12 wid
auch die relativ geringe Bedeutung der Ausfuhr von Rohstoffen gegenüber ihrer Einfuhr

Tab. 13: lndex der Ein- und Ausfuhrpreise
1980 = 100

Jahr lndex der Einfuhrpreise lndex der Ausfuhrpreise

1 960
1 965
1970
1975
1 980
1 981
1982
1 983
1 984

52,4
53,1
52,8
75,1

100
1 13,6
116,2
1 15,8
122,8

54,1
56,7
61 ,4
83,7

100
105,8
110,4
112,3
116,2
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deutlich. Dies gilt obwohl der Anteil der Rohstoffeinfuhr an der Gesamteinfuhr zwischen
1980 und 1983 deutlich zurückgegangen ist.

Ein wichtiger Aspekt zur Beurteilung des Au ßenhandelsumfangs und der Austauschver-
hältnisse ist die Entwicklung der Ein- und Ausfuhrpreise. Steigen beispielsweise die
Ausfuhrpreise schneller als die Einfuhrpreise, bedeutet dies, daß man für eine bestimmte
Menge ausgeführter Güter einen höheren Erlös erhält und dafür mehr Güter im Ausland
einkaufen kann als zuvor.

Bei den Ausfuhrpreisen ist seit 1960 eine nahezu durchgehende Aufwärtsentwicklung
festzustellen, während bei den Einfuhrpreisen Preisausschläge nach beiden Seiten zu
verzeichnen waren, wobei jedoch die Preissteigerungen gegenüber den Preisrückgän-
gen langfristig überwogen und sogar die Preissteigerungen bei den Ausfuhrpreisen
übertrafen.

Ursache für diese Entwicklung ist im wesentlichen die unterschiedliche Warenstruktur der
Ein- und Ausfuhr der Bundesrepublik Deutschland. Bei den lmporten sind Rohstoffe und
Güter der Ernährungswirtschaft, die besonders häufig stärkeren Preisschwankungen
unterliegen, von größerer Bedeutung als bei den Exporten.

12.3.3 Zahlungsbilanz
Um das Bild der außenwirtschaftlichen Verflechtungen zu vervollständigen, muß der
Handelsbilanz mit dem Nachweis der Warenein- und -ausfuhr die Dienstleistungs- und
Übertragungsbilanz sowie die Kapitalbilanz gegenübergestellt werden. Dies geschieht in
der Zahlungsbilanz, die die Salden (Überschüsse oder Defizite) dieser Teilbilanzen
zusammenfaßt. ln der folgenden Übersicht sind vereinfacht die Zusammenhänge zwi-
schen den einzelnen Bilanzen dargestellt:

Saldo der Handelsbilanz (= Warenexporte ,/ Warenimporte)

+ Saldo der Dienstleistungsbilanz (: Exporte / lmpod.e von Dienstleistungen)

+ Saldo der Übertragungsbilanz (: Übertragungen aus dem Ausland./ Übertragun-
gen an das Ausland, z. B. Zahlungen an die EG, Überweisungen der Gastarbeiter
in ihre Heimatländer u. ä.)

-- Saldo der Leistungsbilanz

Saldo des kurz- und langfristigen Kapitalverkehrs (: Kapitalimporle ;/ Kapilalex-
porte)

+ Zu- bzw. Abnahme der Nettoauslandsaktiva der Deutschen Bundesbank (im
wesentlichen Gold, Devisen)

+ Ausgleichsposten zur Auslandsposition der Deutschen Bundesbank (2. B. Neube-
wertung der Devisenbestände)

: Saldo der Kapitalbilanz

Saldo der Leistungsbilanz : Saldo der Kapitalbilanz (+ ungeklärte Beträge)
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Tab. 14: Saldo der Leistungsbilanz
in Mill. DM

Jahr Saldo der Leistungsbilanz

lnsgesamt Waren-
verkehr

Dienstleistungs- Über-
verkehr tragungen

1 960
1 965
1 970
1975
1 980
1 984

+ 8447
+ 5200
+ 20 820
+ 43 331
+ 18 886
+ 65 991

5

-7
- 15

-23
- 16

176
046
878
520
005
701

- 3488
- 6377
- 9759
- 17 879
- 24 499
- 31 346

+ 4783
- 6223
+ 3183
+ 9932
- 28 617
+ 17 744

Quelle: Oeutsche Bundesbank.

Aus der Leistungsbilanz der Bundesrepublik Deutschland (Tab. 1 4) gehl hervor, daß den
Außenhandelsüberschüssen Defizite beim Dienstleistungsverkehr, hauptsächlich verur-
sacht durch die Reisefreudigkeit der Deutschen, und bei den Übertragungen gegenüber-
stehen.

Tab. 15: Saldo der Kapitalbilanz
in Mill. DM

Jahr Saldo der Kapitalbilanz Ungeklärte
Beträge

lnsgesamt Kurzlristiger
Kapital-
verkehr

Veränderung Ausgleichs-
der Netto- posten
auslands- zurAuslands-
aktiva der position der
Deutschen Deutschen

Bundesbank Bundesbank

Langfristiger
Kapital-
verkehr

1 960
1 965
1970
1 975
1 980
1 984

- 1353
- 1005
- 16 047
- 4949
+ 1582
+ 15 966

+81
- 1137
+ 934
+ 18 231

- 5671
+ .13 530

+ B 019
- 1283
+22650
+ 3260
- 25 730
- 981

- 738
-5480
-2164
-2118

-1 964
-2798
-3 616
- 1 131
+3366
-8652

+6
-3+6

747
425
799

+ 11 062
- 31 982
+26 397

Quelle: Deutsche Bundesbank.
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Anders als in der Leistungsbilanz lassen sich in der Kapitalbilanz (Tab.75l keine
eindeutigen Tendenzen feststellen. Bei allen Einzelpositionen sind in den Jahren seit
1960 sowohl Überschüsse als auch Defizite (bzw.Zu- und Abnahmen) zu verzeichnen.

Der Saldo der Kapitalbilanz - bereinigt um die ,,ungeklärten Beträge" - entspricht dem
Saldo der Leistungsbilanz. Hier wird offenbar, daß den Leistungstransaktionen in Form
des Waren- und Dienstleistungsverkehrs und der Übertragungen entsprechende finan-
zielle Transaktionen gegenüberstehen müssen. Sofern die Überschüsse bzw. Defizite in
der Leistungsbilanz nicht durch Gegenbewegungen im Kapitalverkehr ausgeglichen
werden, verändern sich die Auslandsaktiva der Bundesbank (Gold, Devisen usw.)
entsprechend.
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13 Land- und Forstwitlschaft, Fischerei

13.1 Bedeutung des primären Sektors
Mit der Versorgung der Bevölkerung und der Sicherstellung der Ernährung erbringt die
Agrarwirtschaft eine bedeutsame Leistung. Über 80% des Nahrungsbedarfs können in
der Bundesrepublik aus heimischer Produktion gedeckt werden. Dennoch ist der Anteil
der Landwirtschaft an der volkswirtschaftlichen Gesamtleistung (Bruttowertschöpfung)
mil 2p% außerordentlich gering. Auch für die Beschäftigung spielt die Landwirtschaft
nur eine untergeordnete Rolle. Während um die Jahrhundertwende noch gut leder dritte
Erwerbstätige und 1950 immerhin rund jeder vierte in diesem Bereich tätig war, ist es
gegenwärtig nur noch etwa jeder zwanzigste.

ln diesen Zahlen kommt zum Ausdruck, daß sich in der Landwirtschaft seit Jahren ein
tiefgreifender Wandel der Produktionsstrukturen vollzieht, der hinsichtlich seiner Ausma-
ße und Auswirkungen ohne Beispiel ist. Er war begleitet von der lntegration dieses
Wirtschaftsbereichs in den gemeinsamen Agrarmarkt der Europäischen Gemein-
schaften.

Tab. 1: Wichtige Eckdaten über die Bedeutung der Land-
und Forstwirtschaft 1 983

Landwirtschaftlich genutzte Fläche

Erwerbstätige in der Land- und
Forstwirtschaft , Fischerei

Bruttowertschöpfung in der Land- und
Forstwirtschaft , Fischerei

Selbstversorgungsgrad der
Bundesrepublik Deutschland
(Anteil der lnlandsproduktion
am Verbrauch pflanzlicher
und tierischer Erzeugnisse,
ohne Auslandsfuttermittel)

12,1 Mill. Hektar =
50% der Fläche des Bundesgebietes

1,4 Mill. :
5,4 o/o aller Erwerbstätigen

34,0 Mrd. DM =
2,2oÄ der gesamten Bruttowertschöpfung
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13.2 Bodennutzung
Der Boden bildet die Grundlage für die landwirtschaftliche Produktion. Betrachtet man die
Veränderung der Flächennutzung in der Bundesrepublik Deutschland im Zeitablauf, so
wird deutlich, daß Wohn-, Wirtschafts- und Verkehrszwecke immer mehr Boden bean-
spruchen. Diese Entwicklung vollzieht sich überwiegend zu Lasten der Landwirtschaft.
Dennoch befindet sich immer noch rund die Hältte der Gesamtfläche des Bundesgebietes
von 24,9 Mill. Hektar in landwirtschaftlicher Nutzung. 60 % davon sind Ackerland, knapp
2%. als Sonderkultur angelegt (Obstanlagen, Rebland, Gartenland usw.), und der Rest
wird als Grünland genutzt.

Die Waldfläche nimmt annähernd 30 % der Gesamtfäche ein. Sie hat in den letzten drei
Jahrzehnten - besonders durch Aufforstungen außerhalb der Ballungsräume und in
Regionen mit wenig ertragreichen Böden - sogar zugenommen. Unter den Bundeslän-
dern hat Hessen mit 39,5% den höchsten Waldanteil.

Abb. 1: Gesamtfläche 1981 nach Nutzungsarten

Waldfläche 29,5 %

äude-und Freifläche,
Betriebsf I äche, Verkehrsf I äche
10,8,k

L Wasserflache 1,7%

Landwirtschaftsfläche 56,1 7, Erholungsfläche, Flächen anderer Nutzung 1,9 ?ä

1 3.3 Landwirtschaftliche Betriebe
ln keinem Wirtschaftsbereich sind seit Kriegsende die Strukturveränderungen so nach-
haltig gewesen wie in der Landwirtschaft. Eine abnehmende Zahl von Betrieben war
verbunden mit wachsenden Betriebsgrößen.

Von 1949 bis 1 984 hat sich die Zahl der landwirtschaftlichen Betriebe von etwa 1 ,6 Mill.
auf unter 0,8 Mill. halbiert. Allerdings beschränkte sich dieser Rückgang ausschließlich

24,9
Mill.ha
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Abb. 2: Betriebe und Flächen in der Landwirtschaft

r-----1960 zn 1971 r 1984

Betriebe
Größeklasse:

50 ha und mehr

20 bis unter 50 ha

10 bis unter 20 ha

5 bis unter 10 ha

2 bis unter 5 ha

I bis unter 2 ha

Landwirtschaftlich
genutzte Fläche

Tauseno400 300 200 100 0 0 I 2 3 4 5Mill.ha

auf die unteren und mittleren Größenklassen. So verringerte sich die Zahlder Betriebe mit
einer landwirtschaftlich genutzten Fläche von 1 bis unter 20 Hektar von 1,52 Mill. auf
530000, während sie bei Betrieben mit 20 Hektar und mehr von 130000 auf 207000
anstieg.

Die durchschnittliche Betriebsgrö ße hat sich zwischen 1 949 und 1984 nahezu verdoppelt
und betrug:

1949 8,06 Hektar
1960 9,34 Hektar
1970 1 1,67 Hektar
1980 15,27 Hekta(
1984 16,32 Hektar

13.4 Beschäftigte in der Landwirtschaft
Der wirtschaftliche Aufschwung nach dem Krieg veranlaßte zahlreiche lnhaber landwirt-
schaftlicher Betriebe und deren mithelfende Familienangehörige, ihre bisherige Tätigkeit
zugunsten von Beschäftigungen mit hÖheren Verdiensten vollständig oder teilweise
aufzugeben. Dies führte unter anderem zu einer Umwandlung von Vollerwerbsbetrieben
in Neben- und Zuerwerbsbetriebe. Erleichtert wurde diese Entwicklung auch durch den
vermehrten Einsatz von Maschinen und die Anwendung rationeller Arbeitsverfahren.
Beispielsweise stieg der Bestand an Schleppern im Alleinbesitz der Betriebe von 139000
im Jahr 1950 auf 1,25 Mill. im Jahr 1984. Dies wirkte sich wiederum auf Ausrichtung und
Kostensituation der Betriebe aus.

a D I

b.
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ln den landwirtschaftlichen Betrieben einschließlich der Haushalte der Betriebsinhaber
gab es 1984 annähernd 2 Mill. Familienarbeitskräfte. Darunter führten 1,7 Mill. nur
betriebliche Arbeiten aus und von diesen waren lediglich 454100 im Betrieb vollbeschät-
tigt. 462300 Personen gingen noch einer anderen Erwerbstätigkeit nach. 1983 war in
jedem zweiten Betrieb das außerbetriebliche Einkommen des Betriebsinhabers und
seines Ehegatten größer als das betriebliche Einkommen.

Familienfremde Arbeitskräfte werden in der Landwirtschaft nur noch in sehr geringem
Umfang eingesetzt. 1984 beschäftigten lediglich rund 5% der landwirtschaftlichen
Betriebe ständig fremde Arbeitskräfte (rund 94400 Personen).

Bechnet man die Leistung der in der Landwirtschaft mit betrieblichen Arbeiten beschäftig-
ten rund 2,1 Mill. Arbeitskräfte (Familienarbeitskräfte und familienfremde Arbeitskräfte)
auf sogenannte AK-Einheiten um, so ergeben sich für 1984 rund 906000 AK-Einheiten.
Dabei entspricht eine AK-Einheit der Arbeitsleistung einer mit betrieblichen Arbeiten
vollbeschäftigten Arbeitskraft im Alter von 16 bis unter 65 Jahren. Der Zeitvergleich zeigt
das Ausmaß der Abwanderung der Menschen aus der Landwirtschaft, zugleich aber auch
die Zunahme der Flächenleistung je Arbeitskraft. Während für das Wirtschaftsjahr 1950/
51 noch eine betriebliche Arbeitsleistung von 29 AK-E|nheiten je 1 00 Hektar errechnet
wurde, wurden für 1984 auch aufgrund der fortschreitenden Technisierung nur noch7,7
AK-Einheiten je 100 Hektar ermittelt.

Tab.2: Entwicklung der Arbeitsleistung in der Landwirtschaft
1950 bis 1984

Wirtschaftsjahr Betriebliche Arbeitsleistung in AK-Einheiten

1 000 je 100 ha landwirtschaftlich genutzter Fläche

1 950/51
1 960/61
1970171
1 980
1 984

3 BB5
2 415
1 434

980
906

29,0
18,5
11,5
8,2
7,7

13.5 Pflanzliche Produktion

13.5.1 Anbauflächen
Bei im Zeitablauf nahezu gleichbleibender Verteilung der landwirtschaftlich genutzten
Fläche auf die wichtigsten Kulturarten Ackerland und Dauergrünland, haben sich die
Anteile der einzelnen Fruchtarten auf dem Ackerland in den vergangenen 30 Jahren stark
verändert. So wurden 1 950 nur 55 % der Ackerf läche mit Getreide bestellt, 1 984 dagegen
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bereits 68%. Hackfrüchte wurden 1950 auf 25% des Ackerlandes angebaut, 1984 nur
noch auf 1 0 %. Hinter dieser Entwicklung verbirgt sich unter anderem eine Einschränkung
des Kartoffelanbaus um 81 % bei gleichzeitiger Ausdehnung des Anbaus von Zuckerrü-
ben um 1 1 0 %. Rationalisierungsgründe und starke Veränderungen der Ernährungsge-
wohnheiten waren hierfür ausschlaggebend (vgl. 4.6.1).

Abb.3: Anbau auf dem Ackerland
o/
h

Sonstige Ackerflächen

Futterpf lanzen

Hackfrüchte

übr. Getreidearten
Roggen
Hafer

Sommergerste

Getreide
Wintergerste

Weizen

1950/5s 1984

13.5.2 Erntemengen
Neben der Größe der Anbauflächen sind die Hektarerträge für die Erntemengen
ausschlaggebend. Sie erhöhten sich in den vergangenen drei Jahrzehnten um mehr als

1 00 % und haben zum Teil weiter steigende Tendenz. Am höchsten liegen die Ertragsver-
besserungen bei Getreide. Etwas geringer lallen sie im Gemüseanbau aus, der sich seit
jeher durch eine besonders hohe Bewirtschaftungsintensität auszeichnet. Die beacht-
lichen Leistungssteigerungen sind vor allem auf züchterische Verbesserungen, ertrags-
steigernde Mineraldüngung, verbesserte Anbau- und Erntetechnik sowie die Weiterent-
wicklung des Pflanzenschutzes zurückzuführen. (Zunehmende Mineraldüngung und

Pflanzenschutz können aber auch zu Belastungen des Bodens, des Wassers und der
Nahrung führen.)

Die Obst- und Weinmosterträge sind in hohem Maße vom Witterungsverlauf abhängig,
wenngleich auch hier durch intensivere Pflege und Ubergang zu besonders ertragreichen
Sorten Ertragssteigerungen erzielt werden konnten. Beim Weinmost ist nicht nur die

übr. Futterpflanzen

G rü n mais/ Siloma is

übr. Hackfrüchte

o
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Erntemenge, sondern auch der gütemäßige Ausfall für die Absatzchancen von entschei
dender Bedeutung.

Tab. 3: Durchschnittliche Hektarerträge und Gesamterntemengen

Frucht-, Gemüse-,
Obstart, Wein

Hektarertrag Erntemengen

1 950/55 1 984 1 950/55 1 984

Feldfrüchte:
Winterweizen
Roggen
Wintergerste
Hafer
Körnermais
mittelfrühe und späte

Kartotfeln
Zuckerrüben

Gemüse:
Weißkohl
Kopfsalat
Möhren und Karotten
Frischerbsen

Obst:
Apfel
Birnen
Süßkirschen
Pf laumen/Zwetschen

Wein:
Weißmost
Rotmost

2,8
2,4
3,0
2,4
2,7

6,3
4,4
5,6
4,5
5,7

tjeha

22,1
34,5

39,7
13,7
25,7
3,6

kg je Baum
29,4
30,2
28,0
22,8

hl je ha
53,3
46,9

1000t
2759,5 I796,9
3 365,7 1 930,8

408,4 7 532,9
2 608,6 2 506,9

19,2 1 026,4

33,8
49,5

24 074,3
7 916,7

6 732,7
20 060,0

54,4
19,2
33,3

4,7

38,8
36,7
36,7
28,1

330,3 361,8
41 ,8 72,9
84,9 148,8
18,4 17,0

1000t
1 327,2 1 799,3
438,2 448,9
1 19,0 177 ,1
417,6 449,6

1 000 hl
2 246,5 7 019,3
593,7 974,2

87,0
84,3

Tab. 4: Qualität der Weinmosternte
Mengenanteil der Qualitätsstufen in Prozent

Qualitätsstufe 1974 1976 1978 1980 1982 1984

Tafelwein
Qualitätswein
Qualitätswein

mit Prädikat

8,0
68,0

24,0

0,3
17,4

2,8
65,1

8,0
68,8

13,5
79,7

3,6
73,9

22,5 32,1 23,2 6,882,3
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13.6 Tierische Produktion

13.6.1 Viehbestände
Die Viehhaltung ist Grundlage der Versorgung mit tierischen Nahrungsmitteln und

zugleich Haupteinkommensquelle der Landwirtschaft. Dies läßt sich daraus ermeSSen,

daß etwa 70% der Verkaufserlöse im Agrarbereich aus der tierischen Veredelungswirt'
schaft stammen.

lm Dezember 1984 wurden im Bundesgebiet 23,6 Mill. Schweine, 15,7 Mill. Rinder und

78,7 Mill. Hühner gehalten. Seit 1950 hat sich der Schweinebestand nahezu verdoppelt
und die Haltung von Rindern um über ein Drittel erhöht. Stark rückläufig war bis 1970 die
Zahl der Pferde. Damals wurde mit einem Bestand von nur noch rund 250000 Pferden der
Tiefpunkt der Entwicklung erreicht. Seither wächst dieZahl der Pferde - vor allem durch
die zunehmende Attraktivität des Reitsports - wieder an.

lm Gegensatz zum zunehmenden Viehbestand ist die Zahl der Viehhalter seit 1950
rückläulig. Neben der Konzentration zu größeren Viehbeständen setzte sich die Speziali-
sierung, vor allem in der Schweine- und Hühnerhaltung, durch. Diese zeichnet Sich durch
geringeren Flächenbedarf, sehr hohen Viehbesatz und hochtechnisierte Wirtschaftswei-
se aus.

13.6.2 Schlachtungen, Milch- und Eiererzeugung
Die tierische Produktion hat seit 1950 noch stärker zugenommen als die pflanzliche
Erzeugung. Als Ursachen hierfür sind neben der Ausweitung des Viehbestandes
züchterische Maßnahmen, leistungssteigernde FÜtterung und geänderte Tierhaltungs-
technik zu nennen.

1984 wurden in der Bundesrepublik Deutschland 5,0 Mill. Rinder,37,7 Mill. Schweine,
0,7 Mill. Kälber und 0,5 Mill. Schafe inländischer Herkunft geschlachtet; das entsprach
einer Fleischerzeugung von insgesamt 4,7 Mil. Tonnen. lnnerhalb von drei Jahrzehnten

Tab. 5: Fleischerzeugung von Tieren inländischer Herkunftl

Jahr Rinder Schweine
10001

1 950
1 960
1 970
1 980
1 984

461,5
837,7
225,4
469,2
500,4

986,0
1 818,8
2 576,8
3 126,0
3144,5

1 Einschließlich Abschnittslette, ohne lnnereien.
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Abb. 4: Viehhaltung
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Tab. 6: Erze
von I

,ugung von Kuhmilch und Herstellung
Milcherzeugnissen

Jahr Milchproduktion Milcherzeugnisse (1 000 t)

Speise-
quark

Kondens-
vollmilch

Trinkmilch-
absatz

(1 000 0insgesamt
1000t

Butter Käsekg je
Kuh

1 950
1 960
1 970
1 980
.1984

13 945
19 264
21 856
24779
26 152

2 474
3 396
3 800
4 552
4 607

406
494
576
567

125
267
368
413

370
433
469
458

164
222
408
46s

2 805
2923
3 200
3 450

ist die Fleischerzeugung sowohl bei Rindf leisch als auch bei Schweinef leisch auf mehr als
das Dreifache angestiegen. Die ErhÖhung der Schlachtmenge spiegelt sich in einer
Ausweitung des Pro-Kopf-Verbrauchs an Fleisch in nahezu gleichem Umfang wider (vgl.

4.6.1).

An Geflügelfleisch wurden 1983 im Bundesgebiet 304300 Tonnen, fast fünfmal soviel wie
1965, und an Eiern 13080 Mill. StÜck produziert. Die durchschnittliche Legeleistung hat
sich mit 254 Eiern je Huhn und Jahr seit 1950 verdoppelt. Die Milcherzeugung stieg
zwischen 1950 und 1984 um über B7%, wobei die Zahl der Milchkühe nahezu
unverändert blieb. Die Milchproduktion je Kuh stieg entsprechend in fast gleichem
Umfang (+86%).

1 3.7 Selbstversorgungsgrad
Der Selbstversorgungsgrad ist ein lndikator dafür, inwieweit der Bedarf an Nahrungsmit-
teln und Futtergetreide durch die lnlandsproduktion gedeckt werden kann. lm Bundesge-
biet betrug er im Jahre 1 983/84 für Nahrungsmittel insgesamt 79 %. Bezieht man die aus
dem Ausland bezogenen Futtermittel ein, mit denen inländische Tiere gefüttert werden,
erreicht der Selbstversorgungsgrad sogar 95%.

Die Versorgungslage bei einzelnen Nahrungsmitteln ist allerdings unterschiedlich. Wäh-
rend bei Weizen nahezu und bei Milch und Käse 1983/84 eine Vollversorgung erreicht
war, lag die Butterproduktion sowie die Erzeugung von Kondensmilch, Vollmilch- und

Magermilchpulver im selben Jahr sogar erheblich über dem lnlandsverbrauch. Auch bei

Zucker, Rindfleisch und Schlachtfetten Überstieg die Erzeugung den Bedart. Dagegen
blieb die heimische Produktion von Schweine- und Geflügelfleisch, Nahrungsfetten
insgesamt, Eiern, Gemüse, Obst und Futtergetreide erheblich hinter den Marktanforde-
rungen zurück. Auch die Erträge der Fischerei konnten den lnlandsbedarf nicht decken
(41%).
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Abb. 5: Selbstversorgungsgrad
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Die Lücke zwischen inländischer Erzeugung und inländischem Bedarf muß im Warenver-

kehr mit dem Ausland gedeckt werden. Dabei ist zu beachten, daß der Austausch

landwirtschaftlicher Güter in beiden Richtungen erfolgt. Für die Waren der Ernährungs-

wirtschaft insgesamt betrug der EinfuhrÜberschuß im Jahr 198427,9 Mrd. DM. Er ergab

sich als Saldo aus einem Einfuhrwert von 54,6 Mrd. DM und einem Ausluhrwert von 26,7

Mrd. DM. Die wichtigsten Lieferländer für Nahrungsmittel sind seit langem die Niederlan-

de mit einem wertmäßigen Anteil an den Nahrungsmitteleinfuhren von rund 22oÄ sowie

Frankreich und die Vereinigten Staaten mit Anteilen von 11 % bzw.8o/o'

13.8 Forstwirtschaft
ln der Forstwirtschaft ist ein Strukturwandel, wie er sich in der Landwirtschaft vollzieht,

nicht eingetreten. Die Waldiläche ist seit langem in etwa gleich geblieben; Steigerungen

der Flächenproduktivität wie in der Landwirtschaft sind in dem Maße nicht mÖglich Doch

ist die Arbeitsproduktivität durch moderne Maschinen und Arbeitsverfahren gesteigert

worden. Bei der Anzahl der Betriebe traten verschiebungen ein, die aber zumindest zum

Teil darauf zurückzuführen sind, daß landwirtschaftliche Betriebe mit Waldfläche ihre

landwirtschaftlich genutzte Fläche abgaben und dadurch .ietzt als Forstbetriebe erfaßt

werden.

Derzeit gibt es 103000 Forstbetriebe, die eine Waldfläche von insgesamt 5,3 Mill Hektar

bewirtschaften. Hinzu kommen rund 242000 landwirtschaftliche Betriebe, die ebenfalls

über - mindestens 1 Hektar - Waldfläche verfügen. Diese landwirtschaftlichen Betriebe

bewirtschaften insgesamt 1,6 Mill. Hektar Waldfläche. Etwa weitere 0,4 Mill Hektar Wald

-überwiegendprivaterWaldbesitzunterjeweilsl HektarGröße-werdenstatistischnicht
einbezogen.

Tab.7: Betriebe mit Waldfläche 1984

Betriebsarten Anzahl der
Betriebe mit
mindestens

t ha Waldfläche

Waldfläche

1 000 ha

Waldfläche
je Betrieb

ha

Forstbetriebe
Staatsforsten
Körperschaftsforsten
Privatforsten

Landwirtschaftliche
Betriebe mit Waldfläche

Betriebe mit
Waldfläche insgesamt

103 131
877

11 038
91 216

242 402

5 263,0
2 207,8
1 747,3
1 308,0

1 566,8

51 ,0
2 517,4

158,3
14,3

6,5
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von der gesamten deutschen waldfläche (rund 7,3 Mill. Hektar) entfallen damit 31 % auf
staatswald, 25% aut Körperschaftswald (Gemeinden und sonstige Körperschaften
öffentlichen Rechts) und 44% auf Privatwald.

ln der Forstwirtschaft wurden im wirtschaftsjahr 19a2l1o etwa 13200 Beamte und
Angestellte (Betriebs- und Verwaltungspersonal) sowie etwa 22 600 Arbeitskräfte ständig
beschäftigt. weitere 36500 Personen wurden nicht ständig oder nur vorübergehend in
der Forstwirtschaft eingesetzt. Der Holzeinschlag belief sich im Durchschnitt der Jahre
1979 bis 1983 auf 28,4 Mill. Kubikmeter. Das entspricht einem produktionswert von rund
3,5 Mrd. DM.

Die wirtschaftliche Bedeutung des Waldes ist mit der Darstellung der Forstwirtschaft aber
noch nicht ausreichend beleuchtet. ln der holzverarbeitenden lndustrie (2. B. papierher-
stellung, Möbelindustrie usw.) und im Fremdenverkehr sind viele Menschen vom wald
abhängig (nach schätzungen der Bundesregierung rund eine Million). Die waldschäden,
die sich 1984 nach Erhebungen des Bundesministeriums für Ernährung, Landwirtschaft
und Forsten bereits auf 50 % der waldfläche erstreckten, haben nicht nur ökologisch (vgl.
19.3.1), sondern auch in ökonomischer Hinsicht bedenkliche Auswirkungen.

13.9 Fischerei
Die Einführung der 200-seemeilen-Fischereizonen, die Beschränkung von Fangmengen
und andere restriktive Maßnahmen der internationalen Fischereipolitik haben die Fang-
ergebnisse der deutschen Hochsee- und Küstenfischerei negativ beeinflußt. Zwischen
1960 und 1984 verringerten sich die Anlandungen von 644000 ronnen auf 293000
Tonnen, also um annähernd 55%. Hering, Kabeljau und Rotbarsch hatten 1960 noch
einen Anteil an den Anlandungen von elwa71%o.1984 betrug er nur noch etwa 41 %. Die
sonstigen Fischarten kommen heute auf 32%, die Muscheln aul 23% und Krabben und
Krebse auf 4 %. Reduziert hat sich in den letzten Jahren auch die deutsche Hochseefang-
flotte. 1970 gab es 1 080 Trawler, Logger und Hochseekutter. 1gB3 steuerten nur noch
678 Schiffe die Fischgründe an.

Tab. 8: Anlandungen der Hochsee- und Küstenfischerei
im Bundesgebiet r 000 t Fanggewichr

Jahr lnsgesamt Darunter

Hering Kabeljau Rotbarsch

1 960
1970
1 980
1 984

191
166

10
25

111
174
59
68

153
72
53
28

644
591
287
293
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14 Produzierendes Gewerbe

14.1 Bedeutung des Produzierenden Gewerbes
Die Bedeutung des Produzierenden Gewerbes als Zentralbereich der Wirtschaft hat sich

in den vergangenen Jahren gegenüber dem Dienstleistungssektor erheblich veningert'

Bis Anfang der siebziger Jahre wurde im sogenannten sekundären Sektor mehr als die

Hälfte der gesamtwirtschaftlichen Leistung erbracht, und knapp die Hälfte der Erwerbstä-

tigen fand in diesem Bereich einen Arbeiisplatz. lm vergangenen Jahrzehnt nahm der

Anteil des Produzierenden Gewerbes an der Bruttowertschöpfung beträchtlich ab und lag

1 984 bei rund 43 %. Der Anteil der Erwerbstätigen verminderte sich ebenfalls, und zwar

auf rund 41 %.

Tab. 1: Anteil des Produzierenden Gewerbes
an der Bruttowertschöpfung, den Erwerbstätigen
und den Anlageinvestitionen der gesamten Wirtschaft
in Prozent

Jahr Erwerbstätige BruttowertschÖpfung Anlageinvestitionen

33
30
31

27
25
25

53
53
52
46
45
43

48
49
49
45
44
41

1 960
1 965
1 970
1 975
1 980
1 984

1 1982.

Das Produzierende Gewerbe umfaßt in der Abgrenzung der amtlichen Statistik die

lndustrie und das Handwerk, soweit es Waren produziert. Dabei werden seit der Reform

der lndustriestatistik in den Jahren 1 975 bis 1 977 im allgemeinen nur Unternehmen mit 20

und mehr Beschäftigten erfaßt. lm einzelnen setzt sich das Produzierende Gewerbe aus

den Teilbereichen Energie- und Wasserversorgung, Bergbau und Verarbeitendes Ge-

werbe sowie Baugewerbe zusammen. Unter diesen spielt das Verarbeitende Gewerbe

die bedeutendste Rolle:

Hier arbeiteten 1982 81,5 % aller Beschättigten des Produzierenden Gewerbes; 12,5 %

waren im Baugewerbe, jeweils rund 3 % im Bergbau und in der Energie- und wasserver-
sorgung tätig.
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14.2 Bergbau und Verarbeitendes Gewerbe
Nach der Art der hergestellten Güter läßt sich das Verarbeitende Gewerbe in die Bereiche
Grundstoff- und Produktionsgütergewerbe (2. B. chemische lndustrie), lnvestitionsgüter
produzierendes Gewerbe (2. B. Maschinenbau), Verbrauchsgüter produzierendes Ge-
werbe (2. B. Bekleidungsgewerbe) sowie Nahrungs- und Genußmittelgewerbe unterglie-
dern. Von ihnen ist das lnvestitionsgüter produzierende Gewerbe sowohl hinsichtlich der
Zahl der Unternehmen und der Beschäftigten als auch in bezug auf die Höhe des
Gesamtumsatzes der bedeutendste Bereich.

14.2.1 Unternehmensgröße
Wie in vielen anderen Wirtschaftsbereichen (2. B. im Dienstleistungsbereich) ist auch im
Bergbau und Verarbeitenden Gewerbe eine Tendenz zur Konzentration, das heißt zur
Bildung größerer Unternehmenseinheiten, zu beobachten. Sie läßt sich sowohl aus der
Beschäftigten- wie aus der Umsatzentwicklung ablesen. Eine Aussage über die Konzen-
trationsentwicklung für einen längeren Zeitraum kann nur sehr allgemein gehalten sein,
da vergleichbare Daten - insbesondere wegen Berichtskreisänderungen - fehlen. Diese
liegen erst nach Abschluß der Relorm der lndustriestatistik ab 1977 vor. Betrachtet man
die Entwicklung von 1 950 bis 1970, so belegen die Ergebnisse der Arbeitsstättenzählun-
gen, daß die Zahl der Unternehmen stark abgenommen hat (- 46%), bei gleichzeitig
steigenden Beschäftigtenzahlen (+ 40%). Verschiedene Anzeichen deuten darauf hin,
daß der Konzentrationsprozeß auch nach 1970 andauerte. Die Zahl der Unternehmen

Tab.2: Unternehmen mit 20 Beschäftigten und mehr
im Bergbau und Verarbeitenden Gewerbe 1983

Bereich Unternehmen Beschäftigte Umsatz

Anzahl o/o 1 000 % Mill. DM %

Bergbau
Verarbeitendes Gewerbe
Grundstoff- und

Produktionsgütergewerbe
lnvestitionsgüter

produzierendes Gewerbe
Verbrauchsgüter

produzierendes Gewerbe
Nahrungs- und

Genußmittelgewerbe

lnsgesamt

82
34 106

4772

14328

11 376

3 630

34 188

0,2
99,8

14,0

41,9

33,3

'10,6

100

234
6 709

'1 419

3 507

1 300

483

6 943

20,4

50,5

18,7

7,0

100

32 401
1 294 098

416 372

541 114

170 175

1 66 437

1 326 s00

2,5
97,5

31,4

40,8

12,8

12,5

100

3,4
96,6
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Tab. 3: Beschäftigte der größten Unternehmenl

Die jeweils
.., größten Unternehmenl

beschäftigten . . . Personen

1 000

1 983

% aller Beschäftigten des
Bergbaus u. Verarb. Gewerbesl

1983 1977

3
b

10
25
50

100

453
690
907

1 387
1 741
2 113

6,5
9,e

13,1
20,0
25,1
30,4

5,8
9,0

12,1
18,3
23,6
29,2

1 Unternehmen mit 20 Beschäftigten und mehr; Unternehmensgröße gemessen an den Beschättlgten.

ging weiter zurück, die der Beschäftigten erhÖhte sich allerdings nicht mehr, sondern
nahm sogar zwischen 1970 und 1983 ab.

Ordnet man die Unternehmen des Bergbaus und Verarbeitenden Gewerbes nach der
Beschättigtenzahl, so waren 1 983 in den zehn größten rund 900000 Personen tätig. 807
Unternehmen (2,4%)hallenjeweils 1000 und mehr Beschäftigte. Dies entsprach einer
Gesamtzahl von 3,5 Mill. Personen bzw, einem Anteil von 505%- gemessen an den
Unternehmen mit 20 und mehr Beschäftigten.

1 4.2.2 Beschäftigte, Arbeitsproduktivität1
Unter den 34 Wirtschaftsgruppen des Verarbeitenden Gewerbes sind - gemessen an den
Beschäftigtenzahlen - der Maschinenbau, die Elektrotechnik, der Straßenfahrzeugbau,
die Chemische Industrie und das Ernährungsgewerbe am wichtigsten. ln diesen fünf
Branchen waren 1 983 rund 3,7 Mill. von insgesamt 6,7 Mill. Beschäftigten des Verarbei-
tenden Gewerbes tätig.

Zwischen 1970 und 1983 ist die Beschäftigtenzahl im Verarbeitenden Gewerbe um rund
22oÄ zurückgegangen. Die Zahl der geleisteten Arbeiterstunden verminderte sich
ebenfalls, und zwar um 37o/o. Dennoch konnte die Produktion um 15% gesteigert
werden. Die Arbeitsproduktivität - d. h. das Produktionsergebnis je Beschäftigten - lag

damit 1983 um 487. höher als 1970. Hierin zeigen sich die Auswirkungen umfangreicher
Rationalisierungs- und Automatisierungsmaßnahmen, die vor allem zum Ersatz mensch-
licher Arbeitskraft durch Maschinen tÜhrten.

1 Es liegen Ergebnisse von Unternehmen mit im allgemeinen 20 Beschäftigten und mehr zugrunde.
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14.2.3 Produktion
ln der Produktionstätigkeit des Bergbaus und verarbeitenden Gewerbes während der
letzten drei Jahrzehnte spiegeln sich die Entwicklungsphasen der deutschen wirtschaft
deutlich wider. Zwischen 1 950 und 1960 - dem Jahrzehnt, das durch den wiederaufbau
nach dem Zweiten Weltkrieg geprägt war - stieg die produktion im Bergbau und
verarbeitenden Gewerbe um 150%. von 1960 bis 1970 erhöhte sie sich nochmals um
zwei Drittel. lm letzten Jahrzehnt nahm sie um rund ein Fünftel zu. Zu Beginn der achtziger
Jahre war die Produktion rückläufig.

Tab.4: Entwicklung der Produktion im Bergbau und Verarbeitenden
Gewerbe 1950 bis 1984
Produktionsindex 1970 : 100 (kalenderbereinigt)

Bereich 1950 1960 1970 1980 1984

Bergbau
Grundstoff- und Produktionsgütergewerbe
lnvestitionsgüter produzierendes Gewerbe
Verbrauchsgüter produzierendes Gewerbe
Nahrungs- und Genußmittelgewerbe

lnsgesamt

79
21

18
28
29

24

104
54
58
65
64

60

100
100
100
100
100

100

86
122
123
119
130

122

76
119
125
111
132

121

Tab. 5: Produktion ausgewählter Erzeugnisse

Erzeugnis Einheit Jahr

19601 ß70 1980 1984

Fernsehempf angsgeräte
Personenkraftwagen
Geräte und Einrichtungen

für die automatische
Datenverarbeitung

Schuhe
Herrenanzüge
Damenkleider
Wurst- und Fleischwaren
Brot
Bier

1 000 st.
1 000 st,

2 164
1 674

2 927
3 132

22
1 58 336

8 537
39 318

405
827

81 609

4 425
3 250

45
1 03 765

5 381
36 313

862
1 272

89 569

3 917
3 505

1 000 sr.
1 000 Paar
1 000 st.
1 000 st.
1000t
1000t
1 000 ht

151 906
6 650

17 980
257
659

47 324

526
89 826
4 378

29 436
951

1 290
88 847

'1 Ohne Bedin (West).
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Eine Vorstellung über die Entwicklung der mengenmäßigen Produktion seit 1960
vermittelt Tab.5. Die einzelnen Erzeugnisse sind aus nahezu 6000 Positionen der
Produktionsstatistik herausgegriffen. Wie die Ergebnisse zeigen, hat sich in der Vergan-
genheit die Erzeugung von Gütern, für die ein hohes technisches Spezialwissen
erforderlich ist, ständig erhöht, während die Produktion in anderen Branchen, z. B. der
Bekleidungsindustrie, rÜckläufig war. Als Folge der weltweiten Arbeitsteilung fand hier
offensichtlich eine Verlagerung von Produktionstätigkeiten ins Ausland statt.

Der Brultoproduktionswert, das heißt der gesamte Wert aller im Bergbau und Verarbeiten-
den Gewerbe erzeugten Waren und Dienstleistungen, erreichte 1983 knapp 1,3 Billionen
DM. Hiervon waren etwa die Hälfte Vorleistungen anderer Unternehmen (2. B. Handels-
ware, Vorprodukte, Rohstoffe usw., vgl. 14.2.7).

14.2.4 Umsatz
Der Umsatz im Bergbau und Verarbeitenden Gewerbe hat sich weit stärker erhÖht als die
Produktion. Dabei wirkt sich aus, daß in die umsatzausweitung neben dem gestiegenen
Produktionsvolumen auch ErhÖhungen des Preisniveaus eingehen. Dies wird deutlich,
wenn man die Entwicklung des umsatzes mit der Entwicklung von Produktion und
Preisen vergleicht.

Zwischen 1950 und 1983 ist der Umsatz auf etwa das Sechzehnfache gestiegen, die
Produktion aber nur auf das FÜnffache, und die Preise haben sich mehr als verdoppelt.
(Auch hier sei darauf hingewiesen, daß ein Zeitvergleich durch Anderungen im Berichts-
kreis beeinträchtigt ist.)

Die umsatzstärksten Wirtschaftsgruppen innerhalb des Verarbeitenden Gewerbes waren
im Jahr 1983 der Straßenfahrzeugbau, die Chemische lndustrie, das Ernährungsgewer-

Tab. 6: Bergbau und Verarbeitendes Gewerbe
Entwicklung von Umsatz, Produktion und Preisen 1950 bis 1984
1950: 100

Jahr Umsatzl Produktionsindex
(Kalenderbereinigt)

Preisindex

1 950
1 960
1 970
1 980
1 983
1 984

1 002
331
731

1 488
1 633
1 739

100
122
139
229
258

100
247
410
498
479
494

'l 1950, 1960: lndustriebetriebe mit im allgemeinen 10 Beschäftigten und mehr; ab 1970: Betriebe von Unternehmen
mrt 20 Beschäftigten und mehr.

2 Bundesgebiet ohne Saarland und Berlin (West).
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be, der Maschinenbau und die Elektrotechnik. Von jeder dieser fünf Branchen wurden
1 983 Erzeugnisse im Wert von über 1 25 Mrd. DM umgesetzt. Auf sie entfielen damit allein
56% des gesamten Umsatzes im Verarbeitenden Gewerbe.

14.2.5 Exportquotel
Ein großer Teil der im Verarbeitenden Gewerbe hergestellten Güter geht in den Export.
Aus der Exportquote - dem Anteil des Auslandsumsatzes am Gesamtumsatz - läßt sich
die Abhängigkeit bestimmter Bereiche vom Auslandsgeschäft besonders deutlich able-
sen. Zwischen 1950 und 1983 ist sie im Verarbeitenden Gewerbe von 7,3%o aut 27,4%
gestiegen. Dabei lag die Exportquote im lnvestitionsgüter produzierenden Gewerbe
immer über dem Durchschnitt des gesamten Wirtschaftsbereichs (1983 beispielsweise
bei38%).

Besonders hoch war sie im Wirtschaftszweig ,,Herstellung von Büromaschinen, Automati-
schen Datenverarbeitungs-Geräten- und -Einrichtungen"; dort wurde 1983 über die
Hälfte des Gesamtumsatzes mit dem Ausland erzielt (54,3%). Auch der Maschinenbau
(44,6%), der Straßenfahrzeugbau (44,7%), der Luft- und Raumfahrzeugbau (51 ,9%)
und die Chemische lndustrie (39,9%) sind stark exportabhängig.

F ab. 7 : Verarbeitendes Gewerbe
Exportquote in Prozent (Anteil des Auslandsumsatzes am Gesamtumsatz)

Bereich 1950 1960 1970 1980 1983

Grundstoff- und
Produktionsgütergewerbe

lnvestitionsgüter
produzierendes Gewerbe

Verbrauchsgüter
produzierendes Gewerbe

Nahrungs- und
Genußmittelgewerbe

lnsgesamt

10,3

13,7

3,2

0,2

7,3

15,2

25,0

7,4

1,6

15,1

17,8

27,1

10,3

2,1

18,2

22,8

34,7

14,5

7,2

24,5

25,7

38,0

17,4

8,2

27,4

14.2.6 lnvestitionen
Von den Unternehmen des Bergbaus und Verarbeitenden Gewerbes mit 20 oder mehr
Beschäftigten wurden 1983 rund 57 Mrd. DM - und damit 2,5 Mrd. DM mehr als 1982 -
1 Den Berechnungen liegen unterschiedliche Berichtskreise zugrunde, so daß ein Zeitvergleich

beeinträchtigt ist.
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investiert. Der größte Teilwurde in Maschinen, maschinellen Anlagen sowie Betriebs- und

Geschäftsausstattung (83%), der Rest in GrundstÜcken und Bauten angelegt.

Unter den Wirtschaftsgruppen tätigten der Straßenfahrzeugbau, die Chemische lndu-
strie, die Elektrotechnik, das Ernährungsgewerbe und der Maschinenbau die hÖchsten

lnvestitionen. Diese fünf Branchen hatten zusammen einen Anteil von tund 54oÄ am
gesamten lnvestitionsvolumen des Bergbaus und Verarbeitenden Gewerbes.

Gemessen an den Umsätzen erwiesen sich die Bereiche,,Bergbau" und,,Herstellung von
Büromaschinen, ADV-Geräten und -Einrichtungen" als die investitionsfreudigsten. Mit
einem Anleil der lnvestitionen am Umsatz von 11 p% im ,,Bergbau" und 9,3 % im Bereich

,,Herstellung von Büromaschinen, ADV-Geräten und -Einrichtungen" lagen sie weit über
dem vergleichbaren Wert, den die Unternehmen des Bergbaus und Verarbeitenden
Gewerbes 1983 im Durchschnitt (4,3%) erzielten.

Tab. 8: lnvestitionen der Unternehmenl des Bergbaus
und Verarbeitenden Gewerbes 1983

Bereich MiII. DM Anteil der
lnvestitionen

am Umsatz in %

Bergbau und Verarbeitendes Gewerbe
Bergbau
Grundstoff- und Produktionsgütergewerbe

darunter:
Gewinnung und Verarbeitung

von Steinen und Erden
Chemische lndustrie

lnvestitionsgüter produzierendes Gewerbe
darunter:
Maschinenbau
Straßenfahrzeugbau,

Reparaturen von Kraftfahrzeugen usw.
Elektrotechnik,

Reparaturen von Haushaltsgeräten
Herstellung von Büromaschinen,

ADV-Geräten und -Einrichtungen
Verbrauchsgüter produzierendes Gewerbe
Nahrungs- und Genu ßmittelgewerbe

darunter:
Ernährungsgewerbe

56 734
3 633

15 208

1 913
6 096

24838

4 893

9 054

5 295

1 668
7 434
5 621

4,3
11,2
3,7

3,7

5,7

4,1

o,o
3,9
4,6

9,3
4,4
3,4

J,O
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14.2.7 Kostenstruktur
Einblick in die Kostensituation der Unternehmen im Bergbau und Verarbeitenden
Gewerbe gewähren die Erhebungen zur Kostenstruktur. Den weitaus gröBten Block in der
Kostenrechnung dieses Bereiches bilden die Kosten für Materialverbrauch, Einsatz an
Handelsware und Lohnarbeiten (Aufträge an Subunternehmer). Sie hatten 1983 einen
Anteil von 53,9% am Bruttoproduktionswert, d.h. dem gesamten Wert aller in diesem
Wirtschaftsbereich erzeugten Produkte. Den zweitgrößten Kostenfaktor bildeten die
Personalkosten mil 25,5%. Die übrigen Kosten (2. B. Mieten, Pachten, Kostensteuern,
Abschreibungen) betrugen insgesamt 19%. Die Restgröße von 1,6% enthält neben
kalkulatorischen Kosten insbesondere den Gewinn des Unternehmens.

Abb. 'l : Kostenstruktur der Unternehmen des Bergbaus und Verarbeitenden
Gewerbes mit 20 Beschäftigten und mehr 1983
Bruttoproduktionswert

Restgröße 1,67,

25,5 7o Personalkosten
Übrige Kosten 19,07,

Matel i a lverbrauch,
Einsatz von Handelsware,
Kosten für Lohnarbeiten 53,92,

Zwischen den einzelnen Bereichen des Bergbaus und Verarbeitenden Gewerbes sind
beträchtliche Unterschiede in der Kostenskuktur leststellbar. So haben beispielsweise
der Materialverbrauch und der Einsatz an Handelsware im Nahrungs- und Genußmittel-
sektor einen Anteilvon 62,6% am Bruttoproduktionswert. Der Personalkostenanteil liegt
mit 12,4% vergleichsweise niedrig. Dagegen wird die Produktionsleistung im lnvesti-
tionsgüter produzierenden Gewerbe mit einem relativ hohen Personaleinsatz erbracht,
was zu einem Personalkostenanteil von durchschnittlich 32,4% am Bruttoproduktions-
wert führt.

1,3 Biil
DM
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14.3 Baugewerbe
Das Baugewerbe setzt sich in der Abgrenzung der amtlichen Statistik aus dem Bauhaupt-
gewerbe und dem Ausbaugewerbe zusammen. Während das Bauhauptgewerbe über-
wiegend Hoch- und Tiefbauten bis zum Rohbau errichtet, erstreckt sich die Tätigkeit des
Ausbaugewerbes auf die weitere Fertigstellung der Bauten bis zur Gebrauchsfähigkeit.
Es umfaßt Klempnerei, Gas- und Wasserinstallation, lnstallation von Heizungs-, LÜf-

tungs- und Klimaanlagen, Elektroinstallation, Maler- und Lackiererarbeiten und ähnliche
Tätigkeiten. Das Angebot des Baugewerbes ist somit sehr vielseitig und spiegelt in seinen
Veränderungen langfristige Umstrukturierungsprozesse wider.

Bis in die siebzigerJahre war die Bauwirtschaft eine Wachstumsbranche, die ihre lmpulse
aus dem Wiederaufbau, dem Wirtschaftsaufschwung und dem Wohnungsbedarf der
wachsenden Bevölkerung bezog. Seither ist die Wohnungspolitik durch eine stärkere
Hinwendung zu qualitativen Zielsetzungen geprägt. Die Aufmerksamkeit wendet sich
immer mehr der Erhaltung und Erneuerung der Städte zu; die Modernisierung des
Wohnungsbestandes ist ebenso bedeutsam geworden wie die Neubautätigkeit.

Zu Beginn der achtziger Jahre erlebte die Baubranche einen ausgeprägten Abschwung.
Dies äu ßert sich u. a. in der hohen Zahl von lnsolvenzen in diesem Bereich. Allein 1 984
meldeten 2765 Bauunternehmen Konkurs an. Damit entfielen auf diesen Sektor 23%
aller Unternehmensinsolvenzen.

Tab. 9: Entwicklung der lnsolvenzen

Jahr Insolvenzen insgesamt
(Unternehmen und übrige

Gemeinschuldner)

darunter
Baugewerbe

1 960
1 970
1 980
1981
1982
1 983
1 984

2 958
4 201
I 140

11 653
15 876
16 114
16 760

307
451

1 328
1 942
2726
2 467
2765

14.3.1 Unternehmen, Beschäftigte, Umsätze
lm Jahr 1 983 zählten zum Baugewerbe 1 6 91 3 Unternehmen mit 20 oder mehr Beschäf-
tigten. Sie erzielten mit insgesamt rund 1,1 Mill. Arbeitskräften einen Umsatz von etwa
1 10 Mrd. DM. Mehr als zwei Drittel der Bauunternehmen gehörten zum Bauhauptgewer-
be, auf das auch der größte Teil des Umsatzes (81 %) entfiel.
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Tab. 10: Unternehmenl, Beschäftigte und Umsatz
im Baugewerbe 1982

Bereich Unternehmen
Anzahl

Beschäftigte
1 000

Umsatz
MiII. DM

Baugewerbe
Bauhauptgewerbe
Ausbaugewerbe

16 913
11 551
5 362

1 063
832
231

110206
88 993
21 213

1 Unternehmen mit 20 und mehr Beschäftigten.

Das Baugewerbe ist überwiegend mittelständisch strukturiert. Von allen Bauunterneh-
men mit 20 Beschäftigten und mehr hatten 1983 über zwei Drittel weniger als 50 tätige
Personen. Nur rund 3 % der Unternehmen zählten mehr als 200 Beschäftigte, die meisten
davon wiederum im Bauhauptgewerbe.

Von den Beschäftigten des Baugewerbes waren 1983 etwa 832000 im Bauhauptgewer-
be und rund 231 000 im Ausbaugewerbe tätig. Allerdings bleibt das Bild unvollständig,
wenn man nicht die kleineren Unternehmen mit weniger als 20 Beschäftigten einbezieht,
die insbesondere im Ausbaugewerbe tätig sind. Hier boten die Unternehmen in der
Größenklasse von 10 bis 19 Beschäftigten weiteren 104000 Personen einen Arbeits-
platz.

14.3.2 Kostenstruktur
lm Baugewerbe stellen die Personalkoslen den größten Kostenfaktor dar. Gemessen am
Bruttoproduktionswert dieses Bereichs - dem Gesamtwerl aller erzeugten Produkte -
ergab sich ein Anteil von 39,4%. Je nachdem, ob die jeweiligen Tätigkeiten der einzelnen
Branchen material- oder personalintensiv sind, differieren diese Anteile zum Teil erheb-
lich. Den höchsten Personalkostenanteil wiesen 1983 mit 48,6% die Unternehmen des
Stukkateurgewörbes, der Gipserei und Verputzerei auf. Wegen der weitgehend indu-
striellen Fertigung waren die Personalkosten im Fertigteilbau mit 28,1 % von geringerer
Bedeutung. lm allgemeinen steht einem niedrigen Personalkostenanteil ein hoher
Materialkostenanteil gegenüber.

Von den übrigen Kostenfaktoren im Baugewerbe spielen die Kosten fÜr Fremd- und
Nachunternehmerleistungen eine wichtige Rolle. Sie erreichten 1983 einen Anteil von
14,0%. lnsbesondere die großen Unternehmen machen von dieser Möglichkeit der
Arbeitsteilung häufig Gebrauch (vgl. Abb. 2).

269



109,9 Mrd.

DM

Abb. 2; Kostenstruktur der Unternehmen im Baugewerbe
mit 20 Beschäftigten und mehr 1983
Bruttoproduktionswert

Restgröße 3,4 9a

Übrige Kosten 13,9rä

Kosten für Fremd-
und Nachunter' Persona I kosten

39 ,4 "/,nehmerle i stungen
t4,0 ,k

Materialverbrauch 29,4 oh

Abb. 3: Kostenstruktur der Unternehmen der Energie- und Wasserversorgung
mit 20 Beschäftigten und mehr 1983
Bruttoproduktionswert

Restgröße 2,6% 12,0 7, Personalkosten

Übrige Kosten ll,8%
Fremdkapital zin sen 2,2 %

Abschreibungen aut
Sachanlagen 8,2 %

63,2 7, Materi alverbrauch

139,3 Mrd

DM
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1 4.4 Energie- und Wasserversorgung

14.4.1 Unternehmen, Beschäftigte, Umsätze
lm Bereich der Energie- und Wasserversorgung waren 1983 in 3243 Unternehmen
insgesamt etwa 289 OOO Personen beschäftigt. MiI142,2 Mrd. DM lag der Gesamtumsatz
höher als im Baugewerbe mit 1,1 Mill. Beschäftigten.

Die Energie- und Wasserversorgung ist durch eine Vielzahl von kleinen und eine geringe

Zahl von großen und umsatzstarken Unternehmen geprägt. Etwa drei Viertel der
Unternehmen hatten 1983 weniger als 20 Beschäftigte. Zum Gesamtumsatz dieses
Bereichs trugen sie nur 3,1 % bei. Umgekehrt gab es 58 Unternehmen mit 1 000 und mehr
Beschäftigten, auf die aber 62,3% des Umsatzes entfielen.

lnnerhalb der Energie- und Wasserversorgung gehörte 1983 nur ein knappes Drittel der

Unternehmen zum Teilbereich Elektrizitätsversorgung. lhr Anteil an den Beschäftigten

betrug aber 80,4% und am Umsatz 72%..Das bedeutet, daß es in der Elektrizitätswirt-

schaft im Durchschnitt wesentlich größere Unternehmen gibt als in den übrigen Berei-

chen, d.h. der Gas-, Fernwärme- und wasserversorgung. Hier ist auch die öffentliche
Hand als Unternehmer stark engagiert. 38% aller Elektrizitätsunternehmen sind wirt-
schaftliche Unternehmen der Gebietskörperschaften ohne eigene Rechtspersönlichkeit,
sogenannte Regie- und Eigenbetriebe. Hinzu kommt, daß der Staat Beteiligungen an fast
allen Kapitalgesellschaften der Elektrizitätsversorgung hält.

14.4.2 Kostenstruktur
Die Energie- und Wasserversorgung gehört zu den kapitalintensivsten Wirtschaftsberei-
chen. Gemessen am Bruttoproduktionswert waren im Jahr 1983 die Abschreibungen auf
Sachanlagen mil 8p% und die Fremdkapitalzinsen mit 2,2o/o deutlich höher als im
Bergbau und Verarbeitenden Gewerbe oder im Baugewerbe. Der Personalkostenanteil
betrug 12%, während der entsprechende Wert im Bergbau und im Verarbeitenden
Gewerbe etwa26Yo und im Baugewerbe sogar rund 39% ausmachte.

Den größten Kostenblock im Bereich der Energie- und Wasserversorgung bilden mit rund
63% der Materialverbrauch und Wareneinsatz. Das ist darauf zurückzufÜhren, daß in

diesem Bereich außer produzierenden Unternehmen auch Einheiten tätig sind, die
lediglich fremdbezogenes Wasser verteilen (vgl. Abb. 3).

14.5 Handwerk
Dem Handwerk - als besonders traditionsreichem Wirtschaftszweig - kommt auch heute
noch eine große volkswirtschattliche Bedeutung zu. Es konnte sich vor allem auf den

Gebieten behaupten, wo Spezialleistungen und die Nähe zum Kunden maßgebend sind.
Seine Tätigkeiten reichen von der Warenproduktion und der Reparatur bis zum Handel
und den Dienstleistungen. lm Jahr 1982 erwirtschafteten die selbständigen Handwerks-
unlernehmen rund I1 % der BruttowertschÖpfung aller Unternehmen.
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lm Rahmen der Statistiken des Produzierenden Gewerbes wird das Handwerk nur
teilweise erfaßt, da lediglich warenproduzierende Handwerksunternehmen mit 20 und
mehr Beschäftigten in den Berichtskreis einbezogen sind. Um einen Gesamtüberblick zu
gewinnen, werden deshalb in mehrjährigen Abständen Handwerkszählungen durchge-
führt. Die letzte Erhebung dieser Art fand 1977 statt. Darüber hinaus gibt es vierteljähr-
liche Stichprobenerhebungen zur Erfassung kurzfristiger Entwicklungen.

14.5.1 Unternehmen
Bei der Handwerkszählung 1977 wurden elwa 472000 selbständige Handwerksunter-
nehmen und rund 22500 handwerkliche Nebenbetriebe festgestellt. Der überwiegende
Teil - nämlich 81 % der selbständigen Unternehmen - war im Verarbeitenden Gewerbe
und Baugewerbe tätig, 6 % entfielen auf den Handel und 13 % auf den Dienstleistungsbe-
reich. ln den übrigen Wirtschaftsbereichen gibt es nur wenige Handwerksunternehmen
(1977: 469 selbständige Unternehmen mit zusammen etwa 2300 Beschäftigten).

Tab. 1 1 : Selbständige Handwerksunternehmen

Wirtschaftsgliederung 1 968 1977

lnsgesamt
darunter:
Verarbeitendes Gewerbe
Baugewerbe
Handel
Dienstleistungen

596 757

341 306
159 121

2s 084
70 386

471 716

225 912
1 56 979
29 228
59 128

Betrachtet man die Ergebnisse der seit 1949 durchgeführten Handwerkszählungen, so
sind die rückläufigen Unternehmenszahlen besonders auffällig. lm Vergleich zu 1949 hat
sich die Zahl der selbständigen Unternehmen fast halbiert, gegenüber der vorletzten
Zählung 1968 ist sie um gut ein Fünftel zurückgegangen.

Nach wie vor sind im Handwerk die kleineren Betriebe vorherrschend. Die Unternehmen
mit 1 bis 19 Beschäftigten machen über neun Zehntel des Handwerks aus und
beschäftigen mehr als die Hälfte aller Arbeitskräfte. Nur 0,5 % der Handwerksunterneh-
men haben 100 Beschäftigte und mehr.

14.5.2 Beschäftigte
Die Anzahl der Beschäftigten in Unternehmen selbständiger Handwerker lag 1984 mit 3,7
Mill. um 5% niedriger als 1980. lm längerfristigen Vergleich ergibt sich allerdings eine
Zunahme - etwa gegenuber 1949 um 22ok. Berücksichtigt man den gleichzeitigen
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Tab. 12: Beschäftigte in selbständigen Handwerksunternehmen

Wi rtschaftsgliederung 19671 19761 1980, 19842

1 000

lnsgesamt

darunter:
Verarbeitendes Gewerbe
Baugewerbe
Handel
Dienstleistungen

s 898,7 3 691,2 3 930,1 3 733,7

1 650,7
1 711,5

127,7
406,1

1 405,1
1 564,0

210,8
508,9

1 453,5
1 636,9

226,4
610,7

1 364,5
1 501,5

223,4
641 ,B

1 Stichtag 30. September
2 Jahresdurchschnitt.

Rückgang der Unternehmenszahl, so bedeutet dies eine Tendenz zum größeren
Unternehmen im Handwerk. während 1949 im Durchschnitt noch nicht einmal vier
Beschäftigte je unternehmen ermittelt wurden, waren es 1968 bereits sechs bis sieben
und bei der letzten Zählung 1977 achl.

Im Konkurrenzkampf mit der lndustrie hat das Handwerk im Laufe der Zeil tiefgreifende
Wandlungs- und Anpassungsprozesse durchlauten. ln manchen Bereichen, z. B. bei den
Fleischern und Bäckern, konnte das Handwerk seine Position zwar bewahren; viele
Handwerkszweige haben aber an Bedeutung verloren, da die Preisvorteile der maschinell
erzeugten Massenwaren die Verbraucher stärker anzogen. Anderen Handwerkszweigen
hat der Markt die Produktionsaufgaben sogar ganz oder fast vollständig entzogen; sie
beschränken ihre Tätigkeit inzwischen allenfalls auf Reparaturarbeiten, z. B. Schuster
und Uhrmacher. Daneben hat die industrielle Entwicklung aber auch neue handwerkliche
Betätigungsbereiche hervorgebracht, z. B. das Handwerk des Kraftfahrzeugmechani-
kers, Schlossers und Elektroinstallateurs (vgl. Abb. 4).

Eine Aufgliederung der Beschäftigten im Handwerk nach ihrer Stellung im Unternehmen
zeigt einen vergleichsweise hohen Anteil an Selbständigen. Nach den Ergebnissen der
letzten Zählung waren 1976 fast 17% der in selbständigen Handwerksunternehmen
Beschäftigten tätige lnhaber bzw. mithelfende Familienangehörige; 15% waren Ange-
stellte und 68% Arbeiter. Von den Arbeitern waren über die Hälfte (55%) Gesellen und
sonstige Facharbeiter.

Besonders bedeutsam ist die Ausbildungstätigkeit des Handwerks, die über den eigenen
Bedarf an Nachwuchskräften weit hinausgeht. Ende 1983 gab es im Handwerk ungefähr
675000 Auszubildende; das bedeutet, da9 39% aller Lehrlinge des Jahres 1983 eine
handwerkliche Ausbildung erfuhren. lm Vergleich dazu wurden in lndustrie und Handel
rund 792000 Lehrlinge ausgebildet.
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Abb. 4; Beschäftigte in ausgewählten Gewerbezweigen
in Tausend
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14.5.3 Umsätze
lm Jahr 1984 wurde von den selbständigen Handwerksunternehmen ein Umsatz (ohne

Mehrwertsteuer) von 329 Mrd. DM erwirtschaftet. Den größten Beitrag erbrachten mit
44"k nachwievor die Unternehmen des Verarbeitenden Gewerbes, wenngleich ihr Anteil
gegenüber 1967 erheblich zurückgegangen ist. Auf die Handwerksunternehmen des
Baugewerbes entfielen 1984 39% des Gesamtumsatzes, im Vergleich zu 38Yo im Jahr

Tab. 13: Umsatz selbständiger Handwerksunternehmen

Wirtschaftsgl iederung 1 967
o//o

1 980
o//o

1 984
Mrd. DMo//o

lnsgesamt

darunter:
Verarbeitendes Gewerbe
Baugewerbe
Handel
Dien stleistu ng en

100 100 100 329

52
38

o
4

43
41

12
4

44
39
13
4

144
128
43
14
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1967. Die Handelsunternehmen des Handwerks konnten ihren Umsatzanteil auf 13%
ausweiten; die Dienstleistungsunternehmen und Freien Berule erreichten einen Anteil
von 4Yo.

14.5.4 Kostenstruktur
Zur Erfassung der Kostenstruktur im Handwerk wird in vierjährigem Turnus eine
Kostenstrukturstatistik auf freiwilliger Basis bei ausgewählten Handwerkszweigen durch-
geführt. Bei der letzten Erhebung im Jahr 1982 wurde kein Gesamtergebnis hochgerech-
net. 1978 bildete der Material- und Wareneinsalzmil 45,6% den größten Block in der
Kostenrechnung, vor den Personalkosten mit einem Anteilvon2T,8T. an der Gesamtpro-
duktion bzw. -leistung. Je nach Handwerkszweig weicht die Kostenstruktur der Unterneh-
men jedoch erheblich davon ab.
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15 Dienstleistungsbereich

15.1 Bedeutung des Dienstleistungsbereichs
Der Dienstleistungsbereich - oft auch als ,,tertiärer Sektor" bezeichnet - produziert im

Gegensatz zum primären und sekundären Bereich (Land- und Forstwirtschaft bzw.

Produzierendes Gewerbe) keine materiellen GÜter. Das Angebot dieses Bereiches ist

überaus vielfältig und umlaßt Leistungen des Handels, Gastgewerbes, Bank- und

Versicherungsgewerbes, der Freien Berufe und des Verkehrsgewerbes. Dienstleistun-
gen erbringt auch der öffentliche Diensi (vgl. Kap. 11). Der Verkehrssektor wird wegen
seiner übergreifenden Bedeutung ebenfalls gesondert behandelt (vgl. Kap.17).

lnnerhalb einer hochentwickelten und deshalb in hohem Maße arbeitsteiligen Wirtschaft
wächst die Bedeutung des Dienstleistungsbereichs. Der franzÖsische Wirtschafts- und

Sozialwissenschaftler Fourasti6 schätzt den tertiären Sektor sogar als ,,die große

Hoffnung des 20. Jahrhunderts" ein und mißt ihm zentrale Bedeutung für Wirtschafts-,
Struktur- und Beschäftigungsentwicklung bei. Tendenziell findet sich diese Auffassung
u. a. in den wachsenden Beschäftigtenzahlen und dem steigenden Anteildieses Bereichs

an der wirtschaftlichen Gesamtleistung bestätigt.

Während um die Jahrhundertwende nur etwa jeder vierte Erwerbstätige im tertiären

Sektor beschäftigt war, verdiente hier 1950 schon leder dritte und 1983 mehr als jeder

zweite Erwerbstätige sein Brot. Seinen Beitrag zur Bruttowertschöpfung konnte der

Dienstleistungsbereich ebenfalls erhöhen (vgl. Kap. 12). 1960 hatten Handel, Verkehr

und sonstige Dienstleistungsunternehmen (einschließlich Staat) einen Anteil an der
gesamtwirtschaftlichen Leistung von 41 %, 1 983 dagegen von rund 55 %. Der Beitrag von
Handel und Verkehr war leicht rückläufig (von 18,5 % auf 15,6 %), während die übrigen
Dienstleistungsunternehmen ihren Anteil von 13,6% aul26,2% vergrößern konnten. Der
Anteil von Staat und privaten Haushalten an der Bruttowertschöpfung erhöhte sich im
gleichen Zeitraum von 8,8% aut 13,7%.

15.2 Handel
ln der Abgrenzung der amtlichen Statistik gehören zum Handel alle Unternehmen, deren
Hauptaufgabe im Vertrieb von Waren, also in der Mittlertätigkeit zwischen Produzenten
und Verbrauchern, und damit in einer vielfältigen Dienstleistungsfunktion besteht.

15.2.1 Unternehmen und Beschäftigte
Einen umfassenden Überblick über die Entwicklung im Handel und seinen Teilbereichen
Großhandel, Einzelhandel und Handelsvermittlung liefern die in mehr.iährigen Abständen
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stattfindenden Handels- und Gaststättenzählungen. Nach den Ergebnissen der Zählung
1979 (Ergebnisse der Erhebung 1985 liegen noch nichtvor) gab es im Handelsbereich
etwa eine halbe Mill. Unternehmen, die zusammen etwa 3,8 Mill. Personen beschäftigten.
Damit arbeitete in der Bundesrepublik etwa ieder siebente Erwerbstätige in diesem
Sektor.

Abb. 1: Unternehmen und Beschäftigte
am 31. Mär2.1979

Der bedeutendste Bereich hinsichtlich der Zahl der Unternehmen und der Beschäftigten
ist der Einzelhandel und hier wiederum der Handel mit Nahrungsmitteln, Getränken und
Tabakwaren. Jedes dritte Einzelhandelsunternehmen führte 1979 dieses Sortiment und
rund jeder vierte Beschäftigte im Einzelhandel war dort tätig.

ln den vergangenen 30 Jahren vollzog sich im Handelsbereich ein tiefgreitender Wandel.
Zwischen 1950 und 1 960 führte das allgemeine wirtschaftliche Wachstum zur Gründung
neuer Unternehmen und zur Beschäftigung zusätzlicher Arbeitskräfte. ln der darauffol-
genden Zeit mußten jedoch bei tendenziell weiter zunehmender Beschäftigtenzahl viele
Handelsunternehmen schließen.

Tab. 1: Entwicklung von Unternehmen und Beschäftigten im Handel

Jahr Unternehmen des
Handels

Beschäftigte im
Handel

Beschäftigte
je Unternehmen

1979 : 100 Anzahl

31,5 %

66,6 % 63,5 %

Großhandel

Einzelhandel

Handels-
vermittlung

Unternehmen Beschäf tigte

.lB,B 
%

14,6 % 5,0 %

1 206 24897 708

346 030

75 BBB

430792

191 616

1 950
1 960
1 968
1 979

132
143
120
100

3,4
4,5
5,9
7,4

60
87
95
00
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Maßgeblich hierfür waren vor allem Rationalisierungsmaßnahmen, die zu kostengünsti-
geren Angebotsformen führten (Verbrauchermärkte usw.). Sie sprachen mit ihren
typischen Vorteilen, wie breiteres Warensortiment, preisgünstige Sonderangebote usw.,
einen wachsenden Kundenkreis an. Dadurch verschärfte sich die Konkurrenzsituation
derart, daß zahlreiche Unternehmen aus dem Markt verdrängt wurden. Von dem Auslese-
und Konzentrationsprozeß war vor allem der Einzelhandel betroffen. ln diesem Bereich
verminderte sich zwischen 1960 und 1979 die Zahl der Unternehmen um mehr als
100000 auf etwa 346000. Besonders stark reduzierte sich die Zahl der kleinen Lebens-
mittelgeschäfte, die als ,,Tante-Emma-Läden" längst sprichwÖrtlich geworden sind.
lnwieweit sich diese Entwicklung zu Beginn der achtziger Jahre fortgesetzt hat, wird sich
erst aus den Ergebnissen der Handels- und Gaststättenzählung 1 985 abschätzen lassen.

Der Handel ist durch eine vorwiegend mittelständische Struktur gekennzeichnet. Mehr als
die Hälfte aller Handelsunternehmen beschäftigte 1979 nicht mehr als zwei Personen; in
neun von zehn Unternehmen waren weniger als zehn Beschäftigte tätig. Dazu gehören
meistens die lnhaber der Unternehmen selbst und ofl auch deren Angehörige. 1979
waren etwa ein Fünflel aller im Handel Beschäftigten Selbständige und mithelfende
Familienangehörige.

Von erheblicher Bedeutung ist im Handelsbereich die Teilzeit- und Saisonbeschäftigung.
Dies gilt vor allem für den Einzelhandel, wo jeder vierte Beschäftigte nur zeitweise tätig ist,
und zwar immer dann, wenn besondere Belastungen vom Stammpersonal nicht bewältigt
werden können. Eine große Rolle spielen in diesem Zusammenhang nicht nur die starken
jahreszeitlichen Schwankungen (vgl. 15.2.3), sondern auch die unterschiedlichen Bela-

Tab.2: Beschäftigte im Handel
am 31 . März 1979

Wirtschafts-
bereich

lns- Und zwar
gesamt

lnh. od,
mithelf.

Fam.-Ang

Arbeitnehmer TeilzeitbeschäftigteVollbe-
schäf-
tigte

Anzahl % Anteil an
Beschäf-

tigten
insgesamt

Anzahl % Anteil an
Beschäf-

tigten
insgesamt

Großhandel
Handels-

vermittlung
Einzelhandel

lnsgesamt

191 616
2 430 792

3 828 656

98 976
s1 2 331

735 689

92 640
1 918 461

3 092 967

152 881
1 787 029

2 985 664

38 73s
643 763

842992

1 206248 124382 1 081 866 89,7 1 045754 160 494 13,3

20,2
26,s

22,0

48,3
78,9

80,8
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stungen an den verschiedenen Wochentagen, z. B. infolge traditioneller Einkaufsge-
wohnheiten der Konsumenten,

15.2.2 Umsätze
Auch aus der Gliederung des Umsatzes (Verkaufswert der Waren) nach Größenklassen
werden die ausgeprägten Unterschiede zwischen der Vielzahl kleiner Handelsunterneh-
men und den wenigen großen Unternehmen in diesem Bereich deutlich. So konnten 1978
die Unternehmen mit 100 und mehr Beschäftigten, die nur einen Anteil von 0,6 % an der
Gesamtzahl aller Handelsunternehmen hatten, mehr als 40 % des Gesamtumsatzes auf
sich vereinigen (vgl. Abb. 2).

Abb.2: Handelsunternehmen 1979 und ihre Umsätze 1978

Elwa64o/o derUmsätzeentfallenauf denGroßhandel,35% auf den Einzelhandel undnur
1 o/o aul die Handelsvermittlung, deren Umsatz lediglich aus der Summe der Provisionen
und Kostenvergütungen besteht. Rund52o/o derGroßhandelsunternehmen undl4Toder
Einzelhandelsunternehmen hatten 1978 einen Umsatz von mehr als 1 Mill, DM.

ln den sechziger Jahren konnten die Handelsunternehmen nahezu ununterbrochen hohe
Umsatzsteigerungen verbuchen. Seit der ersten Hälfte der siebziger Jahre liegen die
Zuwachsraten deutlich niedriger. So verzeichnete der Einzelhandel, dessen Umsatzkur-
ve nahezu gleichförmig mit der Entwicklung des privaten Verbrauchs verläuft für 1 979 und
1980 real - also nach Abzug der Preissteigerungen (zu Groß- und Einzelhandelspreisen
vgl. 16.2.2) - nur noch einen Umsatzzuwachs von 2,7 bzw.0,3%.

ln den Jahren 1981 bis 19Bg spiegelt sich in der Umsatzentwicklung des Handels
besonders deutlich die gesamtwirtschaftliche Situation wider. Diese war geprägt durch

% der Unternehmen machen... %
der Umsätze

Unternehmen mit
1-2 5,0

3-9

10 -99

100 und mehr
Beschäftigten

0,6

51,7

37,2 17,2

10,5 36,2

41,6
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Abb. 3: Umsatzentwicklung des Großhandels
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Abb. 4; Umsatzentwicklung des Einzelhandels und Entwicklung
des Privaten Verbrauchs
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eine - bereits Mitte des Jahres 1980 beginnende - Schwächephase in den Jahren 198i
und '1982 sowie durch eine konjunkturelle Erholung im Jahr 1983, in dem das Bruüoso-
zialprodukt real erstmals wieder anstieg (vgl. Kap. 12).

Nach den Ergebnissen der monatlichen Repräsentativstatistiken blieben die Umsätze im
Großhandel 1981 um 1,8% und 1982 um 3,5%,im Einzelhandel um 1,5 bzw. 3,9%
hinter den jeweiligen Vorjahresergebnissen zurück, während 1983 und 1994 real
Umsatzzunahmen im Großhandel (+ 4,1 Yo bzw. + 2,0%) und im Einzelhandel (+ 1 ,1 %
bzw. + 0,5%) zu verzeichnen waren.

Abb. 5: lndizes der Einzelhandelsumsätze 1984 nach ausgewählten Branchen
Klernersenwaren.
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Die durchschnittliche Umsatzentwicklung im Handelsbereich konnte von einzelnen
Wirtschaftszweigen übertroffen werden; andere verzeichneten dagegen erheblich ge-
ringere Umsatzsteigerungen oder sogar -rückgänge. So verbuchten beispielsweise die
Facheinzelhändler, die Do-it-yourself-Waren verkaufen, seit 1980 ein höheres Umsatz-
plus als die meisten ihrer Kollegen (vgl. Abb. 5).

15.2.3 Saisonverläufe im Handel
Die Umsätze des Handels unterliegen im Jahresverlauf starken Schwankungen. Abgese-
hen von der konjunkturellen Entwicklung bestimmen - vor allem im Einzelhandel -
Feiertage oder Urlaubszeiten die Betriebsergebnisse. So sind im allgemeinen besonders
hohe Umsätze im Weihnachtsgeschäft zu beobachten. Ein weiteres - weniger ausge-
prägtes - Umsatzhoch ist in der Osterzeit (MärzlApril) zu verzeichnen. Ausgesprochen
niedrige Umsätze werden dagegen in den Monaten Januar/Februar sowie während der
Sommerferien im August erzielt.

liiiiiiill:::::::l
l:::::!il
l::-t:t:ll:::::::l
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lm Großhandel ist der Saisonverlauf im wesentlichen durch die gleichen Spitzen und

Tiefen gekennzeichnet, die allerdings weniger stark ausgeprägt sind und gegenÜber der
Umsatzentwicklung im Einzelhandel einen zeitlichen Vorlauf autweisen. Dies ist darauf
zurückzuführen, daß die Einzelhändler ihren Warenbestand an der erwarteten Umsatz-
entwicklung ausrichten und versuchen, ihre Lager rechtzeitig aufzufüllen bzw. abzu-
bauen.

15.2.4 Kosten und Gewinne
lm Großhandel müssen durchschnittlich allein ungefähr 87o/o des Umsatzes für die
Begleichung der Lieferantenrechnungen aufgewendet werden. Die Personalkosten
belaufen sich auf durchschnittlich rund 5%, weitere etwa 6% entfallen auf die übrigen
Kosten (Mieten, Kosten für Energie, lnstandhaltungskosten usw.). Die restlichen 1,5%
verbleiben dem Unternehmen als Betriebsergebnis, also als Gewinn vor Abzug der
Steuern.

lm Einzelhandel, der im allgemeinen niedrigere Umsätze als der Großhandel tätigt,
müssen im Durchschnitt 70 % des Umsatzes für die Bezahlung der Lieferanten einkalku-

Abb. 6: Aufteilung der Gesamtleistung im Handel

Gesamtleistung Großhandel
(entspricht dem Umsatz) 1980
ie unternehmen 

7,0 Mir. DM

Einzelhandel
1981

1,1Miil. DM

davon sind

Material- und
Wareneinsatz

Personalkosten
übrige Kosten

Betriebsergebnis

86,9%ii::l:

äti7O,3%:äii:ä
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liert werden. Die Personalkosten liegen mit knapp 14% höher als im Großhandel, weil
u. a. die Beratung und Betreuung der Kunden - insbesondere bei hochwertigen Ge-
brauchsgütern - einen entsprechenden Personaleinsatz verlangen. Mit 3% fallen auch
die Mieten und Pachten stärker ins Gewicht, die speziell bei guten Geschäftslagen an den
Einkaufsstraßen der Großstädte hoch sind. Sonstige Kosten schlagen beim Einzelhandel
mil9oÄ zu Buche. Als Betriebsergebnis verbleiben knapp 4% des Umsatzes, d. h. um
einen Gewinn (vor Abzug der Steuern) von 40000 DM zu erzielen, muß im Durchschnitt
ein Einzelhändler im Jahr Waren im Wert von 1 Mill. DM verkaufen.

Gegenüber den Jahren 1976 und 1977 hal sich sowohl beim Großhandel als auch beim
Einzelhandel der Anteil des Betriebsergebnisses an der Gesamtleistung verringert.
Damals hatten die entsprechenden Werte bei 1,8% (Großhandel) und bei 4,7%
(Einzelhandel) gelegen.

15.3 Gastgewerbe

15.3.1 Betriebsarten des Gastgewerbes
Das Gastgewerbe zeichnet sich - ähnlich wie der Handel - durch eine große Vielfalt an
Erscheinungstormen aus. Es umfaßt als größte Gruppe das Gaststättengewerbe, das
sich vorwiegend der Verpflegung und Bewirtung von Gästen widmet, und das Beherber-
gungsgewerbe, das zusätzlich oder ausschließlich Übernachtungsmöglichkeiten an-
bietet.

Unter den Gaststätten hatten .l979 die Speise- und Schankwirtschaften mit 82% den
größten Anteil. Auf lmbiß- und Trinkhallen entfielen zusammen 9%, auI Bars und
Tanzlokale 4% und auf Caf6s und Eisdielen je 3 %. Von steigender Bedeutung sind die
Kantinen, die in der Art ihrer Tätigkeit den Gaststätten verwandt sind.

lm Bereich des Beherbergungsgewerbes sind durch die starke Zunahme des Reisever-
kehrs (vgl, 6.5) neben das traditionelle Unterbringungsangebot neue Betriebsformen
getreten. Wachsender Beliebtheit erfreuen sich vor allem Ferienhäuser, Ferienwohnun-
gen und Ferienzentren, deren Zahl - verglichen mit Hotels und Gasthöfen - allerdings
immer noch relativ gering ist.

1 5.3.2 Unternehmen und Beschäftigte
Bei der Handels- und Gaststättenzählung von 1979 wurden im gesamten Gastgewerbe
1 88 800 Unternehmen ermittelt, die insgesamt rund 787000 Beschäftigten oder etwa 3 %
aller Erwerbstätigen in der Bundesrepublik Arbeit boten. 66% der Beschäftigten des
Gastgewerbes waren in Gaststätten, 30% im Beherbergungsgewerbe und 4% in
Kantinen tätig.
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Tab. 3: Unternehmen des Gastgewerbes
am 31. Mai 1979

Betriebsart Unternehmen

Anzahll /o

Speisewirtschaften
Schankwirtschaften
lmbißhallen
Trinkhallen
Bars, Tanzlokale
Caf6s
Eisdielen

51 462
64 238

8 957
3 066
5 935
4 035
3 611

36,4
45,5

6,3
2,2
4,2
2,8
2,6

Gaststätten gewerbe insgesamt 141 304 100

Hotels
Hotels garnis
Gasthöfe
Pensionen
Erholungs- und Ferienheime
Ferienzentren
Ferienhäuser, Ferienwohnungen
Hütten, Privatquartiere
Campingplätze

I 225
12 216
10 418
3 319

760
25

1 592
4 342

805

21,6
28,6
24,4

7,8
1,8
0,1
3,7

10,2
1,9

Beherbergungsgewerbe insgesamt 42702 100

Kantinen 4 757

Gastgewerbe insgesamt 1 88 763

1 Es werden nicht die einzelnen Hotels usw., sondern dre Unternehmen gezählt, die mehrere Betriebe unterhalten
können.

lm Laufe der letzten Jahrzehnte hat sich sowohl die Zahl der Unternehmen als auch die
Zahl der Beschäftigten im Gastgewerbe stark erhöht. Der Kapazitätsausbau fand
insbesondere während der fünfziger und siebziger Jahre statt. Die Verbesserung der
Einkommenssituation breiter Schichten der BevÖlkerung führte zu einer Steigerung der
Nachfrage nach Gastgewerbeleistungen und zu einer Auflächerung des Angebots.
Zwischen '1968 und 1979 erhöhte das Gaststättengewerbe seinen Beschäftigtenbestand
um rund 20%, das weniger arbeitsintensive Beherbergungsgewerbe nur um 2T".
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Abb. 7: Unternehmen und Beschäftigte des Gastgewerbes
am 31. Mai 1979

Unternehmen Beschäf tigte

Beherbergungsgewerbe 427O2 238 518

Gaststätten-gewerbe 1413O4 521 258

Kantinen 4757 2,5% 3,5% 27 327

Das Gastgewerbe ist in noch stärkerem Maße als der Handel durch eine kleinbetriebliche
Struktur gekennzeichnet. ln mehr als der Hälfte der Unternehmen sind nur ein bis zwei
Personen tätig, lediglich 7% beschäftigten zehn Personen oder mehr. Dabei spielt die
Mitarbeit der lnhaber und deren Angehöriger eine entscheidende Rolle. Nur 57% der
Beschäftigten waren 1979 Familienfremde. Außerdem ist die Teilzeitbeschäftigung von
großer Bedeutung. Mit einem Teilzeitbeschäftigtenanteil von rund einem Drittel versucht
das Gastgewerbe, die unterschiedliche Belastung zu einzelnen Tageszeiten, Wochenta-
gen und im jahreszeitlichen Verlauf auszugleichen.

Tab.4: Entwicklung von Unternehmen und Beschäftigten
im Gastgewerbe

6

74,e% li 0,?%:::

Jahr Unternehmen Beschäftigte Beschäftigte
je Unternehmen

1979 : 100

1 950
1 960
1 968
1 979

72
88
89

100

53
82
87

100

3,1
3,9
4,1
4,2
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15.3.3 Umsätze
Die Unternehmen des Gastgewerbes erzielten 1978 einen durchschnittlichen Jahresum-
satz von rund 200000 DM. Umsätze unter 50000 DM hatten 1978 immerhin etwa20%o
der Gastgewerbeunternehmen, dagegen verzeichneten 2,2o/o einen Umsatz von 1 Mill.

DM und mehr.

lnsgesamt wurden 1 978 rund 38 Mrd. DM im Gastgewerbe umgesetzt. ln den Folgejahren
stiegen die Umsätze nominal weiter an, real war jedoch in den Jahren 1981 bis 1984 ein
Umsatzrückgang zu verzeichnen, am stärksten 1982 mit - 4,0%.

Die Umsatzentwicklung spiegelt die saisonalen Schwankungen des Reiseverkehrs mit
einem ausgeprägten ,,Hoch" im Sommer und einem ,,Tief" im Winter wider, das von
einem leichten Aufschwung in der Weihnachtszeit unterbrochen wird.

15.3.4 Kostenstruktur
ln der Koslenstruktur im Gastgewerbe macht sich der Dienstleistungscharakter dieser
Branche besonders bemerkbar. Bei einer Gesamtleistung je Unternehmen von rund
227OOO DM entfielen 1981 allein 21 % aut Personalkosten, etwa B% auf Mieten und

Pachten und knapp 21 o/o aut übrige Kosten (Brennstoffe, lnstandhaltungskosten u. ä.).
Der Material- und Wareneinsatz betrug rund 38% des Umsatzes (Gesamtleistung). Als
Betriebsergebnis (Gewinn vor Abzug von Steuern) verblieben den lnhabern der Gastge-
werbeunterneh men durchschnittlich 1 2 % des U msatzes.

15.4 Kreditinstitute
lm Rahmen einer hochentwickelten Volkswirtschaft spielt die Geld- und Kreditwirtschaft
und damit das Bankensystem eine zentrale Rolle. Als Kapitalsammelstellen und Finan-
zierungsinstitute erfüllen die Banken wichtige gesamtwirtschaftliche Aufgaben. Diese
werden in der Bundesrepublik Deutschland unter der Aufsicht der Deutschen Bundes'
bank wahrgenommen, die als Notenbank Hüterin der Währung ist. Mit verschiedenen
Mitteln - wie Zinspolitik, Wertpapiergeschäfte usw. - kann sie innerhalb gewisser
Grenzen die Geldversorgung der Volkswirtschaft steuern und damit zugleich Einfluß auf
Konjunktur und Wachstum nehmen. Die Deutsche Bundesbank sorgt dabei auch für den
nötigen Bargeldumlauf, der 1984 bei rund 100 Mrd. DM lag.

Aus der Zusammenarbeit von Bundesbank und den sogenannten Geschäftsbanken
fallen lnformationen an, die zu statistischen Ergebnissen zusammengestellt werden und

wertvolle Aufschlüsse über Struktur und Entwicklung des Bankensystems liefern.

15.4.1 Unternehmen
lm deutschen Bankwesen ist seit Jahren ein Fusionsprozeß im Gange. Er hat zu einer
abnehmenden Zahl von Kreditinstituten gefÜhrt. Während 1973 3784 berichtspflichtige
Kreditinstitute (Kreditinstitute mit einer bestimmten Mindestbilanzsumme) gezählt wur-
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den, gab es 1984 nur noch 3250. Von ihnen waren 2239 oder mehr als zwei Drittel
Kreditgenossenschaften (Volks- und Raiffeisenbanken) mit einem Anteil von 11,5% am
gesamten Geschäftsvolumen der Kreditinstitute. Dabei ist zu beachten, daß weitere
1474 Kredilgenossenschaften nicht berichtspflichtig waren, weil ihre Bilanzsumme unter
10 Mill. DM lag; ihre Geschäftslätigkeit geht deshalb nicht in die statistischen Ergebnisse
ein.

Abb. 8: Kreditinstitute und ihr Geschäftsvolumen

Kreditinstitute insgesamt 3 250 Geschäftsvolumen insgesamt 3 088 Mrd. Dl\l

Kreditbanken 7,39b

Girozentralen 0,4%
22,2% Kreditbanken

Sparkassen lB,2oo _
Genossenschaftl i che

Ze ntra I bank en
0.3%

-16,0% 
G iro zentralen

r 984 -22,0% Sparkassen

Genossen -

K red i tge no sse n
schaftl i che

Zen tral banken
4,4%

L Kreditgenossenschaften

Hypothekenbank en 1,1'l
11,5"/"

14 29ü Hypothekenbanken
Sonstige 3,9%

Gemessen am Geschäftsvolumen sind die übrigen lnstitutsgruppen, z. B. Kreditbanken,
Sparkassen und Girozentralen, von weitaus größerer Bedeutung.

1 5.4.2 Beschäftigte und Personalkosten
Nach den Ergebnissen des Mikrozensus I982 waren 597100 Erwerbstätige (2,2% aller
Erwerbstätigen) in Kredit- oder sonstigen Finanzierungsinstituten tätig, gegenüber
455000 im Jahr 1971.

Den im Rahmen der Personalkostenerhebung 1981 befragten Kreditinstituten waren im
Durchschnitt je Arbeitnehmer 53400 DM an Personalkosten entstanden. Fast die Hälfte
(48,8y.) entfiel auf die sogenannten Personalnebenkosten, das sind im wesentlichen

s c ha ften
68,9%

I
Sonsti ge

9,6%
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Sonderzahlungen, Vergütung arbeitsfreier Tage (Urlaub, Krankheit, gesetzliche Feierta-
ge), Arbeitgeberbeiträge zur Sozialversicherung und Aufwendungen für die berufliche
Bildung.

1 5.4.3 Geschäftstätigkeit
Bei den Banken läßt die Bilanz - als Gegenüberstellung von Forderungen und Verbind-
lichkeiten zu einem bestimmten Stichtag - besonders deutlich Umfang und Schwerpunkte
der geschäfilichen Tätigkeit erkennen. Die Annahme von Einlagen einerseits, Kreditver-
gabe andererseits sind die wesentlichen Aufgaben des Bankensystems, die entspre'
chend im Bild der zusammengefaßten Bilanz erscheinen (siehe Tab.5 und Tab.6).

Die Kredite an Nichtbanken, der bedeutendste Aktivposten in der Gesamtbilanz der
Kreditinstitute, wurden 1984 zu rund73% an inländische Unternehmen und Privatperso-
nen vergeben, 23 % gingen an öffentliche Haushalte im lnland, 5%" der Kredite flossen an
Kreditnehmer im Ausland.

Auf der Passivseite der Bilanz waren die Einlagen und aufgenommenen Kredite von
inländischen Unternehmen und Privatpersonen mit etwa 84% aller Einlagen und
aufgenommenen Kredite von Nichtbanken besonders bedeutsam. Darunter hatten die
Spareinlagen und Sparbriefe mit rund 4lo/o den grÖßten Anteil. 13% der Einlagen und
aufgenommenen Kredite von Nichtbanken stammten von inländischen öffentlichen
Haushalten, etwa 3% von ausländischen Gläubigern.

Die Einlagen der Bausparkassen stellen wegen ihrer Zweckbindung (sie dürfen innerhalb
bestimmter Fristen ausschließlich für Wohnungsbauzwecke verwendet werden) Sparein-
lagen besonderer Art dar. Ende 1984 bestanden 24 Mill. Bausparverträge mit den 32
Bausparkassen im Bundesgebiet. Sie hielten Einlagen in Höhe von 125 Mrd. DM und
hatten Baudarlehen mit einer Gesamtsumme von 146 Mrd. DM vergeben. Gegenüber
1970, als 9,6 Mill. Verträgen 40,6 Mrd. DM an Einlagen und 34,7 Mrd. DM an Baudarlehen

Tab. 5: Aktiva der Kreditinstitute
in Mill. DM

Forderungen (Aktiva) 1 970 1 980 1 984

Barreserve
Schecks und lnkassopapiere
Kredite an Kreditinstitute
Kredite an Nichtbanken
Beteiligungen
Sonstige Aktiva
Geschäftsvolumen insgesamt

31 241
2 356

214 013
543 733

4 990
21 528

81 7 861

70 898
4 029

658 266
1 542852

19 061
56 154

2 351 260

76 232
6 152

884 37s
2017 474

27 635
75 631

3 087 499
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Tab. 6: Passiva der Kreditinstitute
in Mill. DM

Verbindlichkeiten (Passiva) 1 970 1 980 1 984

Einlagen und aufgenommene Kredite
von Kreditinstituten

Einlagen und aufgenommene Kredite
von Nichtbanken

lnhaberschuldverschreibungen im Umlauf
Kapital (einschließlich offene Rücklagen

gem. § 10 KWG)
Sonstige Passiva
Geschäftsvolumen insgesamt

195 618 601 521 745925

447 058
118 748

29 473
26 964

817 861

1 185 331
413 594

1 503 480
61 I 256

76 923
73 891

2 351 260

1 04 389
114 449

3 087 499

gegenüberstanden, war damit eine deutliche Ausweitung des Bauspargeschälts zu
verzeichnen.

Die Ausgabe von Kapitalmarktpapieren (Aktien und festverzinsliche Wertpapiere) ist ein
wesentlicher Bestandteil der Geschäftstätigkeit der Banken. Die Emission eigener
festverzinslicher wertpapiere (2. B. Pfandbriefe, Bankobligationen) dient der Beschaf-
fung von Fremdkapital, die Ausgabe von Anleihen der öffentlichen Hand sowie von
Anleihen und Aktien der Unternehmen übernehmen die Banken als Dienstleistungen für
diese Stellen.

1984 setzten die Kreditinstitute festverzinsliche Papiere inländischer Emittenten -
vorwiegend Bankschuldverschreibungen - im Wert von 227394 Mill. DM ab. lnsgesamt

Tab.7: Absatz und Umlauf von Aktien und festverzinslichen
Wertpapieren inländischer Emittenten

Jahr Festverzinsliche Wertpapiere Aktien

Absatz Umlaufl Absatz2 Umlaufl

Mill. DM Nominalwert

1970
1 980
1 984

20 816
137 453
227 394

1 58 005
548 645
849 985

2 374
3 702
2 992

55 604
91 134

1 04 695

2 Durch Bareinzahlung und Umtausch von Wandelschuldverschreibungen.
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waren Ende 1984 festverzinsliche Wertpapiere mit einem Nominalwert (Nennwert) von
849985 Mill. DM im Umlauf. Der Absatz von DM-Anleihen ausländischer Emittenten
betrug 1984 19072 Mill. DM. lm Umlauf befanden sich entsprechende Papiere mit einem
Nominalwert von 96269 Mill. DM.

lm Vergleich zu festverzinslichen Wertpapieren ist der Erwerb von Aktien mit grÖßeren

Risiken, aber auch mit höheren Gewinnmöglichkeiten verbunden. Entsprechend ist der
Aktienmarkt in der Bundesrepublik von geringerer Bedeutung als der Rentenmarkt (Markt
der festverzinslichen Wertpapiere). 1984 waren Aktien mit einem Nominalwert von
104695 Mill. DM im Umlauf. Der Wert der in diesem Jahr erstmals gegen Einzahlung von
Finanzmitteln abgesetzten Aktien betrug 2992 Mill. DM (Nominalwert)

15.5 Versicherungen
Die Versicherungswirtschatt bietet mit einem breitgefächerten Dienstleistungsangebot
materielle Absicherung gegen die verschiedenartigsten Risiken. Dadurch macht sie

Verluste und Schadensfälle kalkulierbar. Dies wird für Wirtschaft und private Haushalte

angesichts wachsender Gefahren und im Hinblick auf die Höhe mÖglicher Schäden
immer wichtiger.

15.5.1 Unternehmen und Beschäftigte
Diese Entwicklung stellt wachsende Ansprüche an die Leistungsfähigkeit der Versiche-

rungswirtschaft. Hierin dÜrfte ein Grund für die Konzentration in diesem Bereich liegen

Die Zahl der unler staatlicher Aufsicht stehenden Versicherungsunternehmen ist allein

zwischen .1975 und 1983 von ungefähr 5700 auf 2695 zurÜckgegangen.

Nach den Ergebnissen des Mikrozensus 1982 waren in Versicherungsunternehmen
3O22OO Personen tätig. 1971 waren im Versicherungsgewerbe 233000 Erwerbstätige
gezählt worden.

Die Personalkosten beliefen sich im Bereich der Versicherungsunternehmen auf durch-

schnittlich 57203 DM je Arbeitnehmer (1981), von denen 48 % auf Personalnebenkosten
(vg1. 15,4.2) entfielen. Die durchschnittlichen Personalkosten je Arbeitnehmer lagen

damit um rund 3800 DM höher als bei Kreditinstituten.

1 5.5.2 Geschäftstätigkeit
Der Umfang der Geschäftstätigkeit läßt sich vor allem aus den abgeschlossenen
Verträgen und den Versicherungssummen ablesen. Er findet seine Entsprechung im
Vermögen der Versicherungswirtschaft, die zu den grÖßten Anlegern auf dem Kapital-

markt gehört.

Das Lebensversicherungsgeschäft betrieben 1983 in der Bundesrepublik Deutschland

102 Unternehmen. Gemessen an der Gesamtzahl aller Versicherungsunternehmen
waren dies nur 3,8 %. Die Versicherungssumme aller abgeschlossenen Lebensversiche-
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rungsverträge erreichte Ende 1983 rund 984 Mrd. DM. Das Beitragsaufkommen von über
37 Mrd. DM im Jahr 1983 entsprach einem Anteil von etwa 3g% am gesamten
Beitragsaufkommen aller Versicherungsunternehmenl. Die Kapitalanlagen dieser sparte
erreichten 1983 einen Anteilvon 65 % am entsprechenden wert der gesamten versiche-
rungswirtschaftl.

lm Unterschied zu den Lebensversicherungen wird bei den schaden- und Unfallversiche-
rungen (2. B. Feuer-, Hausrat-, Haftpflichtversicherungen) sowie bei den Krankenversi-
cherungen lediglich das aktuelle Risiko abgedeckt und daher nicht im gleichen Maß
Kapitalvermögen gebildet wie bei den Lebensversicherungsunternehmen.

Abb. 9: Versicherungsunternehmen, Bruttobeiträge, Kapitalanlagen 1993
Ohne Rückversicherungsunternehmen

unternehmeninsgesamt2695 Bruttobeiträgeinsgesamt97564Mill.D[/l
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Für die Kranken- sowie die Schaden- und Unfallversicherungsunternehmen gibt lab.8
einen Überblick über Beiträge einerseits und Zahlungen für Versicherungsfälle anderer
seits.

Bei den Zahlungen der privaten Krankenkassen für Versicherungsfälle (1983: 8403 Mill.

DM) hatten die Krankheitskosten einen Anteil von 66 %. Bei den Schaden- und Unfallver
Sicherungen waren die Autwendungen der Kraftfahrtversicherung mil48% von besonde-

rem Gewicht.

Tab. B: Beiträge und Zahlungen für Versicherungsfälle

Jahr Krankenversicherungs-
unternehmen

Schaden- und Unfallver-
sicherungsunternehmen

Brutto-
beiträge

Bruttozahlungen
für

Versicherungsfälle

Bruttoaufwendungen
für

Versicherungsfälle

Brutto-
beiträge

MiII. DM

1 970
1 980
1 983

4 098
I 825

12 650

2 624
7 096
I 403

12 791
36 397
44 012

I 924
28 633
35 093

15.6 Freie Berufe
Das Bild des Dienstleistungsbereichs wäre unvollständig, würde man die Freien Berufe

au ßer acht lassen. Allerdings ist das statistische Material über diesen Bereich wegen der

Vielfalt der Freien Berufe und den besonderen Problemen ihrer Erfassung lÜckenhaft und

ermöglicht nur Teilaussagen.

Zum Bereich der Freien Berute werden alle Personen gerechnet, die selbständig in einem

wissenschaftlichen, künstlerischen, ärztlichen, beratenden und ähnlichen Beruf tätig sind

(nicht jedoch selbständige Gewerbetreibende). Während über die freiberuflich im Ge-

sundheitswesen Tätigen und Über einige beratende Berufe, wie Rechtsanwälte, wirt-
schaftsprüfer, Steuerberater, Architekten und lngenieure, Material vorliegt, kÖnnen Über

selbständige Dolmetscher, Designer usw. kaum Angaben gemacht werden.

15.6.1 Freiberuflich tätige Personen und ihre EinkÜnfte

Eine gewisse Vorstellung von der Anzahl der freiberuflich tätigen Personen - mit einem

gesond"rt.n Nachweis der wichtigsten Freien Berule - vermitteln die Angaben über die

Einkommensteuerpflichtigen. Da diese Statistik erst nach Abwicklung der Einkommen-
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Tab. 9: Steuerpflichtige freiberuflich tätige Personen
mit Einkünften aus selbständiger Arbeit 1980

Berufsgruppen Anzahl der Durchschnitts-
Steuer- einkünfte aus

pflichtigen selbständiger
Arbeit (DM)

Davon

unter 25 000 75 000
25 000 bis DM
DM 75 000 und

DM mehr

in o/o

Rechtsanwälte und Notare
Wi rtschaft sprüfer, Steuerberater,
Steuerbevollmächtigte,
sonstige Wirtschaftsberater

Arzle
Zahnärzte, einschlie ßlich Dentisten,

aber ohne Zahntechniker
Tierärzle
Heilpraktiker und sonstige Heilberufe
Architekten einschließlich

lnnenarchitekten,
Vermessungsingenieure,
Bauingenieure, sonstige lngenieure
und Techniker, Chemiker
und Chemotechniker

Künstlerische Berufe
Sonstige Freie Berufe
Zusammen veranlagte Ehepaare,

die beide freiberuflich tätig sind

lnsgesamt

20170 122926 12,0 33,2 54,7

23 573
55 042

21 711
3 091

11 306

39 599
8 588

80 288

22 534

285 902

1 00 685
1 BO B5B

239 463
83723
52 834

90 298
37 098
49 478

124 215

110 278

36,0 49,4
16,4 78,3

14,6
5,3

3,6
11,2
30,9

12,4
40,9
48,4

84,0
48,0
20,8

18,6
60,4
51 ,9

41 ,8
28,2
29,5

39,7
11,4
18,6

37,7

26,6

18,9

28,1

43,4

45,2

steuer-Veranlagung durchgeführt werden kann, liegen zur Zeit erst Ergebnisse für das
Jahr 1980 vor.

1 980 gab es rund 285 900 Steuerpflichtige (darunter 22 534 beiderseits freiberuf lich tätige
Ehepaare), die in den in Tab. 9 genannten Berufsgruppen tätig waren. Sie hatten
durchschnittliche Jahreseinkünfte (Überschuß der Einnahmen überdie Werbungskosten)
von etwa 1 1 0 300 DM. Am besten schnitten Zahnärzte und Dentisten ab:77 % lagen 1 980
mit ihren lährlichen Einkünften über 100000 DM, 36 % überschritten sogar 250000 DM;
unter den Arzten hatten rund 69% Einkünfte in Höhe von 100000 DM und mehr. Am
unteren Ende der Einkommensskala standen die in künstlerischen Berufen Tätigen. Sie
hatten ein Durchschnittseinkommen von 37100 DM im Jahr.60% verdienten sogar
weniger als 25000 DM jährlich.
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15.6.2 Beschäftigte
Nach der Statistik der sozialversicherungspflichtig Beschäftigten waren bei Arzten,
Zahnärzlen und Tierärzten sowie in Anwaltspraxen, Unternehmensberatungen, Architek-
tur- und lngenieurbüros 1983 rund 556200 Personen (sozialversicherungspflichtig)
beschäftigt, allein 55% davon bei Arzten.

Tab. 1 0: Sozialversicherungspflichtig Beschäftigte
am 30. Juni 1984

Wirtschaftsklasse Beschäftigte

Freiberuf liches Gesundheitswesen
Freiberufliches Veterinärwesen sowie Anstalten und Einrichtungen
Rechtsanwaltspraxen, Notariate, sonstige Rechtsberatung
Unternehmensberatung, Wirtschaftsprüfung
Architekten-, Bauingenieur-, Vermessungs- und sonstige Büros

302 029
4 677

76 059
173 427
203 283

Zu den sozialversicherungspflichtig Beschäftigten rechnen auch die Auszubildenden.
1983 wurden etwa 129400 Jugendliche im Ausbildungsbereich ,,Freie Berufe'' ausgebil-
det. Nahezu 96% waren Mädchen, die vor allem eine Ausbildung als Arzt- oder
Zahnarzlhelferin, als Fachgehilfin in steuer- und wirtschaftsberatenden Berufen sowie als
Rechtsanwalts- und Notargehilfin durchliefen. lnsgesamt entfielen auf die Freien Berufe
1983 Anteile von 7,SYo aller Auszubildenden bzw. von 18,3 % der weiblichen Auszubil-
denden. Die Freien Berufe leisteten damit einen bedeutenden Beitrag zur beruflichen
Ausbildung junger Menschen.
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16 Preise und Löhne

1 6.1 Einführung
Die Entwicklung der Preise berührt jeden einzelnen, sei es bei seinen täglichen Einkäufen
oder bei den Überlegungen, ob er sich eine Urlaubsreise, eine gröBere Anschaffung oder
gar ein Eigenheim leisten kann. Preissteigerungen - etwa bei Grundstoffen, lnvestitions-
gütern u. ä. - sind aber ebenso für die Unternehmen von Bedeutung, da sie ganz
wesentlich ihre Kostensituation beeinflussen. Nicht zuletzt wirkt sich die allgemeine
Preisentwicklung aus, wenn es gilt, zwischen den Tarifpartnern Lohn- und Gehaltserhö-
hungen auszuhandeln.

Auch die Entwicklung von Löhnen und Gehältern ist für Arbeitnehmer wie für Unterneh-
men gleichermaßen bedeulsam: für die einen sind Lohn- und Gehaltszahlungen Haupt-
bestandteil des Einkommens, für die anderen einer der wesentlichen Kostenfaktoren.

Die engen Wechselwirkungen zwischen Preisen und Löhnen werden häufig zu dem
Schlagwort Preis-Lohn- bzw. Lohn-Preis-Spirale verkürzt. Es besagt in starker Vereinfa-
chung, daß Preissteigerungen in der Regel zu höheren Lohnforderungen führen und daß
Steigerungen der Löhne und Gehälter über erhöhte Produktionskosten und erweiterte
Nachfrage wiederum Preiserhöhungen verursachen. Unter welchen Voraussetzungen
und Einschränkungen diese Annahmen zutreffen, kann hier nicht im einzelnen diskutiert
werden. Für das Verständnis der Ausführungen zu den Löhnen und Preisen in den
folgenden Abschnitten ist es aber wichtig, die engen Verknüpfungen dieser wirtschafi-
lichen Größen nicht aus dem Auge zu verlieren.

16.2 Preise
Um die Preisentwicklungen auf den verschiedenen Märkten statistisch beobachten und
darstellen zu können, gibt es in der Bundesrepublik Deutschland ein nahezu lückenloses
System von Preisindizes. Für fast alle Stadien des Wirtschaftsablaufs, vom Einkauf der
für die Produktion notwendigen Güter bis zum Absatz der Waren an den Endverbraucher,
werden zu diesem Zweck von der amtlichen Statistik laufend Preise erhoben und zu
lndizes weiterverarbeitet. So gibt es Preisindizes für Grundstoffe und landwirtschaftliche
Betriebsmittel, für Erzeugerpreise gewerblicher und landwirtschaftlicher sowie forstwirt-
schaftlicher Produkte, für Großhandelsverkaufspreise und schließlich für Verbraucher-
preise. Darüber hinaus werden lndizes der Baupreise, der Preise für Verkehrsleistungen
und für Leistungen des Beherbergungs- und Gaststättengewerbes sowie lndizes der Ein-
und Ausfuhrpreise berechnet.
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Alle Preisindizes haben das Ziel, die Preisentwicklung in einem bestimmten Bereich auf
eine Kennzifler zu komprimieren und damit eine ,,Meßlatte" zu lietern, an der durch-
schnittliche Veränderungen gegenüber einem Vergleichszeitraum quantifiziert werden
können. Wie ein Solcher Preisindex zustande kommt, wird im folgenden beispielhaft und

stark vereinfacht am Preisindex für die Lebenshaltung - dem wohl bekanntesten lndikator
des Statistischen Bundesamtes - erläutert.

16.2.1 Verbraucherpreisentwicklung -
Preisindex für die Lebenshaltung

Die amtlichen Preisindizes für die Lebenshaltung werden in der Öffentlichkeit häufig
falsch interpretiert. Weit verbreitet ist das Mißverständnis, ein lndex könne unbesehen auf
die Situation des eigenen Haushalts übertragen werden. Dabei wird verkannt, daß für die
Statistik die einzelne Person oder der einzelne Haushalt stets nur als Teil des Ganzen
interessant sind. Für die Statistik tritt die Einzelbetrachtung gegenüber einer Gesamtbe-

Abb. 1: Preisindex für die Lebenshaltung im Bundesgebiet

ARENKORg Teso

Nahrungsmittel, GetränkE, Tabalwaren

24,9Ct

Bekleidung,Schuhe 8,2qb

Verlohr und Nachdchten

11,30/t

8,5 CtEildung, Unterhaltung,

9,4CtPeß. Ausstattung,

Quelle: Statistische l\ilonatshefte Schleswig-Holstein, Januar 1 985.
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Abb. 2; Jährliche Preissteigerungsralen 1963 bis 1984
o/o

8

4

m n

2

0 1963 65 70 75 80 84

trachtung zurück, die mit Durchschnittswerten arbeitet. Zu diesem Zweck werden anhand
von Aufzeichnungen in Haushaltsbüchern bestimmte Haushaltstypen abgegrenzt, die
sich nach Größe, Zusammensetzung, Einkommen und Verbrauchsstruktur unterschei-
den. Es sind dies Vierpersonen-Haushalte von Angestellten und Beamten mit höherem
Einkommen, Vierpersonen-Arbeitnehmerhaushalte mit mittlerem Einkommen und Zwei-
personen-Haushalte von Benten- und Sozialhilfeempfängern. Für diese Haushaltstypen
werden spezielle Preisindizes berechnet. Daneben gibt es den umfassenden Preisindex
aller privaten Haushalte.

Die Berechnung der einzelnen Preisindizes basiert auf einer gezielten Auswahl von
annähernd 800 Waren und Dienstleistungen, die Fulle und Vielfalt des Marktangebotes
möglichst gut repräsentieren sollen. Sie werden unter Auswertung der Anschreibungen in
den Haushaltsbüchern in den ,,Warenkorb" der lndexberechnung aufgenommen. Ent-
sprechend ihrer Verbrauchsbedeutung, die sich aus dem leweiligen Anteil am Haushalts-
budget ableitet, wird ihnen im Warenkorb ein entsprechendes ,,Gewicht" zugeteilt.
Dadurch ist gewährleistel, da9 z. B. eine Preiserhöhung bei Brot in der Indexberechnung
stärker durchschlägt als eine Verteuerung von Salz oder einem anderen Gut mit geringer
Verbrauchsbedeutung.

Für alle in den Preisindizes für die Lebenshaltung berücksichtigten Positionen verfolgen
Preisbeobachter in 1.18 über das ganze Land verteilten Gemeinden im Auftrag der

297



amtlichen Statistik laufend rn den verschiedenartigsten Läden jede Preisveränderung.
Die einzelnen Meldungen, die in die Gesamtberechnung des lndex eingehen, summieren
sich zu mehr als 300000 Preisreihen. Schon aus dieser imposanten Zahl wird die
umfassende Dokumentation der Preisentwicklung deutlich. ln regelmäßigen Abständen
werden die lndizes neu berechnet, um Anderungen der Verbrauchsgewohnheiten
berücksichtigen zu können.

Der Preisindex für die Lebenshaltung von Vierpersonen-Arbeitnehmerhaushalten mit
mittlerem Einkommen hat sich auf der Basis 1980 = 100 zwischen 1950 und 1984 von
39,8 auf 1 1 8,4 Punkte erhöht, also fast verdreifacht.

Welche Preissteigerungen sich von Jahr zu Jahr ergaben, zeigt Abb.2. lhr liegt der
Preisindex für die Lebenshaltung aller privaten Haushalte zugrunde, der erst f ür die Jahre
ab 1962 ermittelt wird.

lnnerhalb dieses Zeitraums waren 1973 und 1974 mit 6,9% bzw.7'0% die hÖchsten

durchschnittlichen Preissteigerungsraten (lnflationsraten) zu verzeichnen. Hauptursache
hierfür waren die starken Ölpreiserhöhungen dieser Jahre.

Abb.3: Preisindex für die Lebenshaltung aller privaten Haushalte 1984
nach ausgewähltem Verwendungszweck 1980 : 100
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Vrlie Abb. 3 zeigl, verlief die Preisentwicklung bei den einzelnen Gütergruppen unter-
schiedlich. Bei einer allgemeinen Steigerung der Verbraucherpreise von 18,4% im
Zeilraum von 1980 bis 1984 sind für Elektrizität, Gas und Brennstoffe Preiserhöhungen
von rund 29% festgestellt worden; bei Waren und Dienstleistungen für Bildungs- und
Unterhaltungszwecke betrug die Preiserhöhung dagegen nur 14To.

Die häufig geäußerte Vermutung, der Preisindex weise zu geringe Preissteigerungen
nach, hängt vor allem damit zusammen, daß zum einen Preissteigerungen stärker
empfunden werden als gleichbleibende oder gar sinkende Preise und daß zum anderen
häufig vergessen wird, daß in den Preisindizes durchschnittliche Preiserhöhungen für die
Verbrauchsausgaben eines fiktiven Haushalts erfaßt werden.

Um dies an einem Beispiel zu verdeutlichen: Ein tatsächlich existierender Haushalt heizt
beispielsweise mit Öl und wird von den Preissteigerungen in diesem Bereich voll
getroffen. Ein anderer Haushalt, der Gas verwendet, das sich weniger verteuert hat, wird
durch die Preisentwicklung in weit geringerem Umfang belastet. lm Budget des fiktiven
lndexhaushalts sind - entsprechend der anteiligen Verbrauchsbedeutung - alle Heiz-
energiearten (Gas, Kohle, Koks, Holz, Elektrizität und Öl; verlreten, so daß auch die
unterschiedliche Preisentwicklung dieser Energieträger entsprechend in die lndexbe-
rechnung eingeht. Aus diesem Grund wirken sich extreme Preissteigerungen oder
Preissenkungen in gemilderter Form auf die Entwicklung des Gesamtindex aus.

Ein längerfristiger Vergleich der verschiedenen Preisindizes zeigt, daß die einzelnen
Haushaltstypen von Preissteigerungen nicht gleichmäßig betroffen sind. So ist beispiels-
weise der Preisindex für die Lebenshaltung von Vierpersonen-Arbeitnehmerhaushalten
mit mittlerem Einkommen von 1962 bis 1984 um knapp 135%,der von Zweipersonen-
Haushalten von Renten- und Sozialhilfeempfängern um etwa 144% gestiegen. Der
Preisindex für die Lebenshaltung eines Kindes hat sich sogar um 148% erhöht.

Tab. 1: Preisindizes für die Lebenshaltung
1980: 100

Jahr Vierpersonen-
Haushalte

v. Angestellten
u. Beamten
mit höherem
Einkommen

Vierpersonen-
Arbeitnehmer-
haushalte mit

mittlerem
Einkommen

Zweipersonen-
Haushalte
v. Renten-

u. Sozialhilfe-
empfängern

Einfache
Lebens-
haltung

eines Kindes

Alle
privaten
Haus-
halte

1962
1 970
1 980
1 982
1 984

50,0
60,8

100
112,2
118,7

50,5
61 ,7

100
112,0
118,4

48,7
61,3

100
112,1
118,7

47,2
58,7

110
11 1,0
117,0

49,7
61,0

100
1 11,9
118,4
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16.2.2 Einzelhandels- und Großhandelsverkaufspreise
lm Unterschied zum Preisindex für die Lebenshaltung, der sich auf die Ausgaben privater
Haushalte bezieht, mißt der lndex der Einzelhandelspreise die Entwicklung der Verkaufs-
preise im Einzelhandel. Zwar sind die Einkaufspreise der privaten Haushalte für Waren
des Einzelhandels zugleich dessen Verkaufspreise, Unterschiede ergeben sich aber
einerseits daraus, daß in den Einzelhandelspreisindex auch die Preisentwicklung von
Gütern einbezogen wird, die hauptsächlich von Nichthaushalten (2. B. Handwerksbetrie-
be, Behörden, Angehörige Freier Berufe) nachgefragt werden, und andererseits dadurch,
daß in den Preisindex für die Lebenshaltung auch die Preise von Waren und Dienstlei-
stungen anderer Bereiche eingehen.

Tab. 2: lndizes der Einzelhandels- und derGroßhandelsverkaufspreise

Jahr lndex der
Einzelhandelspreise

1980 : 100

lndex der
G ro ßhandelsverkauf spreise

1980 : 100

1 950
1 960
1 970
1 980
1 984

48,1
54,2
63,4

100
1 15,6

55,2
59,7

100
1 16,9

Seit 1980 sind die Einzelhandelspreise nicht ganz so stark gestiegen wie die Lebenshal-
tungspreise, nämlich um rund 16 % (1984). Von 1950 bis 1984 haben sich die Einzelhan-
delspreise um 140% erhöht, während sich die Preise für die Lebenshaltung (Vierperso-
nen-Arbeitnehmerhaushalte mit mittleren Einkommen) verdreifacht haben (vgl. 16.2.1).

Die Großhandelsverkaufspreise, für die ein lndex erst ab 1960 zur Verfügung steht, sind
von 1960 bis 1984 zwar in der gleichen Größenordnung gestiegen wie die Einzelhandels-
preise (+ 112% bzw. + 113%); in einzelnen Zeitabschnitten war der Verlauf der beiden
lndizes.jedoch unterschiedlich, was zum Teil darauf zurückzuf ühren ist, daß der lndex der
Einzelhandelspreise die Umsatz- bzw. Mehrwertsteuer enthält, während der lndex der
Großhandelsverkaufspreise ab 1968 ohne diese Steuer berechnet wird.

16.2.3 Preisindex für Wohngebäude
Weitaus stärker als die Preise für die Lebenshaltung und die Einzelhandelspreise haben
sich seit 1950 die Baupreise erhöht.

Für die Errichtung von Wohngebäuden mußte man 1984 sechsmal soviel bezahlen wie
1950. Dabei sind die enormen Steigerungen der Kaufwerte für Bauland noch nicht
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Tab. 3: Preisindex für Wohngebäude
(Neubau; Bauleistungen am Bauwerk)
1980: 100

Jahr Preisindex f ür Wohngebäude1

1 950
1 960
1970
1 980
1 984

19,1
30,0
52,0

100
114,0

'1 Einschlie ßlich Umsatz-(Mehruertrsteuer

berücksichtigt. Nach der Statistik der Kaufwerte für Bauland, die sich aul die Auswertung
der Unterlagen über tatsächlich getätigte Käufe bzw. Verkäufe stützt, wurde allein in den
Jahren 1 975 bis 1 980 nahezu eine Verdoppelung der durchschnittlich gezahlten Quadrat-
meterpreise für baureifes Land festgestellt. (Au ßer Betracht bleiben dabei die Wertsteige-
rungen von Grundstücken, die im angegebenen Zeitraum nicht auf den Markt kamen.)

Die erfaßten Kaufwerte für Bauland variieren sehr stark nach Regionen, Gemeindegrö-
ßen, örtlicher Lage, Art und Größe des Grundstücks usw, Dies zeigen beispielsweise die
Ergebnisse der Kaufwertestatistik für das Jahr 1983, als ein Quadratmeter Bauland
(baureifes Land, Rohbauland und sonstiges Bauland) im Bundesgebiet im Durchschnitt
für 88,52 DM verkaufl wurde, wobei der niedrigste tatsächlich bezahlte Quadratmeter-
preis bei 0,20 DM und der höchste bei 12345,68 DM lag. lm dritten Vierteljahr 1984 lag der
entsprechende Durchschnittswert bei 86,48 DM, der Höchstwert bei 3323,26 DM und der
niedrigste bei 0,35 DM.

16.2.4 Erzeugerpreise gewerblicher und landwirtschaftlicher Produkte
Erzeugerpreise sind die Preise, zu denen die von landwirtschaftlichen Betrieben und
gewerblichen Unternehmen produzierten Güter (im lnland) abgesetzt werden. Diese
Produkte gelangen in der Regel nicht unmittelbar an die Verbraucher, sondern werden bei
anderen Unternehmen in der Produktion eingesetzt oder gehen an den Handel, der sie -
zum Teil über verschiedene Stufen - an Verbraucher oder Unternehmen absetzt,

Die größten Preissteigerungen sind in diesem Bereich bei den bergbaulichen Erzeugnis-
sen festzustellen, deren Preise sich seit 1950 nahezu verachtfacht haben und seit 1980
um32To gestiegen sind. Die Preise für Erzeugnisse des Nahrungs- und Genußmittelge-
werbes haben sich dagegen seit 1950 nur um g3% und seit 1980 um 15% erhöht. Der
Gesamtindex lag 1984 bei 1 1 9 gegenüber 44 im Jahr 1 950 (Basis 1 980 : 1 00), hatte also
eine Steigerung um 173% zu verzeichnen.
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Tab.4: lndex der Erzeugerpreise gewerblicher Produkte
1980: 100

Erzeugnisse 1950 1960 1970 1980 1984

Gewerbliche Erzeugnisse insgesamt
Bergbauliche Erzeugnisse (ohne Erdgas)
Elektrischer Strom, Gas,

Fernwärme, Wasser
Erzeugnisse des Grundstoff-

und Produktionsgütergewerbes
Erzeugnisse des lnvestitionsgüter

produzierenden Gewerbes
Erzeugnisse des Verbrauchsgüter

produzierenden Gewerbes
Erzeugnisse des Nahrungs-

und Genu ßmittelgewerbes

43,6
17,1

33,7

40,8

39,3

52,8

59,6

53,4
29,8

50,8

55,7

51,0

53,0

b l,b

60,8
36,7

53,0

58,2

63,4

62,4

69,1

100
100

100

100

100

100

100

119,2
131 ,7

141 ,0

1 18,0

1 15,5

114,5

114,8

Tab. 5: lndex der Erzeugerpreise landwirtschaftlicher Produktel
1980 = 100

Erzeugnisse 1 961 1 970 1 980 1 984

Landwirtschaftliche Produkte
insgesamt

Pflanzliche Produkte
Tierische Produkte

68,6
70,4
69,1

100
100
100

106,9
106,5
107,0

68,4
56,6
73,6

1 Ohne Umsatz-(Mehruert-)steuer und ohne Aufwertungsausgleich

ln längerfristiger Betrachtung weisen die landwirtschaftlichen Erzeugerpreise im Unter-
schied zu den gewerblichen Erzeugerpreisen und anderen Preisindizes oft kräftige
Preisausschläge nach beiden Seiten auf. Dies ist zum nicht geringen Teil auf die
unterschiedlichen Ernteverhältnisse in den einzelnen Jahren zurückzuführen.

Abb. 4 zeigt die deutliche Beschleunigung des Preisanstiegs in den Jahren von 1970 bis
1982 gegenüber dem Zeitraum 1950 bis 1970. Seit 1983 haben sich die Preissteigerun-
gen in allen Bereichen hingegen wieder deutlich verlangsamt.
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Abb. 4: Entwicklung des Preisindex für die Lebenshaltung und des lndex der
Einzelhandelspreise
1980 = 100

120 118,4
15,6

1980 - 100

lndex der Einzelhandelspreise

Preisindex f. d. Lebenshaltung

en

20

0

Abb. 5: Preissteigerungsraten 1984 gegenüber 1983
im internationalen Vergleich in Prozent
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16.2.5 lnternationaler Vergleich der Preisentwicklung
Ein Blick über die Grenzen läßt erkennen, daß die Länder der Europäischen Gemein-
schaften sowie eine Beihe anderer großer lndustriestaaten überwiegend mit größeren
Preissteigerungen zu kämpfen hatten als die Bundesrepublik Deutschland.

Von den aufgeführten 16 Ländern wies 1984 lediglich Japan eine niedrigere lnflationsrate
auf als die Bundesrepublik Deutschland (gemessen am Preisindex für die Lebenshal-
tung). Am oberen Ende der Skala standen ltalien und Griechenland mit Preissteigerungen
von über 10%.

Zieht man die Entwicklung der letzten fünf Jahre für den Vergleich heran, ergibt sich ein
ähnliches Bild: ln Japan, der Schweiz, der Bundesrepublik Deutschland und den
Niederlanden lagen die Preissteigerungen von 1 979 bis 1 983 unter 30 %, während sich in
lrland, ltalien und Griechenland die Lebenshaltung um mehr als 100oÄ verieuerte (vgt.
Abb.5).

16.3 Löhne und Gehälter

16.3.1 Jahresverdienste von Arbeitern und Angestellten
Jeder Arbeitnehmer weiß sicherlich, was er am Monatsende - bildlich gesprochen - in der
Lohntüte hat. Nicht iedem ist jedoch bekannt, was er brutto, also vor Abzug von Steuern,
Sozialabgaben u. ä., verdient. Erst recht gilt dies, wenn man auch einmalige Sonderzah-
lungen, Gratifikationen, Urlaubsgeld, l3.Monatsgehalt usw. berücksichtigt, wie es in
Iab.6 geschieht.

Vergleicht man die Verdienste von Arbeitern und Angestellten, so lassen sich eine Reihe
von interessanten Entwicklungen erkennen. Die Verdienste der Arbeiter haben sich von
1971 bis 1983 um 123%, die der Angestellten sogar um 143% erhöht. Dadurch hat sich
auch der Abstand zwischen den Verdiensten von Arbeitern und Angestellten vergrößert,

Tab. 6: Bruttojahresverdienste
von (vollbeschäftigten) Arbeitern in der lndustrie und Angestellten in lndustrie,
Handel, Kreditinstituten und im Versicherungsgewerbe in DM

Berufliche Stellung Geschlecht 1971 1 981 1 983

Arbeiter

Angestellte

insgesamt
Männer
Frauen

insgesaml
Männer
Frauen

15 987
17 298
11 068

18 529
22 151
13 396

33 454
35 515
24 402

42707
49 035
31 392

3s 598
37 683
26 068

45 015
52224
32 931
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1971 verdiente ein Arbeiter im Durchschnitt rund 86% von dem, was ein Angestellter
bezog, 1 983 lag dieser Anteil bei etwa 79 %. Hinsichtlich des Verdienstabstandes ist die
unterschiedliche Bereichsabgrenzung (Arbeiterverdienste werden nur für die lndustrie
erfaßt), Betriebsgröße sowie vor allem die höherwertige Tätigkeit der Angestellten zu
berücksichtigen. Die Entwicklung ist auch davon beeinflußt, daß besonders qualifizierte
Arbeiter in das Angestelltenverhältnis übernommen werden.

Obwohl Frauen nach wie vor wesentlich weniger verdienen als Männer, konnten sie doch
innerhalb der letzten Jahre etwas an Boden gutmachen. Die Verdienste der Arbeiterinnen
lagen 1983 im Durchschnitt um fast 31 % unter denen ihrer männlichen Kollegen. 1971
hatte der Abstand dagegen noch rund 36% betragen. Die entsprechende Spanne
verringerte sich bei den Angestellten zwischen 1971 und 1983 von 40oÄ aul 37o/o.

Die deutlichen Einkommensunterschiede zwischen Frauen und Männern haben ver-
schiedene Ursachen. Zum einen sind Frauen im Durchschnitt weniger gut ausgebildet
(siehe dazu Kap. 2) und damit häufig in weniger qualifizierten Berufen tätig. Zum zweiten
bleiben ihnen Tätigkeiten, die durch besondere Erschwernisse (Lärm, Hitze, Gefahr)
gekennzeichnet sind, aber auch durch entsprechende Zuschläge abgegolten werden,
völlig verschlossen (2. B. Tätigkeiten im Bergbau, am Hochofen o. ä.). Umgekehrt sind in
Wirtschaftsbereichen, in denen die Verdienste niedrig liegen, besonders viele Frauen
beschäftigt (2. B. in der Textil- und der Schuhindustrie (siehe 16.3.2).

Au ßerdem wirkt sich aus, daß Männer mehr Überstunden leisten als Frauen (vgt. Tab. 7)
und daß Frauen - auch wenn man die Ausbildungsunterschiede berücksichtigt- sowohl in
den mittleren als auch gehobenen Führungspositionen unterrepräsentiert sind.

Bei den Angestellten muß noch berücksichtigt werden, daß die Verdienste der techni-
schen Angestellten erheblich über denen der kaufmännischen Angestellten liegen
(s. Tab.9), daß aber nur 6Yo der weiblichen Angestellten in technischen Berufen tätig sind
gegenüber 45% der männlichen Angestellten.

Tab. 7: Durchschnittlich bezahlte Wochenstunden der
(vollbeschäftigten) Arbeiter in der lndustrie

Jahr Frauen Männer

1 960
1 965
1 970
1975
1 980
1984

43,2
41 ,4
40,7
38,3
40,0
39,7

46,3
45,1
44,8
41,2
42,1
41 ,2
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16.3.2 Stundenlöhne der lndustriearbeiter
Bei den Bruttostundenverdiensten der lndustriearbeiter bestehen nicht nur erhebliche
Unterschiede zwischen Männern und Frauen, sondern auch zwischen den einzelnen
Wirtschaftszweigen und den verschiedenen Leistungsgruppen.

Der Stundenlohn alter lndustriearbeiter hat sich von 1960 bis 1984 fast versechsfacht,
wobei die Stundenlöhne der Arbeiterinnen etwas stärker anstiegen als die ihrer männ-
lichen Kollegen. Auch anhand der StundenlÖhne zeigt sich also, daß der Abstand
zwischen der Bezahlung von Männern und von Frauen geringer geworden ist.

Bei einem Durchschnittsstundenlohn von 16,59 DM im Jahr 1984 für männliche lndustrie-
arbeiter wurden die höchsten Stundenlöhne mit durchschnittlich 21,22 DM in der
Mineralölverarbeitung gezahlt, die niedrigsten in der Lederverarbeitenden lndustrie mit
13,35 DM. Unterscheidet man nach sogenannten Leistungsgruppen zwischen Fachar-
beitern (Leistungsgruppel), angelernten Arbeitern (Leistungsgruppe2) und Hilfsarbei-

Tab. B: Bruttostundenverdienste der Arbeiter in der lndustrie
in DM

Jahr lnsgesamt Männer Frauen

1 960
1 965
1 970
1 975
1 980
1 984

2,69
4,26
6,09
9,85

13,41
15,77

2,89
4,54
6,49

10,40
14,16
16,59

1,89
3,09
4,49
7,52

10,25
12,00

tern (Leistungsgruppe3), ergeben sich 1984 für die gesamte lndustrie folgende Durch-
schnittswerte:

Leistungsgruppe 1: 17,42 DM
Leistungsgruppe 2: 15,81 DM
Leistungsgruppe 3: 14,03 DM

ln der Leistungsgruppe 1 variierten die Stundenlöhne für männliche lndustriearbeiter
zwischen 22,03 DM in der Mineralölverarbeitung und 14,15 DM in der Lederverarbeiten-
den lndustrie. In der Leistungsgruppe 3lag die Bandbreite 1984 zwischen 15,69 DM
(Mineralölverarbeitung) und 1 1,00 DM (Schuhindustrie).

16.3.3 Monatsverdienste der Angestellten
Auch bei den Angestellten ist eine breite Fächerung der Verdienste festzustellen (slehe
Tab.9). Je nachdem, welche Anforderungen und Fähigkeiten an eine Tätigkeit geknüpft

sind, erfolgt eine Einordnung in die Leistungsgruppen ll bis V.
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Tab. 9: Durchschnittliche Bruttomonatsverdienste der Angestellten
in lndustrie, Handel, Kreditinstituten und im Versicherungsgewerbe 1984

Gegenstand der
Nachweisung

Kaufmännische
Angestellte

Technische
Angestellte

DM

Durchschnittswert

Höchster Wert in
Leistungsgruppe ll1

Niedrigster Wert in
Leistungsgruppe V2

Männer
Frauen

Männer
Frauen

Männer
Frauen

3 747
2 521

4 820
3 935

2 186
1 809

4 304
2929

5 033
4 412

2 412
2 037

1 Angestellte mit besonderen Erfahrungen und selbständigen Leistungen in verantwortlicher Tätigkeit.
2 Angestellte in einfacher Tätigkeil, die keine Berufsausbildung erfordert.

Durchweg am wenigsten verdienen die Angestellten im Einzelhandel. Besonders hoch
lagen die Durchschnittsgehälter in der Mineralölverarbeitung, im Bereich der Herstellung
von Büromaschinen, Datenverarbeitungsgeräten und -einrichtungen und (fürtechnische
Angestellte) im Steinkohlenbergbau.

16.3.4 Nominal- und Reallöhne
Bisher beschränkten sich die Nachweisungen auf die tatsächlichen, d. h. die sogenannten
nominalen Verdienste. Preisänderungen, die die Kaufkraft der Einkommen beeinflussen,
blieben demgegenüber zunächst unberücksichtigt. Bezieht man nun den Preisverlauf in
die Betrachtung ein, so kommt man zu den Reallöhnen, als einer Maßgröße für die
Entwicklung der Kaufkraft (vgl. Tab. 10).

Ein Vergleich zeigt, daß die Reallöhne zwar deutlich hinter den Nominallöhnen zurückge-
blieben sind, gleichwohl aber bis 1980 zum Teil kräftige Steigerungsraten zu verzeichnen
waren. Während die Nominallöhne 1980 rund neunmal so hoch lagen wie 1950, war der
Reallohn oder die Kaufkraft der Stundenlöhne 1980 etwa dreieinhalb mal so hoch. ln den
Jahren 1981 bis 1983 ist der Reallohn gegenüber den Vorlahren jeweils gesunken,
während der Nominallohn weiter anstieg. Die Preissteigerungen waren also in diesen
Jahren über die Lohnsteigerungen hinausgegangen, was zuvor nur in den Jahren 1967
und 1975 der Fall gewesen war (vgl. Abb.6).

Einschränkend ist anzumerken, daß hier von Bruttostundenverdiensten ausgegangen
wird. Der für Verbrauchsausgaben maßgebliche Nettoverdienst ist von der jeweiligen
Steuer- und Abgabenbelastung abhängig.
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Tab. 10: Entwicklung der Nominal- und Reallöhne
lndex der Bruttostundenverdienste der lndustriearbeiter
1976: 100

Jahr Nominal Real

1 950
1 960
1 965
1 970
1 975
1 980
1 981
1982
1 983
1 984

14,5
28,6
44,0
63,0
92,3

127,5
133,3
137,7
141,0
145,8

31,4
51 ,4
69,0
88,1
96,3

109,9
108,6
106,6
106,0
106,3

Abb. 6; Reallohnindex
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1 6.3.5 Abgabenbelastung
Von besonderem lnteresse ist neben der Entwicklung der Bruttolöhne und -gehälter auch
die Entwicklung der Abgabenlast auf Löhne bzw. Gehälter. Erst wenn Steuern und
Sozialbeiträge gezahlt sind, ergibt sich das verfügbare Einkommen.
Zur Quantifizierung der Abgabenlast können hilfsweise Ergebnisse der Volkswirtschaft-
lichen Gesamtrechnungen herangezogen werden. Aus diesen Ergebnissen läßt sich eine
Abgabenquote (das Verhältnis von Lohnsteuern und tatsächlich gezahlten Sozialbeiträ-

8380
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gen der Arbeitnehmer zur gesamtwirtschaftlichen Bruttolohn- und -gehaltsumme) ermit-
teln von knapp 1 6 % im Jahr 1 960, die aul 23% im Jahr 1 970 und auf 31 % im Jahr 1 983
stieg. Diese Relation vermittelt lediglich eine globale GrÖßenordnung; je nach Einkom-
menshöhe, Familiengröße usw. ergeben sich im einzelnen starke Abweichungen und
Unterschiede,

16.3.6 Personalkosten
Wie bereits angedeutet, sind Löhne und Gehälter für die Wirtschaft ein entscheidender
Kostenfaktor. Nachdem in den vorhergehenden Abschnitten der Einkommensaspekt bei
den Arbeitnehmern im Vordergrund stand, soll im folgenden der Kostengesichtspunkt bei
den Arbeitgebern näher beleuchtet werden.

Die Personalkosten umfassen die Bruttolöhne und -gehälter sowie weitere Kosten, die auf
gesetzlichen Regelungen, tarifvertraglichen Vereinbarungen und freiwilligen Leistungen
beruhen und unmittelbar mit der Beschäftigung von Arbeitnehmern zusammenhängen.
Sie werden in der amtlichen Statistik durch die beiden Hauptbestandteile ,,Entgelt tür
geleistete Arbeit" und ,,Personalnebenkosten" dargestellt. Hiervon ist das Entgelt für
geleistete Arbeit als die ,,direkte" Vergütung der Arbeitszeit definiert; alle anderen
Kosten - wie die Vergütung arbeitsfreier Tage (Urlaubs-, Krankheits-, gesetzliche Feier-
tage), die Sonderzahlungen (vermögenswirksame Leistungen, zusätzliches Urlaubsgeld,
Gratifikationen, 13. Monatsgehalt), Arbeitgeberbeiträge zur Sozialversicherung sowie die
Aufwendungen für die betriebliche Altersversorgung und berufliche Bildung - zählen zu
den Personalnebenkosten.

Von 1972 bis 1981 sind die Personalnebenkosten im Produzierenden Gewerbe weit
stärker gewachsen (+ 145%) als die Entgelte für geleistete Arbeit (+ 81 %). Entspre-
chend hat sich in diesem Zeitraum der Anteil der Personalnebenkosten von 35,7 auf
43,0% der Gesamtpersonalkosten erhöht. Der Teil der Personalnebenkosten, der auf
gesetzlichen Regelungen beruht (2. B. Pflichtbeiträge derArbeitgeberzur Sozialversiche-
rung, Lohnfortzahlung im Krankheitsfall), stieg von 17,4 aut 19,7o/o der gesamten
Personalkosten.

Tab. 11: Personalkosten je Arbeitnehmer
im Produzierenden Gewerbe

Kostenart 1972 1 981 1972 1 981

DM o//o

Personalkosten
Entgelt für geleistete Arbeit
Personalnebenkosten

22 929
14737
B 191

46 728
26 629
20 099

100
57,0
43,0

100
64,3
35,7
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Die Personalnebenkosten sind prozentual um so höher, je mehr Beschäftigte das
Unternehmen hat. Beispielsweise betrug 1981 das Verhältnis von Personalnebenkosten
zum Entgeit f ür geleistete Arbeit bei Unternehmen mit 1 0 bis 49 Beschäftigten 39 :61 , bei
Unternehmen mit 1000 und mehr Beschäftigten dagegen 46:54.

lnnerhalb des Produzierenden Gewerbes variierten die Personalkosten 1981 zwischen
80 844 DM je Arbeitnehmer in der Mineralölverarbeitung und 29762 DM je Arbeitnehmer
im Schuhgewerbe. Den mit 51,1% höchsten Anteil an Personalnebenkosten hatte der
Wirtschaftszweig Erzeugung und Verteilung von Elektrizität, Gas, Dampf und Warmwas-
ser zu verzeichnen (bei Gesamtpersonalkosten von 62 663 DM je Arbeitnehmer); der mit
37,4% niedtigste Anteil an Personalnebenkosten wurde im Schuhgewerbe ermittelt.

Tab. 12: Personalkosten im Groß- und Einzelhandel, in Kreditinstituten
und im Versicherungsgewerbe 1981

Wirtschaftszweig Personalkosten je Arbeitnehmer

lnsgesamt Entgelt für Personal-
geleistete Arbeit nebenkosten

DM o//o

Großhandel
Einzelhandel
Kreditinstitute
Versicherungsgewerbe

61,8
60,3
51 ,2
51 ,9

38,2
39,7
48,8
48,1

43 143
33 579
53 413
57 203

Eine verhältnismäßig breite Streuung der Personalkosten ist auch im Bereich von Handel,
Banken und Versicherungen festzustellen. Während im Einzelhandel die Personalkosten
je Arbeitnehmer bei 33600 DM lagen, enistanden im Versicherungsgewerbe Personalko-
sten je Arbeitnehmervon über 57000 DM. Der Anteil der Personalnebenkosten schwank-
te zwischen 38,2% und 48,8%, also etwa in gleichem Maße wie im Produzierenden
Gewerbe.

Die Ursachen für die relativ großen Unterschiede der Personalkosten zwischen den
Wirtschaftszweigen sind in erster Linie in der unterschiedlichen Qualifikationsstruktur der
Arbeitnehmer zu vermuten. Bei den Personalnebenkosten wirken sich u. a. die Größen-
unterschiede zwischen den Unternehmen aus (große Unternehmen leisten mehr Sonder-
zahlungen, mehr Aufwendungen für die betriebliche Altersversorgung sowie für Woh-
nungslürsorge, Belegschaftseinrichtungen, Entlassungsentschädigungen u. ä.). Nicht
zuletzt ist die unterschiedliche wirtschaftliche Lage der Unternehmen von Bedeutung, die
einerseits den Umtang der freiwilligen Leistungen beeinflußt und andererseits auch bei
Tarifuerhandlungen Berücksichtigung findet.
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17 Verkehr

17.1 Einführung
Das Verkehrswesen hat in einer modernen lndustriegesellschaft grundlegende Bedeu-
tung. lm Wirtschaftsleben ermöglicht erst die Vermittlerrolle des Verkehrs die Arbeitstei-
lung, aul der die industrielle Produktion sowie die Verteilung der produzierten Güter
beruhen. Der Verkehr knüpft nicht nur die Verbindungen zwischen den Produzenten und
zu den Märkten, sondern auch zwischen den Beschäftigten und ihren Arbeitsstellen. Weit
über den wirtschaftlichen Bereich hinaus hat er zu einem Gewinn an Mobilität geführt und
neue Ziele erreichbar gemacht. lm Nachrichtenwesen (Telefon, Postdienste, Rundfunk,
Fernsehen usw.) mit seinen vielfältigen technischen Möglichkeiten trägt der ungehinderte
Austausch von lnformationen und Meinungen gleichfalls zu einer schnellen Überwindung
räumlicher Entfernungen und damit zu einer verbesserten Kommunikation bei.

17 .2 V erkehrsinfrastruktur
Wirtschaftswachstum, zunehmende Arbeitsteilung, internationale Verflechtungen, die
wachsende Reiselust und eine Reihe weiterer Faktoren haben in den letzten Jahrzehnten
zu einer erheblichen Steigerung des Verkehrsaufkommens geführt. Voraussetzung
hierfür war der Ausbau der lnfrastruktur im Verkehrswesen. Besondere Anstrengungen
wurden im Straßenbau unternommen. Sie zeigen sich u. a. darin, daß sich das Straßen-
netz der Bundesrepublik (Bundes-, Landes- und Kreisstraßen) von 1950 bis 1983 um

Tab. 1 : Entwicklung der Verkehrsinfrastruktur
1960 bis 1984

Gegenstand der Nachweisung 1 960 1 970 1 980 1 984

km
Straßennetz

(Bundes-, Landes-, Kreisstraßen)
darunter Autobahnen

Gemeindestraßen
Schienennetz
Rohrfernleitungen
Benutzte Wasserstraßen

1 62 300
4 110

270 000
33 010

1 579
4 383

173 250
8 080

31 6 000
30 700

1 715
4 354

1 35 300
2 551

233 000
36 019

455

171 521
7 292

308 000
31 497

1 579
4 395
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Tab. 2: Entwicklung der lnfrastruktur im Nachrichtenwesen

Gegenstand der Nachweisung 1 960 1 970 1 980 1 984

1 000
Telefonanschlüsse

Hauptanschlüsse
Nebenanschlüsse
Öffentliche Sprechstellen

Telexanschlüsse
Postbriefkästen
Postfächer
Hörfunkteilnehmer
Fernsehteilnehmer

3 221
2 716

57
35

100
272

1 5 8921
4 6351

8 700
5 040

94
80

109
393

1 B 8831
16 2131

20 850
7 703

156
139
110
513

23 323
21 190

24 759
11 661

162
159
110
573

25 046
22 434

1 Nur gebührenpflichtige Teilnehmer

etwa 46000km auf 173000km erweitert hat. An Schienenwegen stehen zwar wegen
Streckenstillegungen nur noch 31000km statt 38600km zu Beginn der fünfziger Jahre
zur Verfügung, dafür ist der Verkehr auf wichtigen Strecken elektritiziert und damit
erheblich beschleunigt worden. Auch Häfen und Flugplätze wurden ausgebaut bzw. neu
angelegt, Kanäle gezogen, Flüsse schiffbar gemacht und Rohrfernleitungen gebaut.

lm Bereich des Nachrichtenverkehrs hat sich die Zahl der Telefonanschlüsse seit 1960
versechsfacht. 1984 war in neun von zehn Haushalten ein Telefon vorhanden. Die
Bundespost beförderte 1984 12,7 Mrd. Briefsendungen, gegenüber 8,5 Mrd. im Jahr
1 960. Telexanschlüsse waren 1 984 1 59 000 installiert, das sind viereinhalbmal soviel wie
1960. Die Zahl der gebührenpflichtigen Hörfunkteilnehmer stieg in diesem Zeitraum von
rund 16 Mill. auf 25. Mill., die Zahl der Fernsehteilnehmer von knapp 5 Mill. auf über
22Mil.

17.3 Fahrzeugbestände
Der Bestand an Kraftfahrzeugen (Krafträder, Personen-, Kombinations-, Lastkraftwagen
und Zugmaschinen) stieg von 8 Mill. 1960 aut knapp 30 Mill. im Jahr 1984. Dabei erhöhte
sich allein die Zahl der Personenkraftwagen von annähernd 4,5 Mill. aul 25,2 Mill. Das
sind rund fünfeinhalbmal soviel wie vor 24 Jahren.

Zwischen 1960 und 1984 wurden insgesamt 47,7 Mill. Personenkraftwagen neu zugelas-
sen, das sind rechnerisch 1,9 Mill. Fahrzeuge pro Jahr. Dieser Durchschnittswert
entspricht etwa dem Wert des Jahres 1969, der seither lediglich 1974 unterschritten
wurde. Seit 1 976 liegen die jährlichen Zulassungszahlen etwa bei 2,5 Mill. Personenkraft-
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Tab. 3: Bestand an Straßen- und Schienenfahrzeugen

Jahr Straße Schiene

Jahr

Kraftfahrzeuge

darunter
lnsgesamt Pkw Lkw

Trieb-
fahrzeuge

Personen-
wagen

Güter
wagen

1 000 Anzahl

1 960
1 970
1 980
1 983
1 984

8 004
16 783
27 116
29 122
29 905

10 083
10 489
10160
9 926

272 716
282 505
287 432
270 018

4 489
13 941
23 192
24 580
25 218

681
1 028
1 277
1 277
1 278

21 951
18 218
14 471
14 292

wagen. Sie machen zugleich die große wirtschaftliche Bedeutung der Automobilindustrie
deutlich.

Wie die Aufgliederung derZulassungen nach Haltern erkennen läßt, wird der überwiegen-
de Teil der Personenkraftwagen privat genutzt. Daraus resultiert die Zunahme des
lndividualverkehrs mit ihren vielfältigen Auswirkungen auf die Verkehrssituation in den
Städten und den öffentlichen Nahverkehr.

Tab. 4: Zulassungen fabrikneuer Personenkraftwagen
einschließlich Kombinationskraftwagen

Haltergruppen Maß-
einheit

1960 1970 1980 1984

Zugelassene Personen-
kraftwagen insgesamt

Zugelassen für:
Unternehmer und Selbständige
Angestellte
Arbeiter
Beamte
Nichterwerbspersonen

1 000 969,7 2107,1 2 426,2 2 393,9

31,8
28,9
26,0
8,4
4,9

%
o//o
o//o

/o

/o

49,7
21 ,0
19,7
6,6
3,0

32,2
30,1
21 ,9

7,1
8,7

35,2
31,0
17,3
6,2

10,3

Die Ausstattung der Eisenbahnen hat sich seit 1960 qualitativ und quantitativ verändert.
Bei den Triebfahrzeugen, deren Gesamtzahlnahezu konstant blieb, vollzog sich in dieser
Zeitspanne der Übergang von der Dampflokomotive auf die elekkische Zugförderung.
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1960 waren immerhin 7700 Dampflokomotiven im Einsatz, während 1983 weniger als
sechs dieser Veteranen ihren Dienst (bei nichtbundeseigenen Eisenbahnen) versahen.
Parallel zu dieser Entwicklung stieg die Zahl der elektrischen Lokomotiven auf knapp
2700 und die der Dieselloks auf rund 4600 an.

Der Bestand an Güterwagen lag 1983 mit 270000 etwas niedriger als zu Beginn der
sechziger Jahre. Bei den Personenwagen ist sogar ein RÜckgang um etwa ein Drittel auf
14300 zu verzeichnen.

Die Zahl der Binnen- und Seeschiffe hat seit 1960 deutlich abgenommen. Während in der
Binnenschiffahrt damit - bei einer gleichzeitigen Tendenz zum Einsatz größerer Einhei-
ten - ein Rückgang des zur Verfügung stehenden Laderaums verbunden war, wurden in

der Seeschiffahrt die Kapazitäten erheblich ausgeweitet. 1984 lag die Anzahl der unter
der Flagge der Bundesrepublik Deutschland fahrenden HandelsschifJe mit 1 547 Einhei-
ten zwar um 43Yo niedriger als vor zwei Jahrzehnten; die eingesetzte Tonnage war
dagegen mit 5,9 Mill. Bruttoregistertonnen (BRT) um ein Viertel höher. HierfÜr war
insbesondere die Expansion der Tankschiffahrt maßgebend. 1960 wurden 103 Tanker
mit einem Raumgehalt von 633000 BRT gezählt, 1984 waren es dagegen bereits 165

Tankschiffe mit einem Raumgehalt von 2,1 Mill. BRT. Seit 1970 macht sich in der
Seeschiffahrt der Konkurrenzdruck der sogenannten,,Billigflaggen" bemerkbar, der
sogar zu Kapazitätsrückgängen (von 8,4 Mill, BRT 1970 auf 5,9 Mill BRT 1984) bei der
deutschen Handelsflotte tÜhrte.

Tab. 5: Bestand an Luft- und Wasserfahrzeugen

Jahr Luftfahrzeuge
(Flugzeuge und
Hubschrauber)

Binnenschiffe
(nur Güterschiffe)

Seeschiffe
(Handelsschiffe)

Anzahl Anzahl
1 0001

Tragfähigkeit Anzahl 1 000 BRT

1 960
1 970
1 980
1 984

1111
3 792
7 769
7 966

7 491
6 336
3 812
3 222

4 840
4 524
3 672
3 295

2706
2 690
1 679
1 547

4 762
I 441
7 619
5 943

Eine deutliche Zunahme war auch bei den Luftfahrzeugen zu verzeichnen, deren Bestand
sich von rund 1100 im Jahre 1960 auf fast 8000 im Jahre .l984 erhöhte. ln diesen
Angaben sind neben den gewerblich eingesetzten Luftfahrzeugen auch die Privat- und

Sportf lugzeuge enthalten.
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17 .4 Y erkehrsleistungen

17.4.1 Belörderungen im Personenverkehr
Wenn man jeden Fahrgast als ,,Beförderungsfall" zählt, wurden 1983 35,9 Mrd.
Personen mit Eisenbahnen, im ötfentlichen Straßenverkehr, im Luftverkehr, mit Taxis
oder Mietwagen und im lndividualverkehr befördert. 1960 waren es 23,0 Mrd. Personen.
Damit verbunden waren 1983 Verkehrsleistungen von 596,3 Mrd. Personenkilometern
gegenüber 252,2 Mrd. Personenkilometern im Jahr 1 960 (Personenkilometer sind die von
den beförderten Personen insgesamt zurückgelegten Kilometer).

Von den Verkehrsleistungen (gemessen in Personenkilometern) entfielen 198379% aul
den lndividualverkehr (mit Personen- und Kombinationskraftwagen, Krafträdern und
Mopeds) und 21 % auf den öffentlichen Verkehr der Eisenbahnen, Busse und Straßen-
bahnen sowie der Flugzeuge; 1960 setzten sich die Verkehrsleistungen zu 64% aus
lndividualverkehr und zu knapp 36% aus öffentlichem Verkehr zusammen.

Die größten Leistungssteigerungen in der Personenbeförderung konnten seit 1960 der
Luftverkehr (+ 581 %) und der lndividualverkehr (+ 193%) verzeichnen, während der
Personenverkehr auf Eisenbahnen stagnierte. Diese Ergebnisse verdeutlichen die
enorme Expansion des Luftverkehrs, der jedoch an den gesamten Verkehrsleistungen
nur einen geringen Anteil hat (1983: 1,8%). Sie bestätigen aber auch erneut die
überragende Bedeutung des lndividualverkehrs mit Kraftfahrzeugen. Dies wird zusätzlich

Tab. 6: Personenverkehr
1960 bis 1983

Verkehrszweig

1 960 1 970 1 983

Beförderte Personen- Beförderte Personen- Beförderte Personen-
Personen kilometer Personen kilometer Personen kilometer

Mill, l\/rd. km Mill. Mrd, km l\/]ill. Mrd. km

Verkehr insgesamt
Öffentlicher Verkehr

Eisenbahnen
Öffentl. Straßen-

personenverkehrl
Luftverkehf

Taxi- und
Mietwagenverkehr

lndividualverkehd

6 170
21

58,4
6,6

72,8
10,9

22983
7 560
1 399

6 156
5

123
15 300

252,2
89,7
39,6

30 655
7 245
1 054

290
23 120

455,4
1 03,1
38,1

1,7
350,6

35 945
7 475
1 122

6 317
JO

330
28 140

596,3
120,5
37,2

2,0
473,4

48,5
1,6

0,8
161,7

1 Stadtschnellbahn-, U-Bahn-, Straßenbahn-, Obus- und Kraftomnibusverkehr.
2 Verkehrsleistungen (Personenktlometer) nur über dem Bundesgebiet.
3 Verkehr mit Personen- und Kombinationskraftwagen, Krafträdern und Mopeds.
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Tab. 7 : Öffentlicher Personennahverkehr
1960 bis 1983

Jahr Beförderte Personen
Mill.

Personenkilometer
Mrd. km

1 960
1970
1 980
1 983

7 362
7 015
7 652
7 202

57,4
OU, 

'/
65,5
62,3

dadurch unterstrichen, daß zwischen 1960 und 1983 im Durchschnitt jährlich 1'3 Mill.

Führerscheine der Klasse 3 (Pkw) erteilt wurden und daß sich z. B. 1983 die Gesamtfahr-

leistung aller zugelassenen Personenkraftwagen aui304,4 Mrd. Kilometer (87 % aller mit

Kraftfahrzeugen gefahrenen Kilometer) belief.

Von besonderem lnteresse im Rahmen der PersonenbefÖrderung ist der öffentliche

Nahverkehr. Hier haben sich die Verkehrsleistungen (1983: 62,3 Mrd. Personenkilome-

te0 leicht erhöht, während das Verkehrsaufkommen (1983:7,2 Mrd. Personen) seit 1960

geringfügig zurückgegangen ist. selbst die Energiekrise hat bisher keine anhaltende

Umorientierung zugunsten der öffentlichen Verkehrsmittel bewirkt.

17.4.2 Transporte im GÜterverkehr
lm Güterverkehr erwies sich in den vergangenen Jahren - ebenso wie im Personenver-

kehr - die Straße als der Überlegene Verkehrsweg. Der Straßengüterverkehr konnte

seinen Anteil an der gesamten Verkehrsleistung (gemessen in Tonnenkilometern :
Gewicht der beförderten Güter in Tonnen mal Entfernung in Kilometern) auf Kosten der

Eisenbahnen (1983: 23,8 %) und der Binnenschiffahrt (1983: 20,4%) auf über die Hälfte

ausdehnen (1983: 52,0 %). 1960 waren im straßengüterverkehr 31 ,2 % der Verkehrslei-

stungen erbracht worden, gegenüber 39,0% auf Eisenbahnen und27,7% auf Binnen-

schiffen.

Mißt man statt der Verkehrsleistung das sogenannte verkehrsaufkommen, d.h. die

Menge der beförderten Güter (in Tonnen), hat der Straßenverkehr mit einem Anteil von

80 % (1 983) am gesamten Güterverkehr eine noch größere Bedeutung. Auf die Eisenbah-

nen entfielen in dieser Abgrenzung 11% und auf die Binnenschiffahrt 8%.

Hier wirkt sich vor allem die große Bedeutung des Straßengüternahverkehrs aus, bei dem

große Gütermengen (1983: 1 995 Mill. Tonnen und damit 69 % der insgesamt beförderten

Güte| über relativ kurze Strecken transportiert wurden. lm Güternahverkehr können

Lastkraftwagen auf einem dichten Straßennetz flexibler eingesetzt werden als andere

Transportmittel. Sie entsprechen damit in besonderem Maß den Transporterfordernissen

im Nahbereich.
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Tab. 8: Güterverkehr
1960 bis 1983

Verkehrszweig 1 960 1 970 1 983

Beförderte
Güter

Tonnen-
kilometer

Beförderte
Güter

Tonnen-
kilometer

Beförderte Tonnen-
Güter kilometer

lVlill. t Mrd. tkm Mill, t Mrd. tkm Mill. t Mrd, tkm

Binnenländischer Verkehr
Eisenbahnen 317,7
Binnenschiffahfi 171,4
Straßenverkehr

Straßengüter
nahverkehr 1 090,0

Straßengüter
fernverkehr 99,2

Rohrfernleitungen 13,3
Luftverkehrl 0,08

Seeschiffahrt2 78,1

r/.r,O

48,8
57,4
49,1

56,9
40,4

392,1
240,0

310,0
223,9

21 ,B 1 972,0 36,1 1 995,0 40,2

23,7
3,0
0,03

532,5

164,9
80,7
0,32

138,2

41,9
.15,1

0,12
916,3

312,6
55,2
0,6

126,3

85,1
8,8
0,2

739,3

1 Verkehrsleistungen über dem Bundesgebiet sowie von und nach Berlin (West).
2 Seeverkehr der Häfen des Bundesgebietes.

Bei den bisherigen Betrachtungen wurde jeweils nur der sogenannte binnenländische
Verkehr einbezogen, d. h. der Seeschiffsverkehr wurde nicht berücksichtigt. Die Beson-
derheit des Güterverkehrs über See liegt darin, daß verhältnismäßig kleine Mengen von
Gütern über in der Regel große Entfernungen transportiert werden. Dadurch ergibt sich in
diesem Verkehrszweig ein geringeres Verkehrsaufkommen als bei Eisenbahnen, in der
Binnenschiffahrt und im Straßenverkehr, aber eine weitaus höhere Verkehrsleistung als
in jedem anderen Verkehrszweig (s. Tab.8).

Langtristig war die Ausweitung von Verkehrsaufkommen und Verkehrsleistung in den
Bereichen Straßenverkehr, Luftverkehr und Rohrfernleitungstransporte, also den ,,mo-
dernen", in diesem Jahrhundert entwickelten Verkehrsbereichen, weit ausgeprägter als
in den traditionellen Verkehrszweigen Bahn, Binnen- und Seeschiffahrt. So stieg bei-
spielsweise beim Güterverkehr das Verkehrsaufkommen von 1960 bis 1983 im Luttver-
kehr um 650 %, bei den Rohrfernleitungen um 31 5 % und im Straßengüterfernverkehr um
215%. ln der Seeschiffahrt erhöhte sich die Menge der beförderten Güter dagegen
lediglich um 61 Yo, in der Binnenschitfahrt um 31 %. lm Eisenbahnverkehr war ein
Rückgang um 2,4% zu verzeichnen.

Differenziert man nach dem Anteil bestimmter Gütergruppen am Verkehrsaufkommen, so
entfielen 1983 beispielsweise 14 % dertransportierlen Güterauf land- und forstwirtschaft-
liche Erzeugnisse sowie Nahrungs- und Futtermittel, 18/o aut Kohle und rohes Erdö|,
16%" aut Steine und Erden und 11Y" aut Mineralölerzeugnisse.
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17.5 Energieverbrauch
'1983 floß fast ein Viertel der in der Bundesrepublik Deutschland verbrauchten Endenergie
in den Verkehrsbereich (ohne Seeschiffahrt, vgl. 18.7). Von dieser Energiemenge, rund
1 650 Petajoule (: 56,3 Mill. Tonnen Steinkohleeinheiten), wurden88,2% im Straßenver-
kehr, 6,4% im Luftverkehr, 3,5% im Schienenverkehr und 2oÄ in der Binnenschiffahrt
verbrauchl (vgl. Abb. 1).

lm Vergleich zur Verteilung der Beförderungsleistungen auf die einzelnen Verkehrszwei-
ge (vgl. 17.4) liegt damit der Energieverbrauch der Eisenbahnen und Binnenschiffe sehr
viel niedriger als der von Kraftfahrzeugen und Flugzeugen. Den BemÜhungen, aus
diesem Grund vor allem den Güterverkehr von der Straße aut die Schienen- und

Wasserwege zu verlagern, sind aber Grenzen gesetzt. Neben den bereits erwähnten
Vorteilen der größeren Flexibilität und Unabhängigkeit im Straßenverkehr sind Lastkraft-
wagen auch wesentlich besser für den zunehmend anfallenden Transport hochwertlger
Güter geeignet als die vorwiegend auf Massenguttransporte ausgerichteten Verkehrsmit-
tel Eisenbahn und Binnenschiff.

lm Verlauf der vergangenen zweieinhalb Jahrzehnte hat sich der Energieverbrauch im

Verkehrsbereich insgesamt mehr als verdoppelt (vgl. Abb. 7,). Die nahezu kontinuierli-
chen Steigerungen wurden nur durch leichte RÜckgänge 1974 und 1981 (zwei Jahre mit
überdurchschnittlichen Benzinpreissteigerungen) unterbrochen.

17.6 Verkehrsunfälle
Aus dem ständig steigenden Verkehrsauikommen - vor allem im Straßenverkehr - hat
sich eine Reihe von Problemen ergeben: lmmer mehr Flächen werden fÜr Verkehrswege
benötigt, Auspuffgase bedrohen die Gesundheit der Natur, Lärm und Abgase beeinträch-
tigen die Wohnlichkeit der Städte und ganz allgemein das Wohlbefinden vieler Menschen
(vgl. Kap. 19), und nicht zuletzt wird jährlich eine große Anzahl von Personen in Unfälle
verwickelt und dabei erheblich verletzt oder gar getötet. Dabei ist die Unfallgefahr im
Straßenverkehr mit weitem Abstand am größten.

lm Jahr 1984 wurden bei rund 359000 Straßenverkehrsunfällen mit Personenschaden
rund 10200 Personen getötet und 466000 verletzt. ln den übrigen Verkehrszweigen
starben 1983 bei insgesamt 1397 Unfällen 361 Personen und 1490 wurden verletzt.

Bei nahezu kontinuierlich zunehmenden Fahrleistungen im Straßenverkehr auf mehr als
das Dreifache (von 1 1 0 Mrd. km 1960 auf 348 Mrd. km 1 983) verdoppelte sich seit I 960
die Zahl der Unfälle mit Sachschaden (von 641 000 auf 1,4 Mill.), die Anzahl der Unfälle
mit Personenschäden erhöhte sich ebenfalls. Die Zahlder Getöteten erreichte 1970 ihren
Höchststand und ging seitdem von 19193 auf 10196 (1984) zurück. Zugleich sank seit
1970 dieZahl der Schwer- und Leichtverletzten. Ursachen hierf ür dürften im wesentlichen
zusätzliche Sicherheitsmaßnahmen (2.B. Gurtpflicht) sein; außerdem haben sich u.a.
wohl entsprechende Kampagnen im Rahmen der Verkehrssicherheitsarbeit ausgewirkt.
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Abb. 1: End-Energieverbrauch des Verkehrs
nach Verkehrsbereichen
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Tab. 9: Straßenverkehrsunfälle

Gegenstand der Nachweisung 1 970 1 980 1 9841 960

Polizeilich erfaßte Unfälle
darunter:
Unfälle mit Personenschaden

Verunglückte
getötete Personen
Schwerverletzte
Leichtverletzte

1 393 000 1 684 000 1 780 000

377 610 379 235 359 41 1

)

990 000

349 31 5

14 406

454 960

19 193
164 437
367 358

13 041
148 952
351 51 1

10 196
1 32 506
333 444

Diese Ursachen dürften auch zum Rückgang der Kinderunfälle im Staßenverkehr
beigetragen haben. .1970 wurden 2167 Kinder unter 15 Jahren im Straßenverkehr
getötet, weitere 26436 wurden schwer verletzt. lm Jahr 1984 ist die Zahl der getÖteten

Kinder auf 562 zurückgegangen, 15048 wurden schwer verletzt. Bei der lnterpretation
dieser Zahlen muß allerdings berÜcksichtigt werden, daß die Gesamtzahlder Kinder unter

15 Jahren seit 1970 um fasl ein Drittel von 14,1 Mill. auf 9,7 Mill. (1983) zurÜckgegangen
ist.

Tab. 10: Bei Straßenverkehrsunfällen Getötete 1984

Ort des Unfalls Getötete

lnsgesamt darunter

Fahrer und Mitfahrer von

Fahrrädern motorisierten
Zweirädern

Personen- Fußgänger
kraftwagen

Anzahl

lnnerhalb
von Ortschaften

darunter:
Kinder unter 15 Jahren
Außerhalb

von Ortschaften
darunter:
Kinder unter 15 Jahren

3729

296

6 467

266

14

36

7

30

16 23 45

54

q
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KnappT0% aller Unfälle mit Personenschaden ereignen sich innerhalb von Ortschaften,
etwas mehr als 30 % auf freier Strecke (langjähriger Durchschnitt). Aber nicht nur absolut,
sondern auch bezogen auf die Fahrleistung, sind Straßen in Ortschaften unfallträchtiger:
Je eine Milliarde Fahrzeugkilometer wurden 1983 innerorts 40 und außerorts 31
Personen getötet, verletzt wurden innerorts 2944 und außerorts 714 personen.

Für die große Gefährdung auf innerörtlichen Straßen spielt die Verkehrsdichte zusammen
mit einem hohen Anteil an Fußgängern und Zweiradfahrern eine entscheidende Rolle. Bei
diesen Verkehrsteilnehmern sind die unfalltolgen häufig besonders schwerwiegend.
1984 sind z.B. 59% der in Ortschaften Getöteten Fußgänger oder Radfahrer gewesen,
außerhalb von ortschaften waren es knapp 16 % der tödlich Verunglückten. Motorisierte
Zweiadlahrer, also Fahrer und Mitfahrer von Mofas, Mopeds und Krafträdern, sind
sowohl innerhalb als auch außerhalb von ortschaften besonders stark gefährdet. wenn
man bedenkt, daß die Fahrleistung der Pkw die der Mopeds und Krafträder um ein
vielfaches übertrifft - 1 983 war sie 42mal höher - liegt der Anteil der unfallopfer bei den
motorisierten zweiädern außerordentlich hoch (16% der innerhalb von ortschaften
Getöteten und 15% der außerhalb von Ortschaften Getöteten).

Hauptunfallursachen sind seit Jahren nicht angepaßte Geschwindigkeit und Mißachtung
der Vorfahrt. Eine nicht geringe Rolle spielt der Alkoholeinf lu ß. Von 639 000 Fahrzeugfüh-
rern (Kraftfahrzeugfahrer einschließlich Motorrad- und Fahrradfahrer), die 19g4 an einem
unfall mit Personenschaden beteiligt waren, war bei rund 37400 Alkohol im spiel.

321



18 Energie und Rohstoffe

18.1 Energieverbrauch im Meinungsstreit
Vermehrter Energieeinsatz ist eine der wichtigsten Begleiterscheinungen des techni-

schen Fortschritts und hat entscheidend zur Arbeitserleichterung, zur Steigerung der

Produktivität und zu erhöhtem materiellen Wohlsland beigetragen. Erkauft werden diese

Annehmlichkeiten u. a. durch raschen Abbau der Ressourcen und erhebliche Umweltbe-

lastungen. Zielkonflikte zwischen dem Ausbau der Energieversorgung und der Sicherung

der zLikünftigen Verfügbarkeit von Energie sowie den Bemühungen zum Schutz der

natürlichen Lebensgrundlagen sind unausweichlich und bestimmen immer mehr die

öffentliche Diskussion. Vor diesem Hintergrund erscheint es angebracht, die Bedeutung

der Energie- und Rohstoffwirtschaft und des Umweltschutzes (vgl. Kap. 19) statistisch zu

quantifizieren und damit zu einer objektiveren Abwägung der Argumente beizutragen.

18.2 Entwicklung des Energieverbrauchs
Zur Messung des Energieverbrauchs lassen sich zwei verschiedene Größen heranzie-

hen: zum einen der Primärenergieverbrauch, der die aus der Natur gewonnenen

Energiemengen angibt; zum anderen der Endenergieverbrauch, der es ermÖglicht, den

Verbiauch bei den Endabnehmern (im wesentlichen lndustrie, Verkehr, Haushalte)

nachzuvollziehen. Eine Unterscheidung beider GrÖßen ist vor allem deshalb notwendig,

weil die Primärenergieträger im Rohzustand meist nicht unmittelbar fÜr Verbrauchszwek-

ke nutzbar sind (2. B. kann man ein Auto nicht mit RohÖ|, sondern nur mit Benzin oder

Dieselkraftstoff betreiben) und daher eine Umwandlung durchgeführt werden muß, bei

der Energieverluste entstehen.

Das vereinfachte schema der Energiebilanz verdeutlicht die Zusammenhänge:

Primärenergieverbrauch
./ Nichteneigetischer Verbrauch (2. B. Verwendung als Rohstoff für die Kunststoff-

erzeugung)
/ Yerbrauch im Energiesektor
,/ Umwandlungsverluste
: Endenergieverbrauch.

ln den letzten drei Jahrzehnten hat sich in der Bundesrepublik Deutschland sowohl der

Primär- als auch der Endenergieverbrauch etwa verdreifacht. Die Differenz zwischen

beiden Größen lag 1983 bei rund 35%.
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Tab. 1: Entwicklung des Energieverbrauchs
in Petajoule : 1015 Joule

Jahr Primärenergieverbrauch Endenergieverbrauch

1 950
1 960
1 970
1971
1972
1973
1974
1975
1 976
197V
1978
1979
1 980
1 981
1 982
1 983

3 971
6 199
I 870
I 948

10 383
11 092
10 723
10 191
10 853
10 912
11 401
11 964
11 436
10 964
10 596
10 689

2 541
4 270
6 751
6 761
7 034
7 442
7 139
6 859
7 293
7 305
7 605
7 892
7 529
7 221
6 BB8
6 916

Quelle: Arbeitsgemeinschaft Energiebilanzen, Energiebilanzen der Bundesrepublik Deulschland.

Zwischen 1950 und 1973, dem Jahr der ersten ölpreiskrise, stieg der Energieverbrauch
kontinuierlich an. Die jährlichen zuwachsraten (bezogen auf den primärenergiever-
brauch) lagen im Durchschnitt bei 4,s%. seither ist die Aufwärtsentwicklung mehrmals
unterbrochen worden. Nach einem Rückgang bis 1g7s erhöhte sich der Energiever-
brauch wieder und erreichte 1979 seinen bisherigen Höchststand. Die enormen preis-
schübe beim Rohöl zu Beginn der achtziger Jahre (vgl. 1g.g) gingen mit einem
nachlassenden Energieverbrauch einher. 1983 stieg er abermals an und erreichte etwa
das Niveau von 1974.

1 8.3 Energieverbrauch und Wirtschaftsentwicklung
Beim Meinungsstreit um den Ausbau der Energieversorgung geht es u. a. um die Frage,
ob ein weiteres Anwachsen des Energieverbrauchs eine notwendige Bedingung künfti-
gen Wirtschaftswachstums ist. Befürworter dieser These verweisen auf den Gleichschritt
zwischen der Entwicklung des Primärenergieverbrauchs und des realen Bruttosozialpro-
dukts, der bis 1973 zu beobachten war.
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Abb. 1 : wirtschaftswachstum und steigerung des Primärenergieverbrauchs
(1 970= 1 00)
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Die Auswirkungen der ersten Ölpreiskrise haben diese Entwicklung abrupt unterbrochen.

Der Primärenergieverbrauch ging seinerzeit wesentlich stärker zurück als das Bruttoso-

zialprodukt. ln diesem Zusammenhang wurde bereits von einer Lockerung der Abhängig-

keit (,,Entkoppelung") zwischen wirtschaftswachstum und Energieverbrauch gespro-

chen. ln den nachfolgenden Jahren kehrte die Entwicklung von Bruttosozialprodukt und

Primärenergieverbrauch teilweise zum Gleichschritt zurück, lief aber in einigen Jahren

auch wieder auseinander. Es bleibt abzuwarten, ob auf längere Sicht jene Stimmen recht

behalten werden, die es durchaus fÜr möglich halten, daß der Einsatz energiesparender

Technologien dazu führt, Wirtschaftswachstum bei stagnierendem oder gar rückläufigem

Energieverbrauch zu erreichen.

1 8.4 Pro-Kopf-Energieverbrauch im Ländervergleich

Die Verbrauchswerte für Energie je Einwohner differieren zwischen den einzelnen

lndustrieländern beträchtlich. Neben einer sparsamen Grundhaltung bzw. einer ver-

schwenderischen Einstellung im Umgang mit der Energie gibt es eine Reihe wichtiger

anderer Einflußfaktoren für die Höhe des verbrauchs, z. B. Klima, räumliche Entlernun-

gen innerhalb des Landes, Ausstattung mit schwerindustrie. so lag beispielsweise der

Fro-Kopf-Verbrauch an Energie 1982 in der Bundesrepublik Deutschland nur gut halb so

hoch wie in Kanada.
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Tab. 2: Pro-Kopf-Energieverbrauch 1 982

Land Primärenergieverbrauch
je Einwohner in Gigajoulel

China
Schweiz (einschließlich Liechtenstein)
Japan
Frankreich
Schweden
Bundesrepublik Deutschland
UdSSB
DDR
USA
Kanada

17
102
103
117
145
161
169
216
276
284

1 1os Joule.

Ouelle; United Nations, Yearbook of World Energy Statistics 19g2

1 8.5 Rohstoffgewinnung
Die Bundesrepublik Deutschland verfügt nur über sehr geringe Rohstoffuorkommen.
Ausnahmen bilden lediglich die ergiebigen Lagerstätten von salz, steinkohle und
Braunkohle, Bei der Versorgung mit allen übrigen Rohstoffen und Energieträgern ist die
Bundesrepublik weitgehend auf Einfuhren angewiesen.

1983 wurden im Bundesgebiel 82,2 Mill. Tonnen steinkohle und 124,3 Mill. Tonnen
Braunkohle gefördert. Damit ging die Kohlegewinnung gegenüber den belden vorjahren
erheblich zurück. steinkohle ist der einzige Energieträger, den die Bundesrepublik

Tab. 3: Gewinnung wichtiger Rohstoffe im Bundesgebiet 1gg3

Rohstoff Förderung

1000t Petajoule

Braunkohle
Steinkohle
Erdöl
Erdgas

124 281
82 202
4 116

17 7261

1 069
2 432

175
605

1 Mill. Kubikmeter.
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Deutschland in erwähnenswerlem Umfang exportiert. Die Ausfuhr belief sich 1983 auf

10,6 Mill. Tonnen.

ln geringen Mengen verfügt die Bundesrepublik Deutschland auch über eigene ErdÖl- und

Erägasvorkommen. Sie befinden sich hauptsächlich im Norddeutschen Tiefland lnsge-

s"rl b"li"t sich die Erdölförderung 1983 auf 4,1 Mill. Tonnen und hat damit gegenüber

den Vorjahren abgenommen. Der Anteil am Gesamtauf kommen betrug nur 1 ,5 %. Einen

größeren Beitrag zur Energieversorgung der Bundesrepublik als die inländische Erdölför-

äerung leistet die heimische Erdgasgewinnung. Sie erreichte 1983 ein Volumen von

annähernd 18 Mrd. Kubikmetern.

18.6 Energieträger
Der in den fünfziger und sechziger Jahren stark gewachsene Energiebedarf wurde

überwiegend durch den lmport von Mineralöl gedeckt, das sich seinerzeit gegenüber den

heimischen Energieträgern Braun- und steinkohle als kostengünstiger erwies. Bei

mengenmäßig etwa gleichbleibendem Einsatz von Kohle stieg der MineralÖlverbrauch

von 1950 bis 1980 fast auf das Dreißigfache. Hierdurch hat sich die Bedeutung der

einzelnen Energieträger für die Energieversorgung der Bundesrepublik Deutschland

erheblich verändert. 1 950 hatte die Kohle noch einen Anteil von 88 %, 1 980 nur noch von

knapp 30% an der gesamten Energieerzeugung, während auf MineralÖl fast die Hälfte

entfiel.

Allerdings haben die starken Ölpreiserhöhungen und die Furcht vor wachsender Abhän-

gigkeit von den Öllieferanten Ende der siebziger und zu Beginn der achtziger Jahre eine

Rückbesinnung auf die heimischen Energiequellen bewirkt: Bei verminderter Einfuhr von

Abb.2: Primärenergieverbrauch nach Energieträgern 1950 und 1983
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Ouelle: Arbeitsgemeinschaft Energiebilanzen, Energiebilanzen der Bundesrepublik Deutschland
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Abb. 4: Primärenergieverbrauch nach lnlands- und Einfuhrenergie
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Mineralöl verringerte sich der Anteil dieses Energieträgers am gesamten Energiever-
brauch auf knapp 44% im Jahr 1983. Gut behauptet hat sich seither die Kohle.
Nennenswerte Steigerungen verzeichnet die Kernenergie, die aus '15 in Betrieb befindli-
chen Kernkraftwerken mittlerueile rund 6% des Energiebedarfs deckt.

Bei den Endabnehmern wirkt sich die geänderte Bedeutung der Energieträger Insbeson-
dere in nachlassendem Heizölverbrauch, aber wachsender Nachfrage nach Gas, Strom
und Kraftstoff aus.

Tab. 4: Endenergieverbrauch nach Energieträgern

Jahr Feste
Brennstoffe Kraftstotfe Heizöl Gase Strom Fernwärme

Peta- % Peta- % Peta- %
joule

Peta- %o

joule
% Peta- Yo

joule
Peta-

joulejoule joule

1 950
1 960
1 970
1 980
1 983

2 041
2398
1 356

796
748

112
475

1 197
1 736
1 758

122
340
718

1 115
1 144

80,3
56,2
20,1
10,6
10,9

0,6
12,8
38,4
30,3
25,1

235 9,3
471 11,0
759 1 1,3

1 432 19,0
1 361 19,7

4,8
8,0

10,6
14,8
16,5

12 0,5
34 0,8

127 1,9
163 2,2
168 2,4

4,4 16
11,1 547
17,8 2 586
23,1 2283
25,4 1 732

1 8.7 Energieverbraucher
Der Energiebedarf der drei Verbrauchergruppen lndustrie, Verkehr, Haushalte (ein-
schließlich Kleinverbraucher) hat sich in der Vergangenheit unterschiedlich entwickelt.
Während 1950 noch die lndustrie mit einem Anteil von 45,8% Hauptabnehmer von
Endenergie war und Haushalte und Kleinverbraucher nur mit 37% am Endverbrauch
partizipierten, hat sich das Verhältnis mittlerweile umgekehrt.

Bei einer Zunahme des gesamten Endenergieverbrauchs zwischen 1950 und 1983 um
172Yo belrug die entsprechende Wachstumsrate bei der lndustrie 91 %, bei Haushalten
und Kleinverbrauchern 224% und beim Verkehr 277 %. Die Ursachen f ür diese unter-
schiedliche Entwicklung liegen insbesondere in der zunehmenden Ausstattung der
privaten Haushalte mit elektrischen Haushaltsgeräten (v91.4.7), gewachsenen Verkehrs-
leistungen (vgl. Kap. 17) und relativ sparsamerem Energieeinsatz im Rahmen der
lndustrieproduktion.

Während der Endenergieverbrauch bei Haushalten und lndustrie seit der ersten Ölpreis-
krise eher zurückging, ist der Verkehrssektor der einzige Bereich, der kelne Einsparerfol-
ge erzielte.
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Abb. 6: Verbraucher von Endenergie
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Quelle: Arbeitsgemeinschaft Energiebilanzen, Energiebilanzen der Bundesrepublik Deutschland.

18.8 Energiepreise
Kein anderer Teilbereich im Preisindex lür die Lebenshaltung hat im letzten Jahrzehnt

ähnlich starke Preissteigerungen aufzuweisen wie die warengruppe ,,Energie" ln dieser

Entwicklung kommen die Preisschübe auf den internationalen Rohölmärkten und ihre

Folgewirkungen zum Ausdruck, Der Preis ie eingeführte Tonne Rohöl ist von 60 DM im

Jahre 1970 aul 622 DM im Jahre 1984 gestiegen, also auf mehr als das Zehnfache

Preisunterschiede bei den einzelnen FÖrderländern haben neben anderen Ursachen

(2. B. neue Funde) zu einer Anderung der Rangfolge der Lieferanten geführt. Die

wichtigsten Länder, aus denen die Bundesrepublik Mineralöl bezog, waren.1984 das

Vereinigte Königreich, Libyen und Nigeria. Während das britische Nordseeöl seine

Bedeutung erst in jÜngster Zeit errungen hat, büßte der lran seine Spitzenstellung ein.

Der enorme Anstieg der Energiepreise belastete nicht nur die Kostenrechnung der

Unternehmen und das Portemonnaie der privaten Haushalte, sondern auch die Lei-

stungsbilanz der Bundesrepublik Deutschland. Während der Preisschub beim Rohöl

zwischen 1973 und 1974 noch durch einen florierenden Warenexport mehr als ausgegli-

chen werden konnte, gelang dies 1979 und 1980 nicht mehr. Nach Aussagen der

Deutschen Bundesbank war die Verschlechterung der Leistungsbilanz von 1 978 bis 1 980

zur Hälfte auf die erneuten Erdölverteuerungen zurückzuführen. ln den zwei darauffol-

genden Jahren profitierte der Außenhandel von der Finanzkraft der OPEC-Staaten; die

2unahme der Exporte in diese Länder trug zur Besserung der Leistungsbilanz bei. Die
preissenkungen beim Rohöl in den Jahren 1982 und 1983 wirkten sich ebenfalls positiv

auf die Leistungsbilanz aus.

1970 1980 1983

tllttl,ä,m,il Hausha teu K e nver- ffiffi v",x.n,
braucher einschl m lrta-
rLScher D enstslellen

4 4,0
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Abb. 7: Energiepreisentwicklung
1980 = 100
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Tab. 5: Einfuhr von rohem Erdöl
nach Preis und Menge 1970 bis 1984

1980

Energie
-a (ohne Kraftstoffe)

-a"
Lebenshaltung

1984

Jahr MiII. DM 1000t DMiet

1970
1971
1972
1 973
1974
1975
1976
1977
1978
1 979
1 980
1 981
1 982
1 983
1 984

5 938
7 679
7 411
I 083

22956
19 718
23 825
23 537
19 970
29 895
44 168
49 107
44 712
37 771
41 663

98 786
1 00 230
1 02 600
110493
102 543
88 414
97 669
96 290
94 375

1 07 355
96 876
79 247
72 542
65 213
66 934

60
77
72
82

224
223
244
244
212
279
456
620
616
579
622
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Tab. 6: Einfuhr von rohem Erdöl aus den wichtigsten Förderländern

Land 1974 1 984

'1 000 t 1000t DMjet

Vereinigtes Königreich
Libyen
Nigeria
Sowjetunion
Saudi-Arabien
Venezuela
Algerien
Norwegen
lran
lrak

16 719
11 514
3 018

25 080
2236
9 685

142
13 352
3 571

17 808
9 637
9 530
5 765
4 548
4 210
2 670
2 615
2 422
1 988

OJJ
631
637
599
568
604
684
653
s96
630

Mrd.

Abb. 8: Entwicklung des Olpreisdurchschnittswertes und der Leistungsbilanz

+54,0
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Handelsbilanz
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2A

30

600

400

622
Ölpreis (DM je t
eingeführtes Rohöl)

Warenverkehr
(fob-Werte)1

o
1970 71 72 73 74 75 76 77 78 79 80 81 A2 83 1984

1 fob: free on board. Vertragslormel im Außenhandel. Die Ware wird vom Verkäufer bis zum vereinbarten Hafen
gelielert, die danach anfallenden Kosten trägt der Käufer. ln der deutschen Au ßenhandelsstatistik beziehen sich alle

Wertangaben grundsätzlich auf den Grenzübergangswert, d. h. auf den Wert lrei Grenze des Erhebungsgebietes
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1 I Umweltbelastung und Umweltschutz

19.1 Umweltgefährdung als Herausforderung
Zunehmende Umweltbelastungen als Folge der industriellen und technischen Entwick-
lung haben Natur- und Umweltschutz in den vergangenen Jahren mehr an Popularität
gewinnen lassen als andere Politikbereiche. PersÖnlich erfahrene Umweltschädigungen,
wie Lärmbelästigung, Luft- und Wasserverschmutzung, aber auch die Aufklärungsarbeit
der Umweltschutzverbände und der Medien, insbesondere über das Waldsterben,
führten in weiten Bevölkerungskreisen zu einem geschärften Bewußtsein für die Gefähr-
dung der natürlichen Lebensgrundlagen. Zugleich ist das Engagement für die Ziele des
Umweltschutzes gewachsen. Die Bundesregierung trug dieser Entwicklung bereits 1971
mit dem Umweltprogramm Rechnung, in dem sie der Umweltpolitik den gleichen Rang
einräumte wie anderen großen öffentlichen Aufgaben. Die Elnrichtung des Umweltbun-
desamtes und des Sachverständigenrats für Umweltlragen haben in den siebziger
Jahren weitere Voraussetzungen für eine aktive Umweltpolitik geschaffen. Daneben
wurden eine Reihe wichtiger Rechtsvorschriften zum Schutz der Umwelt erlassen, wie
das Bundes-lmmissionsschutzgesetz, das Abwasserabgabengesetz, das Abfallbeseiti-
gungsgesetz u. a. Die Eintuhrung des schadstoffarmen Autos soll nunmehr die Umwelt-
gefährdung durch den Straßenverkehr mindern,

Eine erfolgreiche Umweltpolitik benötigt als Basismaterial umfassende und gesicherte
Daten zur Beurteilung der Umweltverhältnisse. Die Ursachenforschung und die Daten-
sammlung nehmen bereits beträchtliche Ausmaße an, obgleich noch immer LÜcken
vorhanden sind. Das Statistische Bundesamt führt seit .1975 in mehrjährigen Abständen
Statistiken über Wasserversorgung, Abwasser- und Abfallbeseitigung durch. Seit 1982
gab der Bundesminister für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten jährlich eine Wald-
schadenserhebung in Auftrag. Über andere umweltrelevante Teilbereiche, wie Lärmbelä-
stigung und Luftverschmutzung, liegen im wesentlichen einige Daten aus dem naturwis-
senschaftlichtechnischen Bereich vor, so etwa Meßergebnisse, Beobachtungsreihen
u. ä., sowie die Ergebnisse aus Meinungsumfragen, die das subjektive Empfinden zur
Umweltbelastung widerspiegeln.

19.2 Umweltbelastung

19.2.1 Abfälle
Abfälle, die sichtbaren Zeichen der ,,Wegwerfgesellschaft", stellen trotz aller Bemühun-
gen und Erfolge um Wiederverwendung ein beachtliches Umweltproblem dar. Dabei
ergibt sich die Gefährdung der Umwelt und der menschlichen Gesundheit weniger aus
den gewaltigen Müllbergen als aus der Zusammensetzung der Abfälle.
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ln der Bundesrepublik Deutschland sind 1982 insgesamt 250 Mill. Tonnen Abfälle
angefallen. Das waren 5,8 % weniger als 1980, aber 18% mehr als 1 977. Etwa 90 % der
Abfälle entstehen im Produzierenden Gewerbe. Läßt man Bauschutt und Bodenaushub
(117 Mill. Tonnen), den im Bergbau entstehenden Abraum (75 Mill. Tonnen), die
Schlämme aus der Abwasserreinigung (1,3 Mill. Tonnen Trockensubstanz) sowie die
hausmüllähnlichen Abfälle der lndustriebetriebe, wie z. B. Kantinenablälle (5 Mill. Ton-
nen), außer acht, kommt man auf eine im Produktionsprozeß antallende Abfallmenge von
rund 27 Mill. Tonnen. Die mit Abstand größten Abfallproduzenten waren 1982 die
Chemische lndustrie mit 7,5 Mill. Tonnen und die Eisenschaifende lndustrie mit 4,7 Mill.
Tonnen produktionsspezifischen Abfällen.

Mit 22 Mill. Tonnen oder 8,7 o/o der gesamten Abfallmenge von 1982 tragen die privaten
Haushalte, das Kleingewerbe und der Dienstleistungsbereich zur Abfallentstehung bei.
Pro Kopf der Bevölkerung fiel eine Müllmenge von etwa 375 Kilogramm im Jahr an.

Wegen ihres spezifischen Charakters werden die Abfälle der Krankenhäuser in der
Statistik gesondert ausgewiesen. 1982 kam aus diesem Bereich eine Abfallmenge von

Abb. 1: Abfälle aus der Produktion 1982
ohne Bauschutt, Bodenaushub, Abraum

28% Chemische lndustrie

187, Eisenschaffende lndustrie

6% Zuckerindustrie

3 9,ä Baugewerbe

3 7, Maschinenbau

3 7, Straßenf ahrzeugbau

2% Bergbau

21,0
Milt.t
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Tab. 1: An öffentliche Anlagen gelieferte Abfallmengen

Abfallart Einheit 1975 1980 1982

lnsgesamt
darunter:

Hausmüll, hausmüllähnliche Gewerbeabfälle,
einschließlich Sperrmüll, Straßenkehricht,

Marktabfälle
Bodenschutt, Bodenaushub
lndustrie- und Gewerbeabfälle,

Krankenhausabfälle

außerdem:
Altreifen
Autowracks

Mill. t 58,7 83,6 81,1

Mill. t 2,0 3,6 4,8

Mill. t
Miil. r

Stück
Stück

31,0
22,2

32,6
44,2

29,7
42,8

994034 504748 393504
92924 58 584 88 598

893000 Tonnen. Ein Fünftel (185000 Tonnen) entstand unmittelbar im Zusammenhang
mit der medizinischen Betreuung.

Die im Bereich der ötfentlichen Hand anfallenden Abfallmengen (2. B. bei der Straßenrei-
nigung oder in Kläranlagen) summierten sich 1982 auf rund zwei 2 Mill. Tonnen.

Einer besonderen Überwachung unterliegen die sogenannten Sonderabfälle, die nach
Art, Beschaffenheit oder Menge in besonderem Maße gesundheits-, Iuft- oder wasserge-
fährdend, explosibel bzw. brennbar sind. lhre Gesamtmenge wird für 1982 auf 3 Mill.
Tonnen geschätzt.

Durch die verstärkte lnstallation von Abgasreinigungsanlagen hat sich der Anfall von
Filterstäuben und -schlämmen in den letzten Jahren erhÖht. Nur ein Teil der giftigen
Bückstände kann nach einer Aufbereitung wieder verwendet werden. lnsgesamt erreich-
ten die Abfälle aus der Abluftreinigung 1982 etwa 530000 Tonnen. Der Klärschlamm aus
öffentlichen und industriellen Abwasserreinigungsanlagen enthielt rund 2,6 Mill. Tonnen
Trockensubstanz.

Hausmüll und ähnliche Gewerbeabtälle sowie Bauschutt und Bodenaushub werden
größtenteils von den Abtallbeseitigungsanlagen der öffentlichen Hand aufgenommen,
während die produktionsspezifischen Abfälle überwiegend von eigenen Einrichtungen
der lndustrie beseitigt werden.

Die öffentliche Hand unterhielt 1982 3062 Deponien, zu denen annähernd 70 Mill.
Tonnen Abfälle abgefahren wurden. Hinzu kamen 44 Müllverbrennungsanlagen, in
denen 6,8 Mill. Tonnen vernichtet wurden, sowie 15 Kompostierungsanlagen, die 540000
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Tonnen verarbeiteten. Elwa 2,4 Mill. Tonnen wurden auf sonstigen Anlagen (2. B.

Sonderabfalldeponien, chemischen und physikalischen Behandlungsanlagen) beseitigt.

Die lndustrie verfügte 1982 über rund 1600 betriebseigene Deponien und etwa 200
betriebseigene Müllverbrennungsanlagen. lnsgesamt wurden in diesen Anlagen 104 Mill.

Tonnen Abtälle beseitigt. Auch die industriellen Sonderabfälle werden zum beträchtlichen
Teil in betriebseigenen Anlagen behandelt und deponiert. Daneben gibt es 210 gewerbli-
che Beseitigungsanlagen, die sich vorwiegend mit Sonderabfällen befassen. Sie haben
1982 rund 4 Mill. Tonnen aufgenommen, darunter auch weniger problematische Abfälle,
z, B. Bauschutt. Ein Teil des Bauschutts wird nicht auf Deponien gelagert, sondern zur
Landschaft sgestaltu ng wiederverwendet.

19.2.2 Abwässer
Häusliche und industrielle Abwässer belasten in hohem Maße die Flüsse und Seen des
Bundesgebietes. Auf die Selbstreinigungskräfte der Gewässer bauend, wird immer noch
ein großer Teil des Abwassers unbehandelt abgeleitet. Gefährdet wird hierdurch nicht nur
das Oberflächenwasser, sondern auch das Grundwasser, das insbesondere der Trink-
wasserversorgung dient.

Zwischen 1977 und 1981 wurden in der Bundesrepublik Deutschland der Natur lährlich
rund 40 Mrd. Kubikmeter Wasser entnommen; entsprechend gleich hoch war die
Abwassermenge.

Tab. 2: Wassergewinnung 1981

Wirtschaftszweig Wasser-
gewinnung

insge-
samt

Grund-
und

Quell-
wasser

Ober-
flächen
wasser

Ufer-
filtrat

Mill. m3

Öff entliche Wasserversorgung
Wasserversorgung im Bergbau und

Verarbeitenden Gewerbe
Wasserversorgung bei Wärmekraft-

werken für die öffentliche Versorgung
Sonstige Wasserversorgungl

lnsgesamt

5 053

10 734

25 244
391

41 422

3 606

2967

25 188
103

33 655

7
13

870

1 112 335

7 252 515

49
275
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Den größten Teil des Wassers brauchen die Wärmekraftwerke für die öffentliche
Versorgung, die es überwiegend als Kühlwasser wieder ableiten. Am gesamten Abwas-
ser machte der Kühlwasseranteil 1981 76Yo aus, produktionsspezifische Abwässer
trugen mit 5% bei, und 19 % bestanden aus sonstigem Abwasser. Fast ein Viertel der
Abwassermenge (9,7 Mrd. Kubikmeter) wurden mechanisch oder biologisch gereinigt.
Von der unbehandelt abgeleiteten Menge (31 Mrd. Kubikmete| stammten 96% aus
Kühlprozessen, die - zwar nicht verschmutzt, aber eMärmt - direkt in ein Oberf lächenge-
wässer oder in den Untergrund gelangen.

Das Abwasser der privaten Haushalte wurde 1979 zu g0% durch ötfentliche Anlagen
gesammelt und abgeleitet. Das bedeutet, daß rund 90% der Bevölkerung an ein
mittlerueile ca.240000 km langes Kanalnetz angeschlossen sind. Rund 85% des in
öttentlichen Kanalisationen gesammelten Abwassers wird in Kläranlagen biologisch
behandelt,

Etwa ein Fünftel des industriellen Schmutzwassers gelangte 1981 in die öffentliche
Kanalisation, 50% wurden über knapp 7000 betriebseigene Behandlungsanlagen, der
Best unbehandelt in die Gewässer eingeleitet.

19.2.3 Unfälle mit wassergefährdenden Stoffen
Die Lagerung und insbesondere der Transport wassergefährdender Stoffe stellen eine
akute Gefahrenquelle dar, wie z, B. die durch Tankerunfälle verursachten Schäden
besonders drastisch gezeigt haben. ln der Bundesrepublik Deutschland wurden 1983
insgesamt 1 534 Unfälle bei der Lagerung und beim Transport wassergefährdender Stoffe
registriert. Die ausgelaufenen Mengen wassergefährdender Stoffe betrugen 12198
Kubikmeter, davon konnten insgesamt 5267 Kubikmeter aufgefangen werden. Die
meisten Untälle ereigneten sich mit leichtem Heizöl und Dieselkraftstoff. Die Unfälle mit
Folgen nahmen 1983 um 81 oder rund 6% gegenüber dem Vorjahr zu,

1 9.2.4 Luftverschmutzung
Hauptverursacher der Luftverunreinigung sind die gewerbliche Produktion, die industriel-
len Feuerungsanlagen, die privaten Heizungen und der Kraflfahrzeugverkehr. Die
Luftbelastungen konzentrieren sich demzutolge in den Ballungsgebieten. Nach dem
Bundes-lmmissionsschutzgesetz überwachen die Bundesländer in den Belastungsge-
bieten die luftverunreinigenden lmmissionen. Die Überschreitung bestimmter Werte hat
zu Beginn des Jahres 1985 unter dem Einfluß ungünstiger Witterungsbedingungen dazu
geführt, daß in einzelnen Flegionen mehrmals Smog-Alarm ausgelöst wurde.

Zu den Schadstoffen mit überregionaler Bedeutung gehören:
- Schwefeldioxid
- Stickoxide
- Kohlenmonoxid
- Stäube
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Abb. 2: Ausgewiesene Belastungsgebiete der Bundesrepublik
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Schwefeldioxid

Schwefeldioxid (S02) gelangt überwiegend aus Verbrennungsprozessen in Kraftwerken
und der lndustrie in die Atmosphäre. Trotz der Steigerung des Energieverbrauchs (vgl.
Kap. 18) nehmen die Emissionen an SO, seit 1974 tendenziell ab. Dies ist u. a. auf die
Begrenzung des Schwefelgehalts in Brennstoffen zurückzuführen. lm Kraftwerksbereich
wird sich in der Zukunft zunehmend der verstärkte Einsatz der Rauchgasentschwefelung
im Rahmen der Großfeuerungsanlagen-Verordnung (13. Bundes-lmmissionsschutz-
Verordnung) auswirken. Wurden 1982 nach Berechnungen des Umweltbundesamtes
z.B. im Kraflwerksbereich noch 1,86 Mill. Tonnen SO2 emittiert, wird von Experten
spätestens bis 1995 eine Reduzierung um rund 75o/o e,wafiel.

Stickoxide

Die Stickoxide (NO, als NO2) entstehen zu über 95% als Begleiterscheinung der
Verbrennungsvorgänge in den Krattfahrzeugmotoren und Feuerungsanlagen der Kraft-
werke, lndustriebetriebe und Hausheizungen. Die Emissionen nahmen bis 1979 entspre-
chend der Steigerung des Energieverbrauchs deutlich zu. Während der Anteil der
lndustrie zurückging, gewannen die Emissionen des Straßenverkehrs zunehmend an
Gewicht und machen inzwischen mehr als die Hälfte der Gesamtemissionen aus. Der
Rückgang des Energieverbrauchs Anfang der achtziger Jahre brachte keine Entlastung,
weil dle Emissionen der benzinbetriebenen Kraftfahrzeuge aufgrund motortechnischer
Maßnahmen (Erhöhung der Verdichtung) ständig zunahmen. Nach Auffassung von
Experten können durch den Einsatz des Drei-Wege-Katalysators und von bleifreiem
Benzin die Emissionen von neuen Otto-Motor-Fahrzeugen bis zu 90% im Vergleich zu
älteren herkömmlichen Fahrzeugen veningerl werden. Auch bei älteren Fahrzeugen sind
durch nachträgliche Maßnahmen Emissionsverminderungen in allerdings geringerem
Umfange möglich.

Kohlenmonoxid

Der Verkehr trägt zu rund zwei Dritteln zur Kohlenmonoxidbelastung (CO) in der
Bundesrepublik bei. Die Konzentration dieses Schadstotfes ist um so stärker, |e weniger
vollständig der Verbrennungsvorgang in Kraftfahrzeugmotoren und Feuerungsanlagen
abläuft. Die Gesamtemissionen sind infolge der Optimierung der Verbrennungsvorgänge
ständig zurückgegangen.

Stäube

Hauptverursacher der Staubemissionen sind Feuerungsanlagen der lndustrie und der
Kraftwerke bzw. Fernheizwerke. Durch die Verbesserung der Entstaubungstechniken
und die Umstellung auf flüssige und gasförmige Brennstoffe konnten die Emissionen
verglichen mit 1966 kontinuierlich auf fast ein Drittel gesenkt werden.
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Tab. 3: Jährliche Schadstoffemissionen

Gegenstand der Nachweisung Einheit 1966 1970 1974 1978 1982

Schwefeldioxid (SOr)

davon:
Kraftwerke/

Fernheizwerke
lndustrie
Haushalte und

Kleinverbrauch
Verkehr

Stickoxid (NO, als NOz)
davon:

Kraftwerke/
Fernheizwerke

lndustrie
Haushalte und

Kleinverbrauch
Verkehr

Staub
davon:

Kraftwerke/
Fernheizwerke

lndustrie
Haushalte und

Kleinverbrauch
Verkehr

Kohlenmonoxid (CO)
davon:

Kraftwerke/
Fernheizwerke

lndustrie
Haushalte und

Kleinverbrauch
Verkehr

45,9
32,3

51,3
30,0

19,9
3, 1

2.0

18,6
3,2

2,4

15,3
3,4

2,7

13,4
3,7

3,1

9,3
3,4

3,1

Milt. t 3,2 3,6 3,6 3,4 3,0

o//o
o//o

o//o
o//o

Mill. t

41,3
35,7

23,6
30,6

52,0
34,0

55,1
27,8

27,8
16,7

4,5
51,0

0,75

62,1
25,2

27,7
14,0

3,7
54,6

0,70

21 ,7
59,7

o//o
o//o

o//o
o//o

25,2
58,5

Miil. t

%
o//o

/o

%

Miil. t

/o
o//o

o//o

%

5
5

26,
25,

30,0
21,0

5,0
44,0

0,97

5,8
40,0

1,8

6,0
42,0

1,3

13,7
2,6

12,5

15,8
4,5

13,0

8,0
7,9

ol

21,8
57,9

41 ,7
44,4

19,6
60,8

13,4
6,2

11,2

0,3
16,7

27,8
55,2

22,7
61 ,4

9,2
9,4

8,2

0,2
13,8

0,2
13,7

0,3
14,9

0,4
13,6

18,8
66,0

21 ,O

65,0

Ouellei Umweltbundesamt. Daten zur Umwelt 1984.
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19.2.5 Lärm
Lärm gilt in weiten Kreisen der Bevölkerung als großes Belastungsproblem. Dies zeigt
z.B. die Wohnungsstichprobe von 1978, in der auch Fragen zur Beurteilung der
Wohngegend im Hinblick auf Lärmbelästigungen gestellt wurden . 41Yo aller Haushalte
betrachteten ihre Wohngegend bezüglich Lärm als gul, 14% wünschten eine geringere
Lärmbelastung und 7 T" hielten sie für unzumutbar.

Tab.4: Beurteilung der Wohngegend 1978

Art der Beeinträchtigung % der Haushalte

dauernd
gestört

gelegentlich
gestört

ohne Störungen/
ohne Angaben

Verkehrslärm
Fluglärm
lndustrie- und Gewerbelärm
Gerüche, Abgase,

Staubentwicklung

Als häuf igste Störquelle gilt der Straßenverkehrslärm, an zweiter Stelle liegt der Fluglärm.
Maßnahmen zur Lärmminderung wurden in den letzten Jahren z. B. durch die Entwick-
lung geräuschärtnerer Fahrzeuge und Baumaschinen sowie durch die Errichtung von
Lärmschutzwänden an Autobahnen und verkehrsreichen Straßen getroffen (vgl. Abb.3).

19.2.6 Dünger, Pflanzenschutzmittel und Streusalz
Zur Verbesserung der Erträge in Landwirtschaft und Gartenbau ist der Verbrauch von
Dünge- und Pflanzenschutzmitteln in den vergangenen Jahren kräftig angewachsen. Bei
Düngemitteln auf der Grundlage von Phosphat, Kali und Kalk war zwischen 1950 und
1980 etwa eine Verdoppelung der Einsatzmenge zu verzeichnen. Die Lieferung von
Stickstoffdünger an die Landwirtschaft erhöhte sich sogar auf fast das Fünffache, ging seit
1980 aber wieder etwas zurück.

Der Absatz von Pflanzenschutzmitteln weist ähnlich starke Steigerungsraten auf. Aller-
dings lassen die Mengenangaben keine Aussage über die Giftigkeit zu. 1980tielen24o/o
der Pflanzenbehandlungsmittel unter die Gift handelsverordnungen.

Streusalz wird auf bundesdeutschen Straßen und Autobahnen seit mehr als 20 Jahren
gegen Schnee und Glatteis eingesetzt. Witterungsbedingt ist der Verbrauch starken
Schwankungen unteruorfen. In den Jahren 1976 bis 1981 wurden im Bundesgebiet

46
33
I

24

36
4
3

15

18
OJ
88

61
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Abb. 3: Bereiche üblichen Lärms bzw. Schalles
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Tab. 5: Düngemittelaufwendung
je Hektar landwirtschaftlich genutzter Fläche

Düngerart kg Nährstoff

1950/51 1960/61 1970t71 1980/81 1983/84

Stickstoff
Phosphat
Kali
Kalk

126,6
68,4
93,4
92,9

114,1
61,7
83,9

124,7

25,6
29,6
46,7
47,5

43,4
46,4
70,6
37,5

83,3
67,2
87,2
49,5

insgesamt rund 12 Mill. Tonnen Auftaumittel eingesetzt. lnfolge der erheblichen ökologi-
schen und ökonomischen Schäden ist in den letzten Jahren bei den öffentlichen
Winterdiensten und den privaten Haushalten bereits eine Abkehr von Auftaumitteln zu
beobachten.

19.3 Auswirkungen
Die Erforschung der möglichen, aber auch der bereits erkennbaren Auswirkungen der
Umweltverschmutzung steht noch in den Anfängen. Zwar sind die negativen Folgen
überdüngter Böden, verunreinigter Gewässer und luftverschmutzender Faktoren - etwa
an Gebäuden, an Pflanzen, Tieren oder auch an der menschlichen Gesundheit -
prinzipiell bekannt, lassen sich jedoch bislang noch nicht hinreichend quantifizieren.
Deshalb wird gegenwärtig verstärkt versucht, die Zusammenhänge zwischen Ursache
und Wirkung zu analysieren und den Einfluß einzelner Faktoren zu bestimmen,

19.3.1 Waldschäden
Seit Ende der siebziger Jahre werden in der Bundesrepublik Deutschland großflächige
Waldschäden beobachtet, die sich nicht mehr ausschließlich auf natürliche Ursachen wie
Schädlingsbefall, Trockenheit, Windwurf, Schneebruch oder Wildverbiß zurückführen
lassen. ln einem zusammenfassenden Bericht des Bundesministers für Forschung und
Technologie wird es als wissenschaftlich erhärtet angesehen, daß Luftschadstoffe und
ihre Umwandlungsprodukte ausschlaggebend für das Waldsterben sind. Während die
Einwirkungen durch Schwefeldioxid und Bodenversauerung schon seit geraumer Zeit für
die Schäden verantwortlich gemacht wurden, sind in der Studie auch die Wirkungen der
Stickoxide näher analysiert worden, Sie schädigen Blätter und Nadeln der Bäume direkt
durch verstärkte Bildung von Ozon und sogenannten Photooxidantien. Ferner führt ein
übermäßiger Stickstoff-Eintrag in den Waldboden zur Überdüngung und damit zur
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Ausbreitung der Waldkrankheit
Von den Z3 Millionen Hektar Wald in der Bundesrepublik waren

r983

Von denWaldf lächen mit :

Tannen Kiefern Fichten
waren 1984geschädigt

Buchen

500/o

Eichen

43o/o

sonstigen
Baumarten

o/o

@ Globu.

GI
E6

Schädigung. Der quantitative Beitrag der einzelnen Schadstoffe ist noch ungeklärt. Viren,
Bakterien und Pilze können bei den bereits erkrankten Bäumen eine verstärkende
Wirkung haben.

Wie die Waldschadenserhebungen zeigen, weisen seit Beginn der achtziger Jahre immer
mehr Bäume schwere Schäden auf. Bei der Erhebung 1983 fiel rund ein Drittel der

Tab. 6: Waldschäden

Waldfläche Einheit 1 983 1 984

lnsgesamt

Geschädigte Waldfläche
davon Schadstufe 1

(kränkelnd)
Schadstufe 2
(krank)
Schadstufe 3 + 4
(sehr krank u. abgestorben)

1 000 ha

1 000 ha

o//o

o//o

o//o

7 370

2 553

71,7

25,3

3,0

3 698

65,5

31 ,4

3,0

Ouelle: Bundesminister für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten
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Tab.7: Waldschäden nach Baumarten 1984

Baumarl
Waldfläche

1 000 ha
darunler geschädigt

o//o

Fichte
Kiefer
Tanne
Buche
Eiche
Sonstige

2 886
1 470

175
1 253

620
967

51

59
87
50
43
31

Quelle: Bundesminister für Ernährung, Landwirtschatt und Forsten.

Tab. 8: Waldschäden nach Bundesländern 1984

Bundesland
Waldfläche

.1 000 ha
darunter geschädigt

o//o

Schleswig-Holstein
Niedersachsen
Nordrhein-Westfalen
Hessen
Rheinland-Pfalz
Baden-Württemberg
Bayern
Saarland

137
962
854
829
755

1 303
2 445

74

27
36
42
42
42
66
57
31

Quelle: Bundesminister für Ernährung, Landwirtschaft und Forslen.

Waldfläche unter die Kategorie ,,geschädigt", 1984 war es schon die Hä|fte. Am stärksten
betroffen ist die Tanne.

Unter den Bundesländern haben Baden-Württemberg und Bayern die meisten Waldschä-
den. Geographische Schwerpunkte der Erkrankungen sind die süddeutschen Mittelgebir-
ge, insbesondere der Schwarzwald und die ostbayerischen Grenzgebirge.

19.3.2 Gefährdete Tiere und Pflanzen
Artengefährdung und -vernichtung resultieren meist aus der Veränderung oder ZerstÖ-
rung der natürlichen Lebensräume. Besonders bedroht sind Gebiete, die aufgrund ihrer
selten anzutreffenden ökologischen Bedingungen ohnehin bereits einen geringen Raum
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Tab. 9: Rote Liste der gefährdeten Tiere und Pflanzen 19841

Gegenstand
der Nachweisung

Artenzahlen
in der

Bundesrepublik
Deutschland

darunter
ausgestorben

oder
aktuell

gefährdet

Tiere
Säugetiere
Vögel
Kriechtiere
Lurche
Fische und Rundmäuler2
Schnecken
Großschmetterlinge
Libellen

Pflanzen
Farn- und Blütenpflanzen
Moose
Flechten
Röhren- und Blätterpilze,

Sprödblättler und
Bauchpilze

94
305

12
19
70

270
1 300

80

44
98
9

11

49
5B

494
43

697
99

380

714

2 476
ca. 1 000
ca. I 850

2 337

1 Auszug aus ,,Rote Liste der gefährdeten Tiere und Pflanzen in der Bundesrepublik Deutschland", 1984 (Hrsg. v.
J. Blab u. a,).

2 Die etwa 90 einheimischen marinen Fischarten srnd hier nicht berücksichtigt.

einnehmen (2. B. Feuchtgebiete). Während die Landwirtschaft in früheren Jahrhunderten
wesentlich zur Pflege der hohen Artenvielfalt beigetragen hat, ist sie in den letzten 30
Jahren ein Hauptverursacher der Artenverarmung. Die Gründe liegen in der Nivellierung
nährstoffarmer, trockener oder nasser Standorte zugunsten landwirtschaftlich besser
geeigneter Produktionsbedingungen, in Flurbereinigungen sowie in vermehrtem Einsatz
von Pflanzenschutzmitteln und Düngern. Zu den weiteren Verursachern der Artengefähr-
dung zählen u. a. der Tourismus und Landschattseingriffe durch Rohstoffgewinnung.

19.3.3 Gesundheitsbeeinträchtigung der Bevölkerung
Neben Luft- und Wasserverschmutzung sind Umweltchemikalien und Schadstoffrück-
stände in Nahrungsmitteln eine potentielle Gefahr für die menschliche Gesundheit. Dies
gilt vor allem für die Schwermetalle Blei, Cadmium und Quecksilber, die sich häufig in
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Pilzen und Wassertieren und beim Menschen in Leber und Nieren anreichern können.

Andere schädliche Substanzen sind chlorierte Kohlenwasserstoffe - z. B. in Pestiziden,

Lösemitteln oder Ausgangsprodukten für Kunststoffe -, die sich über die Nahrungskette

u. a. in der Muttermilch wiederfinden.

Die Forschungen über den Zusammenhang zwischen Schadstoffen in der Luft und

Atemwegserkrankungen Sind noch nicht abgeschlossen. Kaum mehr bestreitbar ist aber,

daß die Luftverunreinigung solche Krankheiten begünstigt.

Zu den nachweisbaren umweltbedingten Erkrankungen gehört u. a. die LärmschwerhÖ-

rigkeit. sie nimmt unter den Berufskrankheiten eine führende Position ein (vgl. 8.1.2).

Einzelne Berufsgruppen sind bei ihren Tätigkeiten häufig wesentlich höheren Schadstoff-

konzentrationen ausgesetzt als die übrige Bevölkerung, z. B. leiden viele Bergbauarbeiter

unter Erkrankungen durch Stäube, die in manchen Fällen sogar einen tödlichen Ausgang

nehmen.

19.4 Umweltschutz

19.4.1 Umweltrecht
Die Bedrohung der natürlichen Lebensgrundlagen durch Umweltverschmutzung macht

vor Ländergrenzen nicht halt, sondern ist ein internationales Problem. Deshalb bleibt

auch der Erfolg räumlich begrenzter Umweltschutzmaßnahmen beschränkt. Die Europäi-

schen Gemeinschaften trugen diesem Tatbestand Rechnung, indem sie auf der Grundla-
ge ihres Umweltaktionsprogramms von 1973 eine Vielzahl bedeutsamer Umweltschutz-
richtlinien erließen. Alle Mitgliederstaaten sind verpflichtet, diese Richtlinien, die Mindest-

anforderungen festlegen, in nationales Recht umzusetzen. Die im Juni 1985 getroffene

Entscheidung über die sukzessive Einführung des schadstotfarmen Autos zeigt aller-

dings die schwierigkeiten, zu einer für alle Länder befriedigenden LÖsung zu kommen.

Neben die Regelungen aul EG-Ebene treten eine Reihe weiterer internationaler Abkom-

men, die sich vornehmlich auf Fragen des Gewässerschutzes, der Luftreinhaltung und

der Abfallwirtschaft beziehen.

19.4.2 lnvestitionen für Umweltschutz im Produzierenden Gewerbe

Die Umweltschutzinvestitionen des Produzierenden Gewerbes dienen als Gradmesser
für den Umfang der Maßnahmen, die die Unternehmen zur Vermeidung, Verminderung
und Beseitigung von Umweltbelastungen ergreifen. Zwischen 1975 und 1982 war im
Produzierenden Gewerbe eine Zunahme der lnvestitionen für Umweltschutz von 2,5 Mrd.
DM auf 3,6 Mrd. DM zu verzeichnen. Der Anteil am gesamten lnvestitionsvolumen betrug
1 982 wie 1975 4,6%.ln den dazwischenliegenden Jahren waren die Umweltschutzinve-
stitionen prozentual und bis 1979 auch absolut deutlich niedriger. Der Anteil der
Unternehmen, die überhaupt in Umweltschutzmaßnahmen investierten, fiel von 13,8 %
(1975) auf 6,6% (1e82).
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3,6
Mrd.DM

Abb.4: lnvestitionen für Umweltschutz 1982

I 1,1 9ä Ab fal lbeseitigung

6,4% Larmbekämpfung

50,5% Luftreinhaltung

32,07, Gewässerschutz

Von den Wirtschaftszweigen des Verarbeitenden Gewerbes gibt die Chemische lndustrie
die höchsten Summen für Umweltschutzinvestitionen aus. Der 1982 erreichte Betrag von
639 Mill. DM entsprach etwa einem Sechstel aller lnvestitionen dieser Art und wurde nur
von der Energiewirtschaft mit 1,3 Mrd. DM übertroffen. Etwa die Hälfte aller Umwelt-
schutzinvestitionen entfiel auf Maßnahmen zur Luftreinhaltung, ein knappes Drittel auf
den Gewässerschutz und der Rest auf Abfallbeseitigung und Lärmbekämpfung.

19.4.3 Ausgaben der öffentlichen Haushalte für Umweltschutz
Die Umweltschutzinvestitionen der öffentlichen Haushalte betreffen vor allem die Abwas-
serbeseitigung. 1982 wurden rund 5,8 Mrd. DM für lnvestitionen und lnvestitionsförde-
rungsmaßnahmen in diesem Bereich aufgewendet.

lnsgesamt gaben die öffentlichen Haushalte 1982 knapp 14,1 Mrd. DM lür den Umwelt-
schutz aus (Abwasserbeseitigung:8,3 Mrd. DM, Abiallbeseitigung:3,4 Mrd. DM, Straßen-
reinigung:0,8 Mrd. DM, Forschung:0,3 Mrd. DM, Sonstiges: 1,2 Mrd. DM). Das entsprach
einem Anteil am gesamten Ausgabenvolumen von 2,6ok.

19.4.4 Natur- und Landschaftsschutz
Zur Erhaltung der Lebensräume von Tieren und Pflanzen können nach dem Bundesna-
turschutzgesetz Teile von Natur und Landschaft zu Nationalparken, Naturschutzgebieten
oder Naturparken erklärt werden. Die Flächen der einzelnen Schutzgebiete Überschnei-
den sich zum Teil, so daß eine Addition nicht mÖglich ist. Am weiträumigsten sind die
Naturparke, die neben dem Naturschutz vor allem auch der Erholung und dem Fremden-
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verkehr dienen.19B4 gab es in der Bundesrepublik Deutschland aut knapp 52000
Quadratkilometern 64 Naturparke, die damit etwa ein Fünftel der Gesamtfläche ausma-
chen. Naturschutzgebiete erstreckten sich 1984 auf rund 4700 Quadratkilometer und
haben damit gegenüber den Vorjahren an Fläche gewonnen. Die beiden Nationalparke
Bayerischer Wald und Berchtesgaden, die möglichst naturnah erhalten bleiben sollen,
nehmen eine Fläche von 340 Quadratkilometern ein.

Tab. 10: Naturparke, Naturschutzgebiete und Nationalparke
in der Bundesrepublik Deutschland
Stand: 1. Januar

Art des Gebietes Anzahl Fläche o//o

derGesamtfläche

1978 1984 1978 '1984 1978 1984

km2

Naturparke
Naturschutzgebietel
Nationalparke

57
1 150

1

64
1 872

2

41 800
4 349

130

51 693
4725

340

16,8
1,7
0,05

20,8
.1,9

0,14

1 Einschließlich Wattfläche.

Quelle: Bundesministerium für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten (Hrsg.): Statistisches Jahrbuch über Ernährung,
Landwirtschan und Forsten.
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20 lnternationale Übersichten

Ausgehend von dem in der Präambel des Grundgesetzes ausgesprochenen Auftrag, ,,als
gleichberechtigtes Glied in einem vereinten Europa dem Frieden der Welt zu dienen", ist
die Bundesrepublik Deutschland in einer Vielzahl internationaler Organisationen ver-
treten.

Von besonderer Bedeutung für ihre Außenpolitik ist die Einordnung in das Lager der
westlichen Demokratien, vor allem aber ihre Mitgliedschaft in der Europäischen Gemein-
schaft und im Atlantischen Bündnis (NATO) Seit 1973 ist sie offiziell Mitglied der
Vereinten Nationen, in deren zahlreichen Unterorganisationen sie bereits vor ihrem
Beitritt mitgearbeitet hat.

Die Bundesrepublik Deutschland unterhält zu fast allen Staaten der Welt diplomatische
Beziehungen. lm September 1985 war sie in 161 Ländern vertreten.

Vor diesem Hintergrund wurden zu einigen wichtigen Themenbereichen (Bevölkerung,
Bildung, Erwerbstätigkeit, Gesundheit, Wirtschaft) internationale Vergleichszahlen zu-
sammengestellt. Sie stammen aus einer Vielzahl internationaler Quellen, die vom
Statistischen Bundesamt ausgewertet werden.

Diese Zahlen können nur Größenordnungen vermitteln, da Unterschiede der statistischen
Begriffe, der Erhebungsverfahren und der Bearbeitungsmethoden die Vergleichbarkeit
der Angaben von Land zu Land erheblich beeinträchtigen. Auch hinsichtlich der Aktualität
der Ergebnisse müssen Einschränkungen in Kauf genommen werden.
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20.1 Bevölkerung

Land

Amerika
Brasilien
Kanada
Mexiko
Vereinigte Staaten

Asien5
China, Volksrepublik
Japan

Australien und Ozeanien
Australien

Erde

Überschu ß
der Ge-

borenen (+)
bzw.

Gestotr
benen (-)

je 1 000 Einwohner

1 983

Europal
Bundesrepublik Deutschland
Deutsche Demokratische

Republik und Berlin (Ost)
Belgien
Bulgarien
Dänemark2
Finnland
Frankreich
Griechenland
Großbritannien und Nordirland
lrland
lsland
Italien
Jugoslawien
Luxemburg
Niederlande
Norwegen
Osteneich
Polen
Portugal
Rumänien
Schweden
Schweiz
Sowjetunion
Spanien
Tschechoslowakei
Türkei
Ungarn

4 937
249

108
31

111
43

337
547
132
244

103
301
256

41
324

84
313

92
238
450

41
22 4023

505
128
7814

93

30 330
1 001
2 382

39 906
I 512
9 976
1 973
I 363

490 000 99
61 181 246 9,5 .11,3 - 1,8

13,8

16 718
9 849
8 969
5 111
4 882

54 659
9 949

56 199
3 533

239
56 969
22 997

365

36,9
40,5

17,9
12,7

154
JZJ

81
119

14
100

75
230

50
2

189
90

141
353

13
90

118
109

96
19

158
12
76

121
64

115

18
47

9

14,0
11,9
13,7
oo

13,3
11,7
11,4
11,2
oc

+ 0,7
+ 0,2
+ 2,3
- 1,3
+ 4,5
+ 3,9
+ 4,5
+ 1,1
+ 9,7
+11,6
+ 0,7
+ 7,0
+ 0,2
+ 3,6
+ 1,9
+ 0,1
+ 10,1
+ 5,0
r aO
+ 0,1
+ 2,0
+ 9,8
+ 6,0
+ 2,8
+24,7
- 2,0

14 426
4 141
7 552

36 826
10 045
22 683
I 339
6 531

275 093
38 435
15 455
50 205
10 672

537 000
47 049
21 531

658 000
129 662
25 128
75 103

zJo oJ4

13,8
13,6
12,8
19,0
18,8
10,6
16,6
11,5
1 1,8
12,1
11,7
19,7
15,4
14,3
.1 1,0
11 ,4
20,1
13,4
14,8
34,9
11,7

oa

9,9
9,6

11,3
8,2

10,2
11,6
9,6
9,4

10,4
10,9
9,4

10,3
7,4

12,0
10,2
13,7

9,9
9,1

11,7

Afrika
Agypten
Algerien

27 576 2777 000
I 561 1 031 563
372 120 300

8 510 24000
7 687 15 462

135 837 4 763 000

10,2
8,8

+26,7
+31,7

+11,7
+ 6,5

8,5

16
15

J
JÖ
25

101
108
JZJ

e

2

35

23,1
15,0
34,0
15,5

+16,7
+ 7,9
+28,0
+ 6,9

6,4
7,1
6,0
8,6

6,2
6,2

-^15,8

Bevölkerung
Fläche

tns- Ei nwohner
je km2gesamt

Lebend-
geborene

Gestor
bene

1 ooo km2 '1 000 Anzahl

1 984

'l Ohne Sowjetunion, Türkei und Grönland.
2 Ohne Faröer und Grönland.
3 Darunter in Europa: 5 571 000 km2.
4 Darunter in Europa: 23623 km2.
5 Ohne Sowjetunion, jedoch einschließllch Türkei.
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Jahr

20.2 Bildungl

Land

Kenia

Amerika
Brasilien
Kanada
Mexiko
Vereinigte Staaten

Asien
lndien
lndonesien
Japan
Pakistan

Australien und Ozeanien
Australien

Primar-

Schüler und Studenten
nach Bildungsbereichen

Sekundar-
bereich

Europa
Bundesrepublik Deutschland
Deutsche Demokratische

Republik und Berlin (Ost)
Dänemark
Finnland
Frankreich
Griechenland
Großbritannien und Nordirland
Italien
Jugoslawien
Niederlande
NoMegen
Osterreich
Polen
Portugal
Rumänien
Schweden
Schweiz
Sowjetunion
Spanien
Tschechoslowakei
Türkei
Ungarn

1982 2452 6 303 1 405

1 000

Tertiär-

338

Afrika
Agypten
Algerien

1 981
1 981
1982
1 982
1 980
1 981
1982
1982
1982
1 981
1 982
1982
1981
1 982
1982
1982
1982
1981
1982
1982
1 982

739
420
366

3 914
901

4 689
4 216
1 457
1 202

373
368

4 337
1 223
3 140

658
415

22 660
3 634
1 957
5 860
1 244

1 862
498
433

4 458
740

5 329
5 329
2 382
1 440

369
705

1 542
438

1 347
607
450

9 669
4 040

390
2 393

396

304
107
128
927
117
848

1 091
387
379

ÖJ
t4b
496

92
181
216

91
5 315

704
192
282.l0l

1 981
1 981
1 981

4 748
3 242
4 120

2919
1 155

477

567
78
13

1 982
1 982
1 982
1 981

2 800
2 321
5 332

14 643

1 409
988

1 013
12 372

1 980
1 982
1 982
1981

29 337
6 320

10011
z zjJ

5 J40
616

2 392
157

23 658
2 272

15 353
27 794

72 688
27 990
11 901
5 741

1982 '1 660 1 140

1 Demprimarbereichsinddieschulenzugeordnet,die-normalemeisebeginnendmitdemsechstenLebensjahr-
im Flahmen der altgemeinen Schulpflicht eine Grundausbildung von mindestens vier, im Durchschnitt aber von etwa

sechs Jahren Dauer vermitteln.
Der Sekundarbereich umfaßt in der Regel zwei Bildungsabschnitte (Sekundarbereich I und ll). Der längere Abschnitt
(Sekundarbereich l) endet in den meisten Ländern mit der Erfüllung der allgemeinen Schulpflichl. Der sich

anschließende kürzere Abschnitt (Sekundarbereich ll) vermittelt einen weiterfÜhrenden Abschluß
Der Tertiärbereich umtaßt dre Ausbildungsgänge nach Erfüllung der allgemeinen Schulptlichtzeit, die an denjeweils
letzten Abschluß einer Ausbildung im Sekundarbelch ll anschließen.
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20.3 Erwerbstätigkeit 1 983

Land

Europa
Bundesrepublik Deutschland
Deutsche Demokratische

Republik und Berlin (Ost)
Belgien
Bulgarien

Erwerbstätige in (im)

% der Erwerbstätigen

47,9
26,7

28,9
33,2
29,8
28,1
JJ,O
24,0
33,8
36,0
33,0r
38,1
27,5
28,1
38,0

34,9

29,9
37,6

53,7

sonstigen
Wirt-

schafts-
bereichen

41 ,4
70,4

48,4
38,1

47

44
52
53
53
44
42
48
oa
43
41
46
44
40
49
44
56
39
59
53
47
50
JO
50
42
49

48
48

52
37
34
49
38
30
48

46
40

10,7)o

40,75,6

6,7
12,7
7,3

27,2
)a

14,5
13,2
12,4
30,61

5,6
5,0

9,6

23.,4

5,4

18,0
13,1
60,1,c1

in
3,4

73,71
62,61

5,41

Dänemark
Finnland
Frankreich
Griechenland
Großbritannien und Nordirland
lrland
lsland
Italien
Jugoslawien
Luxemburg
Niederlande
Norwegen
Osteneich
Polen
Portugal
Rumänien
Schweden
Schweiz
Sowjetunion
Spanien
Tschechoslowakei
Türkei
Ungarn

Amerika
Kanada
Vereinigte Staaten

Asien
China, Volksrepublik
lndien
lsrael
Japan
Korea, Republik
Pakistan
Singapur

Australien und Ozeanien
Australien
Neuseeland

64,4
54,2
62,9
44,7
63,8
61,5
53,0
51 ,6
36,4r
56,3
67,5
64,3
52.,4

41.,8

64,7
55,3

33,5
48,8
15,8
40,8

20,5
)-7 )

24,2
37.1

75,1
69,4

9,3
30,71
50,71

1,01

1s,51
1231
29,61
34,8
26,71
17,61
36,71

10,81
25,11
65,01
56,0
42,61
31,71
6231

6,6
10,8

28,5
30,1

64,9
59,1

Anteil
der Er-

werbsper-
sonen an
der Be-

völkerung

Land- und
Forstwirt-

schaft,
Fischerei

Produ-
zierenden
Gewerbe

'1 Eruerbspersonen.
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20.4 Gesundheitswesen

Land

Europa
Bundesrepublik Deutschland
Deutsche Demokratische

Republik und Berlin (Ost)
Belgien
Dänemark
Finnland
Frankreich
Griechenland
Großbritannien und Nordirland
lrland
Italien
Jugoslawien
Luxemburg
Niederlande
Norwegen
Osteneich
Polen
Portugal
Rumänien
Schweden
Schweiz
Sowjetunion
Spanien
Türkei
Tschechoslowakei
Ungarn

Afrika
Agypten
Algerien

Amerika
Chile
Kanada
Kuba
Vereinigte Staaten

Asien
China, Volksrepublik
lndien
Japan

Australien und Ozeanien
Australien

84,5
82,3

20
25

421

494
385
482
503
581
393
692
774
346
673
735
541
493
441
573
546
652
454
409

390
632
354
390

815
2790

Gesundheitswesen

111

105
94
82

155
121

62
87
97
97
60

119
125
150
112

76
qa

87
148
114
123((

21
125
92

34
78
41
59

im 1. Lebens-
jahr Gestor-
bene (ohne

Totgeborene)
je 1000
Lebend-

geborene

1 983

9,6

10,7
11,3
8,0
6,2
8,0

14,9
10,2
10,6
12,4
31,7
11,2
8,4
7,8

1'l,5
15,2
19,3
23,9
7,0
/,o

27,7
9,6

15,6
20,0

925
548
722
549

zJ,o
ol

16,8
10,9

1 910
2 545

761

20
8

116 6,2

Einwohner
je Arzt

Kranken-
hausbetten
je 10000
Einwohner

Anzahl

1 9811 981

354

559 64 10,3



20.5 Bruttoinlandsprodukt 1 983

Land Bruttoinlandsprodukt zu Marktpreisen

Anteile

in % des Bruttoinlandsprodukts

69,7
65,2
54,5

64,2
66,6
60,3
59,0
63,3
62,5
51 ,4
61,4
60,5
47,9
57,8
63,3
69,2
51,9
62,7

69,3
68,7
73,8
61.5

56,6
66,2

/l,b

12,7
17,7
)7'
19,4
16,3
18,8
22,0
20,2
12,3
19,5
15,8
17,3
17 ,7
19,5
18,7
11,5
14,6
28,5
13,5

17,3
17,0

17,6
15,7
16,2
24,8
20,1
zt,c
16,6
23,2
21 ,2
17 ,4
36,9
25,1
18,0
24,5
22,7
23,5
29,0
17,3
24,1
26,3
19,0
18,8
20,3
26,5

Außen-
beitrag

+ 1,4
+ 2,1
+ 0,4

0,6
9,8

+ 1,1

+ J,Z
+ 0,6
- to
- 3,8
+ 3,8
+ 8,1
+ 0,8
+ 1,7
-12,8+ 2,3

0,2
+ 2,1
- 0,7
+ 4,4ta
+ 1,9

Europa
Bundesrepublik Deutschland
Deutsche Demokratische

Republik und Berlin (Ost)1
Belgien
Dänemark
Finnland
Frankreich
Griechenland
Großbritannien und Nordirland
lrland
lsland
Italien
Jugoslawien2
Luxemburg
Niederlande
Norwegen
Osterreich
Polen
Portugal
Schweden
Schweiz
Sowjetunion3
Spanien
Tschechoslowakei'
Türkei
Ungarn

Amerika
Kanada
Vereinigte Staaten

Asien
Japan

Australien und Ozeanien
Australiena
Neuseeland5

Mrd. DM 1 670 56,7 20,1 21 ,1 + 2,1

Mrd. M 210
Mrd. bfrs 4 190
Mrd. dKr 515
Mrd. Fmk 275
Mrd. FF 3 957
Mrd. Dr. 3 035
lvlrd. f 300
Mill. lrf 14 452
Mill. ikr 56 070
Mrd. Lit 535 904
Mrd. Din 4 069
Mrd. llrs 163
Mrd. hfl 377
Mrd, nkr 402
Mrd. S 1209
Mrd. Zl 5924
Mrd, Esc 2 990
Mrd. skr 705
Mrd. sfr 204
il/rd. Rbl 548
Mrd. Ptas 22683
Mrd. Kös 503
Mrd. TL. 11 210
Mrd. Ft 898

12,3
8,1

10,8
'1 0,1

21,0
18,9

10,2

+ 3,3
- 1,7

+ 1,9

- 1,3
- 0,6

Mrd. kan $
Mrd. US-$

399
3 276

19,1
16,6

Mrd. Yen 274 919 59,4

Miil. $ A
rviil. Nz $

85 235 60,8
34 435 59,3

28,5

21,3
)q)

Staats-
verbrauch

Privater
Ver-

brauch

Investi-
tionen

Wäh-
rungs-
einheit in

jewei-
ligen

Preisen

1 Produziertes Nationaletnkommen in Preisen von 1980.
2 Materielles Bruttoinlandsprodukt (Produziertes Nationaleinkommen zuzgl. Abschreibungen).
3 Produzrertes Nationaleinkommen
4 Angaben für Flechnungsjahr, das am 1. 7. 1983 beginnt.
5 Angaben fL.ir Bechnungsjahr, das am 1.4. 1983 beginnt.
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20.6 Außenhandel 1983

Land

Europa
Bundesrepublik Deutschland
Deutsche Demokratische

Republik und Berlin (Ost)
Belgien und Luxemburg
Dänemark
Finnland
Frankreich
Griechenland
Großbritannien und Nordirland
lrland
Italien
Jugoslawien
Niederlande
Norwegen
Osterreich
Polen
Portugal
Rumänien
Schweden
Schweiz
Sowjetunion
Spanien
Tschechoslowakei
Türkei
Ungarn

Atrika
Libyen
Nigeria
Südalrika
Amerika
Brasililen
Kanada
Vereinigte Staaten

Asien
China, Volksrepublik
Hongkong
lrak (1982)
Japan
Korea, Republik
Saudi-Arabien

Australien und Ozeanien
Australien

DM

390 192 6 353 432281 7 038 + 42089 + 685

Ein- ( ) bzw.
Ausfuhr- (+)
überschu ß

47 941
'136 816
41 415
32758

268 363
24 228

253 1 93
23 381

199 723
25 038

156 741

41 627
23 411
21 686

2 871
13 374
ö IUJ
6740
4 908
2 460
4 538
6 661
3 513
1 098

10 915
8 332
6 525

697
2 019
1 043
7 987

11318'752
1 930
2700

495
2 029

53 795
131 773
40 806
31 901

232 291
11 251

233 281
21 952

185 310
20 422

167 192

69 810
64 442

232 919
50 264
42016
14 612
22 170

28 267
29 552
24 661

54 124
184 671
51 1 371

+ 5854
5 043

- 609
- 857
- 36072

12 977
19 912

- 1429
- 14 413
- 4 616
+ 10 451
+ 11 420

9 933
+ 2438
- 8770
+ 7751
+ 3278
- 9241
+ 27 874

23 529
+ 389
- 8799
+ 484

je
Einwohner

+ 350
493

- '1 19
- 176
- 660
-1 318

357
- 407
- 254
- 202
+ 728
+2 765
-1 316

3 221
12 881
7 986
6 564
4 248
1 142
4 181
6 254
3 259

896

45 830
39 328
27 925
11618
31 278

34 410
49 261
25 487
20 388
23 527
66 532
73 683

205 045
73 793

56 485
55 972
24 952

374 349
62 335

119700

49 329

54 375
61 224
51 472

31 I 793
66 790
99 774

49 284

11 643
11 097
5 209

tb4
1 150
1 387
I 381
I 899

855
1 315
2725

309
2 074

+6/
- 869
+ 344
+ 394
-1 419
+ 103

615
+25
- 186-t- 45

766
86

400

+22
+1 223
- 743

+ 12 533
+ 30 454
-176818

417
7 414
2 150

18 975
21 887
37 046

5 647
246

1 195

8 413 +
332 +795 1

395
6 191
2 893

54
10 541

1 788
3 139
1 560

11 488

52
1.1 530
3 688
2 673
1 672
9 575

+ 2110
5 252

- 26520
+ 55 556
- 4455
+ 19 926

I
7

292
665
385

+2
+

41 591
154 217
688 1 89

+

-1
+

+1

2
989
900
466
112
913

3209 + 45 + 2

AusfuhrEinfuhr

je
Ein-

wohner

insges.insges, je
Ein-

wohner

insges

DM MiII. DM DIV MiII, DMMiII. DM

356

3 207



20.7 Wirtschaftsdaten 1 983

Land Fertig-
gestellte

Woh-
nungen

je
1 00000

Einw.

Europa
Bundesrepublik Deutschland
Deutsche Demokratische

Republik und Berlin (Ost)
Belgien
Bulgarien
Dänemark
Finnland
Frankreich
Griechenland
Großbritannien und Nordirland
lrland
Italien
Jugoslawien
Luxemburg
Niederlande
Norwegen
Östeneich
Polen
Portugal
Rumänien
Schweden
Schweiz
Sowjetunion
Spanien
Tschechoslowakei
Türkei
Ungarn

Afrika
Südafrika

Amerika
Brasilien
Kanada
Vereinigte Staaten

Asien
China, Volksrepublik
lndien
Japan

Australien und Ozeanien
Australien

Erde

82202 35729 608 3 875 540

1 181
296
780
432

1 041
723

1 157
377
739

712
520
692
749
620
666
117
693

6 098
243

17 022

116 448
75

392

478

191 088
186

10 620
13

486 765
15 684
26 915

3 538
2 827

6 408
22 586

659 042

687 636
136 212

17 062

1 07 588

2 842 000

7 219
10 056
2 824

493
2 415

17 582
858

14 986

623
519
474
464
864
484
245
488
314
340
283

1 125
430

2 113
514
317
194
303

1 249
651
498
303
495

61
310

QA

19
492

693

188
262

2 961

1 045

21 811
4 .135

3 294
4 484

831
4 411

16 235
660

12 700
4 210

895
152511

13 009
15 024
3 542
3 617

1 394
168

106

611
466
797
792
515
535

7

?'o

241

1 315
1 162

178

141 047 7 130 322

14 659
12 832
76 620

40 020
10 237
97 179

5 657

626 647

120
1 442
1 007

671
594

576
971

6 739

7 154

ooE

30 160

Produktion

Steinkohle Bohstahl

1000t

Elektrizität
Mi[. kwh

je
1 00 000
Elnw.'

Pkw
1 000
Stück

1 1982.

183
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Teil ll:

Objektive Lebensbedingungen
und subjektives Wohlbefinden

Bearbeitung:

Wolfgang Glatzer (federführend)
Regina Berger
Sigrid Breuer
Martin Diewald
Roland Habich
Ute Kerber
Hans-Michael Mohr
Heinz-Herbert Noll
Erich Wiegand
Wolfgang Zapf (beratend)
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Die EDv-Arbeiten wurden an den Rechenanlagen der Universitäten Mannheim und Frankfurt
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A. Einleitung

1 Lebensqualität: Meßmethoden und
Datenquellen

Das Wissen über die Lebensbedingungen in Deutschland verdanken wir ganz überwie-
gend der amtlichen Statistik, ln der Bundesrepublik sind es Volkszählungen, Mikrozen-
sen, Wirtschaftsrechnungen und viele Spezialerhebungen, in denen soziodemographi-
sche und sozioökonomische Daten erhoben werden, die eine repräSentative Bestands-
aufnahme gesellschaftlicher Problemlagen und Entwicklungen ermöglichen. Sozialwis-
senschaftler haben dieses Datenmaterial oft tür Sekundäranalysen herangezogen. Die
Erhebungen der amtlichen Statistik beschränken sich aber fast ausschließlich auf direkt

beobachtbare und meßbare (in unsererTerminologie ,,objektive") Tatbestände. ,,subjek-
tive" Tatbestände, also Meinungen, Bewertungen und Wertvorstellungen blieben außer-
halb des Erhebungsprogramms amtlicher Umfragen. Dafür mag es stichhaltige Gründe
geben, aber nicht zu übersehen ist das lnformationsdefizit, das dadurch entsteht.

ln zwei Diskussionszusammenhängen wird der Erhebung subjektiver lndikatoren ein
hoher Stellenwert beigemessen. Erstens sollte man sich im demokratisch verfaßten
Wohlfahrtsstaat nicht darauf beschränken, die Lebensbedingungen gesellschaftspoli-

tisch zu gestalten, sondern dabei auch beachten, wie sie von der Bevölkerung bewertet
werden. Ob die Bürger mit ihren Lebensbedingungen zufrieden oder unzufrieden sind,
sollte unmittelbar und repräsentativ erhoben werden und nicht irgendwelchen Experten-
urteilen überlassen bleiben. Die repräsentative Umfrage hat dabei vor allem den Vorzug,
daß alle Bevölkerungsgruppen von einer bestimmten Größe an vertreten sind und ieder
ausgewählte Bürger mit einer Stimme zu Wort kommt.

Das zweite Argument schließt an die Diskussion um die Messung von Lebensqualität und
Wohlfahrt an. Hier hat sich die Einsicht durchgesetzt, daß sich eine Beurteilung der
Lebensqualität einer Bevölkerung nicht auf die objektiven Lebensbedingungen beschrän-
ken darf, sondern gleichzeitig das subjektive Wohlbefinden zu betrachten ist. Was soll

eine Verbesserung objektiver Lebensbedingungen nützen, wenn sich das subjektive
Wohlbefinden der Bevölkerung verschlechtert? Selbstverständlich kann auch das subjek-
tive Wohlbefinden kein alleiniges Beurteilungskriterium für die Wohlfahrt einer modernen
Gesellschaft sein. Objektive Lebensbedingungen und subiektives Wohlbefinden im

Zusammenhang, die verschiedenen Konstellationen, die sich dabei ergeben können,

sind das Untersuchungsthema der modernen Wohlfahrtsforschung.
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1.1 Lebensbedingungen und ihre Bewertung
Die Hypothese, daß die Menschen unter besseren Lebensbedingungen auch zufriedener
sind, klingt selbstverständlich. Um so überraschender waren die Ergebnisse früherer
Untersuchungen, die ergaben, daß der Zusammenhang zwischen Lebensbedingungen
und subjektivem Wohlbefinden recht schwach ausgeprägt ist. Es wurden die verschie-
densten Erklärungen entwickelt: z.B. daß die Bürger nur individuelle Verbesserungen
gegenüber relevanten Vergleichsgruppen mit höherer Zufriedenheit honorieren, nicht
aber, wenn es allen gleichmäßig besser geht; daß lndividuen unter sozialem Druck
stehen, Unzufriedenheit zu verleugnen; daß sich ihre Ansprüche resignativ an die
Umstände anpassen; daß Unzufriedenheitsäußerungen kulturell gelernt und damit in
gewisser Weise von den eigenen Erfahrungen unabhängig sind; daß gerade die
Gutsituierten für neue Wertmaßstäbe offen sind und deshalb eher Kritik und Unzufrieden-
heit äußern und daß unterschiedliche individuelle Vergleichsmaßstäbe gleiche Aus-
gangslagen in ganz unterschiedlichem Maß als befriedigend erscheinen lassen. Alle
diese Effekte sind mehr oder weniger Teil der gesellschaftlichen Konstruktion von
Wirklichkeit und mindern die Zusammenhänge zwischen Lebensbedingungen und ihrer
Bewertung. Darüber hinaus sind methodische Argumente zu beachten: Objektive und
subjektive Tatbestände sind mit Meßfehlern belastet; Befragte geben Antworten zu
Problemen, über die sie vorher nicht nachgedacht haben. Zugespitzt bedeutet dies, daß
gute Lebensbedingungen durchaus mit einer als schlecht wahrgenommenen Lebensqua-
lität einhergehen können und schlechte Lebensbedingungen mit positiven Bewertungen.

Wenn wir die Dimensionen der Lebensbedingungen und des subjektiven Wohlbefindens
kombinieren und lediglich nach ,,gut" und ,,schlecht" unterscheiden, dann erhalten wir
eine Vier-Felder-Tafel und können vier ,,Wohlfahrtspositionen" bzw. Typen der Lebens-
qualität registrieren.

Abb. 1.: Wohlfahftspositionen

objektive
Lebensbeding ungen

subjektives Wohlbefinden

gut schlecht

gut WELL-BEING DISSONANZ

schlecht ADAPTATION DEPRIVATION

Die Kombination von gut/gut nennen wir in Anlehnung an die OECD-Terminologie ,,Well-
Being", die Kombination schlecht/schlecht ,,Deprivation" und die beiden Mischtypen
,,Dissonanz" bzw. ,,Adaptation". Die Lebensqualität ist in einem Lebensbereich um so
höher, je mehr Bürger sich in der Wohlfahrtsposition ,,Well-Being" befinden. Die
,,Deprivierten'' bilden die klassische Zielgruppe der Sozialpolitik. Die ,,Drssonanten" sind
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das Potential für Protest und Veränderung. Diese Konstellation wird auch als Unzufrie-

denheitsdilemma bezeichnet. Die ,,Adaptierten" repräsentieren häufig die Realität von

Ohnmacht und gesellschaftlichem RÜckzug. Hier spricht man auch von einem Zufrieden-

heitsparadox.

1 .2 Subjektives Wohlbefinden
Subjektives Wohlbefinden wird durch viele verschiedene Maße erfaßt (vgl. Teil ll, Kap 2
und 3). Ein Beispiel für solche Meßverfahren ist die allgemeine Lebenszufriedenheit, die

als Gesamtbewertung der gegenwärtigen Lebensumstände eines lndividuums aufgefaßt
wird. Die lndividuen werden dabei gefragt: ,,wie zufrieden sind sie gegenwärtig alles in

allem mit lhrem Leben?" Bei einer vorgegebenen Antwortskala von ,,Null" (ganz und gar

unzufrieden) bis ,,Zehn" (ganz und gar zufrieden) erhielten wir 1984 im Durchschnitt den

wert7,7. wie Kap. 16 (Teil ll) zu entnehmen ist, haben vor allem gesellschaltllche

,,Problemgruppen" eine sehr niedrige Lebenszufriedenheit'

Verglichen mit den Jahren 1978 und 1980 hat sich das Niveau der Lebenszufriedenheit

nicht geändert. wir haben zusätzlich gefragt, wie die Bundesbürger glauben, daß ihre

Lebenszufriedenheit fünf Jahre zuvor ausgesehen hat und welche Lebenszulriedenheit

sie in fünf Jahren vermutlich haben werden. lm Jahr 1978 zeigte sich eine klare

Aufwärtstendenz. Die Lebenszufriedenheit vor fünf Jahren lag unter, und die zukünftige

Lebenszufriedenheit über der gegenwärtigen Lebenszufriedenheit. Dies hat sich 1980

grundSätztich geändert. Zwar liegt die vergangene Lebenszufriedenheit weiterhin unter

der gegenwärtigen, aber die erwartete zukünftige Lebenszufriedenheit liegt nicht mehr

über, sondern ebenfalls unter der gegenwärtigen. Das Jahr 1980 war bereits ein

,,Krisenjahr,,, in dem die Arbeitslosenzahlen stark stiegen, während 1978 noch als

Ausklang der im internationalen Vergleich günstigen Entwicklung in den siebzlger Jahren

anzusehen ist. 1984 läßt sich feststellen, daß die BÜrger an die Krise angepaßt sind Die

Lebenszulriedenheit der Vergangenheit, der Gegenwart und der Zukunft befindet sich

nahezu auf einer Linie. Die Stagnationsphase am Beginn der achtziger Jahre spiegelt sich

insofern auch im subjektiven Wohlbefinden wider. Geändert haben sich freilich die

retrospektiv erfragte und die zukünftig erwartete, nicht aber die gegenwärtige Lebenszu-

f riedenheit. Die Lebenszuf riedenheit scheint ein sehr stabiles Phänomen zu sein, das sich

zwar bei einzelnen lndividuen rapide ändern kann, aber fÜr eine gesamte Bevölkerung

offenbar auf einem bestimmten Niveau bleibt (vgl- Abb 2).

1.3 Was ist wichtig für das subjektive Wohlbefinden?
Die Bewertung der Lebensbedingungen, die Beurteilung des subjektiven Wohlbefindens
setzt im einzelnen Bewertungskriterien voraus, die beijedem lndividuum anders ausfallen
können. Doch ein relativ breiter Konsens besteht bei den BundesbÜrgern darüber, welche

Lebensbereiche f ür das eigene Wohlbef inden wichtig sind. Es mag nicht verwundern, daß
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Gesundheit dabei an erster stelle steht. Die starke Betonung der Gesundhelt macht aber
deutlich, daß sich das Verhalten nicht unbedingt daran orientiert. sonst dürften der
Gesundheit abträgliche Verhaltensweisen kaum vorkommen.

ln der modernen Wohlstandsgesellschaft wird oft auf die zugrundeliegenden materialisti-
schen Einstellungen der lndividuen verwiesen. Aber unter den Bundesbürgern wird das
Einkommen seltener für wichtig gehalten als LiebeiZuneigung und Familie. Die hohe

Abb. 2: Die Lebenszufriedenheit und ihre Einordnung im Vergleich zur Lebens-
zufriedenheit in der vergangenheit und zur erwarteten Lebenszufrie-
denheit in der Zukunft

8

Lebenszufriedenhei t
vor fünt Jahren

7 7

gegenwärtige
Lebenszufr iedenheit

8,0

7,5

7,6

Le ben s zu f r i eden heit
in fünf Jahren

8

1978

1980

1 984

7

7

8
7,7

7
7

7
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Tab. 1: Die Wichtigkeit von Lebensbereichen 1980 und 1984

sehr
wichtig

wichtig weniger
wichtig

un
wichtig

in%

Gesundheit

Familie

Liebe u. Zuneigung

Arbeit

Einkommen

Freizeit

Erfolg

Glaube

Politischer Einfluß

1 984

1 984
1 980

1 984
1 980

1 984
1 980

1 984
1 980

1 984
1 980

1 984
1 980

1 984
1 980

1 984
1 980

82

73
68

69
59

36
31

34
34

27
30

18
15

15
13

7
5

1

2
3

2
3

I
12

10
I

11

13

22
22

34
33

46
47

n

1

1

0
1

5
4

1

1

2
4

5
o

14
17

18
26

17

24
28

29
37

50
53

55
55

59
53

55
54

37
37

29
22

Datenbasis: Wohlfahrtssuruey 1980 (N : 2396 Befragte)
Wohlfahrtssuruey 1984 (N : 2067 Betragte)

Priorität, die diesen beiden Lebensbereichen gegeben wird, weist darauf hin, daß der
Wunsch nach der Betriedigung immaterieller Bedürfnisse im Vordergrund steht. Freilich,
der Rückstand der Wichtigkeit des Einkommens ist nicht allzu groß, und man kann daraus
folgern, daß die Bundesbürger im Grunde beides möchten: materiellen Wohlstand und

immaterielle Bedürf nisbef riedigung.

Ahnlich wichtig wie das Einkommen sind Arbeit und Freizeit. Sie sind sellener wichtig als
Familie und Liebe/Zuneigung. Das Bild des arbeitsorientierten Deutschen muß also mit

einigen Fragezeichen versehen werden. Weil die Bundesbürger Arbeit und Freizeit als
ähnlich wichtig für ihr Wohlbefinden beurteilen, läßt sich nicht einmal behaupten, daß sie

stärker arbeits- als freizeitorientiert wären.
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Man darf jedoch nicht davon ausgehen, daß dem Bürger undifferenziert alles wichtig ist,
denn es gibt Problembereiche, die von einem bedeutsamen Teilder Befragten als relativ
unwichtig für das eigene Wohlbefinden angesehen werden. Wenn man behauptet, daß
die Bundesbürger erfolgsorientiert seien, so trifft dies viel weniger zu als die Bezeichnung
,,arbeitsorientiert" und ,,freizeitorientiert", aber häufiger als ,,gläubig" und ,,politisch
engagiert". Für eine ,,säkularisierte" Gesellschaft erscheint es als hoch, daß etwa 50 %
der Bundesbürger den Glauben als wichtig für ihr eigenes Wohlbefinden einschätzen. Für
eine ,,politisierte" Gesellschaft erscheint es eher gering, daß nur ein Drittel der Bundes-
bürger eine Wichtigkeit der politischen Beteiligung für ihr eigenes Wohlbefinden erkennt.
Aber in diesem Bereich hat es im Vergleich 1980/1984 die stärkste Zunahme der
Einstufungen als wichtig und sehr wichtrg gegeben.

1.4 Die Wohlfahrtssurveys 1978, 1980 und 19841
Mit der Zielsetzung, die Lebensqualität und Wohlfahrt der Bevölkerung zu messen, sind in
vielen Ländern ,,Welfare-Surveys", ,,Quality-of-Life-Surveys" oder ,,Level-of-Living-Sur-
veys" entwickelt und durchgeführt worden. lnternationale Organisationen wie die Verein-
ten Nationen, die OECD und die Europäische Gemeinschaft haben diese Entwicklung
gefördert. Vor diesem Hintergrund entstand auch der Plan für einen ,,Wohlfahrtssurvey,,
in der Bundesrepublik. Er konnte dank der finanziellen Unterstützung der Deutschen
Forschungsgemeinschaft erstmals 1978 durchgeführt werden und ist dann 1980 und
1984 wiederholt worden. Der Schwerpunkt dieser Wohlfahrtssurveys liegt auf der
Erhebung subjektiver lndikatoren; es wurden aber ebenso objektive Tatbestände erfragt,
um den Zusammenhang objektiver und subjektiver wohlfahrtskomponenten untersuchen
zu können. Die drei wohlfahrtssurveys enthalten zu einem großen Teil glerchlautende
Fragen (Replikationsprinzip), zum anderen Teil neue, aktuelle Fragestellungen. Sie
bilden die Datengrundlage von Teil ll. Darüber hinaus wurden, wenn es für bestimmte
Fragestellungen als notwendig erschien, auch zusätzliche Datenquellen für weitergehen-
de Analysen herangezogen.

1 . Sfb 3-Ausländerumf rage 1982:Dain normalen Stichproben neben der Anstaltsbe-
völkerung auch die Ausländer unberücksichtigt bleiben, hat der Sfb 3 eine
repräsentative Befragung bei den fünf größten Gastarbeitergruppen (Türken,
Jugoslawen, ltalienern, Griechen, Spanier) durchgeführt. Die Umfrage wurde in
zwei Wellen vorgenommen: ln der ersten Welle wurden 807 Haushaltsvorstände
bef ragt und in der zweiten Welle aus diesen Haushalten nochmals 770 nach einem
Zufallsverfahren ausgewählte Personen mit einem Mindestalter von 18 Jahren.

1 Die Umfragen wurden im Sonderforschungsbereich 3 (Sfb 3) der Universitäten Frankfurt und
Mannheim unter der Leitung von Wolfgang Zapf, Wolfgang Glatzer und Heinz-Herbert Noll
entwickelt. Das Zentrum für Umfragen, Methoden und Analysen (ZUMA) hatte die methodische
Beratung übernommen, und INFRATEST hat die Feldarbeit durchgelührt. Datensätze der Wohl-
fahrtssurveys 1978 und 1980 sind beim Zentralarchiv in Köln erhältlich.
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2. ZUMA-Bus 1977: Hier handelt es sich um eine nationale Mehrthemen-umfrage,

die vom Zentrum für umf ragen, Methoden und Analysen (zuMA) unter Beteiligung

von wissenschaftlern aus dem sfb 3 und anderen lnstitutionen durchgeführt

wurde. Befragt wurde ein repräsentativer Querschnitt (N : 2002) der deutschen

Wohnbevölkerung ab dem vollendeten 18. Lebensjahr'

3. Qualifikation und Berufsverlauf 1979:Diese Studie wurde gemeinsam vom lnstitut

für Arbeitsnrarkt- und Berufsforschung (lAB) und dem Bundesinstitut für Berufsbil-

dungsforschung (BIBB) durchgeführt. Befragt wurde ein repräsentativer Quer-

schnitt der deutschen Erwerbspersonen im Alter von 15 bis 65 Jahren (ohne

Auszubildende, soldaten, Bedienstete des Bundesgrenzschutzes und Personen

in Anstalten). Den Auswertungen liegen 29737 lnterviews zugrunde'

Die Zielgruppe der Wohlfahrtssurveys bildeten alle Personen mit deutscher Staatsbürger-

schaft, die in der Bundesrepublik und West-Berlin in Privathaushalten leben und das

18. Lebensjahr vollendet haben. 1978 waren das 43,4 Mill. BÜrger, 1980 44,0 Mill. und

1984 44,8 Mill. Aus dieser Grundgesamtheit wurde jeweils eine mehrstuf ige Zuf allsstich-

probe nach den standards des Arbeitskreises Deutscher Marktforschungsinstitute

(,,ADM-Sample,,) gezogen. Auswahleinheiten waren auf der ersten stufe stimm- und

Wahlbezirke, auf der zweiten Stufe Haushalte und auf der dritten Stufe die Befragungs-

personen. Auswertbare lnterviews liegen von 2012Belraglen (1978), 2427 Betßgten
(1980)bzw.2067Befragten(1984)vol,lnTab.2sindbeispielhaftfürdenjÜngsten
Wohlfahrtssurvey die Grundgesamtheit und die realisierte Stichprobe gegenübergestellt,

aufgegliedert nach den Merkmalen Alter, Geschlecht, Familienstand' Haushaltsgröße

unJsiettung im Beruf. Die Verteilung aller drei Stichproben zeigt im Vergleich zu den

amtlichen Daten im ganzen eine zufriedenstellende Repräsentativltät mit einigen für

Umfragen typischen Abweichungen: Junge, ledige und männliche Personen werden von

den lnterviewern nicht so leicht erreicht wie andere Gruppen; sie sind deshalb leicht

unterrepräsentiert.

Es ist üblich, dies durch Anwendung eines,,Personengewichts" und ,,Haushaltsgewichts"
zu korrigieren, d. h. es werden Anteile von Personengruppen bzw. von Haushalten an der

Gesamtstichprobe verringert bzw. vergrößert. Die genauen Gewichtungsfaktoren erge-

ben sich aus dem Vergleich der Merkmalsverteilungen in der stichprobe mit den Daten

der amtlichen statistik. ln den drei wohlfahrtssurveys wurden die Personen nach Alter,

Geschlecht und Bundesland, die Haushalte nach Bundesländern und Gemeindegrößen-

klassen gewichtet.

um von den stichprobenergebnissen auf die Gesamtbevölkerung hochrechnen und den

wahrscheinlichen Fehlerspielraum abschätzen zu kÖnnen, ist die Stichprobenrepräsen-

tativität von großer Bedeutung. Bei mehrstufigen Auswahlverfahren werden konventio-

nellerweise die in Tab.3 dargestellten Fehlerspielräume angegeben'

Mit den Daten der Wohlfahrtssurveys können Resultate der amtlichen Statistik - die in

Teil I dokumentiert sind - in dreierlei Hinsicht sinnvotl ergänzt werden : Erstens sind auf

der lndividualebene Aussagen mÖglich über den Zusammenhang von Lebensbedingun-
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f ab.2 Vergleich des Mikrozensus 1982 mit dem Wohlfahrtssurvey
1 984 nach ausgewählten Sozialmerkmalen

Mikrozensus
1982

Wohlfahrtssurvey
gew.l ungew.'

1 984

in%

Alter
18-29 Jahre
30-39 Jahre
40-49 Jahre
50-59 Jahre
über 60 Jahre

Geschlecht
männlich
weiblich

Familienstand
ledig
verheiratet
verwitwet
geschieden

Haushaltsgröße
1 Person
2 Personen
3 Personen
4 Personen
5 u. m. Personen

lnsgesamt (N)

23,4
15,6
18,9
15,3
26,7

19,4
18,0
19,8
14,5
28,4

22,7
15,2
19,0
16,2
26,9

46,2
53,8

46,1
53,9

44,3
55,7

21 ,2
63,7
11,6
3,5

19,5
61,3
13,6
5,6

21 ,4
64,6
10,2
3,8

16,7
30,3
21 ,7
18,7
12,6

13,8
32,4
23,4
17,2
13,2

22,6
32,8
20,9
15,1
8,6

206744,8 Mill. 2067

Stellung im Beruf
Selbständige/Mithelf ende
Beamte
Angestellte
Arbeiter

lnsgesamt (N)

12,7
9,4

40,4
37,5

23,9 Miil.

11,4
10,6
46,5
31,5

989

11,3
11,2
46,6
30,9

972

1 Gew. = gewichtete Daten; ungew. : ungewichtete Daten.
Quelle: Mikrozensus 1982; Sonderauswertungen des Statistischen Bundesamtes.
Datenbasis: Wohlfahrtssuruey 1 984.
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Tab. 3: Fehlerspielräume bei Hochrechnung auf die
Gesamtbevölkerung

Anteil des inleressierenden
Merkmals in % 5101520253035404550
Stichprobe

n :2000
Fehlerspanne in %
n = 2400
Fehlerspanne in %

1,4 1,9 2,3 2,5 2,7 2,9 3,0 3,1 3,1 3,2

1,3 1,7 2,1 2,3 2,5 2,6 2,8 2,8 2,9 2,9

Beispiel: Es bezeichnen sich in der Strichprobe 50 % als Protestanten. Der,,wahre" Wert
für die Bevölkerung liegt dann zwischen 47 % und 53 % (50 + 3,2 bzw. 2,9\ je
nach Stichprobengröße.

Tabelle errechnet nach: Böltken, F.: Auswahlverfahren. Eine Einführung für Sozialwissenschaftler, Stuttga( 1976,
s. 370.

gen in unterschiedlichen Lebensbereichen; zweitens läßt sich die Bewertung von
Lebensbedingungen aus der Sicht der Bürger darstellen, und zwar bezüglich einzelner
Lebensbereiche als auch des Lebens insgesaml,unddrittenskönnen Aussagen gemacht
werden über den Zusammenhang der objektiven Lebensbedingungen und ihrer subjekti-
ven Bewertung auf der Individualebene über mehrere Lebensbereiche hinweg.

(Wolfgang Glatzer/Hans-Michael Mohr)

+

+
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B. Subjektives Wohlbefinden

2 Komponenten des Wohlbefindens

2.1 Positive Komponenten subjektiven Wohlbefindens
Von den vielen Möglichkeiten, subjektives wohlbefinden zu beschreiben, werden die
Begriffe ,,Zufriedenheit" und ,,Glück'' sowohl umgangssprachlich wie in sozialwissen-
schaftlichen Studien vorrangig verwendet. Zufriedenheitsangaben kÖnnen sich auf

zahlreiche Sachverhalte beziehen: auf spezifische Merkmale individueller Lebensbedin-
gungen, wie die Zufriedenheit mit der wohnungsgrÖße, auf ganze Lebensbereiche, wie

die Zufriedenheit mit der Wohnung, und auf das subjektive Wohlbefinden insgesamt, wie

die Zufriedenheit mit dem Leben. ,,Zufriedensein" ist im Vergleich zum ,,GlÜcklichsein"
eine eher verstandesmäßige Bewertung und hängt insbesondere von sozialen Verglei-

chen mit wichtigen Bezugsgruppen ab und davon, was jemand wünscht, erwartet, erhofft
und anstrebt. ,,Glück" ist ein eher aJfektiver Zustand und scheint sich aus dem Verhältnis
positiver und negativer Erfahrungen und Erlebnisse eines lndividuums zu ergeben.

Man kann davon ausgehen, daß die meisten Menschen nach Zufriedenheit und Gluck

Streben und daß dauerhafte Unzufriedenheit und Unglücklichsein eine extreme psychi-

sche Belastung darstellen. lndividuen haben, um ihre Unzufriedenheit zu verringern,
entweder die Möglichkeit, ihre Lebensumstände zu verändern, oder die Möglichkeit, ihre

Anspruchshaltung anzupassen. lnsofern sind die Ergebnisse der ,,Wohlfahrtssurveys"
vieler Länder nicht überraschend, nach denen eine Mehrheit der befragten Menschen mit
ihrem Leben - alles in allem - eher zufrieden ist. Ebenso verhält es sich in der
Bundesrepublik.

Die Einschätzung der eigenen Lebenszufriedenheit nehmen die Befragten in unseren

Umfragen auf einer elfstufigen Skala vor; sie reicht von ,,Null" (ganz und gar unzufrieden)
bis ,,Zehn,, (ganz und gar zuf rieden). Die gro ße Mehrheit der Bundesbürger ordnet sich im

oberen Skalenbereich ein. ln den drei Jahren 1 978, 1 980 und 1 984 stufen bis zu 6 % der
Befragten ihre Lebenszufriedenheit unterhalb der Skalenmitte ein, aber '18% sind ganz

und gar zuf rieden. lm Durchschnitt liegt die Lebenszuf riedenheit bei 7,8 (1 978) bzw. 7 ,7

(1980und1984) auf derbeschriebenenSkalavon,,Null"bis,,Zehn'' (vgl.Tab 7,) Damitist
das gesellschaftliche Niveau der Lebenszufriedenheit erstaunlich stabil.

Für die Angaben der Bürger zum Glück gilt die gleiche Tendenz: Ein FÜnftel bis ein Viertel

bezeichnet sich als,,sehr glücklich"; die große Mehrheit der Bundesbürger fÜhlt sich

,,ziemlich glücklich". ln die Kategorie ,,ziemlich unglÜcklich" stuft sich ein kleiner, aber

zwischen 1978 und 1984 angestiegener Anteil der befragten BundesbÜrger ein.
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Tab. 1 : Die Zutriedenheit mit dem Leben

Frage: Was meinen Sie, wie zufrieden sind Sie gegenwärtig - alles in allem - mit ihrem
Leben?

Zufriedenheitsskala von 0 bis 10
unzufrieden ganz und gar

zuf rieden
0-45678910

zu-
sammen

Durch-
schnitt

1978 %
1980 %
1984 %

4,2
4,2
6,0

15,4
aa a

14,4

18,0
13,0
17,3

17,9
18,4
17,4

100
100
100

7,8
7,7
7,7

5,6 7,3
8,4 8,3
6,6 6,2

3.1 ,5
29,8
32,0

Oatenbasis: Wohltahrtssuruey 1978, 1980, 1984.

Man könnte diesen Ergebnissen zufolge die Bevölkerung in der Bundesrepublik als
weitgehend zufrieden und glücklich bezeichnen, weil sie sich mehrheitlich selbst so sieht.
Dies erscheint aus einer manchmal anzutreffenden philosophischen und psychologi-
schen Perspektive, die den Begriff des Glücks so hoch ansetzt, daß ,,alles menschliche
Verlangen endgültig gestillt ist und keinerlei Unzulänglichkeit mehr besteht", nicht gerade
stichhaltig. Aber der Glücksbegriff wird in solchen Ansätzen offensichtlich weit entfernt
von den GlÜcksvorstellungen im Alltag der Menschen gebraucht. Zweifellos ist festzustel-
len, daß sich verschiedene lndividuen im Vergleich und dasselbe lndividuum im Zeitab-
lauf unlerschiedlich glücklich fühlen. Dieses Glück ist eine Frage persönlicher Erlebnisse
und Gefühle und kann sich auch in schwierigen Lebenssituationen einstellen.

Tab. 2: Emotionales Wohlbefinden

Frage: lst ihr Leben im Augenblick . . .?

sehr
unglucklich

ziemlich
unglücklich

ziemlich
glücklich

sehr
glücklich

zusammen

in'Ä

1978
1 980
1 984

74,0
68,7
71,2

21 ,5
zc,o
19,8

100
100
100

0,7
0,6
1,1

3,8
EI
-7o.

Datenbasis: Wohlfahrtssuruey 1978, 1980, 1984.
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2.2 Negative Komponenten subjektiven Wohlbefindens
unter den Gesichtspunkten von ,,Lebenszufriedenheit" und ,,Glück" vermittelt die west-
deutsche Bevölkerung den Eindruck eines eher hohen Wohlbefindens. Dieses Bild ändert
sich, wenn die Fragestellung auf negative Aspekte des subjektiven Befindens, wie z. B.

,,Besorgnisse", gerichtet wird. Unter ,,Besorgnis" verstehen wir negative mentale Erfah-
rungen der lndividuen (vgl. Tab. 3), z.B. sich Öfter erschöpft oder zerschlagen zu tühlen
bis zu sich gewöhnlich unglücklich und niedergeschlagen zu fühlen.

Tab. 3: Besorgnis-Symptome und Lebenszufriedenheit

Besorgnis-Symptome Anteil unter
allen

Befragten
1978 1984

Anteil unter
den Unzu-
friedenenl

1978 1984

Anteil unter
Hoch-

zufriedenen2
1978 1984

ino/"

Öfter erschöpft oder zerschlagen

lmmer wieder Angste und Sorgen

Ständig aufgeregt oder nervös

Gewöhnlich unglücklich
oder niedergeschlagen

Öfter Zittern oder Schütteln

Keines der angegebenen SymPtome

54

19

16

47

21

tb

46

11

o

14

o

41

15

B

43

64

31

B

69

55

33

82

69

5.1

37

o

10

55

23
'19

6

6

7

7

51 58

1 Einstufung ,,Null" bis ,,Vier" auf der Zufriedenheitsskala ',Null" bis ,zehn"
2 Einstufung ,,Zehn" aul det Zultiedenheitsskala von ,'Null" bis ,,zehn".

Datenbasis: Wohlfahrtssuruey 1978,'1984.

Es zeigt sich, daß ein großer Teil der Befragten von solchen Beeinträchtigungen des

wohlbefindens berichtet; von hoher Beanspruchung: 47 % geben an, sich öfter erschÖpft
und zerschlagen zu fühlen; von Angst: 21 %" werden immer wieder von Angsten und

sorgen geplagt; von Nervosität: 1 6 % sind ständig aulgeregt oder nervös; von depressi-

ver Verstimmung: 15 % fühlen sich gewöhnlich unglücklich oder niedergeschlagen. 1978

und 1984 waren die GrÖßenordnungen ähnlich (vgl. Tab.3/, Dies scheint schwer damit

vereinbar, daß sich 90% der Belragten als mit dem Leben weltgehend zulrieden

bezeichnen. Die Schlußfolgerung ist, daß Zufriedenheit nicht mit der Abwesenheit

negativer individueller Erfahrungen und Empfindungen gleichgesetzt werden darf . Zufrie-

denheit mit dem Leben tritt also auch auf , wenn ein im Einzelfall unterschiedliches Maß an
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Tab.4: Anomiesymptome 1978,1980 und 1984

stimmt
ganz und

gar

stimmt
eher

stimmt
eher
nicht

stimmt zu-
ganz und sam-
gar nicht men

in%

lch fühle mich oft einsam

Das Leben ist heute so
kompliziert geworden,
daß ich mich fast nicht
mehr zurecht finde

Meine Arbeit macht mir
eigentlich keine Freude

9,0
8,2

.10,8

12,9
10,1

100
100
100

1978
1 980
1 984

1 980
1 984

1 980
1 984

100
100

100
100

4,1
4,0

11,1
9,7

5, 1

6,2
1 0,1
8,s

24,6
24,7
27,4

28,5
27,5

28,5
29,3

55,7
54,3
55,5

56,2
58,8

56,3
s6,0

Oalenbasis: Wohlfahrtssuryey'1 978, I 980,'t 984.

subjektiven Belastungen wahrgenommen wird. Auch bei den Hochzufriedenen nennt ein
nicht unerheblicher Anteil der Befragten Besorgnissymptome. Zwischen den einzelnen
Besorgnissymptomen und der Lebenszufriedenheit bestehl insgesamt jedoch eine klare
negative Beziehung.

Ein anderes Maß für Defizite im wohlbefinden sind die Anomiesymptome Einsamkeit,
orientierungslosigkeit und Entfremdung von der Arbeit. sie kennzeichnen eine mangeln-
de soziale lntegration. Die Antworten der Befragten weisen - wie bei den Besorgnissym-
ptomen - eine erstaunliche stabilität im Vergleich 1980/1984 (Tab.4) aul. obwohl, wie wir
wissen, sehr viele individuelle Veränderungen stattfinden, bleiben die Randverteilungen
über Jahre hinweg weitgehend ähnlich. Wie diese Stabilität aufrechterhalten wird, ist eine
ungelöste theoretische Frage.

2.3 Subjektives Wohlbefinden bei verschiedenen
Bevölkerungsgruppen

Man könnte annehmen, daß das globale subjektive wohlbefinden bei allen großen
Bevölkerungsgruppen ähnlich ist. Dies gilt jedoch nur mit Einschränkungen (vgl. Abb. t ).
Frauen unterschieden sich beispielsweise dadurch von Männern, daß sie viel häufiger
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unglücklich und einsam sind. Dasselbe gilt, wenn man die alten Menschen mit iungen
Erwachsenen vergleicht. Allerdings bestehen bei der globalen Lebenszuf riedenheit keine

Diskrepanzen zwischen diesen BevÖlkerungsgruppen. Geringer wohlstand, gemessen

am gewichteten Haushaltseinkommen je Haushaltsmitglied, iSt mit einem schlechteren

Wohlbefinden verbunden; dies kommt sowohl bei der Lebenszufriedenheit, beim Glück

als auch bei der Einsamkeit zum Ausdruck. Analoges gilt fÜr den Vergleich der

Arbeiterschicht mit der Mittelschicht, der oberen Mittelschicht und der Oberschicht:

Angehörige der Arbeiterschicht haben das geringste subjektive Wohlbefinden' Dagegen

gibt es zwischen Stadt- und Landbewohnern keinerlei bemerkenswerte Unterschiede.

Große Differenzen bestehen wiederum zwischen den Haushaltsformen. Einsamkeit ist

vor allem ein Problem der Alleinstehenden, und auch Lebenszufriedenheit und Glück

finden sich in dieser Haushaltsform seltener. Dabei muß man berücksichtigen, daß es sich

bei den Alleinstehenden zum großen Teil um ältere Frauen handelt, die ihren Ehepartner
verloren haben und oft mit einer geringen Rente auskommen müssen'

Tab. 5 Subjektives Wohlbefinden nach sozial relevanten Merkmalen
1 984

Lebenszufriedenheitl Unglücklich Einsam

a in%

lnsgesamt

Männer
Frauen

18-30jährige
31-59jährige
über 60jährige

Einkommen im untersten Quintil
Einkommen im obersten Quintil

Arbeiterschicht
Mittelschicht
Oberschicht

Einpersonenhaushalte
Familienhaushalte

7,7

7,8
7,7

7,8
7,8
7,6

7,2
8,0

7,4
7,9
8,0

7,2
7,9

I
b

12

7
8

13

14
b

12
7
B

1B

5

17

11

22

17
14
24

22
t5

21
'1 5
15

42
11

1 Durchschnittswerte auf der Zufnedenheitsskala von 0 '10.

Dalenbasis: Wohlfahrtssuruey'1 984.
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2.4 Vergangene und zukünftig erwartete
Lebenszufriedenheit

Die späten siebziger Jahre sind durch die Zunahme gesellschaftlicher probleme gekenn-
zeichnet. Das ,,Retormklima" zu Beginn der siebziger Jahre unterscheidet sich erheblich
vom ,,Problemklima" beim Übergang in die achtziger Jahre. Mit ,,problemklima,, ist die
Zunahme von Problemen wie strukturelle Arbeitslosigkeit, wachstumsschwäche der
wirtschaft, ökologische Belastung, Überbeanspruchung der öffentlichen Haushalte usw.
gemeint. Die Frage ist, ob die Zunahme dieser Probleme, die doch in den Massenmedien
ständig thematisiert werden, eine Entsprechung auf der Ebene individuellen wohlbefin-
dens hat. Die Lebenszufriedenheit hat sich, wie wir gesehen haben, zwischen 1g7B und
1984 nicht verändert (vgl. Teil ll, 1.2). Etwas anders verhält es sich mit der Einschätzung
dervergangenen Lebenszufriedenheit und der erwarteten zukünftigen Lebenszufrieden-
heit (vgl. Tab. 6).

Tab. 6 Beurteilungen der Lebenszufriedenheit für die Vergangenheit,
die Gegenwart und die Zukunft

1978 1980 1984

in Yo

Gegenwärtige Lebenszuf riedenheit
im Vergleich zur Lebenszufriedenheit
vor fünf Jahren

Anstieg
Konstanz
Rückgang

lnsgesamt

41

44
14

34
48
1B

100100

31

46
23

100

Gegenwärtige Lebenszuf riedenheit
im Vergleich zur erwarteten
Lebenszufriedenheit in fünf Jahren

Anstieg
Konstanz
Rückgang

lnsgesamt

24
64
12

19
56
25

100

21

54
25

100

Datenbasis: Wohlfahrtssuryey 1978, 1980, 1984.

100
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Der Anteil der Befragten mit einer negativen sicht der Vergangenheit nahm zu; eine

Verringerung ihrer Lebenszufriedenheit in den vergangenen fünf Jahren konstatieren

zunächst 14% (1978), dann 18% (1980) und schließlich 23% (1984)'

Noch auffälliger ist der Rückgang der eMarteten Zufriedenheit; der Anteil der pessimisti-

schen Befragten, die in Zukunft eine niedrigere Lebenszufriedenheit erwarten als sie

heute haben, hat sich verdoppelt; 1978 waren es 127. und 1980 bzw. 1984 um 25oÄ.

Beim übergang in die achtziger Jahre verschlechtert sich zwar nicht die Lebenszufrieden-

heit, es verstärkt sich aber ein pessimistisches EMartungsklima im Bereich der subjekti-

ven wohltahrt. Dies hat sich 1980 bereits abgezeichnet und hält 1984 weiter an.

(Wolfgang Glatzer)
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3 Zufriedenheit nach Lebensbereichen

3.1 Zufriedenheitsunterschiede nach Lebensbereichen
Die Lebensverhältnisse von lndividuen und Haushalten sind durch vertikale und horizon-
tale Ungleichheit gekennzeichnet. Vertikale Ungleichheit bezeichnet sozioökonomische
Unterschiede zwischen lndividuen, von denen ein Teil ,,oben", ein anderer Teil ,,unten"
steht. Horizontale Ungleichheit existiert bei ein und demselben lndividuum, wenn in einem
Lebensbereich eine hohe Wohlfahrt, im anderen eine niedrige Wohlfahrt besteht. lm
Vergleich zur Messung vertikaler Ungleichheit, etwa der Unterschiedlichkeit der Haus-
haltseinkommen, ist es viel schwieriger, die horizontale Ungleichheit zwischen Lebensbe-
reichen zu messen. Wie etwa sollen das Einkommen mit der Gesundheit oder die
Wohnverhältnisse mit der öffentlichen Sicherheit verglichen werden? Eine Lösung für
dieses Problem besteht in der Verwendung von Zutriedenheitsskalen, mit denen zumin-
dest die subjektiven Bewertungen der Lebensbereiche verglichen werden können.

ln den Wohltahrtssurveys sind zahlreiche Zufriedenheitsfragen gestellt worden, die zum
größten Teil alle Befragten betreffen, wie etwa die Frage nach der Zufriedenheit mit der
Gesundheit; zum kleineren Teil sind die Fragen nur für Teilgruppen der Bevölkerung
sinnvoll zu stellen, wie die Frage nach der Zufriedenheit mit dem Beruf. Die Zufrieden-
heitsskalen enthalten einheitlich die Werte von ,,Null" (ganz und gar unzufrieden) bis
,,Zehn" (ganz und gar zufrieden). Für eine vereinfachende Darstellung wird das Zufrie-
denheltsniveau in einem Lebensbereich gekennzeichnet durch den Anteil der ,,eher
Zufriedenen" (Skalenwerte 6 bis 10), den Anteil der ,,Hochzulriedenen" (Skalenwert 10),
den Anteil der ,,eher Unzufriedenen" (Skalenwert 0 bis 4) und den Durchschnittswert auf
der Zufriedenheitsskala (vgl. Tab. 1).

Die Unterschiedlichkeit der Zufriedenheitsniveaus in den vielfältigen Lebensbereichen
rückt die Behauptung zurechl, daß Zufriedenheitsmessungen stets zu einem hohen
Zufriedenheitsniveau führen. Es stellt sich zwar heraus, daß es kaum Bereiche gibt, in
denen der Anteil ,,eher Unzufriedener" erheblich größer ist als der Anteil ,,eher Zufriede-
ner". Aber der Anteil ,,eher Zufriedener" variiert im Vergleich der Lebensbereiche 1984
zwischen 22und95% erheblich. Die Spannweite der Durchschnittswerte reicht 1978 von
5,0 bis 9,0; 1984 von 3,8 bis 8,8.

Die höchsten Zufriedenheitsniveaus finden sich bei der Zufriedenheit mit der Ehe bzw.
Partnerschaft, bei der Zufriedenheit mit dem Familienleben und der Haushaltsführung;
die niedrigsten Zufriedenheitsquoten ergeben sich bei der Zufriedenheit mit der ,,ötfentli-
chen Sicherung und der Bekämptung der Kriminalität" sowie der Zufriedenheit ,,mit dem
Umweltschutz in unserem Land".
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Tab. 1: Zufriedenheitl mit Lebensbereichen

Eher Hoch- Eher
Zufriedene zufriedene Unzufriedene

%%%
Mittel
wert

@

Ehe/Partnerschaft2

Familienleben3

Haushaltsf ührung

Arbeitsplatza

Hausfrauendasei n5

Arbeitsteilung

Lebensstandard

Wohnung

Freizeit

Haushaltseinkommen

Gesundheit

Soziale Sicherung

Ausbildung

Kirche

Öffentliche Sicherheit

Umweltschutz

1978
1 984
1978
1 984
1 980
1 984
1 980
1984
1978
1 984
1 980
1 984
1 978
1 984
1978
1 984
1 978
1 984
1978
1 980
1 984
1 978
1 984
1 978
1 984
1 978
1 984
1978
1 984
1978
1 984
1 978
1 984

97,4
95,1
95,7
93,4
93,6
93,9
89,1
90,1
86,9
85,1
85,6
85,4
84,6
80,8
83,2
85,4
82,7
81,5
82,2
77,3
74,1
79,0
74,1
/ o,o
74,2
70,9
72,2
56,8
54,8
43,7
46,5
40,4
22,2

48,4
43,7
38,6
29,6
34,8
38,9
12,0
22,3
24,9

0,8
2,4
2,0
1,8
1,9
2,8
5,4
5,4
5,1
7,6
6,9
8,4
b,b
9,5
6,8
5,6

10,4
9,6

10,0
11,0
14,5
11,6
14,9
13,6
13,7
17,1
15,5
24,6
25,1
40,0
31,4
38,7
58,3

9,0
8,8
8,7
8,4
8,5
8,6
7,6
7,9
7,9
7,8
7A
7A
7,4
7,4
7,8
B,O

/,b
7,7
7,2
7,1
6,9
7,3
7,1

6,9
6,8
6,7
7,0
5,9
5,8
5,0
5,2
5,0
3,8

27,O

28,4
29,6
14,5
16,2
29,2
35,8
25,8
26,9
13,3
14,7
14,0
16,3
18,5
o7

11,2
14,7
19,0
8,6
9,2
1,9
2,3
1,6
0,9

1 Zufriedenheitsskala; O-10; ,,Eher Zufriedene" : 6-10; ,,Hochzufriedene" : '10j ,.Eher Unzutriedene" : 0-4.
2 Nur Befragte mit Partner oder Ehepartner.
3 Nur Befragte mit Partner und Kindern unter 1 8 Jahren.
4 Nur Berulstdtige (ganz- und halbtags).
5 Nur Hausfrauen.

Datenbasis: Wohltahrtssurvey 1 978, 1 980, 1 984.
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ln dieser Polarisierung vermitteln die Ergebnisse den Eindruck, daß in Lebensbereichen,
die der öffentlichen Sphäre zuzurechnen sind, der Tendenz nach ein niedrigeres
Zufriedenheitsniveau besteht als in Lebensbereichen, die der privaten Sphäre zugeord-
net werden. Dafür sind freilich zwei Erklärungen denkbar. Einerseits besteht die Möglich-
keit, daß die Befriedigung von Bedürfnissen und Ansprüchen im privaten Bereich
tatsächlich höher ist als im öffentlichen Bereich. Dies stünde in Übereinstimmung mit der
alten These von einem Ungleichgewicht zwischen privater und öffentlicher Versorgung,
pointiert gesagt, von privatem Reichtum und öffentlicher Armut. Es ist aber auch nichl
auszuschließen, daß die Bereitschaft und Neigung, im Hinblick auf öffentliche Angelegen-
heiten Unzufriedenheit zu zeigen, höher ist als im Hinblick auf private Angelegenheiten.
Psychologisch könnte dies darauf beruhen, daß Lebensbereiche in der eigenen Zustän-
digkeit und Verantwortlichkeit weniger kritisch beurteilt werden. Für die öffentlichen
Belange sind in der Regel andere Personen als man selbst zuständig und verantwortlich,
und diese werden deshalb kritischer bewertet. lnnerhalb verschiedener privater bzw.
verschiedener öflentlicher Bereiche besteht jedoch immer eine beträchtliche Streuung
der Zutriedenheit. Auch im öffentlichen Bereich finden sich relativ hohe Zufriedenheitsni-
veaus, wie die ,,Zufriedenheit mit dem Netz der sozialen Sicherung", und ganz niedrige
Zufriedenheitsniveaus, wie die Zufriedenheit mit ,,dem Umweltschutz in unserem Land".

3.2 Vergleich 1978/1984
Einzelne Bereichszufriedenheiten haben sich im Vergleich von 1978 mit 1984 stärker
verändert als die beinahe ultrastabile allgemeine Lebenszufriedenheit (vgl. Teil ll, Kap.2).
Die stärksten Verschiebungen ergeben sich bei der Zufriedenheit mit dem Umweltschutz,
die bereits 1978 am niedrigsten war; der Durchschnittswert tällt von 5,0 auf 3,8. Es ist
1984 der einzige der von uns abgefragten Bereiche, in dem eine Mehrheit von ,,eher
Unzufriedenen" einer Minderheit von ,,eher Zufriedenen" gegenÜbersteht. Die zuneh-
menden Umweltprobleme und deren Thematisierung in den Massenmedien sind der
Hintergrund, vor dem sich diese Unzufriedenheit entwickelt hat. Verringert hat sich auch
die Zufriedenheit mit dem Haushaltseinkommen; dies dürfte auf die Folgen der Ökonomi-
schen Stagnation und die Einschränkung der staatlichen Transfereinkommen zurückzu-
führen sein. Ein dritter Bereich mit leichten Verschlechterungen ist die Ehezufriedenheit;
sie ist vor allem bei den Männern gesunken, die zuvor eine deutlich höhere Ehezufrieden-
heit als die Frauen hatten.

Höhere Zufriedenheitsniveaus finden wir in den Bereichen Wohnung, Ausbildung,
Arbeitsplatz sowie öffentliche Sicherheit und Bekämpfung der Kriminalität; die Zufrieden-
heit mit dem Lebensstandard und mit der sozialen Sicherung ist unverändert geblieben.
Die Veränderungen zu geringerer und höherer Zufriedenheit zwischen 1978 und 1984
scheinen sich im großen und ganzen die Waage zu halten; weder erfolgte ein Umschwung
zu mehr Zutriedenheit noch verschlechterte sich die Zufriedenheit in einer markanten
Weise - mit Ausnahme der Zufriedenheit mit dem Umweltschutz.
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Tab. 2: Zufriedenheit in ausgewählten Lebensbereichen

oc
'f

=o60 1itc Y9) 6dE €

cooo
c
.o
E6u

cöe
E:EEaoll6-EIO

E
6!c(§

coooJ

Zufriedenheitl mit
6
=oq
ocE6(r

Durchschnittswert

oE
uJ

oc
lcco
B

lnsgesamt

Geschlecht
Mann
Frau

Alter in Jahren
1 8-30
31 -59
60 und älter

Bildungsabschlu ß

Hauptschulabschlu ß2

Mittlere Reife
Abitur

Haushaltsform3
Alleinlebende
Ehepaare ohne Kinder
Familien mit Kindern

Stadt-Land-Kontinuum
Dorf
Klein- u. Mittelstädte4
Großstadt

Schichtzugehörigkeit
Arbeiterschicht
Mittelschicht
Oberschichts

Wertorientierung6
Materialist
Mischtyp
Postmaterialist

7,2
6,9
6,6

8,4
8,1
7,5

8,9
8,8
8,7

8,4
8,3
7,9

8,7
8,7
8,3

7,9
7,9
7,7

7,4 6,9 8,0 8,8 8,2 8,6 7 ,9

7,5 7,9
7,2

6,9
6,9

8,9
8,7

8,2
atr8,1

8,8
8,4

8,4
8,5
8,9

8,3
8,2

8,1
8,2
8,3

6,6
6,8
7,4

7,7
8,0
8,4

9,0
8,7
9,0

7,2
7,7
7,6

6,8

7,0

8, 1

7,9
7,8

8,3
8,2
8,1

8,7
8,5
8,3

8,0
7,8
7,5

6,5
7,3
7,0

7,9
8,2
8,1

8,9
8,7

8,3
8,9
8,6

8,4
7,7

7,2
7,2
7,7

7,0
7,8
7,4

7,5
7,4
7,2

7,8
7,7
8,4

8
8
b

8,
B,

8,

6,9
8,
8,

8,1
8,4
8,0

8,7
8,6
8,3

,0
,0
,3

4

6,8
7,6
8,1

6,3
7,1
7,7

8,0
8,1
8,3

8,6
8,6
8,6

8,0
7,8
8,0

7,3
7,5
7,0

8,2
8,0
7,6

8,2
8,4
7,8

8,1
7,9
7,3

7

8,7
8,9
8,5

8,9
8,8
8,6

7
6

1 Zufriedenheßskala:0 10; 0 : ganz und gar unzutreden; 10 = ganz und gar zufrieden
2 Einschließlich ohne Schulabschluß.
3 Ein-Eltern-Familien und unverheiratet zusammenlebende sind nicht einbezogen
4 Einschließlich Vororte der Großstädte.
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nach sozial relevanten Merkmalen 1984

co
6
a'^
EEIO

Zufriedenheitl mit

E § *r PE E E + t* Ef e=s § § :g gE sä sE
oE

=

7,8 7 ,1 7 ,9 7 ,7 7,0 3,8 5,2 6,8 5,8

Durchschnittswert

7,8
7,4
6,8

7,8
8,1

7,7
7,6

7,3
6,6

20

3,8
5,5
5,0

6,9
6,7

5,1
6,0

7,4
7,6
8,3

8,4
7,7
5,6

7,4
7,3
8,5

7,1
6,9
6,9

5,4
5,3
4,9

6,3
6,9

4,5
5,6
6,6

3,1
3,9
4,4

4,1
3,8
3,4

7,6
8,0
8,9

5,0
5,4
6,0

5,3
4,9
5,3

7,8
8,0
7,4

7,7
7,7
7,4

6,7
7,5
7,1

6,8
o,/
6,8

6,0
3, 1

4,4

7,8
8,5
7,5

7,8
7,9
8,0

8,1
8,2
7,4

3,9
4,0
3,9

5,7
5,8
5,6

7,8
8,0
7,4

7,0
7,2
6,9

7,9
8,0
7,8

7,2
7,7
7,7

6,9
7,0
6,7

4,1
3,8
3,7

5,4
5,3
5,0

o,o
5,5
5,1

7,9
7,8
7,6

6,6
7,3
7,5

7,7
8,0
8,1

7,8
I,O
7,5

6,3
7,1
7,9

3,9
3,9
3,7

4,9
5,3
5,7

5,8
5,7
4,9

6,7
7,7
7,5

6,2
6,4
7,7

8,0
7,9
7,7

o,t
7,0
7,0

6,9
6,9
6,7

6,7
6,9
7,1

6,9
6,9
6,8

7,0
6,8
6,2

8,1
7,6
7,6

8,2
8,0
7,3

7,9
7,6
7,4

6,7
I,O
6,6

4,4
3,9
2,5

5,0
5,2
6,0

6,6
7,2
7,9

6,3
5,7
3,9

5 Einschließlich obere Miltelschicht
6 Zur Erläuterung vgl. S. 383 Anm. 1

Dalenbasis: Wohlfahrtssurvey 1 984.
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3.3 Die Zufriedenheitsunterschiede zwischen
BevölkerungsgruPPen

Verschiedene Bevölkerungsgruppen können aus mehreren GrÜnden eine unterschiedli-

che Zufriedenheit entwickeln, z. B. weil sie unterschiedliche Lebensbedingungen haben

oder ihre Anspruchsniveaus differieren oder ihre sozialen Vergleiche nicht mit denselben

Bezugsgruppen vornehmen. Aufgrund der wirksamkeit solcher Faktoren kann vermutet

werden, daß jede Bevölkerungsgruppe ein spezifisches Zufriedenheitsprofil ausbildet,

d. h. je nach Lebensbereich bestehen typische Zufriedenheitsniveaus (vgl. Tab. 2).

Es gibt beispielsweise ein geschlechtsspezifisches Zufriedenheitsprofil: Frauen sind in

vielen Lebensbereichen weniger zuf rieden als Männer, vor allem bei der Arbeitsteilung im

Haushalt, der Gesundheit, der Ausbildung und der Öff entlichen Sicherheit. Sie sind nur mit

einem Lebensbereich, nämlich der Kirche wesentlich zulriedener als die Männer.

lm Hinblick auf alte Menschen findet sich oft die Behauptung, daß sie ein besonders

hohes Maß an Zufriedenheit hätten. Dies trifft bei einer ganzen Reihe von Lebensberei-

chen zu: Die größten positiven Differenzen zu den iungen Menschen bestehen bei der

Zufriedenheit mit der Kirche, dem Umweltschutz und der Freizeit. Einige Lebensbereiche

wurden von den alten Menschen aber negativer als von den jungen Menschen beurteilt.

Dazu gehört selbstverständlich die Gesundheit, darüber hinaus die öffentliche Sicherheit

und die Bekämpfung der Kriminalität.

Bei höherer Bildung werden oft hÖhere Ansprüche vertreten, und die Bewertungen fallen

oft kritischer aus. Aber dies ist durchaus nicht immer so: Während die Unzufriedenheit mit

dem Umweltschutz und der Klrche mit steigender Bildung wächst, geht die Unzufrieden-

heit mit der öffentlichen Sicherheit zurück.

Mit der Zugehörigkeit zu bestimmten Haushaltsformen sind häuf ig bestimmte Lebensstile

verbunden (vgl. Teil ll, Kap. 10). Bei den Ehepaaren ohne Kinder ist beispielsweise die

Zufriedenheit mit dem Lebensstandard markant höher als in den Einpersonenhaushalten

und in den Familienhaushalten mit Kindern. ln den Ehepaarhaushalten besteht zugleich

die höchste Zufriedenheit mit der Haushaltsführung, mit der Arbeitsteilung im Haushalt,

und auch die Hausfrauen sind hier am zufriedensten. Die Alleinstehenden sind meist am

unzufriedensten, mit Ausnahme der Freizeit, dem Arbeitsplatz und den öffentlichen

Problembereichen.

Zwischen Stadt und Land bestehen keine großen Zufriedenheitsunterschiede. Festzu-

Stellen ist eine geringere Wohnzufriedenheit in der Großstadt; dies ist der Ausdruck der

regional ungleichgewichtigen wohnungsversorgung (vgl. Teil ll, Kap. 10). Die Großstäd-

ter sind auch weniger mit dem Umweltschutz und der öffentlichen Sicherheit zufrieden.

Auch die unzufriedenheit mit der Kirche ist in den Großstädten besonders stark.

Zwischen den sozialen Schichten bestehen recht deutlich Zufriedenheitsunterschiede.

Sie sind vor allem bei der Zufriedenheit mit dem Lebensstandard, mit dem Haushaltsein-

kommen, mit der Gesundheit und mit der Ausbildung zu beobachten. lm Familien- und

Haushaltsbereich bestehen zwischen den Schichten kaum Zufriedenheitsunterschiede.
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Die schichtspezifischen Zuf riedenheitsprofile können als Beleg daf ür angesehen werden,
daß sich unterschiedliche Lebensbedingungen der sozialen Schichten im subjektiven
Bewu ßtsein widerspiegeln.

Die Verbreitung neuer Werte steht in engem Zusammenhang mit Unzufriedenheitspo-
tentialen (vgl. Teil ll, Kap. 18). Personen, die postmaterialistische Werte vertreten, sind
mit vielen Lebensbereichen unzufriedener als Personen mit materialistischen Werten und
,,Mischtypen"l: Mit ihrem Lebensstandard, ihrem Haushaltseinkommen, ihrer Wohnung,
ihrem Arbeitsplalz,ihter Freizeit, ihrer Ehe, ihrem Famrlienleben, ihrer Haushaltsführung,
ihrer Arbeitsteilung im Haushalt, der sozialen Sicherung und besonders mit der Kirche
und dem Umweltschutz sind sie unzufriedener. Lediglich mit der öffentlichen Sicherheit
und der eigenen Gesundheit sind die Postmaterialisten zufriedener als die Materialisten
und die ,,Mischtypen". Ein Problem ist freilich, daß die Postmaterialisten nicht nur mit dem
Umweltschutz und den immateriellen Lebensbereichen unzuf riedener sind, sondern auch
mit der materiellen Versorgung. Die Verringerung ihrer Zufriedenheitsdefizite würde
demzufolge hohe Anforderungen an die gesellschaftliche Leistungsfähigkeit in sehr
unterschiedlichen Bereichen stellen.

(Wolfgang Glatzer)

l DieZuordnungzumaterialistischenbzw.postmaterialistischenWertorientierungenedolgtaufgrund
der Prioritäten, die die Befragten bei vier gesellschaftspolitischen Zielen gesetzt haben. Eine
materialistische Orientierung wird denjenigen zugeschrieben, die ,,Kampf gegen steigende preise,,
und ,,Aufrechterhaltung von Ruhe und Ordnung in diesem Land" als die wichtigsten Ziele
bezeichnen. Als Postmaterialisten werden die Personen eingestuft, die ,,mehr Einfluß der Bürger auf
Entscheidungen der Regierung" und ,,Schutz des Rechtes auf lreie Meinungsäußerung" Priorität
einräumen. Betragte, die eine Kombination aus Zielen beider Werttypen nennen, bilden den
Mischtyp (vgl. lnglehart 1971, S. 994).
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C. Lebensbedingungen und ihre
Bewertung

4 Einkommen

4.1 Einkommensverteilung :

Fragestellungen und Meßverfahren
Nach einem jahrzehntelangen Wachstum des Volkseinkommens hat in der Bundesrepu-

blik zu Beginn der achtziger Jahre eine Stagnationsphase begonnen, deren Ende noch

nicht absehbar ist (vgl. Teil l, Kap. 12). Einerweitverbreiteten Auffassung zufolge hat das

f rüher vorhandene Einkommenswachstum die Verteilungskonflikte um das Volkseinkom-

men gemildert. Demnach müßten bei einer stagnation des Volkseinkommens die

Verteilungskonflikte zunehmen. Ob die Bevölkerung auf die geringeren bzw. fehlenden
Wachstumsraten des Einkommens mit Unzufriedenheit reagiert, ist eine Fragestellung
dieses Beitrags. Darüber hinaus wird die Frage untersucht, welche Lebensbereiche mit

der Einkommensungleichheit zusammenhängen, d. h. inwieweit ungleiche Haushaltsein-
kommen mit Disparitäten in den objektiven Lebensbedingungen und dem subiektiven
Wohlbefinden verbunden sind.

Für solche Analysen ist es Voraussetzung zu klären, nach welchem Einkommenskonzepl
die Haushalte geschichtet werden sollen. ln den Wohlfahrtssurveys wurde das Nettoein-
kommen aller Haushaltsmitglieder bzw. des gesamten Haushalts erfragt. Es ist nun leicht

einzusehen, daß das gesamte Haushaltsnettoeinkommen kein guter Maßstab für das

,,Einkommensniveau" bzw. die ,,Bedarfsdeckungsmöglichkeiten" eines Haushaltes ist.

Denn sonst wären z. B. ein Einpersonenhaushalt und ein Fünfpersonenhaushalt beim
gleichen Einkommen als gleich wohlhabend einzustufen. Der Fünfpersonenhaushalt
benötigt aber weit mehr Einkommen, um seinen größeren Ausgabenbedarf zu decken.
Betrachtet man das Haushaltseinkommen je Haushaltsmitglied, dann tritt das entgegen-
gesetzte Problem auf. Der Fünfpersonenhaushalt benötigt nicht das Fünffache an

Einkommen, um die gleichen BedarfsdeckungsmÖglichkeiten zu erreichen wie der

Einpersonenhaushalt. Dies beruht darauf, daß mehrere Personen gemeinsam billiger
wirtschaften können als bei getrennter HaushaltsfÜhrung.

Zur Lösung dieses Problems werden Gewichtungen der Personen eines Haushalts nach
dem angenommenen Einkommensbedarf vorgenommen. Hierzu wird vom Einkommen

384



der ersten Person eines Haushalts ausgegangen; sie hat einen Bedarf von 1. Ist eine
zweite Person vorhanden, so benötigt diese zusätzlich das 0,7fache der ersten Person;
für die dritte Person wird das 0,6fache benötigt, f ür die vierte Person und jede weitere das
O,Sfache. Das gewichtete Haushallseinkommen je Haushaltsmitglied, der lndikator für
das Einkommensniveau, ergibt sich aus der Division des Haushaltseinkommens durch
das von der Personenzahl abhängige Gewicht, beispielsweise beim Dreipersonenhaus-
halt durch 2,3 (1 +0,7+0,6:2,3). Die Haushalte werden nach der Höhe ihres so
errechneten Einkommensniveaus geordnet und in Gruppen von jeweils 20 % (,,Quintile")
zusammengefaßt.

4.2 Einkommensungleichheit und Ungleichheit der
Lebensqualität

Das Haushaltseinkommen stellt neben den Beiträgen aus der eigenen Haushaltsproduk-
tion und dem Angebot öffentlicher Güter die zentrale Ressource dar, um den Bedarf an
Gütern und Diensten zu decken und insbesondere die materiellen Bedürfnisse der
lndividuen zu befriedigen. vom Haushaltseinkommen hängt weitgehend der erreichbare
Lebensstandard ab, welcher als Voraussetzung einer guten Lebensqualität betrachtet
wird.

Ein unterschiedliches Einkommensniveau wirkt sich bei der Haushaltsausstattung am
stärksten bei jenen Gütern aus, die noch nicht sehr verbreitel sind. Beispiele sind die
Geschirrspülmaschine und - weniger prägnant - der Videorecorder. Bei Gütern wie dem
Auto und dem Telefon ist der relative Abstand zwischen den Einkommensschichten
geringer. Aber auch bei einem existenznotwendigen Gut wie der Wohnung gibt es starke
Variationen mit dem Einkommensniveau. Eine Wohndichte von mehr als einem Raum je
Person (ohne Küche) ist 1 984 beijedem f ünften Haushalt im niedrigsten Einkommensbe-
reich vorhanden, während so gut wie alle Haushalte im obersten Einkommensbereich
diesen Wohnstandard erreichen. Was ledoch das Haus- und Wohneigentum betrifft, so
streut es über alle Einkommensbereiche ziemlich gleichmäßig. Vererbung und Selbsthilfe
beim Hausbau tragen otfensichtlich dazu bei, daß so teure Güter wie Häuser und
Wohnungen relativ gleichmäßig auf allen Einkommensniveaus vorhanden sind. Die
Ditferenzierung zwischen den Einkommensschichten wird bei der Größe und der
Ausstattung der Wohnungen und Häuser iestzustellen sein. Die alles in allem bessere
Ausstattung der höheren Einkommensschichten drückt sich in einer höheren Zufrieden-
heit mit dem Lebensstandard aus: von 6,0 bis 8,2 reichen die Werte (vgl. Tab. 1).

Nur geringe Unterschiede gibt es hingegen bei der Unzufriedenheit mit dem Umwelt-
schutz: sie ist in allen Einkommensschichten nahezu gleichmäßig hoch. Ein hohes
Einkommen stellt kein allgemein brauchbares lri'littel dar, um sich den Auswirkungen der
Umweltprobleme individuell zu entziehen.

Auch außerhalb käuflicher Marktprodukte kann ein hohes Einkommen von Vorteil sein
und mehr Lebenschancen eröffnen. Dabei können zusätzliche Faktoren, die mit dem
Einkommen verbunden sind, z. B. unterschiedliche Bildung, verstärkend wirken. So
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lassen sich große Unterschiede bei der Mitgliedschaft in Vereinen und im Vorhandensein
von Freunden zwischen den Einkommensniveaus feststellen. Ein Zusammenhang
zwischen dem Etnkommensniveau und den lndikatoren subjektiven Wohlbefindens ist in

vielen Fällen vorhanden. lnsbesondere zwischen dem obersten und dem untersten

Tab. 1 Objektive und subjektive Wohlfahrtsmaße
naöh dem Einkomhensniveau der Haushalte (Quintile) 1984

Einkommensniveau (Quintile) Allel
Befragte

1

unten
3 42 E

oben

Geschirrspüler

Videorecorder

Pkw vorhanden

Telefon

Weniger als
1 Raum je Person

Wohnungs-/
Hauseigentum

Zufriedenheit mit
Lebensstandard2

Zufriedenheit mit
Umweltschutz2

Kein Mitglied
in einem Verein

Keine engen Freunde

Einsam

Angste und Sorgen

Zufriedenheit mit
dem Leben2

13

12

63

84

20

12

69

90

o//o

/o

%

/o

o//o

o/o

o

a

o//o

/o

%

%

a

23

16

64

92

34

16

67

93

27

16

69

91

42

22

83

97

21 15 5 4 9

51 44 47 46 46 47

6,0 6,9 7,3 7,9 8,2 7,2

3,8 3,7 3,9 3,9 3,7 3,8

51

37

23

34

6,9

40

35

17

25

42

35

13

25

45

20

17

15

33

18

17

13

42

29

1B

22

7,5 7,2 7,8 7,6 7,4

1 Alle Befragte, die Einkommensangaben gemacht haben. Das Einkommen ist ein Gegenstand, zu dem die

Bundesbür-ger nur sehr zurückhaltend Auskunft geben. 30 % der Belragten des Wohlfahrtssurueys 1 984 haben keine

Einkommensangaben gemacht. Das Risiko einer unvollkommenen Bepräsentativ(ät der Daten ist im Einkommens-

bereich besonders hoch.
2 Werte auf der Zufriedenheitsskala von 0-10
Datenbasis: Wohlfahrtssuruey 1 984.
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Einkommensquintil gibt es markante Unterschiede bei der Lebenszufriedenheit, bei der
Einsamkeit und vor allem bei den Angsten und Sorgen. Ein hohes Haushaltseinkommen
tührt nicht unbedingt zu einem hohen positiven Wohlbefinden, es reduziert aber Angste
und Sorgen nachdrücklich.

4.3 Die Einkommenszufriedenheit nach
Einkommensniveau und Haushaltsgröße

Die Zufriedenheit mit dem Haushallseinkommen stellt eine direkte Bewertung des
Haushaltseinkommens dar. Aufgrund unterschiedlicher Bewertungsmaßstäbe, unter-
schiedlicher Bezugsgruppen und anderer vermittelnder Faktoren ist theoretisch nicht zu
eruarten, daß es einen sehr engen Zusammenhang zwischen dem Einkommensniveau
und der Einkommenszufriedenheit gibt. Wie Tab. 2 zeigt, ist die Richtung des statisti-
schen Zusammenhangs aber eindeutig: Der Anteil der Unzufriedenheit steigt mit sinken-
dem Haushaltseinkommen, der Anteil der sehr Zufriedenen steigt mit zunehmendem
Haushaltseinkommen. Eine Mehrheit der Bevölkerung tendiert zu einer eher mittleren
Zufriedenheit. widersprüchliche Einkommenspositionen sind ebenfalls zu beobachten:
Der Anteil ,,dissonanter" Befragter, die sich im obersten Einkommensquintil als unzufrie-
den einstufen, liegt bei 7,5%, der Anteil ,,resignierter" Befragter im untersten Einkom-
mensquintil, die ihr Haushaltseinkommen als sehr gut einstufen, liegt bei 3,5%. Beides
sind Randerscheinungen.

Tab. 2: Zufriedenheit mit dem Haushaltseinkommen
nach dem Einkommsniveau

Einkommensniveau (Quintile) Zu-
sammen

Zufriedenheit
mit dem Haushalts-
einkommen

2 3 4 5
unten oben

in%

Sehr hoch (10)1
Mittel (5-9)
Sehr niedrig (0-4)
lnsgesamt

23,2
69,3

7,5

100

16,8
70,1
13,1

100

3,5
59,9
36,6

100

9,3
70,3
20,4

100

11 ,4
77,2
11,4

100

18,1
74,5

7,3

100

1 Werte auf der Zufriedenheitsskala von O-10.
Datenbasis: Wohlfahrtssurvey'1 984.
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Auch aus den Durchschnittszahlen für die Einkommenszufriedenheil (Tab.3) geht die

Stärke der Zufriedenheitsunterschiede zwischen den Einkommensniveaus hervor. 1 984

hat die unterste Einkommensschicht eine Einkommenszufriedenheit von 5,1, die oberste

Einkommensschicht von 7,8. Die Einkommenszufriedenheit ist im Zeitablauf gesunken;

sie liegt 1984 niedriger als 1 978 und 1 980. lm Vergleich von 1 984 mit 1 980 und 1 978 hat

vor allem die unterste Einkommensschicht einen Zufriedenheitsverlust erfahren. Vor

allem dies hat dazu beigetragen, daß die Einkommenszufriedenheit insgesamt geringer

geworden ist. Aber auch bei der höchsten Einkommensschicht ist die Einkommenszufrie-
denheit, wenn auch geringfügiger, zurückgegangen. Die Einkommensstagnation am

Beginn der achtziger Jahre äußert sich also in einem Ruckgang der Einkommenszufrie-
denheit, der vor allem auf einem Sinken der Einkommenszufriedenheit bei der untersten

Einkommensschicht beruht.

Tab. 3: Die Einkommenszufriedenheit nach dem Einkommensniveau
der Haushalte im Zeitablauf

Einkommensniveau (Quintile) 1 978
Zufriedenheitl

1 980 1 984

Unten

Oben

1

2
3
4
5

6,0
6,8
7,4
7,6
8,1

7)

5,8
6,4
7,2
7,4
8,2

7,0

5, 1

6,5
6,8
7,5
7,8

6,7Zusammen2

1 Werte auf der Zufriedenheitsskala von 0 10.
2 Nur Befragte, die Einkommensangaben gemacht haben.

Datenbasis: Wohlfahrtssuruey'1978, 1980, 1984.

Der Vergleich der Einkommenszufriedenheit in verschiedenen Haushaltsgrößen zeigt,

daß mit Ausnahme der Einpersonenhaushalte alle Haushalte ungefähr die gleiche

durchschnittliche Einkommenszufriedenheit erreichen (Tab. a). Bei den Einpersonen-
haushalten liegt nicht nur die durchschnittliche Einkommenszuf riedenheit am niedrigsten,

es bestehen auch besonders große Zufriedenheitsunterschiede. Die Alleinlebenden

stellen einen Sonderfall dar, weil bei ihnen Erzielung und Verausgabung des Haushalts-

einkommens in einer Hand liegen und deshalb ein enger Zusammenhang zwischen der

Zufriedenheit und dem tatsächlichen Haushaltseinkommen zu erwarten ist.
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Tab. 4: Die Einkommenszufriedenheitl nach der Haushaltsgröße und
dem Einkommensniveau 1984

Ein kom mensn iveau
(Quintile) 2

Haushaltsgröße
3 5

und mehr
4

Unten

Oben

1

2
3
4
5

3,9
5,9
6,9
6,6
7,3

6,1

5,0
6,1
6,4
7,3
7,9

6,9

4,3
6,1
6,8
7,9
7,9

5,8
7,0
7,5
7,9
7.7

5,8
7,2
7,8
7,9
8,6

6,8Zusammen 6,7 7,0

1 Werte auf der Zufriedenheitsskala von 0-10.
Datenbasis: Wohlfahrtssuruey 1 984.

4.4 Die Wahrnehmung der eigenen Einkommensposition
Aus komplexen theoretischen und statistischen Analysen geht hervor, daß soziale
Vergleiche wichtige Bestimmungsfaktoren der Einkommenszufriedenheit sind. lnsbeson-
dere die Wahrnehmung des eigenen Haushaltseinkommens im Vergleich zum Haus-
haltseinkommen eines durchschnittlichen Bundesbürgers ist ein starker Einflußfaktor. Je
tiefer das eigene Haushaltseinkommen unter dem Haushaltseinkommen eines durch-
schnittlichen Bundesbürgers eingestuft wird, desto höher ist die Einkommensunzufrie-
denheit. Umgekehrt steigt die Einkommenszufriedenheit, je höher das eigene Haushalts-
einkommen über dem eines durchschnittlichen Bundesbürgers eingestuft wird. Vergli-
chen mit den Zufriedenheitsunterschieden zwischen hohen und niedrigen Einkommens-
schichten sind die Zufriedenheitsunterschiede zwischen verschiedenen wahrgenomme-
nen Einkommenspositionen weit stärker. Über die Haushaltseinkommen anderer Haus-
halte bestehen bei den Bundesbürgern normalerweise nur Vermutungen und Annahmen.
Tab. 5 zeigl, wie die Befragten ihr Haushaltseinkommen im Vergleich zum Haushaltsein-
kommen eines durchschnittlichen Bundesbürgers einstufen.

70 % der Bundesbürger stufen 1 980 ihr eigenes Haushaltseinkommen ebenso und höher
wie das Haushaltseinkommen eines durchschnittlichen Bundesbürgers ein. Dies muß
keine Übertreibung der eigenen Einkommensposition darstellen, weil auch statistisch
gesehen nur 30% der Haushalte ein Einkommen unterhalb des häufigsten Wertes der
Haushaltseinkommen haben. Der häufigste Wert liegt bei einer Einkommensverteilung
immer viel tieter als der arithmetische Mittelwert. Daß die Wahrnehmung der eigenen
Einkommensposition der Tendenz nach realistisch ist, zeigt sich vor allem im untersten

389

1



Tab. 5 Die Einstufung des eigenen Haushaltseinkommens im Ver-
gleich zum Haushaltseinkommen eines durchschnittlichen
Bundesbürgers 1980

Einkommensniveau (Quintile) Alle
Befragte

Eigenes Einkommen
im Vergleich
zum Bundesbürger

1

unten
2 J 4 5

oben

inY.

Weit höher1
Etwas höher
Gleich
Etwas niedriger
Weit niedriger

lnsgesamt

1,4
13,6
27,9
28,6
28,5

100

5,5
.rz,z
28,4
24,9

9,0

100

8,4
35,5
27,5
23,8

4,8

100

11,7
40,8
28,7
15,1
3,7

100

26,1
51,3
13,9

8,1
0,7

100

10,6
34,6
25,3
20,2
9,4

100

Anzahl 361 356 365 351 35s 1 789

1 Weit höher: drei und mehr Einheiten höher auf zehnstufiger Leiter; etwas höher: eine und zwei Einheiten höher;
gleich: identische Einstufung auf zehnstufiger Leiter; etwas niedriger: eine und zwei Einheiten niedriger; weit
niedriger: drei und mehr Einheiten niedriger.

Datenbasis: Wohlfahrtssurvey 1 980.

und obersten Einkommensquintil: unten stufen sich 57% der lndividuen unterhalb des
durchschnittlichen Bundesbürgers ein, oben sind es77%, die sich oberhalb einstufen.
Daneben ist freilich sowohl das Phänomen einer Überhöhung der eigenen Einkommens-
position wie auch das Problem ihrer Unterschätzung zu beobachten.

Die Wahrnehmung der relativen Einkommensposition ist einer der wichtigsten Einflußfak-
toren der Einkommensunzufriedenheit. Daneben sind weitere Faktoren wirksam, wie
überproportionale Einkommensverbesserungen bzw. -verschlechterungen oder Ande-
rungen der Erwartungsspanne, die zwischen dem Einkommen, das man für die Zukunft
erwartet und dem Einkommen, über das man gegenwärtig verfügt, besteht. Es wirkt also
ein Komplex von Einflußfaktoren zusammen, so daß sich kein eindeutiges Ergebnis für
die mittelfristige Entwicklung der Einkommenszufriedenheitvorhersagen läßt. Keinesfalls
ist es so, daß das Ausbleiben hoher Wachstumsraten unmittelbar in Unzufriedenheit mit
der eigenen Einkommenssituation umschlägt.

(Wolfgang Glatze)
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5 Gesundheit

Gesundheit ist eine unabdingbare Voraussetzung, sein Leben nach eigenen Wünschen,
Vorstellungen und Plänen gestalten zu können. Nicht zuletzt deshalb steht sie in der
Prioritätenliste der Bevölkerung an erster Stelle (vgl. Teil ll, Kap. 1). Während überdie
Bedeutung von Gesundheit Konsens henscht, gibt es unterschiedliche Auffassungen
darüber, was denn ,,gesund sein" ist und wie es sich von ,,krank sein" unterscheidet.
Gesellschaftliche Normen, wissenschaftliche Kriterien und individuelle Vorstellungen
spielen bei der Unterscheidung eine.wesentliche Rolle.

Die bisher umfassendste Definition von Gesundheit wurde von der Weltgesundheitsorga-
nisation (WHO) vorgelegt und kann als Versuch aufgefaßt werden, andere Def initionen zu
integrieren und den Gesundheitsbegriff über physische Aspekte hinaus zu fassen:
,,Gesundheit ist ein Zustand vollständigen physischen, psychischen und sozialen Wohl-
befindens und nicht nur die Abwesenheit von Krankheit und Gebrechen." Diese umfas-
sende Definition hat allerdings den Nachteil, daß sie empirisch nur unzureichend
umgesetzt werden kann. Die Verwendung des Begriffs ,,Wohlbefinden" im Gesundheits-
konzept deutet iedoch auf zwei Möglichkeiten hin, wie bisher vorliegende Daten (vgl.
Teil l, Kap. 8) sinnvoll ergänzt werden können: Der Gesundheitszustand einer Person
kann zwar z. B. von Arzten oder der sozialen Umwelt beurteilt werden; über sein
tatsächliches Wohlbefinden kann allerdings immer nur der Betroffene Auskunft geben.
Des weiteren ist es wichtig, neben den objektiven Kriterien (2. B. Häufigkeit des
Arztbesuchs) auch die subjektiven Komponenten (2. B. Sorgen um die Gesundheit) zu
berücksichtigen.

5.1 Gesundheitliche Beeinträchtigung
und therapeutische Maßnahmen

Über die gesundheitlichen Beeinträchtigungen der Bundesbürger wurde bereits an
anderer Stelle ausführlich berichtet (vgl. Teil l, Kap.B), so daß wir uns hier auf einige
ergänzende lnformationen beschränken.

Eine starke gesundheitliche Beeinträchtigung bedeutet, die Haupttätigkeiten des tägli-
chen Lebens nur noch eingeschränkt oder gar nicht mehr wahrnehmen zu können. 1 984
hatten 13% der Befragten (1978: 15%) eine andauernde Krankheit oder Behinderung,
die sie gezwungen hat, ihr Leben ganz umzustellen. Dabei lassen sich keine geschlechts-
spezifischen Unterschiede feststellen: Frauen sind in dem gleichen Ausmaß betrolfen wie
Männer. Der Zusammenhang zwischen Lebensalter und Gesundheitszustand ist bekannt
und zeigt sich auch in dieser Verteilung:Während lediglich 5 % der 18- bis 39jährigen eine
andauernde Krankheit oder Behinderung haben, sind es bei den 60jährigen und älteren
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25%. Die Vermutung, daß das Risiko einer andauernden Krankheit oder Behinderung in

verschiedenen Berufsgruppen ungleich hoch ist, kann bestätigt werden: ehemalige an-
und ungelernte Arbeiter sind die am häufigsten Betroffenen.

lm Zusammenhang mit dem Wohlbefinden ist eine weitere wesentliche Frage, wie lange
die gesundheitliche Beeinträchtigung schon dauert: Bei einem Fünftel der chronisch
Kranken oder Behinderten beträgt die Zeitspanne weniger als sechs Jahre, bei knapp der
Hälfte 6 bis 14 Jahre und bei einem Drittel bereits mehr als 15 Jahre. Langfristige
gesundheitliche Leiden sind also keine Seltenheit.

Wegen gesundheitlicher Beschwerden waren 60% der erwachsenen Bundesbürger
beim Arzt, darunter 45 % mehrmals. Frauen nehmen generell ärztliche Leistungen eher in
Anspruch als Männer (vgl. Tab. 7), und bei ihnen sind auch die altersspezifischen
Unterschiede deutlicher ausgeprägt.

Tab. 1: Arztbesuch und Medikamenteneinnahme (l)

Befragte Männer Frauen
ins- 18-39 J 40-59 J 60 J 18-39 J 40-59 J 60 J

gesamt u. älter u. älter

in%

Arztbesuch wegen
gesundheitlicher
Beschwerden
nein
einmal
mehrmals

40
15
45

49
19
33

40
14
46

30
13
57

54
21

24

45
17
38

15
7

78

Regelmäßige
Medikamenteneinnahme
ja 32
nein 68

72
28

33
67

25
75

6
94

16
84

59
41

Datenbasis: Wohlfahrtssuruey'1 984.

32 % stufen ihre gesundheitlichen Beschwerden als so behandlungsbedürftig ein, daß sie
regelmäßig Medikamente einnehmen (vgl. Tab. 7). Es handelt sich dabei ausschließlich
um sogenannte ,,richtige Arzneimittel", nicht etwa um Vitamintabletten oder Stärkungs-
mittel. Auch hier erhalten wir wieder alters- und geschlechtstypische Unterschiede, die
denen des Arztbesuchs entsprechen. lnwieweit es sich bei der Arzneimitteleinnahme um

Selbstmedikation oder Verordnungen handelt, läßt sich näherungsweise über die Kombi-
nation der Angaben zum Arztbesuch feststellen (vgl. Tab' 2).
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Tab. 2: Arztbesuch und Medikamenteneinnahme (ll)

Von den Befragten,
die regelmäßig
Medikamente
einnehmen,
waren beim Arzt . .

Befragte Männer Frauen
ins- 18-39 J 40-59 J 60 J 18-39 J 40-59 J 60 J

gesamt u. älter u. älter

in%

keininal
einmal
mehrmals

10
10
80

(
(.

( 76

25
20
56

10
19
71

10
11

78

15 4
5

91

I

(..) = Wegen zu geringer Fallzahl keine gesicherte Aussage möglich.
Datenbasis: Wohlfahrtssurvey 1 984.

Die überwiegende Mehrheit der Personen, die regelmäßig Medikamente einnehmen, tun
dies in Verbindung mit Besuchen beim Arzt.

5.2 Gesundheit aus subjektiver Sicht
Neben Fakten wie Arztbesuch und Arzneimittelverbrauch geben auch die persönlichen
Einschätzungen des eigenen Gesundheitszustands Aufschlüsse über die Verteilung von
Gesundheit und Krankheit in der Bevölkerung (vgl. Tab. 3)

Tab. 3: Subjektive Gesundheitsindikatoren

Befragte Männer Frauen
ins- 1&39 J 40-59J. 60 J 18-39 J 40-59 J 60 J

gesamt u. älter u. älter

in%

Es machen sich
große Sorgen
um ihre Gesundheit 23

Eher unzufrieden mit ihrer
Gesundheit sindl 15

Eher zufrieden mit ihrer
Gesundheit sindl 74

10 25 27 11 27 45

3

91

15 22 6 16 36

77 65 89 70 45

1 Zufriedenheitsskala von 0-10: ,,Eher Unzufriedene" : O-4; ,,Eher Zulriedene" : 6-10.
Datenbasis: Wohlfahrtssuruey 1 984.
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74% der Befragten sind mit ihrer Gesundheit zufrieden, 15% unzufrieden, die übrigen
geben ein ambivalentes Urteil ab. Dieses an sich positive Ergebnis wird beim Vergleich
mit den Zuf riedenheiten in anderen Bereichen der Privatsphäre etwas relativiert. Lediglich
die Zufriedenheit mit dem Haushaltseinkommen und der Ausbildung sind niedriger (vgl.

Teil ll, Kap. 3). Bezüglich der Gesundheitszufriedenheit erhalten wir deutliche Alters- und

Geschlechtsunterschiede. Der größte Anteil Unzufriedener ist in der Altersgruppe der
Frauen ab 60 Jahren zu finden. Die belastete Situation dieses Personenkreises wird noch
deutlicher, wenn man betrachtet, wie viele sich große Sorgen um ihre Gesundheit
machen: Mil 45% liegt der Anteil deutlich über dem anderer gesellschaftlicher Gruppen.

5.3 Gesundheit und Gesundheitszufriedenheit
Der Gesundheitszustand und seine Bewertung sind natürlich eng miteinander verknüpft
(vgt. Tab. 4).

Gesundheitliche Schwierigkeiten äußern sich auf der subjektiven Ebene in einer relativ
niedrigen Gesundheitszufriedenheit und in großen Sorgen, insbesondere dann, wenn es

Tab. 4: Subjektive und objektive Gesundheitsindikatoren

ins- mit einer
gesamt andauernden

Krankheit
oder

Behinderung

Befragte
ohne eine die wegen die keinen Arzt

andauernde gesundheitlicher aufgesucht
Krankheit Beschwerden haben

oder mehrmals den und keine
Behinderung Arztaufgesucht Medikamente

haben und regel' nehmen
mäßig Medika-
mente nehmen

in%

Es machen sich große
Sorgen um ihre
Gesundheit 23

Es sind mit ihrer
Gesundheit eher
unzufriedenl 15

Es sind mit ihrer
Gesundheit
eher zufriedenl 74

53

42

38

58

52

32

1B

I

B1

o

2

394

94

1 Zufriedenheitsskala von O 1O: ,,Eher Unzufriedene" = o-4; ,,ehet Zufriedene" = 6-10
Datenbasis: Wohlfahrtssurvey'1 984.



sich nicht nur um eine vorübergehende Erkrankung, sondern eine andauernde Krankheit
oder Behinderung handelt. Daneben spielt auch noch eine Rolle, wie lange die Betroffe-
nen schon unter dieser schwerwiegenden Beeinträchtigung zu leiden haben (vgl. Tab. 5).

Die Resultate gehen dabei in eine andere Richtung als vielleicht viele vermuten: Der
Anteil der Besorgten und Unzufriedenen geht mit der Dauer der Beeinträchtigung etwas
zurück.

Tab. 5: Dauer der Krankheit bzw. Behinderung und gesundheitliches
Wohlbefinden

Der Betroffene ist andauernd
krank bzw. behindert

seit mehr als seit 6-15 seit weniger
15 Jahren Jahren als 6 Jahren

ino/o

Große Sorgen um ihre Gesundheit
machen sich

Eher unzufrieden mit ihrer Gesundheit sindl

Eher zufrieden mit ihrer Gesundheit sindl

7361

48

33

46

48

37

70

18

1 Zufriedenheitsskala von 0-10: ,,Eher Unzufriedene" = 0-4i ,,ehet Zufriedene" : 6-10.
Datenbasis: Wohltahrtssurvey'1 984.

5.4 Gesundheit und allgemeines Wohlbefinden
Gesundheit ist eine wesentliche Voraussetzung für eine Gestaltung des täglichen
Lebensablaufs nach eigenen Vorstellungen und Wünschen. Fehlende oder einge-
schränkte Gesundheit engt den Bewegungsspielraum erheblich ein. Von daher werden
die zum Teil deutlichen Auswirkungen von Gesundheit und Krankheit auf das allgemeine
Wohlbefinden verständlich. Ob man mit dem Leben unzufrieden ist bzw. sich unglücklich
fühlt, hängt - neben anderen Dingen - wesentlich auch vom Gesundheitszustand ab.
Ganz besonders deutlich zeigen sich auch die psychischen Folgen für die Kranken:
Überdurchschnittlich häufig fühlen sie sich ihren Problemen ausgeliefert und haben
immer wieder Angste und Sorgen. Daneben erhalten wir auch einen deutlichen Zusam-
menhang zwischen Wohlbefinden und der Dauer der Krankheit bzw. Behinderung (vgl.
Tab. 6).

395



Tab. 6: Dauer der Krankheit bzw. Behinderung
und allgemeines Wohlbefinden

Befragte
insgesamt

Der Betroffene ist andauernd
krank bzw. behindert

seit mehr seit 6-15 seit weniger
als 15 Jahren Jahren als 6 Jahren

in Y"

Mit ihrem Leben eher
unzufrieden sindl

Gewöhnlich unglücklich
oder niedergeschlagen
fühlen sich

lhren Problemen
ausgeliefert fühlen sich

lmmer wieder Angste
und Sorgen haben

6 30

44

47

bt

13

34

37

JO

12

24

30

35

15

21

20

'l Zufriedenheitsskala von 0-10. ,,Eher Unzufriedene" = 0-4
Datenbasis: Wohlf ahrtssuruey 1 984.

Je länger die Krankheit bzw. Behinderung schon gedauert hat, um so weniger negativ
wird das eigene Leben bezeichnet. Ungeachtet dieser psychischen Anpassungsprozes-
se bleibt natürlich festzuhalten, daß eine Erkrankung, unabhängig vom Zeitpunkt dieses
Ereignisses, eine schwenrviegende Minderung des individuellen Wohlbefindens zur Folge
hat.

(Hans-Michael Moh)
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6 Bildung

6.1 Bildungschancen und Stellenwert der Bildung

ln der Schule und in der Berufsausbildung werden neben der Wissensvermittlung soziale

Chancen verteilt. Hier fallen bereits wesentliche Entscheidungen darüber, was einer im

späteren Berufsleben erreichen kann. Die Verringerung der Chancenungleichheiten war

das erklärte Ziel der Bildungsreform in den sechziger Jahren. Und mit dem Ausbau des

Bildungssystems sollte die soziale Herkun{t als Bedingung dafÜr, was einer werden kann,

an Bedeutung verlieren. Nicht, aus welcher Familie jemand kommt, sondern welche

schulische und berufliche Ausbildung jemand absolviert hat, sollte zum Kriterium des

beruflichen Erfolges werden. Und niemand sollte vorab von Bildungsangeboten und

-chancen bewußt ausgeschlossen werden. Trotz kritischer Einwände gegen bestimmte

Folgen der Bildungsexpansion ist der Erfolg unbestreitbar: immer mehr Personen haben

eine bessere Ausbildung absolviert, die Chancen, an einer beruflichen Ausbildung

teilzuhaben, sind stark gewachsen.

Dies ist iedoch nur als ein Anfangserfolg zu betrachten, denn nur die iüngeren Altersgrup-

pen hatten die Möglichkeit, daran teilzuhaben. Für die gesamte Bevölkerung gilt immer

noch der enge Zusammenhang zwischen der Bildung der Eltern und ihrer Kinder' Die

,,Vererbung" von Schulabschlüssen von der einen Generation auf dre nächste ist in
unserer Gesellschaft immer noch von Bedeutung (vgl. Teil l, Kap' 2 9)'

ln den vergangenen drei Jahrzehnten hat sich das Bildungsniveau der Bevölkerung nach

und nach deutlich erhöht. Und diese Erhöhung dürfte auch mit dazu beitragen, daß der

Bildung im Urteil der Bevölkerung ein hoher Stellenwert zugeschrieben wird. Bei der

Frage, wovon der berufliche Erfolg in erster Linie abhängt, nimmt die berufliche

Ausbildung den ersten Rangplatz ein (vgl. Tab. 1). Die persÖnliche Leistung scheint

demgegenüber zweitrangig, aber nicht unwichtig zu sein, während die Rolle der Her-

kunftsfamilie bis auf eine Ausnahme als unbedeutend eingestuft wird

Der überragende Stellenwert der Bildung zeigt sich auch darin, daß die meisten Personen
im Hinblick auf ihre erreichte Bildung aus heutiger Sicht,,etwas anderes" machen würden.
Dies deutet darauf hin, daß die Phase der Ausbildung eigentlich selten als abgeschlossen
bezeichnet werden kann. ,,Lebenslanges Lernen" (vgl. Teil. I' Kap. 2.7) wird immer
notwendiger, bedenklich ist aber, daß gerade Personen mit einem niedrigen Bildungsni-
veau vom Erwerb zusätzlicher Fertigkeiten und Kenntnisse weitgehend ausgeschlossen
sind. Die Teilnahme an Weiterbildung liegt bei höheren Bildungsgruppen weitaus hÖher

als bei niedrigen Bildungsgruppen.

397



dciN@oo
oote
lf,

EEt!oo
!tooBB
.e.ö
6d§occoo60oo

OON o) o).+ (i) (r) $

o(oo (r) LO$(r) (o o

!üoro Lo

C)(')- O oC! (Y) r l.- (O

NOLO !+ C\l(r)(f) (o c)

(r@N t- +sN lr) \f

LOO)'_ S 6(f)C{ (O (f)

@@N (O NC)N tr) N

d)@r<.-

(oN@ro
Cr) r

o)trfEN %
E'.N -' q q Ee* e-. <! i-eF öe oE s

;esEE Ee Eä

H:ee; §g5E

.-, -oo;c6-
§rE;

=E€trdo?
YJ

Eo
'=O-Ela)

OJo

ar 0)ä=tI
,eOtJ)

0)(§o6m- o-o

cc)

J
-Oo)

'=O)-E =6(I)J
O)

o)p
€9

.E =€.oöEo0)o>F @

o
=o(E
c)
o)
=--

.c

o)
fcoo
f(u-
oI
o

c
o)o-
o_
=o)ao)c
f,

=co

oc
o)E
.9
.Coo
o

c)Ef
.E
o)c
f,c
in
Co
E
o)

=c
_e
oa
o)o
;
-ci(6F

398



o

o:
E
d
o

=.9
6!co
6o

399

+oo) (o <tl.-(f)§ oN
§l cf,

CO SfCU-CD OO

$Or- N- (\I

rCD §

r.-

$N$@NC'@

r'-OO(o--

f'-O(ocOrC\

(OrrO
$\f

F-@C)sNr

tOrOrrN

r§r

NCO(O

o(f)

oON-N OO

rNC)O OO O

oLoLoro oo o

(f)

o

o

N

o

sf

F-

.i' c! co(o

r(r)N@c!

t-N

o|r)

995"4 5. F
-J = -J 5ä: €ü€s tfiE** itt .E== .Ec:6 +ä

E*€EEe§#6EqeEEeeä--;8,§*=;; g§ + 8;-9 8e
fEE=ä*§E==EF€=§E

OSF-§c\t r ON

-Nsf - S+Lotr)cT)

rN@O) o cr)

a
=(I)oooo

(D

=6§;oi(o-
o)o
OL

I.9(ü-o-
Joco
U)

c)

*E

c
0)
l(u
o5(u
I

oc
c
0)(r

o)o)
:(Ü
o
-o
q)

=uJ
c
.()z

c

5(o
(l)

coo)E
f.rf
oo
=

C
o)oo-
=L(,)a
f
(§
U)
c
o)c
q)
Nc'o
.C
oaa:J
.Coa
-o(§oo)c:f!
iE
§i
-ci(üF

oo)
:(§
o
o)

=
LrJ

L=6=-0):o)
fu,

G .0)f.N

0)

E
(U
(l)
m

q)
,i-.9
oc(/) ,tU

a

o
--o
-o

(I)
=(l)
a
o)
O)c

(I)E

OLo(DrCo):ooDs

of
(ü

a
o
.§
No

cl)



6.2 Verteilung von Bildungsabschlüssen
Ein Blick auf den Zusammenhang zwischen sozialem Status der Bevölkerung und dem
eneichten Bildungsniveau verdeutlicht die Wichtigkeit von Bildung für die Erreichung
höherer Positionen. Je höher der soziale Status, um so höher ist das dafür erforderliche
Ausbildungsniveau. Während für Arbeiterpositionen überwiegend der Besuch der Haupt-
schule und eine gewerbliche Lehre notwendig sind, ist bereits für einfache und mittlere
Angestelltenpositionen mehr als der Hauptschulabschluß erforderlich. Die soziale Zuord-
nung erfolgt sicherlich nicht ausschließlich über die erworbenen Qualifikationen in der
Schule und der beruflichen Erstausbildung. Trotzdem gilt, daß Bildung immer mehr zu
einer notwendigen Voraussetzung für eine gute Position wird - gleichwohl reicht die
Ausbildung allein dafür nicht mehr aus (vgl. Tab. 2).

6.3 Der Ertrag von Bildung

6.3.1 Der individuelle Nutzen von Bildung auf dem Arbeitsmarkt
Der individuelle Nutzen ejner Ausbildung liegt vor allem in der Verwertbarkeit auf dem
Arbeitsmarkt. Bildung lst damit zugleich ein wesentliches Merkmal dafür, zu welcher
sozialen Schicht der einzelne gehört. Eine fehlende oder ungenügende Ausbildung kann
deshalb zur entscheidenden Barriere werden, im Berufsleben erfolgreich zu sein:
beispielsweise, indem die Arbeitsmarktchancen generell beeinträchtigt werden, der
Zugang zu höheren beruflichen Positionen auf Dauer ausgeschlossen und intergenera-
tionaler Aufstieg behindert wnd (vgl. Tab. 3).

Die subjektiven Arbeitsmarktchancen (vgl. auch Teil Il, Kap. 7), bei Verlust des Arbeits-
platzes leicht wieder eine gleichwertige Stelle zu finden, werden in hohem Maße durch die
Situation auf dem Arbeitsmarkt determiniert. Diese Chancen sind 1980 noch relativ hoch
und variieren kaum über die verschiedenen Bildungsgruppen. Erst die Arbeitsmarktpro-
bleme der achtziger Jahre wirken sich auf die individuellen Einschätzungen der eigenen
Arbeitsmarktchancen deutlich aus. lm Zeitverlauf von 1980 bis 1984 scheint sich dabei
vor allem die Situation für Arbeitnehmer, die keine oder eine kaufmännische Ausbildung
haben, verschlechtert zu haben.

Die wahrgenommene Zugehörigkeit zur Arbeiterschicht wird, auch vermittelt über die
Berufstätigkeit, im wesentlichen bereits durch das Ausbildungsniveau bestimmt. Perso-
nen, die höchstens den Hauptschulabschluß und anschließend keine oder eine gewerb-
liche Lehre absolviert haben, ordnen sich mehrheitlich der Arbeiterschicht zu, während
bereits eine kaufmännische Ausbildung die Zugehörigkeit zur Mittelschicht bestimmt.

lm Verlauf der Schul- und Berufsausbildung werden zugleich immer Statusansprüche
erworben. Wer viel in seine Ausbildung investiert, erwartet im Arbeitsleben eine entspre-
chende Belohnung. Erwerbstätige mit einer qualifizierten Ausbildung nehmen entspre-
chend häufiger als andere Arbeitnehmer einen intergenerationalen Aufstieg wahr: Sie
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haben sich im Vergleich mit ihrem Vater verbessert. Arbeitnehmer, die mit ihrer Bildung
zulrieden sind, äußern auch eine hohe Arbeitszufriedenheit, Wer eine gute berufliche
Position erreicht hat, ist nicht nur mit seiner Arbeit, sondern auch mit seiner Bildung
zufrieden, die lnvestition in die Ausbildung hat sich in diesem Sinne gelohnt.

Ob die eigene Ausbildung im konkreten Fall für den gegenwärtigen Arbeitsplatz ange-
messen oder ungenügend ist oder ob der Arbeitnehmer sogar überqualifiziert ist, wurde
1984 mit der Frage erfaßt, über welche Qualifikation ein mÖglicher Nachfolger verfügen
müßte. Über- und Unterqualifikation treffen jeweils nur für jeden zehnten Arbeitnehmer
zu: Nach den Angaben der Erwerbstätigen genÜgt bei 80% die eigene Qualifikation.
Ausbildungsadäquat konnten sich vor allem Arbeitnehmer mit einem Berufsfachschulab-
schluß oder mil einem (Fach-)Hochschulabschluß plazieren. Entgegen oft geäußerten
Vermutungen mu ßten sich also nicht die besser Gebildeten mit Arbeitsplätzen geringerer
Qualifikationsanforderungen begnügen, sondern Erwerbstätige mit mittlerem Bildungs-
niveau.

6.3.2 Subjektive Aspekte: Die Zufriedenheit mit der Ausbildung
Die Ausbildung gehört zu den wenigen Lebensbereichen, in denen von der BevÖlkerung

auch massiv Unzufriedenheit geäußert wird. Die Bewertung des erreichten Bildungs-
niveaus belegt im Vergleich mit anderen Zufriedenheitsdimensionen einen der unteren
Rangplätze. Zwischen 1978 und 1984 finden wir, bedingt durch eine partielle ErhÖhung
des Bildungsniveaus der Bevölkerung, folgerichtig eine deutliche Verbesserung der
Ausbildungszufriedenheit - im Bevölkerungsdurchschnitt steigt die Zufriedenheit von 6,6
auf 6,9 der verwendeten EltPunkte-Skala (0- 10), bzw. von 6,7 aut7,0, wenn die SchÜler
und Studenten unberücksichtigt bleiben. Die Grundstruktur der Bildungszufriedenheit
ändert sich dagegen kaum:

- Je besser die allgemeine und berufliche Ausbildung, um so hÖher ist in aller Regel
auch die Ausbildungszuf riedenheit.

- Männer äußern sowohl 1978 als auch 1984 eine höhere Zufriedenheit als Frauen.

- Die Zufriedenheit mit der Ausbildung wird praktisch nicht durch das Alter der
Befragten beeinflußt.

lm Detail finden sich allerdings bemerkenswerte Verschiebungen. Der Zufriedenheitsan-
stieg zwischen 1978 und 1984 wird z. B. durch eine höhere Zufriedenheit der weiblichen
Betragten bestimmt. Frauen lagen 1978 in den meisten Bildungsgruppen deutlich hinter
der leweiligen Zufriedenheit der Männer; sechs Jahre später haben sie mit den Männern
fast gleichgezogen, und haben diese in der hÖchsten Bildungsgruppe sogar Überholt fvgl.
Abb. 1). Dabei sind vor allem erwerbstätige Frauen mit ihrer Ausbildung zufriedener
geworden, die beachtlichen Unterschiede von 1 978 (7,1 bei den Männern gegenüber 6,3
bei den Frauen) ebnen sich 1984 ein: Die Zufriedenheit steigt bei den erwerbstätigen
Frauen auf den Wert der männlichen Arbeitnehmer an.
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Abb. 1; Ausbildungszufriedenheit 1978 und 1984 - Männer, Frauen nach
Bildungsabschlu ß1

8 6 5 7

1 984

B

1978

Schuler Sludenl
+

Berufsiachschul-

Nrftlerd Re fe
+

Mersler-

Fachhochschul-

H N4anner

Frauen

'I Durchschnitte der Zufriedensheitsskala 0-10.

Der Anstieg der Ausbildungszufriedenheit ist nicht bei allen Bildungsgruppen zu finden
(vgl. Tab. 4). Autlällig ist vor allem der starke Anstieg bei den unteren Bildungsgruppen,
während Personen mit dem Abschluß der mittleren Reife unabhängig von ihrer berufli-
chen Ausbildung zu beiden Zeitpunkten im Durchschnitt die gleiche Ausbildungszufrie-
denheit aufweisen. Sie können dieses Niveau halten, obwohl der Anteil der Unzufriede-
nen zum Teil übermäßig stark angewachsen ist.

Zwischen .1978 und 1984 sind zwei Gruppen unzutriedener geworden: Personen, die eine
Meister- oder Technikerschule absolviert haben und Personen, die einen (Fach-)Hoch-
schulabschluß erworben haben. Angesichts des hohen Ausgangsniveaus beider Grup-
pen ist die graduelle Verschlechterung aufgrund der ungünstigen Arbeitsmarktlage auch
für diese Gruppen plausibel. Sie zählen trotz der rückläufigen Tendenzzu den zufrieden-
sten Gruppen.

Eine Erklärung für den Rückgang der Ausbildungszufriedenheit in den höheren Bildungs-
gruppen liegt in einer der vermuteten Konsequenzen der Bildungsexpansion. Es handelt
sich um die These einer relativen Entwertung von Bildungsabschlüssen. Wenn immer
mehr Personen hohe Ausbildungsabschlüsse erwerben, dann erhöht sich zwangsläufig
die Konkurrenz der besser Gebildeten um Arbeitsplätze und berufliche Positionen. Der
individuelle Nutzen der Bildung sinkt, eine steigende Unzufriedenheit könnte die Folge
sein.

Prinzipiell gilt diese These auch für Personen am unteren Ende der Bildungshierarchie.
Sie bleiben vom Qualifikationsanstieg ausgeschlossen und haben es noch schwerer, ihre
Bildung auf dem Arbeitsmarkt zu verwerten. Sie müssen nun mit mehr Personen, die
bessere Abschlüsse besitzen, konkurrieren oder auf Arbeitsplätze geringerer Qualität
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Tab. 5: Die Zufriedenheit mit der Ausbildung nach Altersgruppen
1978 und 1984

Zufriedenheit mit der Ausbildungl

Männer
1978 1984

Frauen
1978 1984

lnsgesamt

Bei den Geburtsjahrgängen
1961-1966
1 955- 1 960
1 949- 1 954
1 943- 1 948
1937-1942
vor 1937

7,2 7,3 6,1 6,6

6,8
7,1
7,2
6,9
7,4

7,2
6,7
7,2
7,0
7,2
7,6

7,1
7,1
6,7
6,9
a1

6,3

u,u
6,6
6,5
6,4
5,9

1 Durchschnitte der Skala 0-10.
-: Altersgruppe wurde 1978 noch nicht befragt.
Datenbasis: Wohlfahrtssurvey 1978, 1984.

ausweichen. Bei dieser Gruppe finden wir allerdings gerade die gegenteilige Entwicklung:
Der Anteil der Unzufriedenen nimmt ab, die durchschnittliche Zufriedenheit steigt.

Zwei Entwicklungen wurden als Ursache für die steigende Zufriedenheit genannt. Erstens
der Zufriedenheitsanstieg bei der weiblichen Bevölkerung und zweitens der Rückgang
der Unzufriedenheit in den niedrigen Bildungsgruppen.

Zu diesen beiden Entwicklungen kommt ein dritter Faktor hinzu. Anders als 1978 berichtet
1984 die jüngste Altersgruppe eine hohe Ausbildungszufriedenheit. 1978 weisen die 18-
bis 23jährigen eine durchschnittliche Zufriedenheit von 6,8 bei den Männern und von 6,5
bei den Frauen aut, Dies war bei den Männern zugleich der niedrigste Wert, der sich bei
der gleichen Altersgruppe sechs Jahre später sogar noch etwas verringert. Völlig anders
stellt sich dagegen die Situation 1984 bei den 18- bis 231ährigen dar: Die jungen Männer
haben eine durchschnittliche ZufriedenheilvonT,2; die jungen Frauen liegen mit 7,1
sogar mit an der Spitze der weiblichen Befragten. Die ,,Kinder" der Bildungsexpansion
,,honorieren" die Anstrengungen um den Ausbau des Bildungssystems und um den
Abbau bestehender Benachteiligungen, die ihnen eine vergleichsweise bessere Bildung
ermöglicht haben, anscheinend mit einer höheren Ausbildungszufriedenheit.

(Roland Habich)

405



7 Arbeitsmarkt und Enruerbstätigkeit

Obwohl die Ausübung einer Erwerbstätigkeit die Lebenschancen einzelner Personen
sowie die ihrer Familien und Haushalte maßgeblich bestimmt, z. B. Einkommen und
sozialen Status determiniert, sind die Möglichkeiten am Erwerbsleben teilzunehmen
keineswegs selbstverständlich und fur jeden gleichermaßen gegeben. Ob Personen eine
Erwerbstätigkeit ausüben, hängt auch von ihren individuellen Wünschen und persönli-
chen Lebensumständen, darüber hinaus aber vor allem von der Lage auf dem Arbeits-
markt und den sich dort bietenden Gelegenheiten ab. Bei einer durch hohe und
anhaltende Beschäftigungsdefizite gekennzeichneten Arbeitsmarktsituation treten Wohl-
fahrtsbeeinträchtigungen nicht nur in Form von manifester Arbeitslosigkeit auf. Auch für
das Erwerbsverhalten und das subjektive Wohlbefinden von Erwerbstätigen und Nichter-
werbstätigen sind infolge von tatsächlich oder in der subjektiven Wahrnehmung erhöhten
Risiken und verminderten Chancen negative Auswirkungen zu vermuten.

7.1 Erwerbsbeteiligung
lm Hinblick auf die Bedeutung der Erwerbstätigkeit als Basis für die Sicherung des
Lebensunterhalts und Determinante des Lebensstandards ist weniger die individuelle
Erwerbsbeteillgung (vgl. Teil l, Kap. 3) als die Verteilung von Erwerbstätigen und
Nichterwerbstätigen auf der Ebene der privaten Haushalte von lnteresse. Gerade
angesichts der Knappheit von Erwerbsmöglichkeiten stellt sich die Frage, über wie viele
Verdiener einzelne Kategorien von Haushalten verfügen. An diese Frage knüpft auch die
politisch kontroverse Diskussion über ,,Doppelverdiener" und eine gerechtere Verteilung
der Arbeit zwischen den Haushalten an.

Alle Haushalte zusammengenommen stellt der ,,Alleinverdiener-Haushalt" trotz der in
den zurückliegenden Jahren beträchtlich gesliegenen Erwerbsbeteiligung von verheira-
teten Frauen immer noch den am häufigsten vorkommenden Fall dar. ln nahezu jedem
dritten Haushalt ist kein Haushaltsmitglied eMerbstätig. Hierbei handelt es sich überwie-
gend um Rentner- und zu geringen Anteilen um Studentenhaushalte. Der Anteil der
Haushalte mit mehr als einem Verdiener nimmt - wie nichl anders zu erwarten - mit der
Haushaltsgröße zu. ln der Kategorie der Zweipersonen-Haushalte tinden sich sogenann-
te Doppelverdiener häufiger in Beamtenhaushalten als in den übrigen Haushaltstypen.
Bei Haushalten mit drei und mehr Personen ist die Zahl der Erwerbstätigen in Arbeiter-
haushalten am größten. Als Erklärung dafür ist zu berücksichtigen, daß diese Haushalte
aufgrund der schlechteren Verdienstmöglichkeiten auf mehr Verdiener angewiesen sind,
wenn sie ein entsprechendes Haushaltseinkommen erzielen wollen.
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7.2 Nichterwerbstätige: Erwerbspotential und -barrieren
Vier von fünf Erwachsenen, die keiner Erwerbstätigkeit nachgehen, sind Hausfrauen
(35 %) oder Rentner (46 %). Der verbleibende Anteil umfaßt Erwerbsunfähige, Schüler,
Studenten und Arbeitslose. Aus arbeitsmarktpolitischer Perspektive ist nicht zuletzt auch
das Verhältnis der Nichterwerbstätigen zum Arbeitsmarkt, insbesondere ihr Verhalten als
Nachfrager nach Arbeitsplätzen von lnteresse. Wenn es ein zentrales gesellschaftspoliti-
sches Ziel bleibt, daß jedem, der erwerbstätig sein möchte, die Gelegenheit dazu
gegeben werden soll, stellt sich zudem die Frage, inwieweit der Arbeitsmarkt MÖglichkei-
ten zum Eintritt in eine Beschäftigung bietet und wie diese Möglichkeiten von den
Betroffenen wahrgenommen werden.

Die Beziehung der Nichterwerbstätigen zum Arbeitsmarkt messen wir an drei lndikatoren:
(1) dem Wunsch, berufstätig zu sein; (2) der konkreten Handlungsabsicht, innerhalb der
nächsten drei Jahre eine Erwerbstätigkeit aufzunehmen und (3) daran, ob bereits faktisch
nach einer Beschäftigungsmöglichkeit gesucht wurde oder wird.

Sieht man von Schülern und Studenten ab, die das Erwerbsleben noch vor sich haben,
stellen Hausfrauen das größte Erwerbspotential für den Arbeitsmarkt dar: 1984 gab jede
dritte Hausfrau im Alter von 18 bis 63 Jahren den Wunsch an, berufstätig zu sein, jede

f ab.2'. Stellung der Hausfrauen zum Arbeitsmarkt

lnsgesamt Altersgruppen

18-34 Jahre 35-49 Jahre 50-63 Jahre

1977 1984 1977 1984 1977 1984 1977 1984

in Yo

Wunsch, berufstätig zu sein

Absicht, innerhalb von drei
Jahren Erwerbstätigkeit

aufzunehmen

Stellensuche im
vergangenen Jahr

Stelle finden wäre leicht

47 35 65 46 59 48 21 14

16 32

'19

32

16 4

I 6 4

27 20 41 28 17 18 16

Zahl der Befragten 373 339 81 84 160 127 133 128

Datenbasis: ZUMABUS 1977; Wohlfahrtssuruey 1984.
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sechste hatte zudem die konkrete Absicht, innerhalb der nächsten drei Jahre eine
EMerbstätigkeit aufzunehmen, und jede zehnte hatte sich bereits um einen Arbeitsplatz
bemüht.

Erwartungsgemäß am stärksten ist die Bindung an den Arbeitsmarkt unter den jüngeren
Hausfrauen: ln der Gruppe der 18- bis 34jährigen wünscht sich fast jede zweite,
berufstätig zu sein, jede dritte beabsichtigt, in naher Zukunfl erwerbstätig zu werden, und
jede fünfte hatte im Verlauf des zurückliegenden Jahres bereits nach einer Stelle gesucht.

Trotz dieses beachtlichen Potentials ist der Wunsch, berufstätig zu sein, heute geringer
als noch vor wenigen Jahren, wie ein Vergleich mit Daten aus dem Jafi 1977 zeigt. Als
Erklärung dafür kommt vor allem die zwischenzeitliche Verschlechterung der faktischen
Arbeitsmarktlage und der damit einhergehende Entmutigungseflekt in Frage.

Als Gründe, die jene Hausfrauen, die den Wunsch haben, berufstätig zu sein, an der
Realisierung ihres Wunsches hindern, werden am häufigsten die Beanspruchung durch
die Hausarbeit, das Fehlen geeigneter Arbeitsplätze und Kinderbetreuungspflichten
genannt. Jüngere Hausfrauen sehen sich vor allem durch die Notwendigkeit, die Kinder
zu versorgen und die Schwierigkeiten, einen geeigneten Arbeitsplatz zu finden, an der
Aufnahme einer Erwerbstätigkeit gehindert, ältere in erster Linie durch die Beanspru-
chung im Zusammenhang mit der Haushaltsführung.

Aufschlußreich ist in diesem Zusammenhang auch, wie Hausfrauen ihre Chancen auf
dem Arbeitsmarkt subjektiv beurteilen: Nur jede fünfte glaubt, es sei leicht, eine geeignete
Stelle zu finden, aber jede zweite betrachtet dies als schwierig und nahezu jede dritte als
praktisch unmöglich. lm Vergleich zu 1977 werden die Chancen, Zugang zu einer
Erwerbstätigkeit zu finden, heute pessimistischer beurteilt. Die pessimistische Einschät-
zung der eigenen Arbeitsmarktchancen nimmt erwartungsgemäß mit steigendem Le-
bensalter zu.

Galten Hausfrauen zu Zeiten einer allgemeinen Arbeitskräfteknappheit als ein durch
entsprechende Anreize mobilisierungsfähiges Erwerbstätigenpotential, so finden sie
gegenwärtig allenfalls als ,,Stille Reserve" die Aufmerksamkeit der Arbeitsmarktpolitiker.
Als ,,Stille Reserve" gilt im allgemeinen ,,der Teil des Erwerbspotentials, der weder
erwerbstätig noch bei den Arbeitsämtern arbeitslos gemeldet ist und aller Erfahrung nach
bei besserer Arbeitsmarktsituation um eine Arbeit nachsuchen würde''1. Wie groß der
Anteil der Hausfrauen ist, die der ,,Stillen Reserve" zuzurechnen sind, läßt sich unter
Verwendung der obengenannten lndikatoren wenigstens annäherungsweise bestimmen.
Rechnet man Hausf rauen dann der ,,Stillen Reserve" zu, wenn sie ein mehr oder weniger
verbindliches lnteresse an der Aufnahme einer Erwerbstätigkeit zum Ausdruck bringen,
indem sie (1)den Wunsch äußern, berufstätig zu sein, (2) die konkrete Absicht haben
oder (3) bereits nach einer Stelle suchen, und gleichzeitig als Hinderungsgrund angeben,

1 Autorengemeinschaft des lnstituts für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung: Der Arbeitsmarkt in der
Bundesrepublik Deutschland 1978 - Entwicklung, Strukturprobleme, arbeitsmarktpolitische lvlaß-
nahmen, in: Mitteilungen aus der Arbeitsmarkt- und Berufsforschung, Heft 1/1978, S.67.
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keine geeignete Stelle zu linden, so ergibt sich ie nach Definition ein Anteil von 6 bis 16 %
aller Hausfrauen. ln der Altersgruppe von 18 bis 44 Jahren liegt die Quote zwischen 1 1

und 19 %. Die untere Grenze ergibt sich unter Anlegung des strengslen Kriteriums, daß

lemand bereits nach einer Arbeitsstelle gesucht haben muß, die obere Grenze, wenn
lediglich die Artikulation des Wunsches, berufstätig zu sein, als Kriterium zugrundegelegt
wird.

Tab. 3: Zugehörigkeit von Hausfrauen zur ,,Stillen Reserve"

Grund, nicht erwerbstätig zu sein: ,,Keine Arbeitsstelle"

Wunsch,
berufstätig

zu sein

Absicht, innerhalb
von drei Jahren

berulstätig
zu werden

Stellensuche
im vergangenen

Jahr

in o/o

Anteil an allen Hausfrauen

Anteil bei Hausfrauen
zwischen 18-44 Jahren

Anteil bei Hausfrauen
zwischen 45-63 Jahren

16

19

12

14 11

6I

4

Datenbasis: Wohl,ahrtssuruey 1 984.

7.3 Befürchtung des Arbeitsplatzverlustes und
subjektive Beurteilung der finanziellen Absicherung
bei Arbeitslosigkeit

Während Nichterwerbstätige Arbeitsmarktprobleme vorwiegend als Schwierigkeit erfah-
ren, Zugangsbarrieren zu überwinden, steht fÜr Erwerbstätige zunächst das Risiko des
Arbeitsplatzverlustes im Vordergrund. Die Lage auf dem Arbeitsmarkt wird daher aus der
Sicht der beschäftigten Arbeitnehmer primär unter dem Gesichtspunkt der Sicherheit
oder Gefährdung des eigenen Arbeitsplatzes wahrgenommen und beurteilt. Ob Arbeit-
nehmer ihren Arbeitsplatz als sicher oder gefährdet betrachten, ist nicht nur für ihr
individuelles und kollektives Verhalten konsequenzenreich, sondern hat darüber hinaus
maßgeblichen Einilu ß auf ihr subjektives Wohlbef inden. Die Sicherheit vor Entlassung ist
den Arbeitnehmern - gerade in einer Zeit hoher Arbeitslosigkeit - wichtiger als alle
anderen Eigenschaften des Arbeitsplatzes (Teil ll, Kap. 8).
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1984 befürchtet rund jeder sechste Arbeitnehmer, der im engeren Sinne einem Arbeits-
marktrisiko ausgesetzt ist, in naher Zukunft arbeitslos zu werden oder seine Stelle
wechseln zu müssen. Obwohl dieser Anteil im Vergleich zu 1977 zugenommen hat und

das Risiko eines Arbeitsplatzverlustes gegenwärtig höher eingeschätzt wird als damals,
erscheint angesichts des Niveaus der Arbeitslosigkeit und der eher negativen Tendenzen
auf dem Arbeitsmarkt überraschend, da1 85% aller Angestellten, Arbeiter und Auszubil-
denden ihren Arbeitsplalz als sicher betrachten und weder Arbeitslosigkeit noch die
Notwendigkeit eines Stellenwechsels befürchten. Aufschlußreich ist in diesem Zusam-
menhang der Befund, daß die Wahrnehmung des Risikos, den eigenen Arbeitsplatz zu

verlieren, sehr eng mit der Betroflenheit von Arbeitslosigkeit korreliert. Arbeitnehmer, die
selbst schon mindestens einmal arbeitslos waren, schätzen das Risiko wieder arbeitslos
zu werden sehr viel höher ein als Arbeitnehmer, die bisher noch nie arbeitslos waren.

Tab. 5 Subjektive Wahrnehmung von Arbeitsmarktrisiken
nach Betroffenheit von Arbeitslosigkeit

Arbeitslos gewesen

Ja Nein
1977 1984 1977 1984

in'Ä

Befürchtung, in naher Zukunft
arbeitslos zu werden
Stelle wechseln zu müssen

26
5

6
5

3
5

13
5

Datenbasis: zUMABUS 1977, Wohlfahrtssurvey 1984.

ln diesem Zusammenhang kommt zum Ausdruck, daß Arbeitsmarktrisiken nicht gleich

verteilt sind, sondern sich auf bestimmte Personengruppen konzentrieren und daß die
Arbeitslosigkeit selbst als ein Risikof aktor zu betrachten ist, der die Wahrscheinlichkeit, zu

einem späteren Zeitpunkt erneut arbeitslos zu werden, erhöht. So stellen wir insgesamt
nicht nur fest, daß lediglich eine Minderheit der Arbeitnehmer Arbeitslosigkeit jemals

persönlich erfahren hat; auch die Befürchtung, den gegenwärtigen Arbeitsplalz zu

verlieren, konzentrierl sich auf eine begrenzte, weitgehend identische Arbeitnehmerpo-
pulation. Die Aufgliederung in eine von Arbeitslosigkeit betroffene und sich subjektiv
bedroht fühlende Minderheit der Arbeitnehmer auf der einen Seite und eine bisher von
Arbeitslosigkeit nicht betroffene Mehrheit der Arbeitnehmer, die ihren Arbeitsplatz auch

weiterhin als sicher betrachtet, auf der anderen, dürfte eine Erklärung dafür sein, daß eine
Gesellschaft wie die Bundesrepublik mit dem Problem der Arbeitslosigkeit offenbar auch
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auf längere Sicht ohne tiefgreifende Konflikte und Verluste der Legitimationsbasis zu

leben vermag.

Die Bedrohung, die von einem Verlust des Arbeitsplatzes ausgeht, ist um so größer, je
unzureichender die Maßnahmen der sozialen Sicherung sind, d. h. je stärker die
materielle und soziale Existenz durch Arbeitslosigkeit gefährdet wird. Wie hoch und

umfassend die Absicherung durch Zahlung von finanziellen Leistungen in Form von
Arbeitslosengeld und -hilfe sein soll, ist eine gesellschaftspolitisch kontroverse Frage.
Statistiken über die erbrachten Leistungen und Daten zur Einkommenssituation von
Arbeitslosen bestätigen zwar die Funktionstüchtigkeit der betreffenden lnstitutionen,
zeigen aber zugleich auch auf, daß Arbeitslosigkeit beträchtliche Einkommenseinbußen
zur Folge haben und Armut erzeugen kann.

Neben lnformationen über die faktischen Leistungen der Sicherungsinstitutionen und

deren Wirksamkeit ist ebenfalls von lnteresse, wie verschiedene, selbst mehr oder
weniger bedrohte oder betroftene Bevölkerungsgruppen die finanzielle Absicherung im

Falle der Arbeitslosigkeit sub.iektiv bewerten.

Diese Beurteilung fällt durchaus nicht uneingeschränkt positiv aus und hat sich im

Vergleich zu 1977 erheblich zum Negativen hin verändert. 1984 betrachten 25o/o der
Befragten die finanzielle Absicherung bei Arbeitslosigkeit als unzureichend, 43% als
ausreichend, 14 % als gut und 5 % als übertrieben hoch. Der Anteil der Befragten, die die
Absicherung als unzureichend beurteilen, hat sich - wohl auch als Folge der inzwischen
restriktiveren AnspruchsvOraussetzungen und einem verminderten Leistungsniveau -
gegenüber 1977 metu als verdoppelt (vgl. Tab. 6).

Wie die Bewertung ausfällt, steht im Zusammenhang mit der eigenen Betroffenheit von

Arbeitslosigkeit und - bei Erwerbstätigen - mit der beruflichen Stellung. Von den

Bef ragen, die seit 1 970 irgendwann selbst elnmal arbeitslos waren, betrachtet 1 984 jeder

zweite die finanzielle Absicherung als unzureichend, von den Befragten ohne Arbeitslo-
sigkeitserfahrung dagegen nur jederfÜnfte. Die Untergliederung der Erwerbstätigen nach
ihrem beruflichen Status verdeutlicht, daß Arbeiter als eine von Arbeitslosigkeit beson-
ders betroffene und bedrohte Gruppe mit ihrer Beurteilung der finanziellen Absicherung
vergleichsweise wenig Vertrauen in das ,,soziale Netz" dokumentieren. Am positivsten

wird die materielle Lage der Arbeitslosen von den Selbständigen gesehen. Bemerkens-
wert ist allerdings, daß hier der Anteil derjenigen, die die linanzielle Absicherung als
übertrieben hoch beurteilen, sich zwischen 1977 und 1984 von 35 auf 10 % reduziert hat.

Auch Beamte haben ihre Beurteilung der finanziellen Leistungen, die für Arbeitslose
erbracht werden, in den zurückliegenden Jahren in erheblichem Umfang revidiert.

7.4 Subjektive Arbeitsmarktchancen
Neben der existenziellen Sicherheit, die die lnstitutionen der sozialen Sicherung dem
einzelnen zu bieten vermögen, hängt das Ausmaß der Bedrohung, das von einem Verlust
des Arbeitsplatzes ausgeht, davon ab, wie Erwerbstätige ihre individuellen Chancen auf
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dem Arbeitsmarkt subjektiv wahrnehmen und bewerten. Das Bewußtsein, über Alternati-
ven zu verfügen und Optionen wahrnehmen zu können, ist nicht nur als Verhaltensdispo-
sition von Bedeutung. Die Überzeugung, bei Verlust des Arbeitsplatzes leicht wieder eine
neue und ebensogute Stelle zu finden, bietet Sicherheit und ist zugleich eine wesentliche
Voraussetzung dafür, die eigenen beruflichen lnteressen offensiv vertreten zu können.

Tab. 7 zeigl, wie sich die Beurteilung der Arbeitsmarktchancen der Arbeitnehmer
zwischen 1977 und 1 984 entwickelt hat und welche Unterschiede es zwischen einzelnen
Arbeitnehmergruppen gibt. Für die abhängig Beschäftigten insgesamt wie auch für die
meislen Teilgruppen gilt, daß die Chancen, nach einem Verlust des Arbeitsplatzes ohne
Schwierigkeiten wieder eine neue Stelle zu finden, in den Jahren 1978 und 1980 günstiger
beurteilt wurden als 1977. Dagegen haben sich die individuellen Arbeitsmarktchancen in

der Wahrnehmung der Bef ragten zwischen 1980 und 1 984 drastisch verschlechtert. Der
Anteil der Arbeitnehmer, die glauben, ohne weiteres wieder eine neue Stelle finden zu
können, hat sich zwischen 1980 und 1984 fast halbiert. Die subjektive Beurteilung der
Arbeitsmarktchancen folgt damit weitgehend der realen Arbeitsmarktentwicklung, die in

den Jahren 1 978 bis 1 980 durch eine leichte Erholungstendenz gekennzeichnet war, ehe
sich die Negativentwicklung fortsetzte und der Arbeitslosenbestand zwischen 1980 und
1984 um last 1,4 Millionen zunahm.

Abb. 1 Subjektive Arbeitsmarktchancen - Erwerbstätige Männer und Frauen
1977 bis 1984

1977 1978 1980 1984 1977 1978 198Q ',1984

100

N

50

0
Männer Frauen

Stelle finden wäre

pra ktisc h
unmöglrch
schwie r rg

letcht
Datenbasis: ZUI\iIABUS 1977; Wohlfahrtssurueys '1978, 1980, 1984.

Am pessimistischsten wird die Chance, einen neuen Arbeitsplatz zu finden, von Frauen,
älteren Arbeitnehmern und Erwerbstätigen ohne abgeschlossene Berufsausbildung
gesehen. Arbeitnehmer ohne beruflichen Bildungsabschluß und Frauen sind zugleich

N§
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auch die Gruppen, deren Arbeitsmarktchancen sich in ihrer eigenen Wahrnehmung
zwischen .1980 und 1984 am stärksten verschlechtert haben. Während 1984 noch 16 %
der Arbeitnehmerinnen glaubte, es sei für sie leicht, wieder eine neue Stelle zu finden,
hatte der entsprechende Anteil 1980 39% und 1969 sogar noch 77% betragenl. Am
optimistischsten schätzen jüngere Arbeitnehmer und Arbeitskräfte mit einem Fachschul-,
Meister- oder Technikerabschluß ihre Arbeitsmarktchancen ein.

Die Verschlechterung der individuellen Arbeitsmarktchancen in der subjektiven Wahr-
nehmung ist, nicht zuletzt auch wegen der damit verbundenen Auswirkungen auf das
Verhalten am Arbeitsplatz und auf dem Arbeitsmarkt von Bedeutung: Arbeitnehmer, die
ihre Chancen auf dem Arbeitsmarkt pessimistisch beurteilen, werden sich insgesamt eher
defensiv verhalten und vor allem an der Aufrechterhaltung des Status quo orientieren.
Auch auf der Ebene des kollektiven Verhaltens und der organisierten lnteressenvertre-
tung sind Auswirkungen nicht auszuschließen.

(Heinz-Herbert Nolf

1Vgl.Weltz,F.:BestimmungsgrößenderFrauenerwerbstätigkeit.Forschungsbericht,München1971
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8 Arbeitsplatz und Arbeitszufriedenheit

Neben der veränderten Arbeitsmarktlage und strukturellen Umbrüchen innerhalb des

Beschäftigungssystems zeichnet sich auch ein Wandel in der Einstellung zur Erwerbsar-

beit ab. Beschäftigungsdefizite und technologische Veränderungen auf der einen Seite,

mehr arbeitsfreie Zeit, ein im Durchschnitt höheres Bildungsniveau und für die Mehrheit

ein hoher materieller Lebensstandard auf der anderen Seite sind die Rahmenbedingun-

gen, die das Verhältnis der Erwerbstätigen zu ihrer Arbeit heute wesentlich prägen. Es

it"llt .i.h daher die Frage, welchen Stellenwert die Erwerbsarbeit im Verhältnis zu

anderen Lebensbereichen einnimmt, welche Ansprüche die Erwerbstätigen an Arbeits-

plätze und Tätigkeitsinhalte stellen und wie sie ihre Berufstätigkeit subjektiv wahrnehmen

und bewerten.

8.1 Einstellungen zut Arbeit und Wichtigkeit von
Arbeitsplatzmerkmalen

Die Bedeutung, die Arbeit und Beruf heute im Leben der Menschen haben, messen wir an

zwei lndikatoren: der subjektiven Einschätzung, wie wichtig die Arbeit für das individuelle

Wohlbefinden ist, und der vergleichenden Wichtigkeitsbeurteilung der Lebensbereiche

Familie, Beruf und Freizeit. Dabei ist zunächst festzustellen, daß die Arbeit für das

Wohlbefinden nach wie vor von zentraler Bedeutung ist, daß aber andererseits Beruf und

Arbeit auch fÜr die Erwerbstätigen durchaus nicht die höchste Priorität genießen und

Vorrang vor anderen Seiten des Lebens haben. lm Durchschnitt aller Erwerbstätigen

beurteilt nahezu jeder zweite die Arbeit als sehr wichtig lür sein Wohlbefinden lm

Vergleich der Ergebnisse von 1980 und 1984 finden wir die Hypothese' daß dieser Anteil

rüc[läufig sein könnte, nicht bestätigt. Allerdings zeichnen sich diesbezüglich bei

Gegenüberstellung einzelner Beschäftigtengruppen gegenläufige Tendenzen ab Als

Ert<iärung dafür kommen die unterschiedlichen Arbeitsmarktrisiken und auch die Erfah-

rung in Betracht, wie das Wohlbefinden durch fehlende Erwerbsmöglichkeiten beein-

trächtigt werden kann (vgl. Tab. 1).

lm Hinblick auf die Frage nach dem Stellenwert von Arbeit und Beruf im Vergleich zu

anderen Lebensbereichen kommen wir zu dem Ergebnis, daß die Erwerbstätigen in der

Bundesrepublik dem Beruf in ihrer Prioritätenskala im Durchschnitt den gleichen Rang

einräumen wie der Freizeit, daß aber die Familie eindeutig vor diesen beiden Bereichen

rangiert. Lediglich tür 1O% aller Erwerbstätigen ist der Beruf wichtiger als die Familie und

für 8% die Freizeil (vgl. Tab. 2).
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Tab. 1: Wichtigkeit der Arbeit für das Wohlbefinden 1980 und 1984

Bevöl-
kerung

lns-
gesamt

lns-
gesamt

Un-,
ange-
lernte

Quali-
fizierte

Erwerbs- Erwerbstätige nach der Stellung im Beruf
tätige

Beamte Angestellte Arbeiter

Einf ., Gehob.,
mittlere höhere

in%

Arbeit ist für das Wohl-
befinden sehr wichtig

1980 31
1984 36

41

35
46
51

34
47

48
50

44
37

42
43

Oatenbasis: Wohlfahrtssurveys 1980 und 1984.

Weniger eindeutig ist, welchen Platz Beruf und Freizeit bei einzelnen Bevölkerungsgrup-
pen in der Rangordnung einnehmen. Der Vergleich der individuellen Einstufungen ergibt,
daß30% der Befragten der Beruf wichtiger ist als die Freizeit und ebenfalls 30% der
Befragten die Freizeit wichtiger als der Beruf.

Durch welche Merkmale lassen sich nun eher,,arbeitsorientierte" und eher,,freizeitorien-
tierte" Erwerbstätige näher kennzeichnen und unterscheiden? Zunächst ist zu beobach-
ten, daß die Arbeitsorientierung bei männlichen, die Freizeitorientierung bei weiblichen
Beschäftigten stärker ausgeprägt ist: 40 % der Frauen im Vergleich zu 25Yo der Männer
ist die Freizeit wichtiger als der Beruf. Zudem sind ,,freizeitorientierte" vermehrt unter
jüngeren und anhand des lnglehart-lndexl als postmaterialistisch eingestuften Beschäf-
tigten anzutreffen, ,,arbeitsorientierte" eher unter älteren und materialistisch eingestellten
Befragten. Bei näherer Betrachtung zeigt sich allerdings, daß Lebensalter und Wertorien-
tierung vor allem bei männlichen Erwerbstätigen einen Einfluß darauf haben, ob sie eher
arbeits- oder freizeitorientiert sind, während weiblichen Erwerbstätigen die Freizeit auch
unabhängig von der Ausprägung dieser Merkmale zumeist wichtiger ist als der Beruf.

Sowohl bei männlichen als auch bei weiblichen Befragten findet sich dagegen ein
Zusammenhang zwischen der Höhe ihres Arbeitseinkommens und der Wichtigkeit von
Arbeit und Freizeit: ln der höchsten Einkommensklasse überwiegen die Arbeitsorientier-
ten, in den unteren Gruppen die Freizeitorientierten. Die naheliegende Frage, ob
Erwerbstätige mehr verdienen, weil ihnen die Arbeit wichtiger ist als die Freizeit oder ob
Erwerbstätige mit niedrigerem Einkommen die Freizeit vorziehen, weil ihre Arbeit so
schlecht entlohnt wird und unter Umständen auch sonst wenig befriedigend ist, läßt sich
auf der Basis der uns vorliegenden lnformationen statistisch nicht überprüfen.

1 Vgt lbil il,r(ap. 3, S,383.
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Die Ansprüche und Erwartungen, die Erwerbstätige an ihre Arbeit richten, sind daran
abzulesen, wie wichtig ihnen bestimmte Arbeitsplatz- und Tätigkeitsmerkmale sind. Unter
den berücksichtigten Aspekten genießt die Sicherheit des Arbeitsplatzes die höchste
Priorität, gefolgt von den Verdienstmöglichkeiten. Danach werden arbeitsinhaltliche
Aspekte wie die Möglichkeit, die Arbeit selbständig zu gestalten und eine abwechslungs-
reiche Tätigkeit genannt. Vergleichsweise weniger wichtig sind den Erwerbstätigen die
Arbeitszeitregelungen und die Aufstiegschancen, die sie an ihrem Arbeitsplatz vorfinden.

Obwohl sich im Vergleich der Werte von 1980 und 1984 insgesamt kaum Veränderungen
abzeichnen, ist auischlußreich, daß die Sicherheit des Arbeitsplatzes von jenen Arbeit-
nehmern, die Entlassungsrisiken ausgesetzt sind, 1984 deutlich höher bewertet wird als
noch vier Jahre zuvor. Ahnliches gilt, wenn auch in abgeschwächter Form, für die
Verdienstmöglichkeiten, die die Stelle bietet.

Abb. 1: Die Bedeutung der Sicherheit des Arbeitsplatzes
und der Verdienstmöglichkeiten 1980 und '1984

1980 1984 7780

70

60

50,
40

30

20
'10

0

70-
6263

53 51

:',"*:[r::,:::

ffif,
Verdiensl -
möglichkeitenEinfache,mrtilere cehobene,höhere

Beamte Angestellte

Datenbasis: Wohltahrtssurveys 1980 und 1984.

Un-,angelernle Oualifizterte
A rbet ter

Mit Ausnahme der Arbeitszeit werden alle Arbeitsplatzmerkmale von weiblichen Beschäf-
tigten im Vergleich zu Männern als weniger wichtig eingestuft, wobei dies allerdings vor
allem auf die Einschätzung der teilzeitbeschäftigten Frauen zurückzuführen ist. Bei
Arbeitern stehen ganz eindeutig die traditionellen Kriterien der Arbeitsplatzbeurteilung,
Sicherheit des Arbeitsplatzes und Verdienst im Vordergrund. Arbeitsinhaltliche Aspekte
werden dagegen vor allem von Beamten und Angestellten, zumal denen in höheren
Positionen, betont.

Aktuelle Thesen über einen Wertwandel, der inzwischen auch die Arbeitswelt erfaßt hat,
sind mit unseren Daten nur partiell zu belegen. Die Bef unde deuten jedoch darauf hin, daß
,,neue" Arbeitswerte vor allem von jüngeren und von besser gebildeten Erwerbstätigen in
die Arbeitswelt hineingetragen werden.
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Die Wichtigkeit traditioneller Arbeitswerte wie Verdienstmöglichkeiten, Arbeitsplatzsi-
cherheit und Arbeitszeitregelung wird über die Altersgruppen hinweg gleichförmig
beurtellt; sie werden allerdings von Arbeitnehmern, die über höhere Bildungsabschlüsse
verfügen in der Tendenz niedriger eingestuft. Deutlicher sind Unterschiede im Bereich
inhaltlicher Arbeitsaspekte zu beobachten, die als ,,neue" berufliche AnsprÜche gelten
können. Entsprechende Ansprüche werden um so mehr erhoben, je jünger Arbeitnehmer
sind und je höher ihre Bildung ist.

Tab. 3: Wichtigkeit von Arbeitsplatzmerkmalen nach Bildungsniveau
und Wertorientierung'

Bildungsniveau Wertorientierung

Ohne Haupt- Mittlere Fach- Materia- Misch- Post-
Ab- schul- Reife hoch- listisch typ materia-

schluß abschluß schulreile listisch
Abitur

in%

Traditionelle Ansprüche
Verdienst-

möglichkeiten 52
Sicherheit des

Arbeitsplatzes 62
Arbeitszeitregelung 30
Aufstiegschancen 22

,,Neue" Ansprüche
Selbstgestaltung 32
Abwechslung 27

56 3139

59
23
20

45
48

51 49 38

65
30
18

41

11

15

44
19
19

65
23
'16

31

32

62
27
19

49
52

44
40

54
40

39
38

1 Anteile: ,,sehr wichtig" aut vierstufiger Skala von ,,sehr wichtig" bis ,,unwichtig"

Datenbasis: Wohlf ahrtssuruey 1 984.

Daß diese Unterschiede auch auf einen allgemeinen Wertwandel in der BevÖlkerung
zurückzuführen sind, belegt der enge Zusammenhang mit der Wertorientierung. Erwerbs-
tätige mit einer postmaterialistischen Grundeinstellung sind Träger ,,neuer" Arbeitswerte:
Sie sind eindeutig weniger als materialistisch eingestellte Beschäftigte an Sicherheit und

Verdienst interessiert, obwohl auch ihnen diese Merkmale keineswegs unwichtig sind,
sondern betonen vor allem Möglichkeiten einer selbstgestalteten, abwechslungsreichen
Arbeit.
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8.2 Erträge und Anforderungen der Arbeit
Berufliche Positionen und Arbeitsplätze unterscheiden sich ganz erheblich danach,
welche Verdienst- und Karrieremöglichkeiten sie bieten und welche Anforderungen sie an
die Positionsinhaber stellen (vgl. Tab. 4).

Für die Bezahlung macht es nicht nur einen Unterschied, ob es sich um eine Arbeiter-,
Angestellten- oder Beamtentätigkeit handelt und auf welchem Qualifikationsniveau sie
angesiedelt ist, sondern auch in welchem Wirtschaftsbereich der Arbeitnehmer beschät
tigt ist. Eine Beschäftigung in der lndustrie oder im Ötfentlichen Dienst wird, das zeigt sich
insbesondere bei qualifizierten Arbeitern und einfachen oder mittleren Angestellten,
offenbar besser bezahlt als eine vergleichbare Position in den Bereichen des Handwerks
oder Handels. Ahnliche Zusammenhänge ergeben sich auch im Hinblick auf die Chancen
eines innerbetrieblichen Aufstiegs, die mit verschiedenen Positionen verbunden sind.

Die spezifischen Arbeitsanforderungen, denen sich Erwerbstätige gegenübergestellt
sehen, sind in erster Linie arbeitsplatz- und tätigkeitsabhängig. Ob sie als Über- oder
Unterforderung wahrgenommen werden, ist darüber hinaus jedoch auch von der Person
des Erwerbstätigen, seiner Qualifikation, seiner Leistungsfähigkeit und Belastbarkeit,
sowie seinen Ansprüchen und Ambitionen abhängig. Eine Überforderung durch die Arbeit
wird vor allem von Arbeitern und von Beschäftigten in den Bereichen des Handwerks und
Handels berichtet. Hier gibt mehr als jeder dritte an, sich im Rahmen seiner Tätigkeit
häufiger überfordert zu fühlen. Überdurchschnittlich hoch ist der Anteil derjenigen, die
angeben, an ihrem Arbeitsplatz unterfordert zu sein, bei Beamten und einfachen bzw.
mittleren Angestellten im Bereich der lndustrie und des Öffentlichen Dienstes.

8.3 Arbeitszufriedenheit
Die Arbeitszufriedenheit ist ein Indikator für die subjektive Qualität des Arbeitslebens und
das Verhältnis der Erwerbstätigen zu ihrer Arbeit. Behauptungen, wonach die Arbeitszu-
friedenheit in der Bundesrepublik rückläufig sei, haben breite Aufmerksamkeit gefunden
und lebhafte Kontroversen über mögliche Verursachungsfaktoren ausgelöst: veränderte
Arbeitsbedingungen, verschlechterte Arbeitsmarktverhältnisse, sinkende Arbeitsmoral
und gestiegene oder qualitativ veränderte Ansprüche an die Arbeit.

Die uns für den Zeitraum der ersten Hälfte der achtziger Jahre vorliegenden Daten lassen
jedoch die behauptete Tendenz einer abnehmenden Zufriedenheit mit der Arbeit nicht
erkennen. lm Gegenteil, wenn überhaupt Veränderungen zu beobachten sind, handelt es
sich überwiegend um eine leichte Zunahme der Arbeitszutriedenheit, die vor allem darauf
zurückzuführen ist, daß der Anteilderjenigen zugenommen hat, die mit ihrer Arbeit ,,ganz
und gar zufrieden" sind und die wir die Hochzufriedenen nennen. Unterscheidet man
einzelne soziodemographische Gruppen von Arbeitnehmern, so sind ,,Zufriedenheitsge-
winne" im Zeitvergleich vor allem bei ganztagsbeschäfiigten Frauen, bei älteren Arbeit-
nehmern, in der Gruppe der gehobenen und höheren Beamten sowie bei Beschäftigten
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Tab. 5: Die Zufriedenheit mit der Arbeit 1980 und 1984

Durchschnitt

1980 1984
@@

Anteil der Anteil der
Unzufriedenenl Hochzufriedenen2
1980 1984 1980 1984

o/ o/ o/ o//o /o /o /o

Abhängig Beschäftigte
Männer
Frauen

ganztags
halbtags

18-24 Jahre
25-34 Jahre
35-49 Jahre
50-65 Jahre

Stellung im Beruf
Arbeiter

un-, angelernte
qualifizierte

Angestellte
einfache, mittlere
gehobene, höhere

Beamte
einfache, mittlere
gehobene, höhere

7,6
7,7
7,6
7,5
7,9
7,4
7,6
7,6
8,0

7,9
7,8
8,1
8,0
8,2
7,6
7,4
8,0
8,4

12
10
16
11

23
8
I

11

21

6
b
5
6
4
9
I
5
1

5
5
6
6
6
7
5
4
6

6
3

6
4

21

18
27
25
31

13
15
21

33

7,4
7,7

7,7
7,8

7,7
8,r

7,8
8,2

7,7
7,3

7,7
8,0

10
3

20
16

I
6

18

8

5
3

7
4

5
9

14
14

24
26

I
23

1 Skalenwerte 0 bis 4 aul Skala 0 bis 10.
2 Skalenwert '10 auf Skala 0 bis 10.

Datenbasis: Wohlfahrtssurveys 1980 und 1984.

mit einem Lehrabschluß festzustellen. lnsgesamt ist das Bild jedoch durch eine bemer-
kenswerte Konstanz der 1980 und 1984 ermittelten Werte geprägt.

Auch zwischen den unterschiedenen Arbeitnehmergruppen gibt es allenfalls geringfügige
Zufriedenheitsdifferenzen. Frauen sind mit ihrer Arbeit nicht weniger zufrieden als
Männer, an- und ungelernte Arbeiter nicht weniger zufrieden als Facharbeiter und
Beschäftigte ohne berufliche Qualifikation nicht weniger als Hochschulabsolventen. Von
den berücksichtigten soziodemographischen Merkmalen steht lediglich das Lebensalter
mit der allgemeinen Arbeitszutriedenheit in einem systematischen Zusammenhang: Je
älter Arbeitnehmer sind, desto höher ist ihre Zufriedenheit mit der Arbeit. Für diesen
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Tab. 6 Allgemeine Arbeitszufriedenheitl nach Stellenwert von Beruf
und Freizeit und nach Arbeitsanforderungen

lnsgesamt Männer Frauen

Arbeits-/Freizeitorientierung
Beruf ist wichtiger als Freizeit
Beides ist gleich wichtig
Freizeit ist wichtiger als Beruf

Arbeitsanforderungen
Überforderung
Unterforderung
Beides ist nicht der Fall

8,2
8,'1

7,4

8,1
8,1
7,1

7,6
6,4
8,2

7,6
6,5
8,1

t,o
6,1
8,4

8,2
8,3
7,7

1 Durchschnitte der Skala 0-10.
Datenbasis: Wohlf ahrtssurvey 1 984.

Zusammenhang gibt es zwei Erklärungen. Die eine sieht die Ursache darin, daß
Erwerbstätige ihre Erwartungen und Ansprüche im Laufe ihres Berufslebens reduzieren
und sich den vorgefundenen Möglichkeiten und realen Bedingungen anpassen. Die
andere Erklärung geht davon aus, daß ältere Arbeitnehmer eher als jüngere einen ihren
Vorstellungen entsprechenden Arbeitsplatz gefunden haben und betrachtet die höhere
Arbeitszufriedenheit als Ergebnis einer vorteilhafteren beruflichen Plazierung.

Die allgemeine Arbeitszufriedenheit ist jedoch nicht nur vom Lebensalter abhängig,
sondern korreliert auch mit der individuellen Wichtigkeit von Arbeit und Freizeit und der
Höhe der Arbeitsantorderungen. Arbeitnehmer, denen die Arbeit wichtiger ist als die
Freizeit, sind mit ihrer Arbeit überdurchschnittlich, eher freizeitorientierte Arbeitnehmer
dagegen unterdurchschnittlich zufrieden. Negative Abweichungen vom durchschnittli-
chen Niveau der Arbeitszufriedenheit sind darüber hinaus insbesondere bei Befragten
festzustellen, die sich während ihrer Arbeit häufiger über- oder unterfordert fühlen.
Bemerkenswert ist dabei, daß eine Unterforderung die Arbeitszuf riedenheit offenbar noch
stärker beeinträchtigt als eine Überforderung. Bei männlichen Arbeitnehmern korreliert
die Arbeitszufriedenheit zudem mit der Höhe des Bruttoeinkommens und ist auch davon
abhängig, wie hoch die Wahrscheinlichkeit eines innerbetrieblichen Aufstiegs in der
absehbaren Zukunft eingeschätzt wird.

Mindestens ebenso aufschlußreich wie die allgemeine Arbeitszufriedenheit sind die
unabhängig davon erhobenen Zufriedenheiten mit einzelnen Aspekten der Arbeitssitua-
tion und der ausgeübten Tätigkeit.

Nach den Ergebnissen fÜr 1980 war fast ieder zweite Arbeitnehmer mit seinen Auf-

Stiegschancen unzufrieden, jeder vierte mit dem Verdienst und jeder fünfte mit den

Gestaltungsmöglichkeiten, die ihm seine Tätigkeit läßt. Bei der auf konkrete Arbeitsattri-
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bute gerichteten Belrachtung kommt nicht nur generell mehr Unzufriedenheit zum
Ausdruck, auch die gruppenspezitischen Differenzen treten stärker hervor.

Jüngere Arbeitnehmer sind mit einer Ausnahme - den Aufstiegschancen - unzuf riedener
als ältere. Auch die schlechteren Arbeitsbedingungen un- und angelernter Arbeiter
manifestieren sich in einer überdurchschnittlichen Unzufriedenheit mit den Arbeitsplatz-
und Tätigkeitsmerkmalen. Angestellte sind durchgäng überdurchschnittlich zufrieden.

Tab. 7: Unzufriedenheit mit einzelnen Arbeitsplatzmerkmalen 19801

Verdienst- Sicherheit Arbeits- Aufstiegs- Selbstge-Abwechs-
möglich- des zeil- chancen staltungs- lung
keiten Arbeits- regelung möglich-

platzes keit

in%

Abhängig Beschäf-
tigte

Männer
Frauen

ganztags
halbtags

Altersgruppen
18-24 Jahre
25-34 Jahre
35-49 Jahre
50-65 Jahre

Stellung im Beruf
Arbeiter

un-, angelernte
qualifizierte

Angestellte
einfache, mittlere
gehobene, höhere

Beamte
einfache, mittlere
gehobene, höhere

22
16

13
20

14
15

19
19

17
27

23
23
25
25
24

33
17
22
25

34
17

36
21

16
19

23
16

31

26

28
o

+J
41

49
50

60
45

44
35

43
53

15
14
16
'16

15

17
20
12
'16

3

46
44
51

51

50

20
20
20
23
16

15
.13

19
19
19

13
15
17
12

27
18
15
11

37
15
18
16

21

12
15
12

17
4

11

0
0

3

3
11

'1 Anteil von Befragten, die angeben, ,,eher" oder,,sehr" unzufrieden zu sein.
Datenbasis: Wohlfahrtssuruey 1 980.
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Dies gilt in besonderem Maße für die gehobenen und höheren Angestelltenberufe.
Frauen sind mit dem Abwechslungsreichtum ihrer Tätigkeit und den Aufstiegschancen
unzufriedener als Männer, mit der Arbeitszeitregelung jedoch zufriedener. Zurückzufüh-
ren ist die höhere Zufriedenheit mit der Arbeitszeit insbesondere darauf, daß ein
beachtlicher Anteil der weiblichen Arbeitnehmer teilzeitbeschäftigt ist und teilzeitbeschä1-
tigte Frauen mit ihrer Arbeitszeit weitaus zufriedener sind als Vollzeitkräfte.

(H ei n z- H erbe rt N o I l/ Ro land H ab ic h)
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I Wohnverhältnisse

9.1 Objektive Wohnbedingungen und
wahrgenommene Wohnqualität

9.1.1 Die Zufriedenheit mit der Wohnung
Die Wohnungsversorgung in der Bundesrepublik hat sich in den letzten Jahrzehnten
quantitativ und qualitativ ständig verbessert und hat ein hohes Niveau erreicht (vgl. Teil l,

Kap. 5). Die Bürger sind mit ihrer Wohnung auch entsprechend zufrieden, sie bewerten
ihre Wohnung positiver als die meisten anderen Lebensbereiche (vgl. Teil ll, Kap. 3). 1 984
sind 36 % der erwachsenen Bevölkerung mit ihrer Wohnung vollkommen zufrieden, und
nur 6 % sind unzufrieden. Die Vergleichszahlen fÜr 1978 betragen 29bzw.7 %. Damit hat
sich die Wohnzufriedenheit zwischen 1978 und 1984 erhöht, was die Verbesserung der
Wohnbedingungen in diesem Zeitraum widerspiegelt.

Eine Abhängigkeit der Wohnzufriedenheit besteht von mehreren ob.lektiven Wohnbedin-
gungen, beispielsweise von der Wohnungsausstattung, der Belegungsdichte der Woh-
nung, der Art des Wohnhauses und dem Rechtsverhältnis (Mieter/Eigentümer). Von all
diesen Merkmalen hat die Wohnungsausstattung den stärksten Einf lu ß auf die Wohnzu-
f riedenheit.

Tab. 1 : Die Zutriedenheitl mit der Wohnung nach der
Wohnungsausstattung 1 978

Wohnungsausstattung Eher
zuf rieden

Eher Durchschnittliche
unzufrieden Zufriedenheit

in o/o o

lnsgesamt
Mit Bad, WC und Sammelheizung
Nur Bad und WC
Nur WC
Sonstige Ausstattun92

83
88
80
57
69

7
5
7

22
1B

7,8
8,1
7,5
6,0
6,8

1 Zufriedenheitsskala von 0-'10; ,,Eher zutrieden" : 6-10; ,,eher unzufrieden" = 0 4.
2 Nur Bad; nur Sammelheizung; nur Bad und Sammelheizung; nur WC und Sammelheizung; weder WC noch Bad

noch Sammelheizung.

Datenbasis: Wohlfahrtssurvey 1 978.
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Wohnungen, die gemäß dem heutigen Standard mit Bad, WC und Sammelheizung
ausgestattet sind, werden nur von 5oÄ ihrer Bewohner negativ bewertet. Dagegen sind
20/" der Bewohner von Wohnungen ohne Bad und Sammelheizung unzufrieden.

Die Belegungsdichte ist für die Wohnzufriedenheit fast genauso maßgeblich. Wird der
Standard von einem Wohnraum (ohne Küche) pro Haushaltsmitglied nicht erreicht, so ist
Unzufriedenheit vergleichsweise stark verbreitet. Auch bei einem Wohnraum pro Person
liegt die Wohnzufriedenheit noch unter dem Durchschnittsniveau. Eine ausgesprochen
hohe Wohnzufriedenheit stellt sich ersl dann ein, wenn der neuere Standard von einem
Wohnraum pro Person zuzüglich eines Gemeinschaftsraumes realisiert ist. Mit diesem
Standard wird offensichtlich ein Sättigungsgrad erreicht; noch mehr Wohnräume erhöhen
die Zufriedenheit nicht weiter.

Die Wohnzufriedenheit ist darüber hinaus davon abhängig, ob man in einem Einfamilien-
haus, einem kleineren Mietshaus oder einem großen Wohnblock lebt. Das Wohnen im
Einfamilienhaus gehört zu den am weitesten verbreiteten Wohnwünschen in der Bevölke-
rung, und dementsprechend sind Einfamilienhausbewohner mit ihrer Wohnsituation
zufriedener als Bewohner anderer Haustypen, auch wenn deren Wohnungen eine
genauso gute Ausstattung und genausoviel Wohnraum wie die Einfamilienhäuser bieten.
Dabei stellen die Bewohner der großen Wohnblocks mit zehn bis neunzehn Wohnpartei-
en die unzufriedenste Gruppe dar. Die Rangordnung der Haustypen nach der Wohnzu-
friedenheit ihrer Bewohner hat sich zwischen 1978 und 1984 nicht verändert.

Unabhängig davon, ob die Wohnung in einem Ein- oder Mehrfamilienhaus liegt, sind
Eigentümer, bei sonst gleichen Wohnbedingungen hinsichtlich Ausstattung und Bele-
gungsdichte, zufriedener als Mieter. Zwischen den Eigentümern von Einfamilienhäusern

Tab.2: Die Zufriedenheitl mit der Wohnung nach der
Belegungsdichte '1984

Belegungsdichte Eher
zufrieden

Eher Durchschnittliche
unzufrieden Zufriedenheit

ain Y.

lnsgesamt
Weniger als 1 Wohnraum/Person
1 Wohnraum/Person
Mehr als 1 Wohnraum/Person
2 und mehr Wohnräume/Person
3 und mehr Wohnräume/Person

85
68
B3
90
88
90

6
16
7
2
5
6

8,0
6,7
7,8
8,3
8,3
8,4

'1 Zufriedenheitsskala von 0-10: ,,Eher zufrieden" : 6-10; ,,eher unzufrieden" = 0-4.
Datenbasis: Wohlfahrtssuruey'1 984.
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Tab. 3: Die Zufriedenheitl mit der Wohnung nach der Art
des Wohnhauses 1978 und 1984

Art des Wohnhauses Eher
zufrieden

1 984

Eher Durchschnittliche
unzufrieden Zufriedenheit

1984 1978 1984

in% oa
Bauernhaus
Einfamilienhaus
Haus mit 2-4 Parteien
Haus mit 5-9 Parteien
Haus mit 10-19 Parteien
Haus mit 20 u. mehr Parteien

89
91

87
77
73
81

2
2
5

11

13
6

8,5
7,8
7,2
6,9
7,3

8,0
8,6
B,O

I,J
7,0
7,7

1 Zufriedenheitsskala von 0-10: ,,Eher zufrieden" : 6-10; ,,eher unzufrieden" = 0-4.
Oatenbasis: Wohlfahrlssurvey 1978, 1984.

und den Mietern in Mehrfamilienhäusern besteht 1984 wie bereits 1978 ein markanter
Zufriedenheitsunterschied. Während es unter den ersteren kaum Unzufriedene gibt
(1 ,5%), sind unter den letzteren 10 % mit ihrer Wohnung unzufrieden. Die durchschnittli-
chen Zufriedenheitsniveaus liegen bei 8,8 b2w.7,3.

9.1.2 Die Zufriedenheit mit der Wohngegend und den
Verkehrsverhältnissen

Die Zufriedenheit mit der Wohnung stellt nur einen Aspekt der wahrgenommenen
Wohnqualität der Bürger dar. Wichtige Aspekte sind darüber hinaus Beurteilungen der
Wohnumgebung, wie die Zufriedenheit mit der Wohngegend und die Zufriedenheit mit
den Verkehrsverhältnissen.

Die Zufriedenheit mit der Wohngegend ist 1978 insgesamt etwas höher als die Zufrieden-
heit mit der Wohnung. Allerdings sind auch die Zufriedenheitsunterschiede innerhalb der
Bevölkerung bezüglich der Wohngegend größer als bezüglich der Wohnung. Noch
wesentlich stärker differieren die Bewertungen der Verkehrsverhältnisse, die im Durch-
schnitt - verglichen mit anderen Lebensbereichen - recht negativ ausfallen. Eine gute
Wohnung, eine angenehme Wohngegend und günstige Verkehrsverhältnisse scheinen
in der Regel nicht zusammenzufallen, denn immerhin 44 % bewerten diese drei Aspekte
nicht durchgängig positiv. Aber eine Kumulation von Unzufriedenheit tritt extrem selten
auf : Personen, die mit ihrer Wohnung unzulrieden sind, äußern sich im allgemeinen nicht
auch noch über ihre Wohngegend oder die Verkehrsverhältnisse unzulrieden.
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Tab.4: Die Zufriedenheitl mit der Wohnung, der Wohngegend und den
Verkehrsverhältnissen 1 978

Eher
zufrieden

Eher
unzuf rieden

Durchschnittliche
Zufriedenheit

in% a

Mit der Wohnung
Mit der Wohngegend
Mit den Verkehrsverhältnissen
Mit allen drei Aspekten

83
84
74
56

7,8
7,9
7,1

7
9

17
1

1 Zufriedenheitsskala von 0-10: ,,Eher zufrieden" : 6-10; ,,eher unzufrieden" = 0 4.

Datenbasis: Wohlfahrtssuruey 1 978.

Tab. 5: Die Zufriedenheitl mit der Wohngegend und den Verkehrs-
verhältnissen nach Art und Größe des Wohnortes 1978

Mit der
Wohngegend

Mit den
Verkeh rsverhältnissen

eher eher
zu- unzu-

frieden frieden

in%

durch- eher eher durch-
schn. zu- unzu- schn.
Zu- frieden frieden Zu-

.f riedenh.-f riedenh.
A in% A

Dorf in ländl. Umgebung
Dorf in Stadtnähe2
Ländl. Kleinstadt3
lndustr. Kleinstadt
Mittl. Stadt4 mit wenig lndustrie
Mittl. Stadt mit viel lndustrie
Großstadt
Vorort einer Großstadt

8
5
5
5

11

11

12
16

8,2
8,4
8,2
8,4
7,4
7,8
7,5
7,4

RO

63
68
90
75
74
85
84

27
24
21

10
19
16

9

6,0
b,o
6,7
7,6
7,0
7,1
8,1
7,7

89
90
88
91

75
82
77
78

'1 Zufriedenheitsskala von 0-10: ,,Eher zufrieden" = 6-10; ,,eher unzufrieden" : 0-4.
2 ln der Nähe einer mittleren Stadt oder Großstadt.
3 Bis 30000 Einwohner.
4 Bis '100000 Einwohner.
Datenbasis: Wohlfahrtssuruey 1 978.
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ln der Zutriedenheit mit der Wohngegend und der Zufriedenheit mit den Verkehrsverhält-
nissen sind zum Teil erhebliche Stadt-Land-Unterschiede festzustellen. Die Dorf- und
Kleinstadtbewohner sind mit ihrerWohngegend überdurchschnittlich zufrieden, wobeidie
Einwohner stadtnaher Dörfer und industrieller Kleinstädte, vermutlich wegen der besse-
ren Erreichbarkeit wichtiger lnfrastruktureinrichtungen, ihre Wohngegend noch positiver
beurteilen als die Einwohner der ländlich gelegenen Dörfer und der ländlichen Klein-
städte. Dagegen ist die Zufriedenheit mit den Verkehrsverhältnissen in den Dörfern und
den ländlichen Kleinstädten sehr niedrig, was ihrer geringen Anbindung an öffentliche
Verkehrsmittel entspricht. Vor allem in den ländlich gelegenen Dörtern werden die
Verkehrsverhältnisse ungünstig bewertet. Hier ist jeder vierte unzufrieden. Demgegen-
über herrscht in den Großstädten und ihren Vororten die höchste Zufriedenheit mit den
Verkehrsverhältnissen, aber auf der anderen Seite auch eine geringe Zufriedenheit mit
der Wohngegend. Nur in den Großstädten und Vororten ist man mit der Wohngegend
unzufriedener als mit den Verkehrsverhältnissen.

9.2 Soziale Vergleiche bei der Bewertung der Wohnung
Die Zufriedenheit mit der Wohnung ist nicht nur von den objektiven Wohnbedingungen
abhängig. Ob man mit seiner Wohnung eher zutrieden oder eher unzufrieden ist, ist auch
eine Frage der Erwartungen und Ansprüche, die man stellt. Je weiter man von seinen
Zielen oder Zukunftserwartungen entfernt ist, um so unzufriedener ist man mit seiner
Wohnung. Von ebenfalls großer Bedeutung für die Wohnzufriedenheit ist, wie hoch die

Tab. 6 Vergleiche der eigenen Wohnung mit anderen Wohnungen
und ihr Einfluß auf die Wohnzufriedenheit 1978

Die eigene Wohnung wird im
Vergleich zur Wohnung:

des Durch-
schnittsbürgers

von Freunden
und Bekannten

die man für
eneichbar hält

%a1%a1%oo'
als viel besser eingestuft2
als etwas besser
als gleich gut
als etwas schlechter
als viel schlechter eingestuft

24
J5
21
15

5

9,0
8,2
7,6
6,5
4,5

9,2
8,6
8,1
6,8
4,9

46
36
18

7
28
34
22
I

8,6
7,8
5,6

1 Durchschnittswert auf der Zufriedenheitsskala von 0-'10.
2 DifferenzzwischenderEinstufungdereigenengegenwärtigenWohnungauteinerzehnstufigenLeitervon,,Eins:

ideale Wohnung" bis ,,Zehn = schlechteste vorstellbare Wohnung" und der Einstufung der Wohnung des
Durchschnittsbürgers bzw. der Wohnung von Freunden und Bekannten bzw. der besten erreichbaren Wohnung auf
derselben Leiter; keine Differenz : gleich gut; Differenz von ein oder zwei Stufen = etwas besser bzw. etwas
schlechter; Differenz von drei und mehr Stufen : viel besser bzw. viel schlechter.

Datenbasis: Wohl,ahrtssuruey 1 978.
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eigene Wohnqualität im Vergleich zur Wohnqualität wichtiger Bezugsgruppen, wie z. B.

Freunde, Bekannte oder der Durchschnittsbürger, eingeschätzt wird. Je mehr dieser
Vergleich zugunsten der eigenen Wohnung ausiällt, um so höher ist die Zufriedenheit,
und je mehr er zugunsten der anderen ausfällt, um so höher ist die Unzufriedenheit' Die
Wahrnehmung sozialer Ungleichheit ist somit eine entscheidende Quelle von Zufrieden-
heit bzw. Unzufriedenheit. Deshalb ist zu vermuten, daß unterversorgte Bevölkerungs-
gruppen, wie z. B. kinderreiche Familien oder einkommensschwache Haushalte, mit
steigender Unzufriedenheit reagieren werden, wenn sie bei anderen eine weitere
Verbesserung der Wohnbedingungen wahrnehmen, aber rhre eigene Wohnsituation
stagniert. Personen, die unter schlechten Wohnbedingungen leben, sind sich ihrer
Defizite nämlich durchaus bewußt. Sie stufen ihre Wohnung klar unterhalb der Wohnung
des Durchschnittsbürgers und der Wohnung von Freunden und Bekannten ein. Damit
weichen sie von der allgemeinen Tendenz ab, sich selbst in einer besseren Wohnsituation
als den Durchschnittsbürger und in einer mindestens genauso guten WohnSituation wie
Freunde und Bekannte zu sehen.

9.3 Zutriedenheitsu nterschiede zwischen
BevölkerungsgrupPen

Aus den Zusammenhängen zwischen objektiven wohnbedingungen und wohnzufrie-
denheit läßt sich ableiten, daß sich Bevölkerungsgruppen mit unterschiedlich guten

wohnbedingungen auch im Zufriedenheitsniveau unterscheiden. Vor allem bei den

Problemgruppen der wohnungsversorgung ist eine im Vergleich zu anderen Bevölke-
rungsgruppen geringe Wohnzufriedenheit zu erwarten. Dazu gehÖren beispielsweise alte

Menschen, junge Familien und kinderreiche Familien mit jeweils spezifischen Wohnungs-
problemen. Bei den alten Menschen liegen sie in derWohnungsausstattung, da sie häufig
in Häusern älteren Baulahres wohnen, die über die Standardausstattung mit Bad, WC und

Sammelheizung nicht verfügen. Für junge Familien mit Kleinkindern stellt die Miete oft

eine erhebliche finanzielle Belastung dar. Die Belegungsdichte wird mit zunehmender
Haushaltsgröße zum Problem, so daß kinderreiche Familien, vor allem wenn sie zur Miete

wohnen, häufig von beengten wohnverhältnissen betroffen sind (vgl. Teil l, Kap. 5). Eine
gute Wohnungsausstattung, eine ausreichend große Wohnung und eine geringe Mietbe-

lastung sind natürlich auch eine Frage des Einkommens, weshalb die einkommens-
Schwachen Haushalte in allen drei Aspekten schlechter gestellt sind als die eher
wohlhabenden Haushalte.

Nicht alle der genannten Problemgruppen der wohnungsversorgung sind mit ihrer

wohnung unzufriedener als andere Bevölkerungsgruppen. so bewerten alte Menschen,
die zur Miete wohnen, ihre wohnung positiver als andere Menschen. Die hÖhere

Zufriedenheit alter Menschen ist iedoch nicht auf den Wohnbereich beschränkt. Es

handelt sich vielmehr um ein verbreitetes Muster, das sich auch im Hinblick auf andere
Lebensbereiche zeigt. Eine mÖgliche Erklärung dafur ist, daß mit zunehmendem Alter die

Ansprüche und Erwartungen an die Lebensumstände angepaßt werden.
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Tab.7: Die Wohnzufriedenheit verschiedener Problemgruppen der
Wohnungsversorgung im Vergleich zur Zulriedenheit anderer
Bevölkerungsgruppen 1978 und 1984

Eher
zufriedenl

1 984
o//o

Eher
unzu-

friedenl
1 984

/o

Durchschnittliche
Zufriedenheitl

1978 1984
@o

Mieter insgesamt

Problemgruppen
Haushalte über 64jähriger2
Familien mit 1-2 Kindern unter 7 Jahren
Familien mit 3 und mehr Kindern
Einkommensschwache Haushalte3

Andere Bevölkerungsgruppen
Haushalte unter 65jähriger4
Familien mit 1-2 Kindern über 6 Jahren
Haushalte mit mitllerem Einkommens
Haushalte mit hohem Einkommen

Eigentümer insgesamt

Haushalte ohne Kinder
Familien mit 1-2 Kindern
Familien mit 3 und mehr Kindern

77

83
72
55
61

78
82
74
80

94

95
94
92

10

4
11

27
23

7,2 7,3

7,6
7,2
7,0
6,9

7,3
7,5
7,0
7,3

8,5

8,7
8,5
8,1

8,7

8,8
8,7
8,6

7,9
7,0
6,2
6,3

11

7
o

11

7
7
7
7

,4
,0
,4
,3

1

1

2
1

1 Zufriedenheitsskala von 0-'10: ,,Eher zulrieden" = 6-'10; ,,eher unzufrieden" = 0 4.
2 Alleinlebende und Ehepaare ohne Kinder mit über 64jährigem Haushaltsvorstand.
3 Die untersten '10% der Haushalte in der Verterlung des gewichteten Pro-Kopf-Einkommens. Die Gewichtung

entspricht der Annahme, daß die Mehrpersonenhaushalte ein bestimmtes Vielfaches des Einkommens eines
Einpersonenhaushaltes benötigen, um das gleiche Einkommensniveau zu erreichen. Dieses Viellache beträgt tür
den Zweipersonenhaushalt 1 ,7, für den Dreipersonenhaushalt 2,3. Für jedes weitere Haushaltsmitglied erhöht sich
das Viel,ache um 0,5,

4 Alleinlebende und Ehepaare ohne Kinder mit unter 65jährigem Haushaltsvorstand.
5 Die mittleren 20 % der Haushalte in der Verteilung des gewichteten Pro-KoptEinkommens; Haushalte mit hohem

Einkommen : ohete 20Yo.
Dalenbasis: Wohlrahrtssuruey 1978, 1984.

Junge Familien, die zur Miete wohnen, sind 1978 genauso zufrieden wie der Durchschnitt
der Mieter. Während aber bei den Familien mit ausschließlich älteren Kindern zwischen
1978 und 1984 ein Anstieg der Wohnzufriedenheit festzustellen ist, hat sich die
Zufriedenheit der jungen Familien nicht verändert. Sie liegt 1984 unter dem Durch-
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schniltsniveau, allerdings ist der Unterschied nicht sehr groß. Viel stärker weichen die
übrigen beiden Problemgruppen der Wohnungsversorgung - Mieterhaushalte kinderrei-
cher Familien und Einkommensschwacher - von den anderen BevÖlkerungsgruppen ab.
Hier besteht 1984 eine ausgesprochen geringe Wohnzufriedenheit; jeder vierte ist mit
seiner Wohnung unzufrieden. Einen so hohen Anteil Unzuiriedener gab es 1978 noch
nicht. Somit hat sich die Wohnzufriedenheit zwar bei der Mehrheit der Bevölkerung
erhöht, bei einigen Problemgruppen der Wohnungsversorgung aber nicht. Sie nehmen
zum Teil sogar eine geringere Wohnqualität als 1978 wahr.

(Begina Berge)
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10 Der private Haushalt

Die privaten Haushalte und ihre Netzwerke (vgl. Teil ll, Kap. 12) leisten eine Vielzahl von
Beiträgen zur Lebensqualität der Bürger. Diese Beiträge liegen in güterbezogenen
Leistungen, wie z. B. der alltäglichen Hausarbeit oder der Eigenarbeit bei der Wohnungs-
renovierung, und in personenbezogenen, sozialen Dienstleistungen, wie z. B. der Betreu-
ung von kranken Haushaltsmitgliedern. Ein dritter Leistungsbereich besteht in der
Befriedigung sozialer und emotionaler Bedürfnisse, z. B. nach Kontakt, Zugehörigkeit und
Zuneigung (vgl. Teil ll, Kap. 11).

Wir beschränken uns im folgenden auf einige ausgewählte Haushaltsleistungen, nämlich
Hausarbeit, handwerkliche Tätigkeiten, Versorgung Behinderter oder Pflegebedürftiger,
und zeigen deren Verbreitung, die Unterschiede nach verschiedenen haushaltsstruktu-
rellen Merkmalen und die Arbeitsteilung innerhalb der Haushalte.

10.1 Leistungen privater Haushalte
Typische Hausarbeiten werden in der großen Mehrheit der Haushalte normalerweise von
den Haushaltsmitgliedern selbst erledigt. Nur ein geringer Anteil von 5Yo der Haushalte
beschäftigt eine Haushaltshilfe. Das soziale Netzwerk - Verwandte, Nachbarn, Freunde
und Bekannte - wird ebenfalls selten für derartige Arbeiten herangezogen.

Ein erheblicher Teil der Haushalte tührt auch Arbeiten, die handwerkliche Kennlnisse
erfordern, selbst aus. 1984 geben 2.8.62% der Haushalte an, daß sie ihre Wohnung
normalerweise selbst tapezieren. Von den übrigen Haushalten beauftragen bei weitem
nicht alle einen Handwerksbetrieb damit. Dies ist nur in 24 % der Haushalte der Fall;17 o/o

erhalten Hilfe von Veruandten, Nachbarn oder Freunden. Ein weiterer Bereich, in dem
häufig Eigenarbeit geleistet wird, ist der Hausbau. 1980 geben 30% der Haushalte mit
Eigenheim an, den Rohbau ihres Hauses überwiegend selbst erstellt zu haben, und 37 %
haben den lnnenausbau überwiegend selbst vorgenommen.

Soziale Dienstleistungen in Form der Versorgung von behinderten oder pf legebedürftigen
Haushaltsmitgliedern werden 1984 von 9oÄ der Haushalte erbracht. ln der gleichen
Größenordnung liegt der Anteilder Haushalte mit nahen Verwandten, die ständig in einem
Heim oder einer Pflegeeinrichtung untergebracht sind (7%). Somit versorgt etwa die
Hälfte der Haushalte, die gesundheitlich beeinträchtigte Veruandte haben, diese Ange-
hörigen selbst.

Für die Verbreitung von Eigenarbeit in den Privathaushalten ist die Größe und Zusam-
mensetzung der Haushalte ein wichtiger Faktor. Die typischen Hausarbeiten und
handwerklichen Arbeiten werden von Alleinlebenden vergleichsweise selten selbst
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Tab. 1 : Die Verbreitung ausgewählter Haushaltsleistungen
in verschiedenen Haushaltsformen 1 984

Hausarbeitl
Wohnung Fenster Bett-
sauber putzen wäsche
halten waschen

Handwerkliche Arbeit Soziale
Wasser Tape- Pkw- Dienste:
hahn zierenl Repa- Behin-
repa- ratur2 derte/
rierenl Pflege-

bedürftige
lm

Haushalt

in%

lnsgesamt 1980
1 984

Alleinlebende
Männer
Frauen

18- bis 30jährige
über 64jährige

Ehepaare ohne Kinder
18- bis 301ährige
über 641ährige

Unverheiratete
Erwachsene3

Ehepaare mit
1-2 Kindern

Ehepaare mit
3 u. mehr Kindern

Erweiterte Familiena

Unvollständige
Familien5

91

85
93

100
90

29
71

13
33

6

35
72
20
61

6

46
38

65
62

68
62

97
96

96

98

98

99

93
91

77
65
82
95
74

93
100
88

92
90

74
52
83
8B
76

93
96
90

91

98

6
I

36
54

8
17

6
2
8
U

12

14
3

24

15

97
100
94

65
90
48

64

84

85

71

50

24
45
11

98

100

95

100

98

100

9

17

4

44

46

37

45

38

60
86
37

74

81

79

79

66100 92 96 4

1 Arbert wird ,,normalerueise" von Haushaltsmitgliedern verrichtet.
2 Nur Haushalte mit Pkw; Fleparalur wird vom Haushalt ,,immer" oder ,,manchmal" selbst ausgeführt
3 Wohngemeinschatten oder eheähnliche Lebensgemeinschatten.
4 Ehepaare oder Elternteile mit Kindern und weiteren VeMandten im Haushalt.
5 Elternteil mit einem oder mehreren Kindern; keine weiteren Personen im Haushalt.

Datenbasis: Wohlfahrtssuruey 1980, 1984.
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verrichtet. Dies ist zum einen aut die geringere Arbeitskapazität kleiner Haushalte
zurÜckzufÜhren. Weitere Gründe sind die verminderte Leistungsfähigkeit alter Menschen
- 47 % der Alleinlebenden sind über 64 Jahre alt - und das Festhalten am geschlechts-
spezifischen Muster der Arbeitsteilung, wonach Hausarbeit nicht in den Zuständigkeits-
bereich des Mannes fällt und handwerkliche Arbeit nicht zu den Aufgaben der Frauen
zählt. Dies zeigt sich daran, daß vor allem alleinlebende Männer und alte Frauen die

Abb. 1: Ausgewählte Leistungen privater Haushalte
nach sozialer Schichtzugehörigkeit 1980 und 1984

100% 75
1 980

50
19 84

50 75 1O0x25 0% 25

Wo hnung sauber halten

Fenster putzen

Wasserhah n reparieren

Tapezieren

PKW-Reparatur 2

Rohbau selbst erstellt3

1 Tätigkeit wtrd ,,normaleMeise" von Haushaltsmitgliedern erledrgt.
2 Nur Haushalte mit Pkw; Reparalur wird vom Haushalt ,,immer" oder,,manchmal" selbst ausgeführt.3 Rohbau weitgehend selbst erstellt; nur Haushalte mit Eigenheim.
4 Selbsteinstufung der Befragten.
Datenbasis: Wohlfahrtssurvey l gso, i984.

lffiil Arbeiterschicht4
Nl Mittetschicht
J--l Obere Mittel-, Oberschicht
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Hausarbeit seltener als andere Haushalte selbst erledigen, während bei handwerklichen
Arbeiten insbesondere alleinlebende Frauen, alleinerziehende Mütter (unvollständige
Familien) und ältere Ehepaare die Hilfe anderer Personen benÖtigen.

Für das Ausmaß an Eigenarbeit bei einzelnen Tätigkeiten spielen auch das Einkommens-
niveau und die soziale Schichtzugehörigkeit eine Rolle. Die wohlhabenden Haushalte
leisten weniger Eigenarbeit und greifen häufiger auf die kostspieligeren Marktangebote
zurück als die weniger wohlhabenden Haushalte. Beispielsweise wird in iedem neunten
Haushalt mit einem Einkommen im obersten Fünftel der Einkommensverteilung die
Wohnung von einer Haushaltshilfe saubergemacht, während dies in unteren Einkom-
mensgruppen praktisch gar nicht vorkommt. Haushalte der Arbeiterschicht verlügen eher
als Haushalte höherer Schichten über handwerkliche Kenntnisse und leisten dement-
sprechend bei handwerklichen Tätigkeiten mehr Eigenarbeit. Schichtspezifische Unter-
schiede in der Art der Haushaltsführung kommen auch bei der alltäglichen Hausarbeit
zum Ausdruck. ln der oberen Mittel- und Oberschicht wird die Hausarbeit häufiger von
einer Haushaltshilfe oder einer Reinigungslirma übernommen als in der Mittel- oder
Arbeiterschicht.

lm Vergleich von 1984 mit 1980 ist bei den handwerklichen Arbeiten ein Rückgang der
Eigenleistungen privater Haushalte festzustellen. Der Rückgang ist bei handwerklichen
Haushaltsarbeiten (Wasserhahn reparieren, Wohnung tapezieren) im Gegensatz zur
Pkw-Reparatur gering und kann auf einen gestiegenen Anteil von Haushalten älterer
Menschen zurückgeführt werden. Die Verminderung der Eigenleistungen wird aber nicht
durch eine vermehrte lnanspruchnahme von Handwerksbetrieben kompensiert, sondern
Verwandte, Freunde oder Nachbarn werden häufiger aktiviert. lnwieweit dies auch bei
Reparaturarbeiten am Pkw der Fall ist, kann mit den vorliegenden Daten nicht geklärt
werden. Eine Erklärung für den starken Rückgang der selbst durchgefÜhrten Pkw-
Reparatur wäre, daß fur die neuen, technisch komplizierteren Automodelle ausreichende
Kenntnisse fehlen.

10.2 Arbeitsteilung im Haushalt
An den Eigenarbeiten im Haushalt sind die einzelnen Haushaltsmitglieder in unterschied-
lichem Maße beteiligt. Für die Hausarbeit sind bekanntlich in erster Linie die Frauen
zuständig, für die handwerkliche Arbeit die Männer. Diese Aufgabenverteilung zeigt sich
in den Familien nicht nur bei den Ehepartnern, sondern auch bei der Kindergeneration.
Die geschlechtsspezifische Aufgabenverteilung scheint sich aber von 1 980 nach 1 984
etwas gelockert zu haben.

Der Umfang der Beteiligung der einzelnen Haushaltsmitglieder an der gesamten tägli-
chen Hausarbeit hat 1984 folgende GrÖßenordnungl: Die Ehefrau erledigt im Durch-

l Frage: ,,UndwieistinlhremHaushaltdiealltäglicheHausarbeitauldieeinzelnenMitgliederverteilt?
Wieviel Prozent der Hausarbeit machen Sie. wieviel Prozent lhr Ehepartner, wieviel Prozent
machen zusammengenommen die Kinder? Wieviel Prozent machen andere Haushaltsmitglieder
und wieviel Prozent sonstige Personen?"
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Tab.2 Die Beteiligung von Männern und Frauen an verschiedenen
Haushaltstätigkeitenl 1 984

Wohnung Bett- Fenster Wasser- Tape-
sauber wäsche putzen hahn zieren
halten waschen reparieren

Mann Frau Mann Frau Mann Frau Mann Frau Mann Frau

in%

lnsgesamt 1980
1 984

Ehemänner/Jrauen
ohne Kinder

Ehemänner/-f rauen
mit Kindern

Erwachsene Söhne/
Töchter2

31

90
89

92

96

38

I

17
23

13
14

16 6

2

18906875827

84 67
83 66

8
8

85
84

92

97

b
I

61 25
62 32

10928087336

226282623417
'I Angabe der Person, die die Arbeit,,normateMeise" erledigt. Doppelnennungen sind zugelassen
2 Bei den Eltern lebend.
Datenbasis: Wohlfahrtssurvey 1980,'1984.

schnitt etwas mehr als drei Viertel der täglichen Hausarbeit. Welchen Anteil der Ehemann
übernimmt, hängt u. a. davon ab, ob Kinder im Haushalt leben oder nicht. Bei Ehepaaren
ohne Kinder werden etwa20o/o der Hausarbeit vom Ehemann verrichtet, während in den
Familien auf ihn nur'15% und auf die Kinder 6% entfallen.

Abb. 2: Die Aufteilung der täglichen Hausarbeit bei Ehepaaren ohne Kinder
und Ehepaaren mit Kindern 1984

Ehepaare ohne Kinder Ehepaare mit Kindern

Ehemann Ehemann

Kinder

Sonstige Sonstige

E hefrau

Datenbasis: Wohlfahrtssurvey'1 984.

Ehef rau
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Dabei tragen Kinder im Vorschulalter natürlich kaum etwas zur Erledigung der Hausarbeit
bei, ebensowenig Kinder im Grundschulalter. Eine stärkere Beteiligung der Kinder erfolgt
erst mit höherem Alter, und die Töchter übernehmen dann einen größeren Anteil der
Arbeit als die Söhne. Sie reduzieren damit deutlich das Arbeitspensum der Mutter.

Die Aufteilung der Hausarbeit geht vor allem dann zu Lasten der Ehefrau, wenn der Mann
Alleinverdiener ist. Sind beide Ehepartner nicht erwerbstätig, so übernimmt der Ehemann
einen größeren Anteil der Hausarbeit. Sind beide Ehepartner erwerbstätig, wird die Frau
vom Partner ebenfalls etwas slärker bei der Hausarbeit unterstützt. Auch die Entlastung
durch die Hilfe der Kinder ist bei erwerbstätigen Frauen umfangreicher als bei nichter-
werbstätigen Frauen. Dennoch bleibt der Hauptteil der Arbeit der Ehefrau überlassen.

Für die erwerbstätigen Ehefrauen besteht also nach wie vor das Problem der Doppelbela-
stung durch Beruf und Haushalt, insbesondere für die älteren unter ihnen. Bei den
lüngeren erwerbstätigen Ehepaaren ist die Hausarbeit zwischen den Ehepartnern
wesentlich gleichmäßiger verteilt als bei den älteren erwerbstätigen Ehepaaren. So steigt
der Anteil der Hausarbeit, den der Ehemann übernimmt, bei den erwerbstätigen
EhepaarenohneKindervon20%bei über45iährigen auI26% bei 31-bis45jährigenund
37% bei 18- bis 3Ojährigen Ehemännern. Die jungen Ehepaare scheinen also zuneh-
mend Vorstellungen von Partnerschafllichkeit bei der Arbeitsteilung zu realisieren.

Tab. 3 Die Aufteilung der Hausarbeit in Familien nach dem Alter des
ältesten Kindes und der Enverbsbeteiligung der Ehefrau 1984

Beide Ehepartner
erwerbstätig

Ehe- Ehe- Kinder son-
frau mann stigel

Nur der Ehemann
erwerbstätig

Ehe- Ehe- Kinder son-
frau mann stigel

tn "h'

lnsgesamt

Altestes Kind ist
0-10 Jahre alt
1 1 -'l 7 Jahre alt
18 Jahre und älter

Tochter
Sohn

21

12
15
15
15

0
8

14
18
10

16
13
12
14
10

73 16 I 3 81 13 5 1

75
76
68
62
73

J
3
3
5
1

1

6
B

10
5

83
B1

80
76
84

0
1
.1

I

0

1 Personen, die nicht dem Haushalt angehören. Haushalte, in denen neben dem Ehepaar und dessen Kinder noch
weitere Personen leben, wurden in der Analyse nicht bertlcksichtigt.

2 Anteil der Hausarbeit, den die einzelnen Haushaltsmitglieder verrichten.

Datenbasis: Wohllahrtssuruey 1 984.
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Abb. 3: Die Aufteilung der täglichen Hausarbeit bei erwerbstätigen
Ehepaaren ohne Kinder 1984

Haushaltsvorstand 18 bis 30 Jahre alt Haushaltsvorstand 31 bis 45 Jahre alt

Ehemann

Sonstige

Ehefrau

Ehe mann

-Sonstige

Ehefrau

Haushaltsvorstand 46 Jahre u. älter

Ehemann

Sanstige

Ehefrau

Datenbasis: Wohlfahrtssuruey 1 984.

10.3 Die Zufriedenheit mit Haushaltsführung und Arbeits-
teilung und die wahrgenommene Arbeitsbelastung

Die Haushaltsf ührung und die Arbeitsteilung im Haushalt werden im Vergleich zu anderen
Lebensbereichen recht positiv bewertet (vgl. Teil ll, Kap. 3). Ein hohes Niveau hat vor
allem die Zufriedenheit mit der Haushaltsführung, wobei Männer im allgemeinen etwas
zufriedener sind als Frauen. Alleinlebende Männer, die bei der Hausarbeit vergleichswei-
se häufig die Hilfe anderer in Anspruch nehmen, sind mit ihrer Haushaltsführung jedoch
unzufriedener als alleinlebende Frauen. lnsgesamt stärkere Zufriedenheitsunterschiede
zwischen Männern und Frauen bestehen im Hinblick auf die Arbeitsteilung. Auch mit der
Arbeitsteilung im Haushalt sind Männerzufriedener als Frauen, die ja mit dem Großteilder
Hausarbeit belastet sind.
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Alleinerziehende Mütter sind von allen Frauen am wenigsten mit ihrer Haushaltsführung
zufrieden. Sie sind auch mit der Arbeitsteilung im Haushalt relativ unzufrieden. Darin
schlägt sich offensichtlich das geringe Potential an Unterstützung durch die übrigen
Haushaltsmitglieder (Kinder) nieder. Am positivsten wird die Haushaltssituation von
Ehefrauen ohne Kinder bewertet, von jüngeren ebenso wie von älteren. Unter den
Männern sind ebenfalls die Ehemänner ohne Kinder mit der HaushaltsfÜhrung und der
Arbeitsteilung am zuf riedensten.

Tab. 4: Die Zufriedenheitl mit der Haushaltsführung und der
Arbeitsteilung bei Männern und Frauen in unterschiedlichen
Haushaltsformen 1984

Zufriedenheit mit
der Haushaltsführung
Männer Frauen

Zufriedenheit mit
der Arbeitsteilung
Männer Frauen

lnsgesamt 1980
1 984

Alleinlebende
Ehemänner/{rauen ohne Kinder
Unverheiratete Erwachsene2
Ehemänner/-lrauen mit Kindern
Erwachsene Söhne/Töchter3
Erweiterte Familiena
Unvollständige Familiens

8,7
8,8
8,0
9,2
8,1
8,8
8,9
8,7

8,2
8,4
8,4
8,6
8,2
8,4
8,7
8,4
7,9

8,7
8,2
8,2
7,8
7,8

8,2
7,7
7,3
6,9
7,7
7.1

8,4
8,2

7,4
7,5

'l Durchschnittswerte auf der Zufriedenheitsskala von 0-'10.
2 Wohngemeinschaften oder eheähnliche Lebensgemeinschaften.
3 Bei den Eltern lebend.
4 Ehepaare oder Elternteile mit Kindern und weiteren Veruandten im Haushalt.
5 Elternteil mit einem oder mehreren Kindern: keine weiteren Personen im Haushalt.

Datenbasis: Wohlfahrtssuruey 1980, 1984.

Haushaltsführung und Arbeitsteilung verlaufen in den Haushalten mit erwerbstätiger
Hausfrau anders als in den Haushalten mit nichterwerbstätiger Hausfrau, und dies kommt
auch in den Zufriedenheitsunterschieden zum Ausdruck. Die Zeitrestrikttonen, die
Erwerbsarbeit mit sich bringt, erschweren die Haushaltsführung, und so sind Männer wie
Frauen bei Erwerbstätigkeit der Frau vergleichsweise unzufrieden mit der Haushaltsfüh-
rung.

Die erwerbstätigen Frauen sind auch mit der Arbeitsteilung im Haushalt unzulriedener als
die nichterwerbstätigen Hausfrauen. Bei den erwerbstätigen Ehefrauen mit Kindern
finden wir die ungünstigsten Bewertungen von Haushaltsführung und Arbeitsteilung. Sie
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Tab. 5: Die Zufriedenheitl mit der Haushaltsführung und der
Arbeitsteilung und die wahrgenommene Arbeitsbelastung
bei Ehepaaren mit unterschiedlicher Erwerbsbeteiligung 1 984

Zufriedenheit Zufriedenheit wahrgenommene
mit der mit der Arbeitsbelastung2

Haushaltsführung Arbeitsteilung
Männer Frauen Männer Frauen Männer Frauen

Ehepaare ohne Kinder
beide erwerbstätig
nur der Mann erwerbstätig
beide nicht erwerbstätig

Ehepaare mit Kindern
beide erwerbstätig
nur der Mann erwerbstätig

9,0
9,5
9,2

8,3
8,7
8,8

7,1
5,4
5,9

8,8
8,6
8,5

8,2
8,2

7,7
8,8
7,9

7,0
6,3
3,0

7,6
6,6

1 Durchschnittswerte auf der Zufriedenheitsskala von 0- 1 0.
2 Einschätzung der eigenen Belastung durch Berufs- und Hausarbeit auf einer Skala von ,.0 = keine Belastung" bis

,,10 : oberste Belastungsgrenze". Angegeben sind die Durchschnittswerte.
Datenbasis: Wohlfahrtssurvey 1 984.

empfinden auch die höchste Arbeitsbelastung von allen Frauen und eine höhere
Belastung als die Ehemänner. Dies unterstreicht nochmals, daß verheiratete Frauen bei
Erwerbstätigkeit nicht ausreichend von der Hausarbeit entlastet werden.

(Regina Berger)

8,8
8,9

8,1
8,6

7,0
7,3

7,2
6,9
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11 Ehe und Familie

Das Zusammenleben in Familien, gegründet auf eine Eheschließung, ist in allen
modernen Gesellschaften der Normalfall. Die meisten Kinder kommen in Ehen bzw.

Familien zur Welt, sie wachsen in Familien auf und bilden später durch Eheschließung
neue Familien. Die Familie stellt also einen Lebensbereich dar, der jeden berührt, und zu

dem jeder seine persönlichen Erfahrungen, Ansichten und Einsichten hat. Einige dieser
Alltagserfahrungen werden durch die folgenden Ergebnisse bestätigt. Doch Alltagserfah-
rungen sind oft ungesichert und widersprüchlich; man denke nur an die beiden SprichwÖr-
ter,,Gleich und gleich gesellt sich gern", aber auch ,,Gegensätze ziehen sich an". lnsofern
bedeutet auch die Überprüfung von Alltagswissen über die Familie einen lnformationsge-
winn.

11.1 Der Stellenwert von Familie
Die familiäre Zugehörigkeit beeintlußt mehr oder weniger stark die gesamte Lebenssitua-

tion des lndividuums. lm Vordergrund des Familienlebens steht für den einzelnen die

Befriedigung emotionaler Bedürfnisse wie Liebe, Zuneigung, Geborgenheit. Die Familie

kann spannungsausgleich und ein emotionales Rückzugsfeld gegenÜber AnsprÜchen

und Erwartungen von außerhalb - wie z. B. durch den Beruf - bieten. ln diesem sinne
leisten Ehe und Familie wichtige Beiträge zum subjektiven Wohlbefinden. Doch auch die

Kehrseiten des Familienlebens müssen berücksichtigt werden. Konflikte und Spannun-
gen können das individuelle wohlbefinden beeinträchtigen, und bereits geringfügige

Differenzen, die zwischen Fremden nicht störend wirken, werden im Familienleben als

bedeutsame Konflikte erlebt.

lnsgesamt spielt das Ehe- und Familienleben für das subjektive Wohlbefinden des

einzelnen eine wichtige Rolle. Wie schon erläutert, wurden die Bundesbürger nach ihrer

Einschätzung unterschiedlicher Lebensbereiche befragt. Unter insgesamt neun Lebens-

bereichen (Arbeit, Familie, Einkommen, Liebe und Zuneigung, Einfluß auf politische

Entscheidungen, Erfolg, Freizeit, Glaube, Gesundheit), die für das wohlbefinden und die

Zufriedenheit wichtig sind, wurde die Familie gleich an zweiter Stelle genannt -
erwartungsgemäß stand Gesundheit an erster Stelle. Zwei Drittel der Befragten bezeich-

neten die Familie 1980 als sehr wichtig, 1984 waren es sogar drei Viertel. Liebe und

Zuneigung wurden nicht so häufig als wichtig für das individuelle Wohlbefinden genannl,

obwohl diese beiden Bereiche eng miteinander verbunden sind (vgl. Teil ll, 1.3). Die

Familie scheint jedoch ein breiteres Spektrum von BedÜrfnissen zu befriedigen, sie
gewährleistet z. B. auch die Versorgung der Familienmitglieder.

446



11.2 Lebens- und Familienphasen
Für die Familie läßt sich eine Abfolge typischer Entwicklungsphasen bestimmen. Der
individuelle Lebenslauf kann anhand dieser Familienphasen in folgende Abschnitte
untergliedert werden: Junge Erwachsene in der vorehelichen Phase;junge Verheiratete,
die noch keine Kinder haben; Verheiratete mit Kleinkindern, Schulkindern, erwachsenen
Kindern;die,,nachelterliche Gefährtenschaft" der Ehepaare, deren Kinderden elterlichen
Haushalt verlassen haben; schließlich die Phase, die mit der Verwitwung beginnt. Ein
Großteil der Bevölkerung durchläutt diese Phasen, doch gibt es daneben auch andere
Lebensverlaufsformen. So lebt ein Teil der Ledigen unverheiratet mit einem Partner
zusammen. Diese eheähnlichen Gemeinschaften schließen eine spätere Heirat nicht
aus, insbesondere wenn sich die Partner entschließen, gemeinsam Kinder zu bekom-
men. Außerdem sind die Geschiedenen zu erwähnen sowie die Personen, die ihr Leben
lang unverheiratet bleiben.

Die jungen Ledigen zwischen 18 und 30 Jahren leben meistens noch im Haushalt der
Eltern. Doch fast ein Fünftel aller Ledigen (17%), hauptsächlich in der Altergruppe
zwischen 1 8 und 40 Jahren, lebt mit ihrem Partner zusammen. Die jungen ledigen Frauen
sind häufig erwerbstätig, ebensooft wie die jungen ledigen Männer. Das ändert sich in der
Familienphase mit Kleinkindern, in der Ehefrauen meist als Verdiener ausfallen. Junge
Familien mit Kleinkindern weisen daher ein unterdurchschnittliches Einkommensniveau
auf, während die lungen Verheirateten ohne Kinder ein überdurchschnittliches Einkom-
mensniveau haben. Die jungen Ehepaare bemühen sich oftensichtlich, zunächst ein
materielles Polster anzuschaffen, um dann für die anschließende Durststrecke mit den
kleinen Kindern besser gerüstet zu sein. ln der Phase der nachelterlichen Gefährten-
schaft, wenn die Kinder das Haus verlassen haben, ist das Einkommensniveau wiederum
überdurchschnittlich. Die älteren Verwitweten sind zug0%o Frauen, meistens leben sie
allein (vgl. Tab. 1).

Jede der genannten Lebens- und Familienphasen ist also mit spezifischen Lebensbedin-
gungen verknüpft. Diese wirken sich auf die subjektive Befindlichkeit aus. So lühlen sich
ältere Ledige, Geschiedene und ältere Verwitwete oft einsam und unglücklich (vgl.
Tab. 1). Entsprechend den unterschiedlichen Lebens- bzw. Familienphasen ändert sich
für die Betroffenen auch die Wichtigkeit der Familie (vgl. Tab,2/. Die ledigen Befragten,
vor allem die älteren Ledigen, die ohne Partner leben, räumen der Familie einen etwas
geringeren Stellenwert ein. Für die unverheiratet mit einem Partner zusammenlebenden
Ledigen sind Liebe und Zuneigung sehr wichtig. Dementsprechend stellt die Familie fur
die jungen Verheirateten ohne Kinder und lür die Verheirateten mit Kleinkindern den
wichtigsten Lebensbereich dar. Diese Gruppe hat sich gerade erst f ür die Ehe und für eine
eigene Familie entschieden, sie räumen diesem Lebensbereich daher die höchste
Relevanz ein.

Gleichzeitig betrachten sowohl die jungen Verheirateten als auch die Verheirateten mit
Kleinkindern ihr Leben im Augenblick überdurchschnittlich häufig als sehr glücklich.
Besonders unglücklich sind wiederum die Personen, deren Ehe bzw. Familie durch eine
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Tab. 1 Ausgewählte Merkmale in unterschiedlichen Lebens- und
Familienphasen 1984

lnsge- Einper- Frauen Einkom-
samt sonen-

haus-
halt

Nicht-
berufstätige

Männer Frauen

Objektive Merkmale Subjektive
Merkmale

un- einsam3
glück-

lich'?
mens-
posi-
tionl

in%

Junge Ledige ohne Partner
lebend (18-30 Jahre) 14

Junge Ledige mit Partner
lebend (18-40 Jahre) 3

Junge Verheiratete ohne
Kinder (18-40 Jahre) 5

Verheiratete mit Kleinkindern
(18-45 Jahre) 6

Verheiratete mit
Schulkindern
(25-6s Jahre) 14

Verheiratete mit
erwachs. Kindern
(41 Jahre und älter) 16

Verheiratete als Ehepaar
allein (41 Jahre und älter) 21

Altere Verwitwete
(61 Jahre und älter) B

Aftere Ledige ohne Partner
lebend (31 Jahre und älter) 4

Geschiedene
(18 Jahre und älter) 4

Sonstige
(18 Jahre und älter) 5

lnsgesamt 100

15 39

50

46

53

50

52

52

79 87

65 48

51 68

31 72

14 54

8 14

723

420

213

410

tro

10 12

19 46

17 30

20 32

22 28

917

46

36

16

71

69

51

38

45

28

39

53

48

37

34

10

4

2

11

60

97

14

18

25

28

38

35

15

69

54

68

79

96

50

34

46

oz

1 Anteil der Befragten, deren Haushaltseinkommen in der unteren Häl,te der Verteilung des gewichteten Pro-Kopi
Einkommens der Haushalte hegt (vgl. Teil ll, Kap.4).

2 Leben im Augenblick ,,sehr unglücklich" oder ,,ziemlich unglücklich".
3 Anleil der Befragten, die der Aussage ,,lch fühle mich ott einsam" ganz bzw. eher zustimmten

Datenbasis: Wohlf ahrtssurvey 1 984.
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Fab. 2: Die Wichtigkeit von ,,Familie" und ,,Liebe und Zuneigung" nach
Lebens- und Familienphasen 1984

Familie Liebe und Zuneigung

sehr nicht sehr nicht
wichtig wichtig wichtigl wichtig wichtig wichtigl

in Y"

Junge Ledige ohne Partner lebend
(18-30 Jahre) 59

Junge Ledige mit Partner lebend
(18-40 Jahre) 69

Junge Verheiratete ohne Kinder
(18-40 Jahre) 91

Verheiratete mit Kleinkindern
(18-45 Jahre) 89

Verheiratete mit Schulkindern
(25-65 Jahre) 86

Verheiratete mit erwachs. Kindern
(41 Jahre und älter) 81

Verheiratete als Ehepaar allein
(41 Jahre und älter) 75

Altere Venivitwete
(61 Jahre und älter) 53

Altere Ledige ohne Partner lebend
(31 Jahre und älter) 30

Geschiedene
(18 Jahre und älter) 63

Sonstige
(18 Jahre und älter) 72

lnsgesamt 73

34

28

7

10

13

19

25

39

53

28

25

24

67225 3

3

2

12

14

15

20

31

36

47

47

25

31

29

86

85

85

80

68

63

44

44

65

64

69

2

2

0

I

17

10

3

0

2

0

9

10

0

9

4

3 3

1 ,,Weniger wichtig" oder ,,unwichtig"
Datenbasis: Wohlfahrtssuruey 1 984.
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Scheidung oder durch den Tod eines Ehepartners aufgelÖst wurde. Dies gilt vor allem für

die älteren Verwitweten: Fast ein Fünftel von ihnen bezeichnet ihr Leben im Augenblick

als unglücklich, während sich nur 7 % als sehr glücklich betrachten. Dagegen gibt es bei

den Geschiedenen, von denen sich ebenfalls ein Fünftel unglÜcklich fühlt, gleichzeitig

einen größeren Anteil an Personen, die sich sehr glücklich (19%) fühlen.

11.3 Zutriedenheit mit der Ehe und dem Familienleben
Die Familie sowie Ehe und Partnerschaft stellen im Vergleich der Lebensbereiche die

beiden Bereiche dar, zu denen sich die Bundesbürger am zufriedensten äußern (vgl.

Teil ll, Kap. 4).

Mit ihrer Ehe bzw. Partnerschaft sind die Befragten sehr zufrieden' Fast jeder zweite gibt

auf die Frage, wie zulrieden man mit der Ehe bzw. Partnerschaft ist, den höchstmöglichen

Wert an. Der Durchschnittswert auf der elfstufigen Zuf riedenheitsskala (0- 1 0) liegt 1984

mit 8,8 höher als in allen anderen Lebensbereichen. Schwankungen ergeben sich jedoch

zwischen den Lebensphasen. So sind die in eheähnlicher Gemeinschaft lebenden

Ledigen nicht ganz so zufrieden mit ihrem Partner wie die Verheirateten. Vor allem der

Tab.3 Bewertung von Ehe und Partnerschaft nach Geschlecht und
Erwerbsstatus 1984

Zufriedenheitr mit
der Ehe/Partnerschaft
Durch- Hochzu-
schnitt friedene

Partner versteht mich

sehr gut ziemlich gut

o in%

lnsgesamt

Männer
ganztags erwerbstätig
zeitweise erwerbstätig2
nicht erwerbstätig

Frauen
ganztags erwerbstätig
zeitweise erwerbstätig2
nicht erwerbstätig

8,8

8,9
8,9
8,5
9,0

8,6
8,7
8,5
8,7

43

46
43
50
55

40
47
40
38

44

46
44
44
52

42
41
40
43

51

50
53
51

43

52
47
52
54

1 Zufriedenheitsskala von 0-10. ,,Hochzufriedene" = 10

2 Halbtags eruerbstätig oder regelmäßig nebenher eruerbstätig

Datenbasis: Wohlfahrtssuruey I 984.
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Tab.4: Die Zufriedenheitl mit dem Familienleben nach Geschlecht
1978 und 1984

Durchschnittliche
Zufriedenheit

19782 19842 19843

Hochzufriedene

19782 ß842 19843

o in%

lnsgesamt

Männer

Frauen

8,7

8,9

8,5

8,4

8,6

8,3

8,2

8,3

8,2

39

41

Jb

34

31

3230

33

26

1 Zufriedenheitskala von 0-10. ,,Hochzufriedene,, = iO.
2 Nur Personen, in deren Haushalt Klein- oder Schulkinder leben
3 Alle Befragte.
Datenbasis: Wohlfahrtssurvey 1978, 1984.

Anteil Hochzufriedener ist in dieser Gruppe mit 28% unterdurchschnitilich. Bei den
älteren Ehepaaren in der nachelterlichen Gefährtenschaft gibt es den größten Anteil an
Personen, die mit ihrem Partner hochzufrieden sind. Ein Grund liegt sicherlich in der
langen Phase des gemeinsamen Lebens, in der man gelernt hat, sich aufeinander
einzustellen. Zu berücksichtigen ist natürlich, daß ein Teil der unglücklichen Ehen
inzwischen geschieden wurde, so daß in der Mehrzahl die,,besseren" Ehen bis zu dieser
Lebensphase bestehen bleiben.

Das gegenseitige Verständnis der Ehepartner ist, entsprechend der Zufriedenheit mit
dem Partner, recht hoch. so geben 51 o/o an,daB ihr Partner ihre vorlieben, Abneigungen
und Gefühle sowie die verschiedenen Probleme, die sie haben, ziemlich gut versteht;
43 % sagen sogar, daß der Ehe-/Partner sie sehr gut versteht. Dabei unterscheiden sich
die unverheirateten nicht von den verheirateten Paaren. Allerdings lassen sich hier
geschlechtsspezifische unterschiede feststellen. Die befragten Frauen sind im allgemei-
nen mit ihrer Ehe und Partnerschaft etwas weniger zufrieden. Gleichzeitig fühlen sie sich
von ihren Partnern weniger gut verstanden als umgekehrt die Männer von ihren
Partnerinnen. Dabei spielt es keine Rolle, ob sie erwerbstätig sind oder nicht (vgl. Tab.3).
Dies spiegelt ihre situation in Familie und Haushalt wider, in der die Frauen aufgrund der
bestehenden Rollenerwartungen und der häuslichen Arbeitsteilung gegenüber ihren
Männern im allgemeinen benachteiligt sind. so bleibt der Hauptteil der Hausarbeit den
Frauen überlassen, auch den erwerbstätigen Frauen, für die das problem der Doppelbe-
lastung nach wie vor besteht (vgl. Teil ll, Kap. 10.3).

Mit dem Familienleben zeigen sich die befragten personen kaum weniger zufrieden als
mit der Ehe. Der Durchschnittswert auf der Zuf riedenheitsskala (0- 1 o) beträgt g,2. Jeder
dritte Bundesbürger ist mit seinem Familienleben voll und ganz zufrieden (vgl. Tab.4). Die
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Tab. 5 Die Häufigkeit von Meinungsverschiedenheiten
ünä StreitTgfeiten nach Le6ens- und Familienphasen 1984

Durch Streit
Wohlbefin-
den beein-

trächtigt

Kein
Streit

Es hatten Streitigkeiten und
Meinungsverschiedenheiten mit2

EherPartner Eltern Kindern

in%

Junge Ledige ohne Partner lebend
(18-30 Jahre)

Junge Ledige mit Partner lebend
(1 8-40 Jahre)

Junge Verheiratete ohne Kinder
(18-40 Jahre)

Verheiratete mit Kleinkindern
(1 8-45 Jahre)

Verheiratete mit Schulkindern
(25-65 Jahre)

Verheiratete mit eruachs. Kindern
(41 Jahre und älter)

Verheiratete als EhePaar allein
(41 Jahre und älte|

Altere Verwitwete
(61 Jahre und älter)

Aftere Ledige ohne Partner lebend
(31 Jahre und älter)

Geschiedene
(18 Jahre und älter)

Sonstige
(18 Jahre und älter)

lnsgesamt

69

88

87

60

80

40

68

77

67

60

62

79

73

84

84

78

72

16

11

19

14

zö

27

41

54

43

39

23

29

52

53

39

41

37

31

21

15

20

33

37

33 79 70 78

,l Frage: ,,wie Stark ist lhr Wohlbefinden durch l\4einungsverschiedenheiten Und Streitigkeiten in der letzten zeil

beeinträchtigt worden?" Antwortvorgaben: sehr stark, stark, etwas' gar nicht' es gab keinen Streit

2 prozentuierüngsbasis sind Befragte; die durch streit im wohlbefinden beeinträchtigt wurden.

Datenbasis: Wohlfahrtssurvey 1 984.
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Familienzufriedenheit liegt allerdings 1984 etwas niedriger als 1978. wirksam sind hier
vermutlich auch Faktoren, die außerhalb der Familie liegen, z. B. finanzielle probleme,
oder verschlechterte Arbeitsmarktchancen. Frauen sind wiederum etwas weniger mit
dem Familienleben zufrieden als Männer. Auch hängt die Zufriedenheit mit dem
Familienleben mit der Lebens- und Familienphase zusammen. Hochzufrieden sind vor
allem ältere Ehepaare der nachelterlichen Gefährtenschatt, junge Verheiratete ohne
Kinder sowie Verheiratete mit Kleinkindern. Dagegen sind die Verheirateten mit Schulkin-
dern oder erwachsenen Kindern unterdurchschnittlich mit ihrem Familienleben zufrieden.
Dasselbe gilt für die jungen Ledigen ohne Partner, die ja meistens noch im elterlichen
Haushalt leben. Ein Grund liegt hier im größeren familiären Konfliktpotential. Erst wenn
die herangewachsenen Kinder den elterlichen Haushalt verlassen haben, sinkt die
Häufigkeit von streitigkeiten; gleichzeitig steigt dann die Familienzufriedenheit des
wieder ,,alleine" lebenden verheirateten älteren Ehepaares an. Die älteren Ledigen, die
Geschiedenen und die verwitweten sind dagegen mit ihrer ,amiliären situation eher
unzufrieden.

11.4 Familiäre Konflikte
Konflikte aller Art sind ein normaler Bestandteil des Alltagslebens. So berichten zwei
Drittel der Betragten von Streitigkeiten und Meinungsverschiedenheiten, ein Drittel fühlt
sich in ihrem Wohlbefinden dadurch beeinträchtigt. Dabei dominieren familiäre Konflikte.
Am häufigsten leiden die jüngeren Ledigen unter Streit (vgt. Tab.5,). Die jungen Ledigen
ohne Partner erleben häufig Meinungsverschiedenheiten mit den Eltern, während in den
eheähnlichen Lebensgemeinschaften die Partnerschaftskonflikte dominieren. wenig
streit erleben die älteren Ehepaare, die ohne Kinder leben, aber auch die älteren
Verwitweten und die Geschiedenen. Hier wird die Ambivalenz des Familienlebens
deutlich. so erleben die Gruppen, die mit ihren Familien eher zufrieden sind, trotzdem
häufiger Meinungsverschiedenheiten und streit. Gleichzeitig sind die personen, die
weniger Konflikte erleben, wie die verwitweten und Geschiedenen, häufiger eher
unzufrieden mit ihrem Familienleben, sie fühlen sich z. B. häutig einsam. Lediglich die
Ehepaare der nachelterlichen Gefährtenschaft sind hiervon auszunehmen. sie sind
überdurchschnittlich zufrieden und erleben weniger Konflikte.

lnsgesamt lassen die vorliegenden Ergebnisse den schluß zu, daß Ehe und Familie
weder eine ,,heile welt" darstellen, noch in der Auflösung begriffen, oder zumindest in
Gefahr sind. Über die wichtigkeit der Familie gerade auch für das subjektive wohlbefin-
den besteht ein breiter Konsens. Die im historischen Vergleich hohen Scheidungsziffern
sind nicht als lndiz für eine geringe wertschätzung zu werten, sondern im Gegenteil als
das Ergebnis hoher Anforderungen und Erwartungen. Werden diese nicht erfüllt, ist heute
die Bereitschaft vorhanden, die Ehe aufzulösen, ohne jedoch die wichtigkeit von Ehe und
Familie insgesamt in Frage zu stellen.

(Ute Kerbe)
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12 Private Netzwerke

Mit ,,privaten Netzwerken" wird hier das Geflecht der sozialen Beziehungen bezeichnet,

die ein lndividuum zu anderen Personen au ßerhalb des eigenen Haushalts unterhält. Die

Bedeutung dieser Beziehungen liegt in einer Vielzahl von Leistungen, die innerhalb von

privaten Netzwerken zwischen Personen bzw. zwischen Haushalten ausgetauscht

werden:

materielle Hilfen
verschiedene gÜterbezogene sowie personenbezogene Dienstleistungen

Beratung und lnformation vielfältiger Art
Geselligkeit
emotionale Unterstützung wie die Vermittlung von Liebe und Zuneigung

soziale lntegration durch Einbindung der lndividuen in soziale Beziehungen und

Vermittlung eines Zugehörigkeitsgef uhls.

Diese Leistungen ergänzen zum einen die Leistungen, die innerhalb der privaten

Haushalte von den einzelnen Haushaltsmitgliedern für den eigenen Haushalt erbracht

werden (vgl. Teil ll, Kap. 10 u. 11). Zum anderen deckt sich dieser Leistungskatalog mit

Teilbereichen des sozialstaatlichen und Markt-Angebots.

12.1 Häufigkeit von Netzwerkkontakten
lm folgenden soll dargestellt werden, inwiefern die Belragten in Verwandtschafts-,

Freundschafts- und Nachbarschaftskontaktnetzte einbezogen sind. 90 % der Befragten

haben,,nähere Verwandte, die außerhalb des eigenen Haushalts leben". Vor allem

zwischen Eltern und Kindern sind häufige Besuche die Regel (vgl. Tab.7). Etwas seltener

ist der Kontakt zu Großeltern und Geschwistern.

Vor allem zwischen Verwandten, die einmal zusammen in einem Haushalt gelebt haben,

besteht weiterhin reger Kontakt. Der vergleichsweise häuf ige Kontakt zu Schwiegereltern

weist auf ein weiteres Merkmal verwandtschaftlicher Kontaktnetze hin: Sie werden nicht

allein durch die lntimität der Beziehungen zusammengehalten, sondern auch durch

zusätzliche Regelungen und Verpflichtungen.

Die Besuchshäufigkeit mit Verwandten des jeweiligen Verwandtschaftsverhältnisses
variiert kaum zwischen verschiedenen sozialen Gruppen und Schichten. Die besondere

Kontakthäufigkeit zwischen Eltern und Kindern, mit Abstrichen auch zwischen Geschwi-

stern, bestätigt das Fortbestehen einer ,,erweiterten Kernfamilie" nach dem Auseinander-
fallen des ursprünglichen Haushalts. Die Kontakthäufigkeit innerhalb dieser,,erweiterten
Kernfamilie" ist auch weitgehend unabhängig davon, zu wie vielen verwandten insge-
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Tab. 1: Kontakt mit Verwandten

Frage: Haben Sie nahe Verwandte, die einen eigenen Haushalt haben
bzw. außerhalb lhrer Wohnung leben?
Wer ist das und wie oft treffen Sie sich?1

Verwandte davon treffen sich . . .2

außerhalb d. eigenen Haushalts beinahe mindestens wenigstens seltener nie
Art Häuligkeit täglich l xMoche 1xlMonat

in%

Kind(er)
Eltern
Schwiegereltern
Großeltern
Geschwister
Andere nahe Verwandte

37
32
26
.18

19
12

17
18
22
42
40
56

45
52
40
22
71

63

26
25
19
10
10
4

19
24
28
24
28
24

1

'1

6
6
.,
4

1 Antwortkategorien bezüglich Art der Veffiandten und Besuchshäufigkeit waren vorgegeben.
2 ProzentuierungsbasissindnurdiejenigenBefragten,dieüberhauptVeMandtedesangegebenenVeruandtschatts-

verhältnlsses haben.
Datenbasis: Wohllahrtssurvey'1 984.

samt Kontaktmöglichkeiten bestehen. lm Gegensatz dazu ist die Kontakthäufigkeit zu
Großellern und den ,,anderen nahen Verwandten" deutlich größer, wenn keine oder nur
wenige weitere Verwandte vorhanden sind. Unterschiede in der Kontakthäufigkeit zu
Verwandten sind ansonsten wohl eher auf andere Faktoren wie die räumliche Entfernung
zurückzuführen.

Die Existenz zumindest eines ,,wirklich engen" Freundes haben 1978 74% und 1984
73Yo der Befragten bejaht. Dabei gaben 1978 6o/o der Befragten an, lediglich einen
,,wirklich engen" Freund zu haben, jeweils 14% hatten zwei bzw. drei, 21 % vier bis fünf
und 17o/o sogar mehr als fünf enge Freunde,

Freundschaftsbeziehungen werden mit zunehmendem Alter seltener. Darüber hinaus
spielt es aber auch eine erhebliche Rolle, in welchen Haushalten die Befragten leben (vgl.
Tab. 2). Eine Eheschließung führt zu einer Ausweitung des Freundschaftskreises, wobei
jedoch gleichzeitig der Besuchskontakt mit dem besten Freund/der besten Freundin
deutlich zurückgeht. Das gleiche gilt umgekehrt für die Phase der Verwitwung bei älteren
Befragten: Mit dem Verlust des Partners geht die Zahl der Freunde zurück, während die
Häufigkeit des Besuchskontaktes mit dem besten Freund/der besten Freundin zunimmt.
Die Ursache für die kontinuierliche Abnahme der Freundschaftsbeziehungen mit steigen-
der Kinderzahlzeigt sich vor allem bei einer geschlechtsspezifischen Betrachtungsweise:
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rab.2: Kontakte zu Freunden nach Lebenszyklus und Haushaltsform

Frage: Haben Sie einen oder mehrere wirklich enge Freunde, ich meine

außerhalb der Familie? Wie oft treffen Sie sich mit lhrem besten Freund/

lhrer besten Freundin?1
Und wie viele enge Freunde haben Sie etwa?2

Befragte
mit wirklich

engem
Freund

%

Durch-
schnitt-

liche
Anzahl

der Freunde
a

Besuchshäufigkeit
belnahe minde- wenig- seltener
täglich stens stens

1x/Woche 1x/Monat

in%

18-35 Jahre, ledig
bei Eltern lebend
alleinlebend
mit Partner lebend

18-35 Jahre, verheiratet
ohne Kinder im Haushalt
mit 1 Kind
mit 2 u. mehr Kindern

36-64 Jahre, ohne Partner
alleinlebend
in Mehrpersonenhaushalt

36-64 Jahre, verheiratet
mit Kindern u. 18 Jahre
mit Kindern ab 18 Jahre
ohne Kinder im Haushalt

65 Jahre und älter
mit Partner lebend
alleinlebend

lnsgesamt

4
5

21

10
10

6

4,1
5,2
6,7

6
7

10

13
10
12

5,2
4,1

4,6

'19

I
8

91

94
92

92
85
69

77
72

72
70
72

54
56

73

3t
52
60

44
49
53

4,6
4,6
4,6

5,0
4,2
3,8

58
39
13

1

4

42
37
32

25
21

34
37
36

50
61

13
15

4,5
4,0

47
45
42

39
43

46

4
5
I

11

4

5
29

19

37
19

27

1 Wohlfahrtssuruey 1984.
2 Wohlfahrtssuruey 1978.

Datenbasis: Wohlfahrtssuruey 1978, 1984.

Die Abnahme lindet ganz überwiegend bei Frauen statt, ein Beleg für die grÖßere

Anbindung an bzw. Vereinnahmung durch den eigenen Haushalt bei Frauen im Vergleich

zu Männern.
Daneben gibt es deutliche schichtspezifische Unterschiede: Befragte, die sich selbst der

Arbeiterschicht zuordnen, haben zwar seltener und auch von der Anzahl her weniger
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enge Freunde, treffen sich ledoch häufiger mit ihrem besten Freund und verfügen auch
über ein ,,dichteres" Freundschaftsnetz als Angehörige der Mittel- und Oberschicht. Mit
letzterem ist gemeint, daß sich ihre Freunde stärker untereinander kennen.

lm Gegensatz zu Freundschaftskontakten nimmt die Wahrscheinlichkeit ,,gutnachbarli-
cher" Beziehungen mit steigendem Alter sogar zu. Gefragt wurde danach, ob die
Befragten Nachbarn haben, ,,mit denen Sie sich gut verstehen". Der Anteilderjenigen, die
solche Nachbarn haben, nimmt von 57o/o in der Altergruppe der 18- bis 3Ojährigen
kontinuierlich aut 90o/o bei den 65jährigen zu. lm Lebenszyklus beginnt die Phase
häufiger Nachbarschaftskontakte mit der Bildung einer Familie durch die Geburt von
Kindern. Während Ehepaare im Alter bis 35 Jahre ohne Kinder nw zu 67 yo gutnachbar-
schaftliche Beziehungen angaben, waren es bei solchen mit Kindern 84 %. Überraschend
gering sind die Stadt-Land-Unterschiede. Zwar sind gule Nachbarschaftsverhältnisse im
ländlich-dörflichen Milieu mit 91 % am häufigsten, aber in Großstädten sind sie mit 80 %
nicht sehr viel weniger häufig und etwa genauso verbreitet wie in Klein- und Mittelstädten
sowie Vororten und Dörfern in Großstadtnähe.

Wohneigentum fördert die Einbindung in die Nachbarschaft. Wohnungs- bzw. Eigenheim-
besitzer pflegen gutnachbarliche Beziehungen mit 88 % deutlich häufiger als Mieter mit
77 Yo. Unabhängig davon nehmen solche Kontakte mit zunehmender Anzahl der Wohn-
parteien von87 7:" bei Befragten in Einfamilienhäusern auf 67 % bei Befragten in Häusern
mit 20 und mehr Parteien ab.

Zum Bild des Nachbarn, mitdem man sich gutversteht, gehört jedoch keineswegs immer
ein engerer Kontakt. Unter diesem Begriff werden offensichtlich ganz unterschiedliche
Nachbarschaftsverhältnisse subsumiert: 1 9 % der Befragten besuchen solche Nachbarn
beinahe täglich, 24 % mindestens einmal pro Woche, 13 % wenigstens einmal pro Monat,
aber 28% besuchen sich noch seltener und 16% sogar nie. lm Unterschied zur
Häufigkeit, mit der die Befragten Nachbarn haben, mit denen sie sich gut verstehen,
variiert die konkrete Ausgestaltung dieses Nachbarschaftsverhältnisses in Form der
Besuchshäufigkeit nur wenig zwischen verschiedenen sozialen Gruppen, Hausformen
und Wohnorten. Mit einer Ausnahme: Ein markanter Unterschied besteht hier zwischen
Ehepaaren und Alleinlebenden in der Altergruppe über 65 Jahren. Für die letztgenannte
Personengruppe bieten häufigere Besuchskontakte mit Nachbarn einen gewissen Aus-
gleich für fehlende sonstige Kontakte.

12.2 Leistungen für andere Haushalte
Tab. 3 zeigl für eine Auswahl personenbezogener und güterbezogener Leistungen, wie
häufig sie für Verwandte, Freunde/Bekannte und Nachbarn erbracht werden.

Meist ist die Häufigkeit der Hilfeleistungen bei verwandten am größten, und bei Nachbarn
ist sie immer am niedrigsten. Zwischen 1980 und 1984 sind kaum Veränderungen
festzustellen; lediglich die typischen Do-it-yourseltAktivitäten, Gartenarbeit und woh-
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Tab.3 Hilfeleistungen in privaten Netzwerken nach Art und
Empfänger der Hilfeleistung

Frage: Welche Hilfeleistungen haben Sie in den letzten 2 bis 3 Jahren für

Verwandte, Freunde/Bekannte und Nachbarn erbracht?1

Art der Hilfeleistung Verwandte
1980 1984

erbrachtfÜr...
Freunde Nachbarn

1980 1984 1980 1984
lnsgesamt

1980 1984

in%

Personenbezogene Leistungen
bei persönl. Problemen 18,4
bei der Beaufsichtigung

kleiner Kinder 16,0
bei der Betreuung kranker

oder Behinderter 10,5

Güterbezogene Leistungen
bei Wohnungsrenovierung 17,1

bei Umzug 14,6
bei Gartenarbeit 13,6
bei Hausbau/Umbau 8,8
bei Autoreparatur 5,2

lnsgesamt 52,0

18,6

16,7

11,4

20,9

9,0

3,6

8,3

6,3

2,5

19,5
15,1
15,4
10,2
5,9

51,9

11,3
14,7

5,1
5,7
7,4

41,7

4,3
3,0
6,7
2,3
3,2

23,6

24,6

9,2

3,5

13,6
15,1
6,5
5,9
7,6

42,2

7,9

7,5

4,3

3,1
3,2
4,2
2,2
2,1

23,8

32,7

26,6

15,7

35,7

28,0

15,8

24,7
26,8
19,3
14,1
10,4

68,8

29,2
27,7
24,4
15,5
11,5

69,3

1 Liste vorgelegt; Mehrlachnennungen möglich; Prozentuierungsbasis der einzelnen Tabellenfelder ist die Gesamt-

zahl der belragten Personen.

Datenbasis: Wohlfahrtssuruey 1980, 1984.

nungsrenovierung, haben signifikant zugenommen. Konstant 31 % der befragten Perso-

nen gaben an, keine der genannten Leistungen für andere erbracht zu haben'

Die Daten belegen cJie große sozialpolitische Bedeutung der privaten Netzwerke: Die

häufigste Form der Unterstützung ist Hilfe bei persönlichen Problemen. Die Pflege von

Kranken oder Behinderten sowie die Betreuung von Kindern werden vor allem von

Verwandten übernommen, während Nachbarn und auch Freunde hier nur eine unterge-

ordnete Rolle spielen. Unter Nachbarn werden auch alle anderen Arbeiten nur in
Ausnahmefällen ausgetauscht. Offensichtlich bleiben sie auf die Rolle eines ,,Nothelfers"
in Alltagsdingen beschränkt.

Art und Anzahl der geleisteten Hilfen insgesamt hängen vor allem von der jeweiligen

Leistungsfähigkeit und speziellen Kenntnissen ab. Altere Befragte leisten generell
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weniger Hilfen, aber die Abnahme ist besonders stark bei Hilfen für Freunde (vgl. Teil ll,
12.1) und bei umfangreichen handwerklichen Arbeiten, weniger deutlich bei der Kinder-
betreuung, der Krankenpflege und der Hilfe bei persönlichen Problemen. Autoreparatu-
ren und Bauarbeiten werden vor allem von qualifizierten Arbeitern geleistet - ein Hinweis
darauf, daß ein Teil der Netzwerkhilfe sehr qualiiikationsspezifische Leistungen umfaßt.
Erwartungsgemäß gibt es auch eine klare geschlechtsspezifische Arbeitsteilung. Hand-
werkerarbeiten werden im Schnitt von Männern dreimal häufiger als von Frauen,
Kinderbetreuung und Krankenpflege doppelt so häufig von Frauen wie von Männern
erledigt.

Eine Bezahlung ist bei den Hilfen für Verwandte, Freunde oder Nachbarn weitgehend
unüblich (vgl. Tab. 4).

Tab.4: Bezahlte und unbezahlte Netzwerkhilfe

Tätigkeit unbezahlt bezahlt

in%

Hilfe bei Verwandten
Hilfe bei Freunden/Bekannten
Hilfe bei Nachbarn

.18,6

18,2
12,7

0,8
1,0
0,6

Datenbasis: Wohlfahrtssurvey'1 984.

12.3 Empfang von Hilfeleistungen
Für die Gesamtheit der befragten Haushalte ist das Potential an Hilfsmöglichkeiten bei
den einzelnen Leistungen nur wenig unterschiedlich. Der Anteil derjenigen, die jemanden
um Hilfe bitten könnten, liegt mit einer Ausnahme bei etwa 30% (vgl. Tab. 5). Der Anteil
derjenigen, die auch tatsächlich innerhalb des letzten Jahres solche Hilfen in Anspruch
genommen haben, schwankt, mit derselben Ausnahme, zwischen 10 und 20% der
befragten Haushalte. Dies zeigt, daß die informelle Netzwerkhilfe für die beteiligten
Haushalte auch von wirtschaftlicher Bedeutung ist, wobei entsprechende Möglichkeiten
auch häufig genutzt werden.

Daß jedoch jemand für alle diese Leistungen eine Hilfsquelle zur Vertügung hat, ist selten.
Lediglich 10% der befragten Haushalte haben sie für mindestens sieben der neun
ausgeführten Hilfen, aber 21 % aller Haushalte können für keine einzige der aufgeführten
Leistungen eine Hilfsmöglichkeit innerhalb des privaten Netzwerks finden.

Stärker als von Kontakten allein hängt es von der Anzahl der geleisteten Hilfen für andere
ab, ob der betreffende Haushalt selbst ein nröglichst großes Spektrum an Hilfen erhalten
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Tab. 5: Mögliche und tatsächlich erhaltene Hilfeleistungen in privaten
Netzwerken

Frage: Gibt es unter lhren Verwandten, Nachbarn und Freunden bzw.
Bekannten jemanden, den Sie bzw. lhr Haushalt bei folgenden Tätigkeiten
um Hilfe bitten könnten?
Haben Sie während der letzten 12 Monate unentgeltlich Hilfe erhalten?

Art der Hilfeleistung Könnte um
Hilfe bitten

Habe Hilfe erhalten
ab

in%

Reparatur von Fernseher/Radio
Reparatur von elektr. Küchengerät
Reparatur von Möbeln
Reparatur am Auto
Schneiderarbeiten
Maurerarbeiten
Wohnung tapezieren oder streichen
Beratung in rechtlichen Dingen
Beratung bei der Lohn- oder

Einkonrmensteuererklärung 33,9 65,6 19,4

27,9
34,9
29,5
34,1
31,3
27,0
57,1
33,2

55,0
53,2
47,3
61,2
57,8
42,1
55,5
57,2

11,4
16,5
11,9
18,0
16,2
9,7

30,2
17,0

a Prozentuierungsbasis sind nrlr diejenigen Haushalte, die überhaupt jemanden um Hilfe bitten könnten.
b Prozentuierungsbasis ist die Gesamtzahl der befragten Haushalte.

Datenbasis: Wohllahrtssurvey 1 984.

kann bzw. tatsächlich erhalten hat. Die ist ein Beleg dafür, daß der Austausch von

Leistungen innerhalb privater Netzwerke zumindest teilweise auf dem Gegenseitigkeits-
prinzip beruht und daher selektiv ist.

12.4 Bewertung der empfangenen Hilfeleistungen
Die große Mehrheit der befragten Haushalte, die überhaupt Hilfe erhalten, beurteilt diese

als ,,gerade richtig" (vgl. Tab. 6). Nur bei einem geringen Teil der Haushalte schießt die

Hilfsbereitschaft sogar über das gewünschte Maß hinaus und wird so zu einem uner-

wünschten Eindringen Außenstehender in die eigene Privatsphäre. Ein Zuviel an Hilfe

kommt am häufigsten bei verwandten vor. Hier ist es offenbar schwieriger als bei

Nachbarn und Freunden, ein Übermaß an FÜrsorge abzuwehren.
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Tab. 6: Die subjektive Beurteilung des Umfangs
erhaltener Hilfeleistungen im Rahmen privater Netzwerke

Frage: Und wie ist das mit Hilfeleistungen, die lhr Haushalt von Verwand-
ten, Nachbarn und Freunden/Bekannten erhält?
Sind diese - eher mehr als gewünscht,

- eher zuwenig oder
- gerade richtig?

Beurteilung

Hilfeleistungen von
Verwandten Freunden/ Nachbarn

Bekannten
1980 1984 1980 1984 1980 1984 1980 1984

in%

eher zuwenigl
gerade richtigl
eher mehr als gewünschtl
mache alles selbst

10,9
82,7
6,3

13,9
81,0

5,1

10,2
86,7

3,1

9,2
88,7
2,2

3,8
82,1
3,8

2,8
81,1

2,8
30,0 29,7

1 Prozentuierungsbasis ist lediglich der Anteil der Haushalte, der überhaupt Hilfe erhält.
Datenbasis: Wohltahrtssuryey 1980, 1 984.

Zwischen 1O und 14o/o meinen jedoch, daß die Hilfeleistungen, die sie erhalten, eher zu
wenig sind, wobei von dieser Kritik Verwandte und Nachbarn slärker als Freunde und
Bekannte betroffen sind.

Alleinlebende über 65 Jahren liegen in der Häufigkeit, mit der sie zu wenig Hilfe monieren,
nur wenig über dem Durchschnitt. Diese Personengruppe gibt auch zu 30oÄ an, daß ihr
Haushalt mehr Hilfe erhält als er selbst anderen Haushalten gibt, Diese Angaben zeigen,
daß das Gegenseitigkeitsprinzip in der Netzwerkhilfe nicht so selektivwirkt, daß leistungs-
schwache Haushalte allgemein von einer ausreichenden Hilfe innerhalb privater Netz-
werke ausgeschlossen bleiben.

(Martin Diewald)
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1 3 Gesellschaftliche Beteiligung

Gesellschaftliche Beteiligung ist eine von vielen Möglichkeiten, das eigene Leben zu

gestalten und auf die Lebensqualität Einfluß zu nehmen. Dabei lassen sich organisations-
zentrierte Aktivitäten (2. B. Besuch einer Mitgliederversammlung der Gewerkschaft) und

im privaten Rahmen vorgenommene Aktivitäten (2. B. Theaterbesuch) voneinander

unterscheiden. Ebenso wie die amtliche statistik (vgl. Teil l, Kap. 6 und 7) kann die

Umfrageforschung lediglich Anhaltspunkte 1ür die vielfältig vorkommenden Beteiligungs-
formen und -kombinationen liefern. Im folgenden konzentrieren wir uns auf wichtige
Organisationen des politischen, beruflichen, religiösen, kulturellen und Freizeitbereichs.
Thematische Schwerpunkte bilden dabei die Mitgliedschaft, die Beteiligung der Mitglieder

sowie im Zusammenhang damit zentrale Einstellungen und Bewertungen.

13.1 Kirchliche Beteiligung
Kontessionelle Zugehörigkeit ist in der Bundesrepublik traditionell verankert und unverän-

dert weit verbreitet. Daran änderte auch die Austrittswelle Mitte der siebziger Jahre nur

wenig. Gegenwärtig sind etwa 50 % der erwachsenen deutschen BevÖlkerung Protestan-

len, 40% sind Katholiken und 9 % sind konfessionslosl. Keine andere Organisation kann

ähnliche Mitgliederzahlen vorweisen. Die individuelle Bedeutung der Kirchen in unserer

Gesellschaft zeigt sich allerdings weniger an der formalen Mitgliedschaft, sondern

vielmehr in der Praxis des Kirchgangs. Während die katholische Kirche den Gottesdienst-

besuch als religiÖse Pflicht des Gläubigen bezeichnet, wird in der evangelischen Kirche

die Teilnahme eher aut lreiwilliger Basis geregelt.

Die Auswirkungen zeigen sich deutlich am Kirchgangsverhalten. Bei den Katholiken

gingen 1984 35o/o der Gläubigen wenigstens einmal wÖchentlich in die Kirche, bei den

Protestanten waren es 5%. Diese Zahlen entsprechen den Vergleichsdaten von 1978.

Vor 30 Jahren zählten dagegen noch 60 % der Katholiken und 1 B % der Protestanten zu

den regelmäßigen Gottesdienstbesuchern2. Bei beiden Konfessionen ist also ein deutli-

cher Rückgang der Kirchenbindung spürbar. Dafür sind mehrere Erklärungen denkbar:

eine Vervielfachung des Freizeitangebots, das in Konkurrenz zu kirchlichen Angeboten

steht; die Verbreitung alternativer Sinn- und Deutungsmuster des Lebens; eine gewisse

Unvereinbarkeit von kirchlichem und gesellschaftlichem Wertsystem; die durch die

Zunahme des gesamtgesellschaftlichen Bildungsniveaus ausgelöste Abnahme der

1 Da das Statistische Bundesamt bei seinen Daten Ausländer und Personen unter 18 Jahren
berücksichtigt, kommt es zu etwas anderen Resultaten (vgl Teil l, Kap T).

2 Reigrotzki, E.: Soziale Vertlechtungen in der Bundesrepublik, Tübingen 1956
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Selbstverständlichen Akzeptanz von Tradition und Autoritäten; und schließlich der
individuelle Bedeutungsverlust von ,,Glaube". 1984 bezeichneten beispielsweise 15%
der Befragten ,,Glauben" als sehr wichtig für ihr Wohlbefinden. Noch weniger Bedeutung

wurde lediglich dem ,,politischen Einfluß" zugemessen. Einkommen, Freizeit und Erfolg,

Um nur einige andere Faktoren zu nennen, wurde eine weitaus grÖßere Priorität

eingeräumt (vgl. Teil ll, KaP. 1).

Anhand zweier Spezifischer lndikatoren - den Einstellungen zur Abtreibung und zur

Sterbehille - können wir überprüfen, inwieweit die Gläubigen zentrale Dogmen der

Amtskirche teilen (vgl Tab. 1).

Von der katholischen Kirche wurde eine ablehnende Haltung zum Schwangerschaftsab-
bruch und zur Sterbehilfe weitaus deutlicher formuliert als von der protestantischen

Kirche. Bezüglich der Einstellung zum Schwangerschaftsabbruch zeigt sich nun, daß die
Trennlinien sowohl zwischen den Konfessionen als auch in Abhängigkeit von der

Kirchenbindung innerhalb der Konfessionen verlaufen. Die BÜrger, die der Meinung sind,
Abtreibung solle verboten werden, belinden sich nach wie vor in der Minderheit. lhr Anteil

an der Gesamtbevölkerung hat sich allerdings von 8 auf 13 % erhöht. Eine konservative

Gesetzesreform des §218 würde demnach nicht dem Meinungsbild der Bevölkerung

entsprechen. Die Katholiken sind eher für das Abtreibungsverbot als die Protestanten.
Die Befürworter sind allerdings in beiden Konfessionen in der Minderheit. Dies zeigt sich

auch in der Gruppe der regelmäßigen katholischen Kirchgänger, einem Kreis, von dem

man am ehesten vermuten dürfte, daß er die Meinung der Amtskirche teilt. Lediglich ein
Drittel ist gegen Abtreibung. Praktizierte Gläubigkeit kann also durchaus mit von der

Amtskirche abweichenden Meinungen einhergeben.

1ab.2: Zufriedenheit mit der Kirche nach Konfession
und Kirchenbindung

ins-
Befragte

gesamt

Protestanten
mit.. . Kirchenbindungl

insg. hoher mittlerer geringer

in%

Katholiken
mit., . Kirchenbindungl

insg. hoher mittlerer geringer

Es sind mit der Kirche
eher unzufrieden2 25

Es sind mit der Kirche
hochzufrieden2 I

23717472711437

11 24 7 3 7 23 I 5

1 Hohe Kirchenbindung: mindestens einmal wöchentlich Gottesdienstbesuch; mittlere Kirchenbindung: mehrmals im

Jahr - wenigstens einmal monatlich; geringe Kirchenbindung: seltener oder nie
2 Zufriedenheitsskala von 0-10.
Datenbasis: Wohlfahrtssuruey 1 984.
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Etwas andere Ergebnisse werden bei der Meinung zur Sterbehilfe deutlich. War beim

§218 noch eine leichte Tendenz zum Konservatismus spürbar, so zeigt sich bei der
Sterbehilfe ein Trend zur Liberalisierung. Während 1978 noch 13'/o der Befragten der
Meinung waren, daß ,,alle verfügbaren medizinischen Mittel eingesetzt werden sollten,
um das Leben des Todkranken zu verlängern", lag der vergleichbare Anteil 1984 beiT %.
Protestanten mit hoher Kirchenbindung sind die einzige Gruppe, die in bezug auf
Sterbehilfe konservativer wurde, dagegen ist insbesondere bei Katholiken mit hoher und
mittlerer Kirchenbindung sowie Protestanten mit mittlerer Kirchenbindung ein spürbarer
liberaler Trend feststellbar.

Auskünfte über die Gesamtbewertung einer lnstitution lassen sich auf vieltältige Weise
gewinnen. Die Zufriedenheit mit der Kirche aus der Sicht der Gläubigen ist ein lndikator
(vgl. Tab.2), um ihre Einschätzung zu charakterisieren.

Bei den Protestanten als auch bei den Katholiken sind rund ein Viertel mit der Kirche
unzufrieden und etwa ein Zehntel hochzufrieden. Absolut gesehen ist dies für die Kirchen
ein positives Ergebnis. Relativiert wird dies zu einem Teil durch den Befund, daß lediglich
in zwei (,,öffentliche Sicherheit" , ,,Umweltschutz") von 16 abgefragten Lebensbereichen
(vgl. Teil ll, Kap. 3) die Quote der eher Unzufriedenen höher und die Quote der
Hochzulriedenen niedriger ist.

13.2 Beteiligung in Parteien, Bürgerinitiativen und
Gewerkschaften

Die Mitgliedschaft in Organisationen, die direkt oder indirekt auf den politischen Willens-
bildungsprozeß Einfluß nehmen, ist in der Bundesrepublik im Vergleich zur konfessionel-
len Zugehörigkeit nur relativ schwach verbreitet (vgl. Teil l, Kap. 7). 20Yo aller Befragten
und 40% der abhängig Erwerbstätigen gaben an, Mitglied in einer Gewerkschaft zu sein.
Ein Parteibuch haben 5 % der wahlberechtigten BevÖlkerung. lm Gegensatz zu vergleich-
baren Ländern ist dies eine relativ geringe Quote und ein lndiz dafür, daß in der
Bundesrepublik die politische Beteiligung der Bürger in der Regel außerhalb der Parteien
verläuft.

Außerst gering ist auch die Mitgliedschaftsquote der Bürgerinitiativen (2%1. Berücksich-
tigt man allerdings, daß unsere Frage auf die aktuelle Mitgliedschaft abzielte und daß
Bürgerinitiativen oft nur einen begrenzten Zeitraum zur Durchsetzung eines spezifischen
Anliegens bestehen, so ist damit zu rechnen, daß der Anteil derjenigen, die sich bereits
einmal an einer Bürgerinitiative beteiligt haben, hÖher liegt. Die Mitgliedschaftsquote in

Bürgerinitiativen ist unter Umständen auch deswegen so niedrig, weil viele dieser
Bewegungen inzwischen von den ,,GrÜnen" integriert wurden.

Die drei genannten Organisationen weisen nicht nur einen unterschiedlichen Organisa-
tionsgrad auf, sie unterscheiden sich auch hinsichtlich der internen Beteiligung ihrer
Mitglieder. 13o/oder Gewerkschaftler,46okder Parteimitgliederund53% derAngehöri-
gen von Bürgerinitiativen gaben an, wenigstens einmal monatlich eine Zusammenkunft
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ihrer Organisation zu besuchen bzw. für die Organisation tätig zu sein. Die Aktivitätsquote
verhält sich also umgekehrt proportional zum Organisationsgrad. Die Beteiligung in den
drei Vereinigungen hängt natürlich auch mit der Bedeutung, die der Politik individuell
beigemessen wird, zusammen. Mit den lndikatoren ,,politisches lnteresse", und ,,persön-
liche Wichtigkeit politischen Einflusses" kann dies beispielhaft gezeigt werden.

Die größte sublektive Bedeutung hat die Politik bei den Mitgliedern von Bürgerinitiativen.
Angesichts der Tatsache, daß Bürgerinitiativen ein oft umstrittenes und aktuelles, für ihre
Mitglieder persönlich wichtiges, politisches Anliegen vertreten, ist dieses Ergebnis
unmlttelbar einleuchtend.

lnsgesamt gesehen scheint der politische Bereich für die Bürger an Bedeutung zu
gewinnen: Der Anteil derjenigen, die politischen Einfluß als wichtige Determinanle des
eigenen Wohlbefindens ansehen, ist seit 1980 um zehn Prozentpunkte aut 36%
angestiegen.

Tab. 3: Politisches lnteresse und persönliche Wichtigkeit politischen
Einflusses

Sehr starkes/starkes
politisches lnteresse

1 978 1 984

Politischer Einfluß
persönlich sehr
wichtig/wichtig

1980 1984

in%

Befragte insgesamt

Gewerkschaftler insgesamt
darunter: Aktivel

Passive
Nichtgewerkschaft ler insgesamt

Parteimitglieder insgesamt
darunter: Aktivel

Passive
Nichtmitglieder insgesamt

Mitglieder von Bürgerinitiativen
Nichtmitglieder

Leerstellen; Für diesen Zeitpunkt wurden keine Daten erhoben.
'l Anteil der Mitglieder, die wenigstens einmal monatlich zu einer Zusammenkunft ihrer Organisation gehen. Wegen zu

geringer Besetzungszahlen wurde die Aufsplittung in Aktive und Passive bei den Bürgerinitiativen nicht vorge-
nommen.

Datenbasis: Wohlfahrtssurvey 1 978, 1 980, 1 984.

27

36

24

ZO

34

25

53

26

72
26

29

41

64
38
26

69
7B
60
26

82
23

36

45
56
43
34

65
74
53
34

84
35
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13.3 Beteiligung in Musik-, Gesang- und Sportvereinen
Sport hat in unserer Gesellschaft einen hohen Stellenwert. Mißt man seine Bedeutung am
Anteil der organisierten Vereinsmitglieder, ist sein Gewicht in den letzten Jahrzehnten
sogar noch gestiegen. 1984 waren rund28% der erwachsenen deutschen Bevölkerung
in Sportvereinen. 1953 dagegen lag die vergleichbare Zahl noch bei 12%1. Es gibt
vielschichtige und miteinander verbundene Ursachen für diese Enlwicklung:ein differen-
zierteres, breiter gefächertes Angebot der Vereine, eine verbesserte Werbung der
Vereine, ein gestiegenes Gesundheitsbewußtsein in der Bevölkerung, ,,neue" Sportarten
und nicht zuletzt die kompliziertere ,,Freizeitinfrastruktur": Wer Sportstätten benutzen
möchte, hat als Vereinsmitglied Vorteile.

Die soziodemographischen Unterschiede in der Mitgliedschaft sind weitgehend bekannt:
Die Mitgliedschaft ist bei Jüngeren höher als bei Alteren und auf dem Dorf ausgeprägter
als in der Stadt. Letzteres liegt daran, daß Vereine auf dem Dorf traditionell neben der
Kirche den gesellschaftlichen Mittelpunkt bilden. Es ist auch allgemein bekannt, daß
Männer eher als Frauen in Sportvereinen organisiert sind. Weitere Analysen zeigen

Tab.4: Mitgliedschafts- und Aktivitätsquoten im Musik-, Gesang- und
Sportverein

Mitgliedschaftsquote
1980 1984

Aktivitätsquotel
1 984

in%

Sportverein

lnsgesamt

Männer
Frauen

Musik-/Gesangverein

lnsgesamt

Männer
Frauen

78

76
82

74

77
68

28

37
20

29

39
20

7

11

4

Leerstellen: Für den Zeitpunkt wurden keine Daten erhoben.

1 Anteil der Personen, die mindestens einmal monatlich eine Zusammenkuntt besuchen.

Datenbasis: Wohlfahrtssurvey 1980, 1984.

1 Reigrotzki, E.: Soziale Verllechtungen in der Bundesrepublik, Tübingen 1956.
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Tab. 5: Mitgliedschaften und Mitgliedschaftskombinationen

lnsgesamt Männer Frauen

in o/o

Keine Mitgliedschaft

Eine Mitgliedschaft
darunter:

Sportverein
Gewerkschaft
Kirchlicher Verein
Musiky'Gesangverein
Partei
Bürgerinitiative

Zwei Mitgliedschaften
darunter:

Sportverein + Gewerkschaft
Sportverein + Musikrcesangverein

Drei Mitgliedschaften und mehr
darunter:

Sportverein + Partei + Gewerkschaft

57

33

13
3
b
2
1

1

45

34

13
6
4
2
1

1

'16

30

35

14
o

2
2
1

1

25

3
'1

5

5
2

10 2

Datenbasis: Wohlfahrtssuruey'1 984.

allerdings, daß die Mitgliedschaft von Frauen von ihrem Erwerbs- und Bildungsstatus
abhängt. Erwerbstätige Frauen mit ,,weiterführender" Bildung unterscheiden sich in
bezug auf die Vereinsmitgliedschaft lediglich geringfügig von Männern mit vergleichbarer
Bildung und beruflichem Status (42 zu 46%).ln Vereinen unterrepräsentiert waren und
sind, neben alten Menschen (8%), die Hausfrauen (15%).

Die Aktivität der Mitglieder von Sportvereinen liegt deutlich über der von Gewerkschafts-
und Parteimitgliedern sowie Angehörigen von Bürgerinitiativen: Etwa 78 % beteiligen sich
wenigstens einmal monatlich am Vereinsleben. Bei Frauen liegt die Quote elwas höher
als bei Männern.

Lediglich 7 Yo der erwachsenen deutschen Bevölkerung sind in Musik- und Gesangverei-
nen organisiert. Dabei handelt es sich vorwiegend um Männer. Mitgliedschalt ohne
Beteiligung an Vereinsaktivitäten ist eher die Ausnahme. Die Aktivitätsquote liegt bei
75Yo und ist damit in etwa mit der der Sportvereine identisch.
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13.4 Beteiligungskombinationen und Häufung von
Mitgliedschaften

Abschließend sollen Mitgliedschaftshäufung und Beteiligungskombinationen dargestellt
und daraus eine Beteiligungstypologie abgeleitet werden. Ausgeklammert bleibt die
konfessionelle Zugehörigkeit, da es sich dabei u. a. wegen der besonderen Form des
Beitritts (durch Taufe, die nicht auf eigener Entscheidung beruht) gegenüber anderen
Organisationen um,,nicht vergleichbare" Mitgliedschaften handelt.

Generell bleibt zunächst festzuhalten, daß Mitgliedschaftshäufungen zwar bestehen,
jedoch nur in relativ geringem Umfang auftreten: 16% sind in zwei und 5% in drei und
mehr Organisationen Mitglied (vgl. Tab. 5).

Es finden sich deutliche geschlechtsspezilische Unterschiede: lm Gegensatz zu den
Männern ist bei den Frauen die Mehrheit überhaupt nicht organisiert. Bei Einfachmitglied-
schaften kommt bei Männern an erster Stelle der Sportverein und an zweiter Stelle die
Gewerkschaft; bei Frauen steht ebenfalls der Sportverein an der Spitze, es folgt mit
deutlichem Abstand der kirchliche Verein. Bei Doppelmitgliedschaften ist die häutigste
Nennung Sportverein und Gewerkschaft, wobei dies fast ausschließlich für die Männer

Tab. 6: Beteiligungstypologiel

lnsgesamt Männer Frauen

in%

Keine Mitgliedschaft

Eine Mitgliedschaft , passiv
Eine Mitgliedschaft, aktiv
Eine Mitgliedschaft, aktiv und ehrenamtlich tätig

Zwei u. m. Mitgliedschaften, passiv
Zwei u. m. Mitgliedschaften, teilaktiv
Zwei u, m. Mitgliedschaften, teilaktiv

und ehrenamtlich tätig
Zwei u. m. Mitgliedschaften, aktiv
Zwei u. m. Mitgliedschaften, aktiv

und ehrenamtlich tätig

45 30

19
13
3

13
10

57

17
14
2

3
4

18
14

2

5
5

2

7
7

3
3

2

1 Aktiv: Personen, die wenigstens einmal monatlich zu Zusammenkünften aller Organisationen gehen, denen sie
angehören; teilaKiv: Personen, die wenigstens einmal monatlich zu Zusammenkünften eines Teils der Organisatio-
nen gehen, in denen sie Mitglied sind; passiv: Personen, die weniger als einmal monatlich zu Zusammenkünftender
Organisationen gehen, denen sie angehören.

Datenbasis: Wohlfahrtssuruey 1 984.
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gilt. Bei drei und mehr Mitgliedschaften lassen sich zwar viele Kombinationen, jedoch kein
dominierender Typus feststellen.

Unter Berücksichtigung zweier weiterer Merkmale gesellschaftlicher Beteiligung -
Aktivität der Organisationsmitglieder und Übernahme ehrenamtlicher Posten - lassen
sich die bisherigen lnformationen verfeinern. Es ergibt sich die in Tab. 6 da!'gestellte
Beteiligungstypologie.

Ein Großteil der Befragten ist entweder dem Kreis der Nicht- oder dem der passiven
Mitglieder zuzuordnen. Für Frauen gilt dies tendenziell in noch stärkerem Ausmaß als für
Männer. Lediglich eine ganz geringe Minderheit der erwachsenen Bevölkerung ist in zwei
oder mehr Organisationen aktives Mitglied und übt gleichzeitig eine ehrenamtliche
Tätigkeit aus. Festzuhalten ist also, daß Vereinsaktivität kein hervorstechendes Lebens-
stilmerkmal der Bundesbürger darstellt.

(Hans-Michael Mohr)
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14 Umweltschutz

Das Thema Umweltschutz hat in der ötfentlichen und politischen Diskussion während der
letzten Jahre eine erhebliche Bedeutung erlangt. Wir wollen im folgenden zeigen'
inwieweit dies der subjektiven Wahrnehmung der Umweltprobleme durch die Bevölke-
rung entspricht. Für die Durchführung und den Erfolg umweltpolitischer Maßnahmen ist
das Problembewußtsein in der BevÖlkerung in doppelter Hinsicht bedeutsam:Zum einen
übt es Druck auf die politischen Parteien aus, entsprechende Maßnahmen in Angrilf zu

nehmen; zum anderen setzen umweltpolitische Maßnahmen leilweise am Verhalten

.jedes einzelnen Bürgers an und sind damit auf deren konkrete Mitarbeit angewiesen, für
die ein entsprechendes Problembewußtsein förderlich ist.

Wirziehen bei der folgenden Darstellung der subjektiven Wahrnehmung von Umweltbela-
stung und Umweltschutz neben den Wohlfahrtssurveys den lnternationalen Umweltfra-
gebogen des lnternationalen lnstituts für Umwelt und Gesellschaft am Wissenschaflszen-
trum Berlin als Datengrundlage heran.

14.1 Umweltbewußtsein und Zufriedenheit mit dem
Umweltschutz

Der lnternationale Umweltfragebogen von 1982 dokumentiert eine fast allgemeine
Übereinstimmung darüber, daß die Umweltverschmutzung ein dringliches und zuneh-
mendes Problem istl:

Tab. 1: Sorge um die Gefährdung der Umwelt

Lehne
ab

Unent- Stimme
schieden zu

,,Die Umweltverschmutzung steigt gefährlich an"
,,Die Menschheit mißbraucht die Umwelt

in gefährlicher Weise"
,,Die Gefährdung der Umwelt in der ganzen Welt

ist ein großes Problem"

4

6

6

5

5

3

91

89

91

Datenbasis: lnternationaler Umweltfragebogen 1982 (N : 1088 Befragte)

1 Kessel,H.:StandundVeränderungdesUmweltbewußtseinsinderBundesrepublikDeutschland,
England und den Vereinigten Staaten. Dikussionspapier llUG/dp 83-9 des lnternationalen lnstituts
für Umwelt und Gesellschaft des Wissenschaftszentrums Berlin, Berlin 1983, S.29.
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ln der Wahrnehmung der Betragten wird die Dringlichkeit des Umweltproblems in der
Zukunft sogar noch steigen2.

Dieses Problembewußlsein schlägt sich auch in einer geringen Zufriedenheit mit dem
Umweltschulz nieder. Sie lag bereits im Wohlfahrtssurvey 1978 auf einem niedrigen
Niveau und ist bis 1984 nochmals stark abgesunken (vgl. Tab.2). Der Umweltschutz ist
1984 der einzige Lebensbereich, mit dem die Mehrheit der Bundesbürger unzufrieden ist
(vgl. Teil ll, Kap. 3). Nur ein Fünftel der Bevölkerung äußert sich eher zufrieden über den
Umweltschutz, 1978 waren es noch doppelt so viele. Die Unzufriedenheit mit dem
Umweltschutz hat sich bei allen Bevölkerungsgruppen zwischen 1978 und 1984 ver-
stärkt, bei Männern wie bei Frauen, bei lungen wie bei alten Menschen, bei Personen mit
geringem und hohem Bildungsniveau, bei der Stadt- wie bei der Landbevölkerung.

1978 gab es noch große Stadt-Land-Unterschiede in der Zufriedenheit mit dem Umwelt-
schutz, die sich bis 1984 stark verringert haben. Die Umweltbelastung ist in den
Großstädten im allgemeinen höher als auf dem Land, und dies schlug sich 1978 auch in
der Zufriedenheit nieder. Damals war fast die Hälfte der Großstadtbewohner mit dem
Umweltschutz unzufrieden, aber nur ein Drittel der Dorfbewohner. Dieser Unterschied
zeigt, daß 1978 die Zufriedenheit mit dem Umweltschutz siark durch die am Wohnort
wahrgenommene Umweltbelastung geprägt wurde. lnzwischen hat sich offensichtlich ein

f ab.2: Die Zufriedenheitl mit denr Umweltschutz nach der Art des
Wohnodes 1978 und 1984

Eher
zufrieden

1978 1984

Eher
unzufrieden

1978 1984

Du rchschnittliche
Zufriedenheit
1978 1984

in% a

lnsgesamt

Dorf

Kleinstadt2

Mittlere Stadt3

Großstadt

Vorort einer Großstadt

22

27

21

20

22

18

5,0

5,3

5,1

5,2

4,5

4,6

3,8

4,1

3,8

3,7

3,7

J,O

40

45

42

45

34

31

39

32

37

35

48

44

58

52

61

58

61

63

1 Zufriedenheitsskala von 0-10: ,,Eher zufrieden" = Werte von 6-'10; ,,eher unzufrieden" = Werte von 0-4.
2 Bis 30 000 Einwohner.
3 Bis 100 000 Einwohner.
Datenbasis: Wohlfahrtssuruey 1978, 1984.

, Vd=bd" S.3O und 32.
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Bewußtsein der ,,Allgegenwärtigkeit" des Umweltproblems und der Betrotfenheit aller -
etwa durch die Diskussion um das Waldsterben oder um Gift in Lebensmitteln - in der
ganzen Bevölkerung verbreitet. Die Bewohner der Dörfer und Kleinstädte sind 1984 fast
genauso unzufrieden wie die Bewohner der Großstädte.

Abgesehen von der Einebnung der Stadt-Land-Unterschiede bestehen auch 1984
weiterhin erhebliche Zufriedenheitsunterschiede in der Bevölkerung. So sind die Jungen
1984 wie bereits 1978 mit dem Umweltschutz unzuJriedener als dle Alteren, und
Personen mit höherem Schulabschluß bewerten den Umweltschutz negativer als Perso-
nen mit Hauptschulabschluß. Diese Zufriedenheitsunterschiede hängen eng mit Unter-
schieden in der Wertorientierung der verschiedenen Generationen und Bildungsgruppen
zusammen. Die Anhänger postmaterialistischer Werte, die vor allem unter den jungen

Tab. 3: Die Zufriedenheitl mit dem Umweltschutz bei verschiedenen
Bevölkerungsgruppen 1978 und 1984

Eher
zufrieden

1978 1984

Eher
unzufrieden
1978 '1 984

Durchschnittliche
Zurfriedenheit
1978 1984

in'Ä o

Insgesamt

Männer
Frauen

18-30jährige
31-44jährige
45-64jährige
Über 64jährige

Hauptschulbildung
Mittlere Reife
Fachhochschulr./Abitur

Materialisten2
Mischtypen2
Postmaterialisten2

22

24
21

15
22
25
27

25
22
14

29
22
I

5,0

4,9
5,0

4,4
5,1
5,2
5,2

5,3
4,8
4,3

3,8

3,9
3,8

3,1
3,8
4,1
4,5

40

40
41

32
43
44
42

44
38
31

44
40
22

34
41

52

35
37
61

72
60
53
47

53
57
75

39

40
38

49
37
34
36

58

59
58

48
56
86

5,2
5,0
3,8

4,1
3,8
3,4

4,4
3,9
2,5

1 Zutriedenheitsskala von O-10: ,,Eher zufrieden" = Werte von 6-10; ,,eher unzufrieden" = Werte von 0-4
2 Vorgabe einer Liste mit vier politischen Zielen: (A) Aufrechterhaltung von Fluhe und Ordnung in diesem Lande; (B)

mehr Einfluß der Bürger auf die Entscheidungen der Regierung; (C) Kampl gegen die steigenden Prerse; (D) Schutz
des Bechtes auf freie Meinungsäußerung. lllaterialisten = Nennung von A und C als die Ziele, die persönlich am
wichtigsten erscheinen; Postmaterialisten = Nennung von B und D als die beiden wichtigsten Ziele; [/ischtypen-
Restgruppe.

Oatenbasis: Wohlfahrtssurvey 1978, 1984.
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und höher gebildeten Personen zu finden sind, äußern sich besonders unzufrieden über
den Umweltschutz. Die Zufriedenheitsunterschiede sind aber angesichts der Tatsache,
daß es 1984 in allen Bevölkerungsgruppen mehr Unzuf riedene als Zuf riedene gibt, relativ
bedeutungslos geworden. Eine Mehrzahl von Unzufriedenen war 1978 nur bei einem
kleinen, klar abgrenzbaren Personenkreis festzustellen - bei den Trägern der postmate-
rialistischen Werte, d. h. bei jüngeren und besser gebildeten Personen. lnsofern kann
man sagen, daß bei der Entwicklung des allgemein hohen Problembewußtseins in der
Bevölkerung die Träger der neuen Werte die Vorreiter warcn (vgl. Tab. 3).

Einen weiteren Beleg dafür, daß das Bewußlsein der Umweltproblematik keineswegs auf
einzelne Fragen oder die konkrete Wohnumwelt beschränkt ist3, zeigt Tab. 4. Das
Problembewußtsein ditferiert wenig nach einzelnen Umweltproblemen. Lediglich die
Lärmbelastung, das Bevölkerungswachstum und der Hausmüllwerden als etwas weniger
dringlich angesehen.

Tab. 4: Einschätzung der Dringlichkeitl verschiedener
Umweltprobleme

Giftige lndustrieabfälle
Atommüll
Wasserverschmutzung
Luftverschmutzung
Ausbeutung der Natur

6,6
6,4
6,4
6,2
b, l

6,1
5,9
5,2
5,1
5,0

Energieprobleme
Zerstörung von Stadt und Land
Bevölkerungswachstum
Lärmbelastung
Hausmüll

1 Angegeben sind die Durchschnittswerte einer Skala von ,,'l = nicht dringend" bis ,,7 = sehr dringend"

Datenbasis: lnternationaler Umweltfragebogen 1982 (N = 1088 Befragte).

1 4.2 W ahrgenommene Zuständigkeit und
Veränderungswünsche

Bei diesem starken Problembewußtsein und der hohen Unzufriedenheit ist es erklärlich,
daß im lnternationalen Umweltfragebogen 43% der Befragten der Ansicht sind, zur
Lösung der Umweltprobleme seien grundsätzliche Anderungen in der Gesellschaft
notwendig, wenn sie sich zwischen dieser Lösungsmöglichkeit und der Strategie,,besse-
re wissenschaftliche und technische Entwicklungen" (48% der Befragten) entscheiden
müßtena. Dies muß wohl so interpretiert werden, daß die derzeitige Umweltmisere nicht
nur als ein technisches, sondern ebensosehr als ein politisches Problem betrachtet wird.
Welche grundsätzlichen gesellschaftlichen Anderungen die Befragten für notwendig
erachten, ließ der Fragebogen allerdings offen.

3 Vgl. ebd., S. 31
4 Ebd., s. 36f.
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Die Daten des Wohlfahrtssurvey können Aufschluß darüber geben, inwieweit die
Unzufriedenheit mit Forderungen nach Veränderungen in der Zuständigkeit für Umwelt-
schutz verbunden ist. Es läßt sich zunächst feststellen, daß die große Mehrheit der
Bevölkerung keine Veränderungen in der Zuständigkeit will. Fast drei Viertel der Bürger
sehen die gegenwärtige Zuständigkeit für Umweltschutz primär beim Staat und möchten
sie auch dort belassen. Die hohe Unzufriedenheit mit dem Umweltschutz richtet sich
somit zwar überwiegend an den Staat, sie ist aber im allgemeinen nicht mit der Forderung
nach Verlagerung der Zuständigkeit vom Staat auf andere gesellschaftliche Kräfte
verbunden. Dies ist lediglich bei 11% der Befragten der Fall und trifft in dieser
Größenordnung auch für andere staatliche Aufgaben zu (vgl. Teil ll, Kap. 19).

Tab. 5: Wahrgenommene und gewünschte Zuständigkeit für
Umweltschutz im Vergleich zu anderen staatlichen Aufgaben

Gegenwärtig ist/sind zuständig
und

zuständig sollte(n) sein :

Staat Nichtstaat-
liche Krättel

Staat Nichtstaat-
liche Kräfte

Staat

Nichtstaat-
liche Kräfte

Nichtstaat-
liche Kräfte

Staat

in%

Umweltschutz
Öffentliche Verkeh rsmittel
Versorgung und Entsorgung

10
2
J

72
73
74

7
11

9

1.1

14
14

1 Antwortvorgaben: Gesellschaftliche Gruppen und Einrichtungen (dazu gehören z. B.: Gewerkschaften, Arbeitgebeh
verbände, Wohlfahrtsverbände, Bürgerinitiativen, Kirchen, Massenmedien); private Kräfte (dazu gehören z. B.;
Marktwirtschatt, private Unternehmen, Privatkreis, jeder selbst).

Datenbasis: Wohllahrtssuruey 1 984.

Häufiger als bei anderen staatlichen Aufgaben wird jedoch eine Veränderung in die
umgekehrte Richtung befürwortet - eine Verlagerung der Zuständigkeit auf den Staat.
Vor allem die Aufgaben ,,Versorgung und Entsorgung" und ,,öffentliche Verkehrsmittel"
stehen dabei in starkem Kontrast zum Umweltschutz. Hier dominieren unter den
Veränderungswünschen Forderungen nach Verringerung der staatlichen Zuständigkeit.
Ein vergleichsweise großer Personenkreis sieht also die gegenwärtige Zuständigkeit für
Umweltschutz gar nicht beim Staat, aber wünscht sie dort. Dabei werden vor allem
lnstitutionen und Gruppen wie z. B. Bürgerinitiativen als die gegenwärtigen Hauptzustän-
digen genannt, vermutlich weil bei ihnen das stärkste Engagement für den Umweltschutz
wahrgenommen wird. Die Forderung, daß nicht diese Gruppen, sondern der Staat für
Umweltschutz primär zuständig sein sollte, kann aber nicht als ablehnende Haltung
gegenüber Bürgerinitiativen interpretiert werden. Denn nach den Erhebungen mit dem
lnternationalen Umweltfragebogen werden ,,Gruppen, die sich für den Umweltschutz
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einsetzen (2. B. Bürgerinitiativen, Naturschutzverbände)" von der BevÖlkerung überwie-
gend positiv eingeschätzts. lm Durchschnitt ergibt sich aul einer Skala von ,,Eins (sehr

dagegen)" bis ,,Sieben (sehr daf tir)" ein Wert von 5,4 im Jahre 1 982. Hinter der Forderung
nach mehr Staatszuständigkeit steht deshatb wohl eher die Meinung, daß nichtstaatliche
Aktivitäten allein nicht ausreichen und der Staat mehr für den Umweltschutz tun sollte.

ln Übereinstimmung damit stehen die Ergebnisse des lnternationalen Umweltfragebo-
gens zur Bereitschaft der Bürger, mehr Steuern für einzelne Öllentliche Ausgabenberei-
che zu zahlen. Die Bereitschaft der Bürger, mehr oder weniger Steuern fÜr einen Bereich
zu zanlen, kann als Hinweis darauf betrachtet werden, inwieweit sie den jeweiligen

Bereich fürvernachlässigt halten und meinen, der Staat sollte mehr in diesem Bereich tun.
lnsgesamt wurden vierzehn Bereiche vorgegeben. Die Zahlungsbereitschaft für Umwelt-
schutz erwies sich als am hÖchsten, während z. B. ,,Verkehr" und ,,versorgungsbetriebe"
nur an neunter bzw. zwölfter Stelle rangiertenG. Dies unterstreicht nochmals, daß die
Umweltbelastung auch in der Wahrnehmung der Bürger zu den gegenwärtig dringlichsten
Problemen in der Bundesrepublik wie auch in anderen hochentwickelten lndustrienatio-
nen gehört.

(Regina Berger/Martin Diewald)

5 Vgl. ebd., S. 38.
6 Ebd., s. 32ff,
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D. Sozialstruktur

15 Schichtung und Mobilität

Soziale Schichtung und soziale Mobilität sind Begriffe, die sich auf die vertikale
Gliederung der Gesellschaft und die Veränderung der Position von Personen in einer
Statushierarchie beziehen. Soziale Schichtung bezeichnet eine strukturelle Ungleichheit
zwischen sozialen Positionen, die sich z. B. in Einkommens-, Prestige- und Einflußdiffe-
renzen manifestiert. Unter vertikaler Mobilität werden Statusveränderungen in der
Generationenfolge oder im Lebensverlauf verstanden.

Die Bundesrepublik und andere westliche lndustriegesellschaften verstehen sich als
,,offene Mittelschichtgesellschaften": Die Mehrheit der Bevölkerung wird der Mittelschicht
zugerechnet, und die Chancen im Prozeß der Statuszuweisung sind idealerweise an
Leistungskriterien geknüpft und gerecht verteilt. Das implizieri, daß auch Arbeiter und ihre
Kinder reale und gerechte Chancen haben müssen, beruilich und sozial aufzusteigen,
genauso wie Angehörige der Mittel- und Oberschicht sich ihren Status selbst erwerben,
d. h. auch mit einem Bisiko rechnen müssen, sozial abzusteigen.

lnwieweit die diesem Gesellschaftsverständnis zugrundeliegenden Gleichheitsziele und
Gerechtigkeitsvorstellungen in der gesellschaftlichen Realität verwirklicht sind, soll
nachfolgend anhand ausgewählter Fragestellungen und lndikatoren empirisch unter-
sucht werden.

15.1 Statuslagen und subjektive Schichtzugehörigkeit
Tab. 1 zeigl,wie sich die erwachsene Bevölkerung der Bundesrepublik auf sozioökonomi-
sche Statuslagen verteilt, welchen sozialen Schichten sie sich subiektiv zuordnet und
welche Bildungs- und Einkommensunterschiede damit verbunden sind.

Die Zuordnung zu sozioökonomischen Statuslagen erfolgt nach der beruflichen Stellung
der Erwerbstätigen, dem außerberuflichen Status der Nichterwerbstätigen sowie auch
nach deren früherem Erwerbsstatus und dem Alter. Die Ungleichheit der Lebensbedin-
gungen zwischen den so unterschiedenen Statusgruppen äu ßert sich keineswegs nur in
Bildungs- und Einkommensdifferenzen. Allerdings sind Bildung und Einkommen insofern
von besonderer Bedeutung, als sie wichtige Mittel für die Gestaltung der gesamten
Lebensverhältnisse darstellen.
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Deutliche Bildungsunterschiede finden sich vor allem zwischen Arbeitern und anderen
Erwerbstätigen, aber auch zwischen der älteren und jüngeren Generation. Über eine
höhere Schulbildung, d. h. wenigstens die mittlere Reife, verfügt nur ein geringer Anteil
der Arbeiter, Rentner, die ehemals als Arbeiter erwerbstätig waren, und der älteren
Hausfrauen. Für Beamte, höhere Angestellte sowie Jugendliche, die sich noch in der
Ausbildung befinden, stellt das Fehlen eines höheren Schulabschlusses dagegen die
Ausnahme dar.

Gemessen am Niveau des korrigierten Haushalts-Pro-Kopf-Einkommens gibt es zwi-
schen den betrachteten Statusgruppen beträchtliche Unterschiede in der Höhe des
erreichbaren Lebensstandards. Neben dem sozioökonomischen Status wirken sich auch
die Stellung im Lebenszyklus und die davon nicht unabhängige Haushaltsstruktur auf die
hier betrachtete Einkommensgröße aus, Über die höchsten Pro-Kopf-Einkommen verfü-
gen Beamte und gehobene oder höhere Angestellte. Unterdurchschnittliche Einkommen
ergeben sich für Rentner, die als Arbeiter erwerbsfähig waren, Haustrauen, Personen, die
sich noch in der Ausbildung befinden, und Arbeitslose.

Während der berufliche und außerberufliche soziale Status, Bildung und Einkommen
lndikatoren für die objektive Stellung in der Sozialstruktur und soziale Ungleichheit sind,
gibt die subjektive Schichteinstufung Aufschluß darüber, wo sich einzelne Bevölkerungs-
gruppen innerhalb der hierarchischen Struktur einer Gesellschaft ihrem Bewußtsein nach
einordnen, welchem sozialen Milieu sie sich zugehörig betrachten und aus welcher
Perspektive sie am gesellschaftlichen Leben teilhaben: Mehr als jeder zweite erwachse-
ne Bundesbürger zählt sich zur Mittelschicht, jeder dritte zur Arbeiterschicht und jeder
zehnte gibt an, der Oberen Mittel- und Oberschicht anzugehören. Aufschlußreich sind die
Zusammenhänge, die zwischen sozioökonomischer Statuslage und subjektiver Schicht-
einstufung zu beobachten sind. So zeigt sich, daß gegenwärtig oder ehemals als Arbeiter
beschäftigte Erwerbstätige und Rentner sich auch in ihrem Bewußtsein nach wie vor
mehrheitlich der Arbeiterschicht zugehörig fühlen. Allerdings ist bemerkenswert, daß
immerhin vier von zehn Facharbeitern, Vorarbeitern und Meistern sich als Angehörige der
Mittelschicht bezeichnen. Weitergehende Analysen ergeben, daß Arbeiter sich vor allem
dann der Mittelschicht zugehörig fühlen, wenn sie ein eigenes Haus besitzen und
außerhalb der lndustrie beschäftigt sind. Größere Anteile von Befragten, die sich der
Oberen Mittel- und Oberschicht zuordnen, finden sich unter den Beamten, vor allem
denen der oberen Laufbahngruppen, den höheren Angestellten, den Selbständigen,
Schülern, Studenten und Pensionären.

15.2 lntergenerationale Mobilität
lndikatoren der intergenerationalen Mobilität messen Zusammenhänge zwischen dem
eigenen sozialen Status und der sozialen Herkunft, gemessen am beruflichen Status des
vaters. Die Art und stärke dieses Zusammenhangs gibt Aufschluß darüber, wie offen eine
Gesellschaft ist und inwieweit von Chancengleichheit oder Chancengerechtigkeit gespro-
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chen werden kann. lm Mittelpunkt des lnteresses stehen die folgenden vier Fragestel-

lungenl:

- welcher Anteil der söhne aus bestimmten Herkunftsgruppen verbleibt in diesen

statuskategorien, d. h. in welchem Maße wird der soziale status vom vater auf den

Sohn vererbt?

- wiegroßsinddiechancenfürdiesöhneunterschiedlicherHerkunftsgruppen,von
einer Generation zur anderen sozial aufzusteigen?

- Wie groß ist das Risiko, in der Generationenfolge sozial abzusteigen?

- Sind herkunftsbedingte chancenunterschiede auch bei Erwerbstätigen mit glei-

chem Bildungsniveau zu beobachten?

Um auch Veränderungen der Mobilität zwischen den Generationen im Zeitablauf

beobachten zu können, werden zwei Alterskohorten verglichen: männliche ErwerbStätige

im Alter von 31 bis 39 Jahren der Geburtsjahrgänge 1 931 bis 1939 bzw. 1 940 bis 1 948'
Für die ältere Kohorte wird die berufliche Siellung des Jahres 1970, für die.iüngere die des

Jahres 1979 der beruflichen Stellung des Vaters gegenübergestellt, die dieser Innehatte,

als der Sohn 1 5 Jahre alt war2. Die Analysen beschränken sich auf männliche Erwerbstä-

tige, weil sich ein Vergleich des beruflichen Status von TÖchtern und ihren Vätern

aufgrund der geschlechtsspezifischen Unterschiede in der Berufsstruktur verbietet. Bei

der lnterpretation der nachfolgend präsentierten Ergebnisse ist zu berücksichtigen, daß

die ältere der beiden hier betrachteten Altersgruppen unter den extrem schwierigen

Bedingungen der unmittelbaren Nachkriegszeit in das Berufsleben eingetreten ist und -
wie wir aus der MobilitätsJorschung wissen3 - die damit zusammenhängenden Benach-

teiligungen auch im weiteren Berufsverlauf nicht mehr vollständig ausgeglichen werden

konnten.

Bei der Untersuchung der Mobilität zwischen den Generationen ist zu berücksichtigen,

daß die Mobilitätschancen auch durch Prozesse des strukturellen Wandels beeinflußt

werden. Sowohldurch die Schrumplung als auch durch die Expansion von Statuskatego-

rien wird Mobilität strukturell erzwungen. Der lndikator ,,strukturelle Mobilität" mißt die

Differenz im Umfang der Vater- und Sohnkategorie und zeigt damit an, wo und in welchem

Umfang MobilitätsstrÖme durch strukturellen Wandel hervorgerufen werden. Beschäfti-

1 Für die Untersuchung inter- und intragenerationaler Mobilitätsprozesse verwendeten wir als
Datenbasis die Studie,,Qualifikation und Berufsverlauf", die 1979 gemeinsam vom lnstitut für
Arbeitsmarkt- und Berufsforschung (lAB) und dem Bundesinstitut für Berulsbildungsforschung
(BIBB) durchgetührt und dem Sfb 3 über das Zentralarchiv für empirische Sozialforschung
freundlicherweise zur Verfügung gestellt wurde. Die nachfolgend verwendeten Mobilitäts-lndikato-
ren gehen überwiegend auf einen Vorschlag von K,-U. Mayer zurück. Vgl. dazu Mayer' K.-U,,
soziale ungleichheit und Mobilität, Ansätze zu einem system sozialer lndikatoren, in: Zapf, w.
(Hrsg.), Lebensbedingungen in der Bundesrepublik, Sozialer Wandel und Wohlfahrtsentwicklung,
Frankfurt/New York 1977, S. 149-208.

2 Die Kategorien des beruflichen Status wurden so zusammengetaßt, daß sie mit Ausnahme der
Selbständigenpositionen eine hierarchische Gliederung darstellen und Bewegungen zwischen den
Kategorien als Auf- und Abstiege interpretiert werden kÖnnen

3 Vgl. Müller, W., Der Lebenslauf von Geburtskohorten, in: M. Kohli (Hrsg ), Soziologie des
Lebenslaufs, DarmstaduNeuwied 1 979.
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gungskategorien, die im Vergleich von Vätern und Söhnen geschrumpft sind, sind vor
allem selbständige Tätigkeiten, am stärksten in der Landwirtschaft, sowie ungelernte
Arbeitertätigkeiten. Deren Anzahl hat sich beispielsweise in der jüngeren der beiden
unterschiedenen Alterskohorten, bezogen auf die Häuf igkeit ungelernter Arbeitertätigkei-
ten in der Vatergeneration, um 53% verkleinert. Für die jüngere Kohorte zeigt sich
darüber hinaus auch ein Rückgang bei qualifizierten Arbeitern und einfachen Angestell-
ten. Starke Expansionstendenzen sind dagegen bei den mittleren, gehobenen und
höheren Angestellten- und Beamtentätigkeiten festzustellen.

Tab.2 Strukturelle Mobilität und Statusvererbung bei männlichen
Erwerbstätigen

Berufliche Stellung des Vaters Strukturelle
Mobilität1

19703 19793

Status-
Vererbung2

1970 1979

Zahl der Fälle

1970 1979

in%

Landwirte

Ungelernte Arbeiter

Angelernte Arbeiter

Facharbeiter

Vorarbeiter, einfache Beamte

Meister, einfache Angestellte

Werkmeister, mittlere
Angestellte und Beamte

Höhere Angestellte,
gehobene Beamte

Leitende Angestellte,
höhere Beamte

Selbständige außerhalb
der Landwirtschaft

-75
-37

14

3

- 11

14

-81
-53
-8
-23
-17
-21

515

280

561

1042

264

203

313

138

392

932

251

214

25

22

35

41

I
12

18

10

24

35

12

11

56

85

136

-27

61 37 32 432 467

146 26 30 133 167

142 29 34 98 155

- 21 29 32 450 440

1 DifferenzzwischenderGrößederSohnkategorieundderGrößederVaterkategorieinProzentderVaterkategorie.
2 Anteil der lmmobilen nach Beruf des Valers.
3 Die Angaben für 1970 beziehen sich auf die Geburtsjahrgänge'1931 bis 1939, die Angaben für 1979 aufdie

Geburtsjahrgänge 1940 bis 1948.
Datenbasis: Oualitikalion und Berulsverlaut, Betragung des IAB und BIBB 1979, eigene Berechnungen.
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Diese strukturellen Veränderungen wirken sich nachhaltig auf die Möglichkeiten der

Statusvererbung Sowie die Aufstiegschancen und Abstiegsrisiken zwischen den Genera-

tionen aus.

Die ,,Vererbungsquote" gibt an, welcher Anteil der söhne in der statuskategorie des

Vaters verbleibt. Je nach Herkunftsgruppe variiert dieser Anteil zwischen 10 % (Meister

und einfache Angestellte) und 35% (Facharbeiter). Erwartungsgemäß sinkt die Verer-

bungsquote in den schrumpfenden Statuskategorien und bleibt dort weitgehend stabil

oder nimmt sogar leicht zu, wo die Beschäftigtenanteile sich vergrößert haben.

Tab. 3: lntergenerationale Mobilität: Auf- und Abstiegsquoten für
männliche Erwerbstätige

Berufliche Stellung
des Vaters

Aufstiege Aufstiege
in nicht

benachbarte
höhere

Kategorien
19701 19791 1970 1979

Abstiege Abstiege
zu un- und
angelernten

Arbeitern

1970 1979 1970 1979

in%

Landwirte -2

Ungelernte Arbeiter 76

Angelernte Arbeiter 55

Facharbeiter 37

Vorarbeiler, einfache Beamte 40

Meister, einfache Angestellte 33

Werkmeister, mittlere
Angestellte u. Beamle 25

Höhere Angestellte,
gehobene Beamte 24

Leitende Angestellte,
höhere Beamte

Selbständige au ßerhalb der
Landwirtschaft

7

17

44

48

17

10

16

12

11

I

24 18

44

22

30

36

I

88

68

47

52

46

38

25

13

57

40

40

48

23

16

3

12

30

34

302265

463641

645012

84

1 Oie Angaben für 1970 beziehen sich auf die Geburtsjahrgänge 1931 bis 1939, die Angaben ltlr 1979 aufdre
Geburtsiahrgänge 1940 bis 1948.

2 lndikator nicht deliniert.

Datenbasis: Qualifikation und Berufsverlauf, Befragung des IAB und BIBB 1 979, eigene Berechnungen
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Als sozialer Aufstieg sollen zunächst alle Bewegungen in höhere statuskategorien gelten,
wobei Selbständigenpositionen bei dieser Betrachtung ausgenommen bleiben müssen.
Wie an der Quote abzulesen ist, sind die intergenerationalen Aufstiegschancen um so
größer, je niedriger der soziale Status des Vaters ist. ln diesem Resultat kommen vor
allem sogenannte ,,Boden- und Deckeneffekte" zum Ausdruck: Wer ganz unten beginnt,
kann nur aufsteigen oder seinen Herkunftsstatus beibehalten, wer seinen Ausgangspunkt
bereits weit oben hat, dem steht nur noch wenig ,,Aufstiegsraum" zur Verfügung.

lm Kohortenvergleich ist mit Ausnahme der höchsten statusgruppe eine Verbesserung
der Aufstiegschancen über alle beruflichen Stellungen hinweg zu beobachten. Diese

Tab. 4: lntergenerationale Mobilität: Zugangschancen zu den beiden
höchsten Angestellten- und Beamtenkategorien für männliche
Erwerbstätige

Berufliche Stellung des Vaters
Alle

Söhne

1 9701
Söhne

mit Abitur,
Fachhoch-
schulreife

19791
Söhne

mit Abitur,
Fachhoch-
schulreife

Alle
Söhne

in o/o

Landwirte

Arbeiter

Einfache Angestellte u. Beamte,
Meister

Mittlere Angestellte u. Beamte,
Werkmeister

Gehobene Beamte,
höhere Angestellte

Höhere Beamte, leitende Angestellte

Selbständige au ßerhalb
der Landwirtschaft

lnsgesamt

18

11

22

38

55

54

25

23

52

63

75

72

82

71

60

69

4

5

84

74

65

73

75

68

55

69

12

25

50

52

18

12

Zahl der Fälle 3 979 319 3 470 542

1 Die Angaben für '1970 beziehen sich auf die Geburtsjahrgänge '1931 bis 1939, die Angaben für 1979 auf die
Geburtsjahrgänge 1940 bis 1948.

oatenbasis: oualifikation und Berufsverlauf, Befragung des IAB und BIBB 1 979, eigene Berechnungen.
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Tendenz ist auch dann zu erkennen, wenn Aufstieg enger detiniert wird und lediglich

Bewegungen in nicht benachbarte Kategorien Berücksichtigung finden'

Das Risiko, im Generationenvergleich sozial abzusteigen, ist dementsprechend fÜr die

jüngere der beiden betrachteten Kohorten geringer geworden. Der Tendenz nach ist es

"*Ldrngrg"räß 
um so größer, ie höher der Status des Vaters ist. Allerdings ist die

Getahr einer ,,sozialen Deklassierung", d. h. eines Abstiegs in die Gruppe der un- und

angelernten Arbeiter für die Mittelschichtsöhne sehr gering: Der Anteil derjenigen, die un-

odär angelernte Arbeiter geworden sind, bewegt sich zwischen 1 undTTo.

Tab. 4 ist zu entnehmen, wie ungleich die chancen verteilt sind, Zugang zu den

statushöchslen Arbeitnehmerpositionen zu gewinnen: Nur jeder zehnte zwischen 1940

und 1948 geborene Arbeitersohn, aber mehr als leder zweite sohn eines höheren

Beamten oder leitenden Angestellten nahm 1979 eine entsprechende Position ein.

Die Feststellung, daß die söhne von vätern mit einem hohen beruflichen status über

bessere chancen verfügen, selbst entsprechende Positionen einzunehmen, fÜhrt zu der

weitergehenden Frage, über welche Mechanismen dieser Zusammenhang vermittelt wird

und wälche Bedeutung Bildungsabschlüsse lür die Statuszuweisung haben. tNie Tab' 4

zeigt, fallen die Herkunftsunterschiede wesentllch geringer aus, wenn Personen mit

gleichen Bildungsabschlüssen, d. h. hier die Söhne mit Abitur oder der Fachhochschul-

ieife, verglichen werden. Allerdings werden die Herkunftsunterschiede in den Zugangs-

chancen iu den statushohen Berufen auch für Personen, die über gleich hohe Bildungs-

abschlüsse verfügen, lediglich reduziert und nicht vollständig ausgeglichen, wobei die

Höhe des erreichten Bildungsabschlusses zudem selbst maßgeblich von der sozialen

Herkunft determiniert ist (Teil l, Kap.2).

Die Abhängigkeit der zugangschancen von der sozialen Herkunft vor und nach Kontrolle

des Bildun!sabschlusses bleibt im Vergleich der beiden betrachteten Kohorten unverän-

dert. AllerJings sind die Chancen, eine hÖhere Angestellten- oder Beamtenposition

einzunehmen, für die Angehörigen der lüngeren Kohorten wegen der Zunahme entspre-

chender Positionen insgesamt größer geworden. Diese Expansion höherer Angestellten-

und Beamtenpositionen ist denjenigen Herkunftsgruppen überproportional zugutege-

kommen, die, wie z. B. die SÖhne von Arbeitern und Landwirten, nur über vergleichsweise

geringe Zugangschancen zu derartigen Berufen verfügen. Die Verbesserung der chan-

äen für diese Gruppen ist neben einer Veränderung der Beschäftigtenstruktur auch auf

eine überproportionale VergrÖßerung des Abiturientenanteils zurückzuführen

15.3 lntragenerationale Mobilität
lntragenerationale Mobilität umfaßt Veränderungen des berutlichen Status innerhalb der

individuellen Erwerbsbiographie. Von besonderem lnteresse sind dabei die Chancen und

Risiken unterschiedlicher Beschäftigtengruppen, während ihres Erwerbslebens beruflich

aut oder abzusteigen,
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Wir beschränken uns an dieser Stelle darauf, den Berufsverlauf in den ersten 10 bis 14
Jahren nach dem Eintritt in das Erwerbsleben zu betrachten und vergleichen zwei
Berufseintrittskohorten: Erwerbstätige, die zwischen 1956 und 1960 und Erwerbstätige,
die zwischen 1965 und 1 969 erstmals berufstätig waren. Für beide Gruppen betrachten
wir den beruflichen Status zum Zeitpunkt ihrer ersten Berulstätigkeit nach der Ausbildung
und stellen ihm den beruflichen Status gegenüber, den sie 10 bis 14 Jahre später, d. h.
1970 bis 1979, innehatten.

ln den Aufstiegsquoten machen sich zunächst wieder die sogenannten Boden- und
Deckeneffekte bemerkbar, wenn festzustellen ist, daß ungelernte Arbeiter die besten und
höhere Angestellte und gehobene Beamte die schlechtesten Aufstiegschancen haben.
Bemerkenswert ist jedoch, daß angelernte Arbeiter und Facharbeiter - obwohl sie
theoretisch über mehr Aufstiegschancen verfügen - seltener beruflich aufsteigen als die

Tab. 5: lntragenerationale Mobilität: Berufliche Aufstiegschancen und
Abstiegsrisiken für männliche Erwerbstätige

Berufliche Stellung
nach Abschluß
der Ausbildung

Aufstiege Aufstiege
in nicht

benachbarte
Kategorien

19701 ß791 1970 1979

Abstiege

1970 1979

Abstiege
in nicht

benachbarte
Kategorien
1970 1979

in o/o

Ungelernte Arbeiter 58

Angelernte Arbeiter 25

Facharbeiter 30

Vorarbeiter, einfache Beamte 27

Meister, einfache Angestellte 38

Werkmeister, mittlere
Angestellte und Beamte 25

Höhere Angestellte,
gehobene Beamte 15

Leitende Angestellte,
höhere Beamte

62

32

36

50

41

37

23

32

10

24

25

7

33

23

29

48

16

_2

1

10

'10

10

1

3

5

'1

B

n

B

5

I

12 19 5 4 4 4

12742

195143

1 Die Angaben fÜr 1 970 beziehen sich auf Personen, die zwischen 1 956 und 1 960, dre Angaben für 1 979 aufPersonen
die zwischen 1 965 und 1 969 erstmals berufstätig waren.

2 lndikator nicht definiert.
Datenbasis: Oualitikation und Berufsverlauf, Befragung des IAB und BIBB 1 979, eigene Berechnungen.
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Erwerbstätigen in den unteren Angestellten- und Beamtenberufen. Dieses Muster bleibt
im Prinzip auch dann erhalten, wenn als Aufstieg nur die Bewegungen in höhere, nicht
benachbarte Statuskategorien gewertet werden. Allerdings reduziert sich unter diesen
Umständen die Aufstiegsquote der ungelernten Arbeiter beträchtlich. Die mit Abstand
besten, so definierten Aufstiegschancen haben einfache Beamte. lm Kohortenvergleich
haben sich die Aufstiegschancen der Tendenz nach leicht, für einzelne Gruppen sogar
deutlich verbessert.

Berufliche Abstiege sind im Vergleich zu Aulstiegen weitaus seltener zu verzeichnen.
Allerdings ist bei der lnterpretation der insgesamt recht niedrigen Abstiegsquoten zu

berücksichtigen, daß die veruendeten lndikatoren zur intragenerationalen Mobilität
allenfalls die erste Hälfte des Berufslebens umfassen und das Risiko eines beruflichen
Abstiegs möglicherweise gerade in späteren Phasen des Erwerbslebens, die hier nicht
erfaßt werden, zunimmt.

Aufschlußreich sind schließlich auch die geschlechtsspezifischen Unterschiede in den
beruflichen Mobilitätschancen und -risiken: Während Männer wesentlich bessere Chan-
cen haben als Frauen beruflich aufzusteigen, ist das Abstiegsrisiko für Frauen größer.

(Heinz-Herbert Noll)
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16 Problemgruppen

Die soziale Schichtung im modernen Wohlfahrtsstaat ist dadurch gekennzeichnet, daß es
nicht eine einzige homogene Unterschicht oder benachteiligte Klasse gibt. Vielmehr
lassen sich verschiedene Bevölkerungsgruppen identifizieren, die in unterschiedlichen
Dimensionen der oblektiven Lebensbedingungen und des subjektiven Wohlbefindens
Defizite aufweisen. Solche Bevölkerungsgruppen, deren objektive Lebensbedingungen
in einem oder mehreren Lebensbereichen unter den vorhandenen oder allgemein
akzeptierten Standards der breiten Bevölkerung liegen oder deren subjektives Wohlbefin-
den stark beeinträchtigt ist, verstehen wir als Problemgruppen. Derart schlechte Lebens-
bedingungen bezeichnen wir als objektive Problemlagen, starke Beeinträchtigungen des
Wohlbefindens als subjektive Problemlagen. Sie sind in der Bundesrepublik Deutschland
noch in beachtlichem Umfang festzustellen. Diesen Defiziten wird teilweise durch
sozialpolitische Maßnahmen begegnet; man denke z. B. an einkommens- und wohnungs-
politische Hilfen. Jedoch finden nicht alle möglichen Mangellagen in wohlfahrtsstaatlichen
Aktivitäten Berücksichtigung, wie z. B. Probleme sozialer lsolation oder subjektive
Problemlagen.

16.1 Objektive und subjektive Problemlagen
lm folgenden werden fünf objektive und drei subjektive Problemlagen ausgewählt und
näher betrachtet. Die Auswahl der objektiven Problemlagen erfolgte nach dem Kriterium,
daß sie wichtige Komponenten von Wohlfahrt betreften, nämlich Einkommen, Wohnver-
hältnisse, Bildung, Sozialbeziehungen und Gesundheit. Die subjektiven problemlagen
beziehen sich auf wichtige Dimensionen des subjektiven Wohlbefindens, und zwar auf
Einsamkeit, Angste und Sorgen sowie Glück (vgl. Tab. 1).

Der Anteil der von objektiven Problemlagen betroffenen Personen ist teilweise beachtlich
hoch: Nach dem allgemein anerkannten Standard der Belegungsdichte einer Wohnung
ist leder zehnte Bundesbürger mit Wohnraum unterversorgt. Ein großer Teil der erwerbs-
fähigen Bevölkerung hat keinen beruflichen Ausbildungsabschluß (23 %). ln Anbetracht
der Tatsache, daß Bildung für die Verteilung von Lebenschancen eine zentrale Bedeu-
tung hat, indem sie z. B. die erreichbare Berufsposition und so auch das Einkommen
beeinf lu ßt, befindet sich damit gut jeder vierte in einer benachteiligten Lage. Ein Defizit an
Sozialbeziehungen haben vier von hundert Personen, und gesundheitlich beeinträchtigt
ist jeder achte Bundesbürger. Auch von subjektiven Problemlagen sind teilweise relativ
viele Menschen betroffen: 7 % der Bevölkerung fühlen sich oft einsam. Mit Angsten und
Sorgen ist jede fünfte Person belastet, und jeder siebte fühlt sich gewöhnlich unglücklich
oder niedergeschlagen.
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Tab. 1: Problemlagen und Ausmaß der Betroffenheit

Person isVhat 1 978 1 984

in%

objektiv
relativ arml
weniger als 1 Wohnraum (ohne Küche) pro Haushaltsmitglied
keinen beruflichen Ausbildungsabschlu ß

alleinlebend und ohne enge Freunde
dauerhaft krank oder behindert

subjektiv
oft einsam
immer wieder Angste und Sorgen
gewöhnlich unglücklich oder niedergeschlagen

10,0
11,02
30,0

5,0
15,3

9,8
9,5

28J3
4,0

13,2

7,5
19,4
14,4

7,1
21,0
15,3

1 Als ,,relativ arm" werden hier solche Personen bezeichnet, deren Ernkommensniveau im untersten Dezil der
Verteilung des gewichteten Pro-KopfEinkommens der Haushalte liegt (vgl. Teil ll, Kap. 4)

2 Daten des Wohllahrtssuruey 1980.
3 DerAnteilderPersonenohneberufhchenAusbildungsabschlußanderemerbslähigenBevölkerung(18-60Jahre)

beltreg22,8%.
Datenbasis: Wohlfahrtssurueys 1978, 1980, 1984.

16.2 Problemlagen und betroffene Gruppen
Die Untersuchung der Frage, inwieweit verschiedene Problemlagen mil den Sozialmerk-

malen Alter, Geschlecht, sozialrechtliche Stellung und Haushaltsform einhergehen, zeigt,

daß sich objektive Problemlagen bei einem breiten Spektrum von Bevölkerungsgruppen

finden. Diese Gruppen unterscheiden sich aber teilweise deutlich in der Aft ihrer

Probleme, und sie sind - bis auf wenige Ausnahmen - häufig nur von jeweils einer

Problemlage betroffen.

Unter die von uns gewählte relative Armutsgrenze fallen am häuf igsten Arbeitslose (43 %)

sowie Familien mit vier und mehr Kindern (33%). Überdurchschnittlich viele Betroffene

gibt es auch unter den unvollständigen Familien (17%) sowie unter den Hochbetagten

it O "Z), O"r sind Personen, die 75 Jahre und älter sind. Fast die Hälfte der kinderreichen

Familien und ein Viertel der Arbeitslosen sind darüber hinaus mit Wohnraum unterver-

sorgt. Personen mit Arbeiterberufen leben häufiger in beengten Wohnverhältnissen

(16%) als andere BerufsgruPPen.

Frauen, speziell Hausfrauen (52 %) und ältere Menschen (53 %) haben zu einem hohen

Anteil keinen beruflichen Ausbildungsabschluß. Ebenso verhält es sich - wie man

erwaden kann - bei un- und angelernten Arbeitern. Bemerkenswert ist hier eher die

Tatsache, daß 53% von ihnen einen beruflichen Ausbildungsabschluß vorzuweisen
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haben. Eine dauerhafte Krankheit oder Behinderung haben insbesondere Hochbetagte
(27%).Bei ihnen läßt sich darüber hinaus sehr häufig ein Defizit an Sozialbeziehungen
feststellen (24 %). lnsgesamt sind bei älteren Bundesbürgern häuliger mehrere objektive
Problemlagen anzutreffen als bei anderen Bevölkerungsgruppen. Sie sind also eine
Gruppe, deren objektive Lebensbedingungen besonders negativ ausfallen.

Die subjektiven Problemlagen treten vergleichsweise häufig bei solchen sozialen Grup-
pen auf, die auch schon von objektiven Problemlagen betroffen sind, insbesondere aber
dann, wenn sie ein Defizit an Sozialbeziehungen haben. Es fallen besonders die älteren
Bundesbürgerzwischen 65 und 74 Jahren auf, die neben ihren vergleichweise schlechten
Lebensbedingungen auch stark psychisch beeinträchtigt sind. 10% dieser Gruppe
äu ßern, einsam zu sein;32% geben an, immer wieder Angste und Sorgen zu haben und
25% gewöhnlich unglücklich oder niedergeschlagen zu sein. Auch die Hochbetagten
fühlen sich überdurchschnittlich häufig einsam (13%). Die Einsamkeit alter Menschen
hängt wesentlich damit zusammen, daß sie zu einem großen Teil allein leben. Auch die
Häufigkeit, mit der sie Angste und Sorgen haben und sich unglücklich fühlen, kann darauf
zurückgeführt werden. Mit Angsten und Sorgen müssen sich neben älteren Menschen vor
allem Arbeitslose (41 %) sowie unvollständige Familien (30 %) auseinandersetzen. Dies
sind auch die Gruppen, die sich vermehrt unglücklich oder niedergeschlagen fühlen
(Arbeitslose 25%, unvollständige Familien 25%).

Eine genauere Charakterisierung der Problemgruppen kann erreicht werden, indem
verschiedene Sozialmerkmale wie Alter, Geschlecht, sozialrechtliche Stellung und
Familienstand in ihrer Kombination betrachtet werden. Mit der Kombination dieser
Merkmale lassen sich verschiedene Statuslagen deiinieren. Sie sind in lab. 2 aufgeführt.
Es ist festzustellen, daß sich Personen in unterschiedlichen Statuslagen auch im Ausmaß
ihrer Betroffenheit von Problemlagen unterscheiden.

Rentner, die ohne Partner allein in einem Haushalt leben, weisen überdurchschnittlich
häufig mehrere Problemlagen auf. Dabei haben Rentner, diezurArbeiterschichtgehören,
besonders negative Lebensbedingungen und sind extrem stark in ihrem subjektiven
Wohlbefinden beeinträchtigt. Sie sind mit Ausnahme der Probleme, arm oder mit
Wohnraum unterversorgt zu sein, allen Problemlagen überdurchschnittlich häufig ausge-
setzt.

weitere Problemgruppen stellen die Arbeitslosen und die erwerbs- oder berufsunfähigen
Personen dar. Sie lassen sich durch ein erhöhtes Armutsrisiko und durch Defizite in ihrem
subjektiven wohlbefinden kennzeichnen; Erwerbs- oder Berufsunfähige darüber hinaus
durch einen fehlenden beruflichen Ausbildungsabschluß und natürlich eine dauerhafte
Krankheit oder Behinderung. Keinen Beruf auszuüben, bedeutet für die Betroffenen also
nicht nur objektiv eine problematische Lebenssituation, sondern impliziert für viele auch
psychische Beeinträchtigungen.

Die Hausfrauen, die der Arbeiterschicht angehören oder früher einen Arbeiterberuf
ausgeübt haben, sind ebenfalls eine Gruppe, die sich überdurchschnittlich häufig mit allen
acht Problemlagen konfrontiert sieht.
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Als herausragende Kontrastgruppe zu diesen Problemgruppen zeigen sich die jüngeren
Altersgruppen, die nicht der Arbeiterschicht angehören. Es sind oflensichtlich die
Gruppen unserer Gesellschaft, deren objektive und auch subjektive Lebensverhältnisse
im Vergleich zu anderen gesellschaftlichen Gruppen am besten ausfallen.

16.3 Zusammenhänge zwischen Problemlagen
Wie die dargestellten Ergebnisse schon vermuten lassen, existieren die verschiedenen
Problemlagen oft nicht isolieft voneinander. Defizite können mit anderen Mangellagen
einhergehen oder sich teilweise sogar bedingen. Solche Zusammenhänge sind sowohl
im Verhältnis von verschiedenen objektiven oder subjektiven Problemlagen als auch
zwischen objektiven und subjektiven Problemlagen festzustellen. So sind z. B. Personen
mit einem niedrigen Pro-Kopf-Einkommen im Vergleich zur Gesamtbevölkerung häufiger
mit Wohnraum unterversorgt, und sie haben besonders häufig keinen beruflichen
Ausbildungsabschluß. lm subjektiven Bereich, in dem die Zusammenhänge insgesamt
stärker sind als im objektiven, zeigt sich z. B., daß sich Personen, die einsam sind, häutig
auch unglücklich oder niedergeschlagen fühlen oder immer wieder Angste und Sorgen
haben.

Mit einer Ausnahme gehen alle objektiven Defizite mit einem vermehrten Auftreten von
subjektiven Problemlagen einher, d. h. Personen, die objektive Defizite aufweisen, sind
vergleichsweise häufig auch in verschiedenen Aspekten ihres subjektiven Wohlbefindens
beeinkächtigt. so fühlen sich Personen, die ein Defizit an sozialbeziehungen oder eine

Tab. 3: Zusammenhänge zwischen objektiven und subjektiven
Problemlagen.

Subjektive
Problemlagen

Objektive Problemlagen Betragte
weniger keinen allein- krank insgesamt

als 1 berufl. lebend oder
Raum/ Bildungs- ohne behindert
Person abschluß enge

Freunde

relativ
arm

in%

Davon sind/haben:
oft einsam
Angste und Sorgen
unglücklich oder

niedergeschlagen

7
21

13
36

10
41

25
29

36

I
30

25

7
21

Datonbasis: Wohlfahrtssurvey 1984.

29 12 34 15
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Tab. 4: Kumulationen von Problemlagen

Anzahl der
Problemlagen

Objektivl Subjektiv'z lnsgesamt

in%

0
1

2
3
4

54
32
12

3

71

1B

I
3

42
29
13
I
4
25 und mehr

Durchschnitt 0,65 0,43 1 ,10

1 Alle fünf obiektiven Problemlagen
2 Alle drei subjektiven Problemlagen.

Datenbasis: wohllahrtssuryey 1 984.

Tab. 5: Kumulationen von Problemlagen bei Problemgruppen

Problemgruppen Mindestens Mindestens Mindestens
2 oblektivel 2 subjektive2 3 Problemlagen

Problemlagen Problemlagen insgesamt

in Y.

lnsgesamt

Hausf rau, Arbeiterschicht3
Rentner mit Partner, Arbeiterschicht
Rentner ohne Partner, Arbeiterschicht
Rentner mit Partner, Mittelschicht4
Rentner ohne Partner, Mittelschicht
Arbeitslose
Erwerbs- oder Berufsunfähige

1 Von allen fünf objektiven Problemlagen.
2 Von allen drei subjektiven Problemlagen
3 Zur,,ArbeiterschicÄt"gehörenPersonän,dieeinenArbeiterberufhabenbzw.frühereinenhattenoderPersonen.die

sich selber zur Arbeiterschicht zählen.
4 Zur,,Mittelschicht"gehörenPersonen,diekeinenArbeiterberufhabenbzw.lrüherkeinenhattenoderPersonen,die

nicht der Arbeiterschicht angehÖren

Datenbasis: Wohlfahrtssurvey 1 984.

15

40
25
35

3
1B

44
48

12

22
17
29

9
14
24
39

15

41

16
40

4
17
27
61
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körperliche Krankheit oder Behinderung haben, überdurchschnittlich häufig einsam und
unglücklich oder niedergeschlagen. Ebenso muß sich jeder Dritte von ihnen mit Angsten
und Sorgen auseinandersetzen. Auch Armut ist vermehrt mit psychischen Beeinträchti-
gungen verbunden.

16.4 Kumulationen von Problemlagen
Bei gut jedem zweiten Bundesbürger ist mindestens ein Aspekt seiner objektiven
Lebensbedingungen oder seines subjektiven Wohlbefindens als unzureichend oder
unbefriedigend zu bezeichnen. Fast ein Drittel der Bevölkerung weist irgendein subjekti-
ves und knapp die Hälfte mindestens ein oblektives Defizit auf (vgl, Tab.4).

lnsgesamt sind hohe Kumulationen von Problemlagen selten, aber immerhin sind bei fast
jedem siebten Bundesbürger im objektiven und bei gut jeder achten Person im subjekti-
ven Bereich mehrfache Benachteiligungen lestzustellen. Bei Personen, die verschiede-
nen Problemgruppen zugeordnet werden können, besteht eine deutlich höhere Kumula-
tion von Problemlagen (vgl. Tab. 5).

16.5 Problemlagen und Lebenszufriedenheit
wie sehr objektive und insbesondere subjektive Defizite schwerwiegende probleme
darstellen können, zeigt sich darin, daß die betroffenen Personen eine deutlich geringere
Lebenszufriedenheit äußern als der Durchschnitt der Gesamtbevölkerung. Am wenigsten
wird die Lebenszufriedenheit durch eine ungenügende Versorgung mit wohnraum und
einen fehlenden beruflichen Ausbildungsabschluß beeinträchtigt. Je mehr problemlagen
bei einer Person zusammentreffen, desto geringer isl ihre Lebenszufriedenheit. Bei einer
maximalen Betroffenheit liegt der Durchschnittswert der Lebenszufriedenheit bei 4,4.

Problemlagen wirken sich nicht nur auf die gegenwärtige Lebenszulriedenheit von
Personen aus, sondern auch auf ihre Zufriedenheitserwartung. So glauben Personen, die
Defizite aufweisen, überdurchschnittlich häuiig, daß ihre Lebenszufriedenheit in fünf
Jahren niedriger sein wird als sie es gegenwärtig ist. Eine solche eher pessimistische
Einschätzung läßt sich nicht bei Personen feststellen, die keinen beruf lichen Ausbildungs-
abschluß haben, und auch nicht bei Personen, die oft einsam sind. Problemlagen gehen
otfensichtlich aber auch mit dem anderen Extrem, einer eher optimistischen Einschät-
zung der zukünftigen Zufriedenheit, einher. So eruarten Personen, deren subjektives
Wohlbefinden stark beeinträchtigt ist, aber auch Personen, die arm oder mit Wohnraum
unterversorgt sind, vergleichsweise häufig eine höhere Lebenszufriedenheit in fünf
Jahren. Sie haben also anscheinend die Hoffnung aut eine positive Veränderung ihrer
Lage im Laufe der Zeit (vgl. Tab. 6).
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Tab. 6: Lebenszufriedenheit der von Problemlagen
betroffenen Gruppen

Zutrieden heitserwartung2
Durchschnittliche optimi- keine pessi-
Lebenszufrieden- stisch Verände-mistisch

heitl rung

in%

lnsgesamt

Objektive Problemlagen
relativ arm
weniger als 1 Raum/Person
keinen beruflichen Bildungsabschluß
alleinlebend ohne enge Freunde
krank oder behindert

Subjektive Problemlagen
oft einsam
immer wieder Angste und Sorgen
unglücklich oder niedergeschlagen

7,7

6,6
6,5
6,1

38
40
57
57
50

19 56 25

6,8
7,4
7,5
6,8
6,9

30
31

16
12
18

32
30
26
31

32

25
37
34

29
25
29

46
39
38

1 Zukiedenheitsskala von 0-10.
2 Oie Zahlen ergeben sich aus dem Vergleich der gegenwärtigen mit der in fünf Jahren eruarteten Lebenszufrieden-

heit. So gelt;n hier z.B. ,,Optimisten" als Personen, die sich bis in fünf Jahren eine Verbesserung ihrer

Lebenszufriedenheit effi arten.

Datenbasis: Wohlfahrtssuruey 1 984.

(Sigrid Breue)
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17 Gastarbeiter

Die Wanderung von ausländischen Arbeitskräften und ihren Familien aus den südeuro-
päischen Anwerbeländern in die Bundesrepublik ist ein volkswirtschaftlich bedingter und
politisch gesteuerter Vorgang, der sowohl auf der individuellen als auch der gesellschaftli-
chen Ebene erhebliche Folgeprobleme verursacht hat. Die Entstehung einer neuen
Unterschicht (,,Unterschichtung") sowie die ethnische Pluralisierung und Segmentierung
der Gesellschaft stellen Herausforderungen der gesellschattlichen lntegrationsfähigkeit
dar. Für den einzelnen Arbeitsmigranten hat seine Entscheidung gewöhnlich die Erlah-
rung sozialer Entwurzelung, gesellschaftlicher Marginalisierung und kultureller Entfrem-
dung zur Folge.

Voraussetzung einer erfolgreichen Eingliederung der zugewanderten Ausländer in die
Gesellschaft der Bundesrepublik ist die Übernahme bestimmter Wertorientierungen,
Standards und Verhaltensweisen. Dieser Vorgang wird als Assimilation bezeichnet und
auf verschiedenen Dimensionen gemessen. Durch eine lntegration ohne Assimilation
können die bestehenden strukturellen Probleme nicht gelöst werden.

lnwieweit die Eingliederung der hier lebenden Ausländer dauerhaft gelingt, ist einerseits
von den normativen Konzepten der politischen Entscheidungsträger, andererseits aber
auch von der Assimilationsbereitschaft der Gastarbeiterbevölkerung abhängig. Sie wird
neben vielen anderen Faktoren auch von den Einstellungen und Verhaltensweisen der
Deutschen gegenüber Ausländern bestimmt.

lm folgenden wird eine stark an der Assimllation und lntegration ausgerichlete wohlfahrts-
orientierte Beschreibung der Gastarbeiterbevölkerung vorgenommen, die eine Ergän-
zung der üblichen sozialstrukturellen Beschreibung darstellt. Die Ergebnisse stammen
aus einer Umfrage, die der Sfb 3 im Jahr 1982 unter der erwachsenen Bevölkerung der
tünf personenstärksten Gastarbeiternationalitäten durchgeführt hat (vgl. Teil ll, Kap. 1).
Wegen ihrer besonderen sozio-kulturellen Situation werden in den Tabellen die Türken
fast immer gesondert ausgewiesen. Da zwischen den anderen vier Nationalitäten
(Griechen, ltaliener, Jugoslawen, Spanier) relativ geringe Unterschiede bestehen, wer-
den sie zu der Kategorie ,,Andere" zusammengefaß1.

17.1 Konflikte und Kontakte zwischen Ausländern
und Deutschen

Fasl37 Y. der Befragten nehmen ,,ziemlich starke" Konflikte zwischen Gastarbeitern und
Deutschen wahr, rund ein Viertel sogar ,,sehr starke". Damit werden die ethnischen
Konflikte deutlich stärker registriert als die zwischen verschiedenen anderen Gruppen,

495



beispielsweise zwischen Arbeitgebern und Arbeitnehmern. Darüber hinaus wurden über
20% der befragten Ausländer in der letzten Zeit in ihrem Wohlbelinden stark oder sogar
Sehr stark beeinträchtigt, da sie von Deutschen nicht geachtet oder gerecht behandelt
wurden.

Die Migration der Gastarbeiter erfolgte vornehmlich als Gruppenwanderung. Darüber
hinaus wurde bis zum gegenwärtigen Zeitpunkt der Familiennachzug weitgehend vollzo-
gen. Dadurch sind in der Regel genügend Partner der gleichen nationalen Herkunft
vorhanden, so daß die ethnische Abgrenzung eine Handlungsalternative zur Assimila-
tionsbereitschaft darstellt. lnsbesondere wenn der Eingliederung schwerwiegende insti-
tutionelle oder Soziale Hindernisse im Wege stehen, wird diese Handlungsalternative
verstärkt wahrgenommen.

Tab. 1: Wahrnehmung der Konflikte zwischen Gastarbeitern
und Deutschen

Alle Türken Andere

in%

Konflikte zwischen Gastarbeitern und Deutschen sind
sehr stark 24,7
ziemlich stark 36,7
eher schwach 26,2

es gibt gar keine 12,4

25,6
42,5
21 ,9

10,0

24,0
32,6
29,4

14,1

Beeinträchtigung durch Mißachtung und ungerechte Behandlung. .

sehr stark 3,7 5,5
stark 16,6 25,5
etwas 32,3 39,4
gar nicht 24,O 18,2

das kam nicht vor 23,4 1 1,5

2,4
10,2
27,1
28,2

32,1

Datenbasis: Sfb 3-Ausländerumfrage 1982 (2. Welle, N : 770).

So haben tasl 24% der Befragten keine näheren Kontakte zu Deutschen und geben
gleichzeitig an, daß die wenigen bestehenden ausreichend seien. Mehr als27Y" der
befragten Ausländer leben in Wohngegenden mit vielen anderen Ausländern zusammen
und äußern gleichzeitig, am liebsten in einem Wohngebiet leben zu wollen, in dem
überwiegend Landsleute oder zumindest gleich viele Landsleute wie Deutsche leben.
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f ab.2: Kontakte und Kontaktwünsche zu Deutschenl

Kontaktwünsche
Kontakte gerne mehr

reichen aus Kontakte

in'Ä

Ohne nähere Kontakte zu Deutschen
Mit näheren Kontakten zu Deutschen

23,6
37,7

16,7
22,0

Tatsächliche Wohngegend
Gewünschtes Wohngebiet

überwiegend überwiegend
Landsleute Deutsche

in Yo

mit vielen oder sehr vielen Ausländern
ohne bzw. sehr wenige

oder wenige Ausländer

27,6

30,5

17,5

24,4

1 EswurdennurdieFälleberücksrchtigt,beidenensowohldaslnterviewder'l.alsauchdasder2.Welledurchgeführt
werden konnte.

Datenbasis: Sfb 3-Ausländerumtrage 1982 (1. Welle, N : 808,2. Welle, N = 770).

17.2 Deulschkenntnisse und nationale ldentität
Kenntnisse der deutschen Sprache sind einerseits eine wichtige Voraussetzung für die
Aneignung des notwendigen Wissensbestandes zu kompelentem Handeln in den
verschiedenen Lebensbereichen. Andererseits werden mit dem Erlernen der deutschen
Sprache auch Wertvorstellungen und Normen des Aufnahmelandes vermittelt.

Der überwiegende Teil der Befragten - fast 80 % - kam erst nach dem 1 8. Lebensjahr in
die Bundesrepublik. Trotzdem haben sowohl nach eigener Einschätzung als auch nach
der Beurteilung durch die lnterviewer jeweils deutlich mehr als die Hälfte von ihnen so
gute Deutschkenntnisse, daß sie sich im Kontakt mit Deutschen zumindest gut verständ-
lich machen können. Knapp ein Fünftel spricht sogar fließend Deutsch; aber ungefähr der
gleiche Anteil spricht gar kein Deutsch oder nur wenige Worte.

Durch den langjährigen Aufenthalt von Ausländern in der Bundesrepublik entsteht häufig
eine kulturelle Entfremdung vom Heimatland. Sie hat auch Auswirkungen auf das Gefühl
der nationalen Zugehörigkeit. Mehr als 13 % gaben an, sich ganz oder doch schon mehr
als Deutsche zu f ühlen. Aber über 27 % tühlensich nach wie vor ganz als Angehörige ihrer
Nationalität; weitere knapp 30% zumindest in den meisten Beziehungen.
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Tab. 3: Deutschkenntnisse von Ausländern

Alle Türken Andere

in%

Höchstens wenige Worte Deutsch

Schlechte Verständigungsmöglichkeiten

Gute Verständigungsmöglichkeiten

Fließend Deutsch

18,0

23,8

39,8

18,3

25,7

28,1

32,3

13,8

12,3

20,6

45,5

21 ,6

Datenbasis; Sfb 3-Ausländerumfrage 1982 (2. Welle, N : 770)

Tab.4: Die nationale ldentität von Ausländern

Alle Türken Andere

Es fühlen sich in%

ganz als Deutsche

schon mehr als Deutsche

teils als Deutsche,
teils als Angehörige der eigenen Nationalität

meistens als Angehörige
der eigenen Nationalität

ganz als Angehörige der
eigenen Nationalität

4,5

8,6

30,0

29,6

27,3

3,0

4,8

5,6

11,4

27,9

30,9

33,3

31,6

28,6

22,8

Datenbasis: Stb 3-Ausländerumfrage 1982 (2. Welle, N : 770)

17.3 lnterethnische Freundschaften und soziale
Beteiligung von Ausländern

ln der Sfb 3-Ausländerumfrage 1982 wurde auch die Nationalität der drei Personen
ermittelt, mit denen die belragten Ausländer befreundet sind und mit denen sie sich am
häufigsten treffen. ln diesem Netz der Freundschaftsbeziehungen befand sich bei rund
drei Viertel der Befragten keine deutsche Person. Dagegen waren die Freundschafts-
netze von etwas über 5To der Befragten ausschließlich auf Deutsche bezogen.
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Mehr als zwei Drittel der befragten Ausländer sind in keiner von fünf abgefragten
Organisationen oder Vereinen Mitglied. Die Mitgliedschatt in deutschen Gewerkschaften
kommt mit über 18%o noch am häufigsten vor, gefolgt von der Beteiligung in kirchlichen
und religiösen Vereinigungen mit tast 8%. Dabei dürfte es sich überwiegend um
eigenethnische Vereinigungen handeln.

Wenn man die lntegration der hier lebenden Ausländer einmal nicht, wie weithin üblich, im
Arbeits- und Wohnbereich, sondern als soziale Beteiligung im privaten und Freizeitbe-
reich messen will, dann ist von den fünf abgefragten Organisationen die Mitgliedschaft in

deutschen Sport- oder Freizeitvereinen am aussagekräftigsten. Lediglich 6 % der Befrag-
ten gaben hier eine Mitgliedschaft an. Dagegen war im Jahr 1984 die entsprechende
Mitgliedsquote der deutschen Bevölkerung bedeutend höher (vgl. Teil ll, Kap. 13).

Tab. 5: Freundschaften zwischen Ausländern und Deutschen

Alle Türken Andere

Es hatten in o/"

keinen deutschen Freund

einen deutschen Freund
zwei deutsche Freunde

drei deutsche Freunde

75,1

12,2
7,3

5,4

81,0
13,1

4,8
1,2

70,9

11,5

9,2
8,4

Oatenbasis: Sfb 3-Ausländerumfrage 1982 (2. Welle, N = 770).

Tab. 6: Mitgliedschaft in Organisationen und Vereinen

Alle Türken Andere

in%

Deutsche Gewerkschaft
Kirchliche und religiöse Vereinigung
Deutsche Sport- oder Freizeitvereine

Partei oder politischer Verein

Sonstige Organisationen
Nirgends Mitglied

18,3

7,7
6,0

3,1

3,3
67.2

16,9

4,6
7,0

1,0

1,8

70,2

20,2
11,9
4,8

6,0

5,4
63,1

Datenbasis: Sfb 3-Ausländerumfrage 1982 (2. Welle, N : 770).
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17.4 Lebenszufriedenheit von Ausländern
Zufriedenheit bzw. Unzufriedenheit mit dem Leben im allgemeinen sind Zustände, die auf
viele Ursachen zurückzuführen sind. Beispielsweise haben die Familienverhältnisse, die
Arbeitsbedingungen und die Wohnsituation einen Einfluß auf die allgemeine Lebenszu-
friedenheit. Viele Faktoren, die die Lebenszufriedenheit beeinflussen, erfahren ihrerseits
wiederum Veränderungen während der Assimilation und lntegration. Deshalb ist die
allgemeine Lebenszufriedenheit auch geeignet, aut der personalen Ebene Hinweise über
den Prozeß der Eingliederung zu geben.

Rund drei Viertel der befragten Ausländer waren mit dem Leben im allgemeinen
zufrieden, über 16% waren unzufrieden. Wenn man dieses Ergebnis mit der Zufrieden-
heit der deutschen Bevölkerung vergleicht, so zeigt sich ein deutlicher Einfluß der
Schwierigkeiten des ,,Lebens als Fremder" auf das subjektive Wohlbefinden: Bei den
Deutschen liegt der Anteil der Zufriedenen sowohl 1980 als auch 1984 mit ieweils mehr
als 87o/. erheblich über dem entsprechenden Anteil der Gastarbeiterbevölkerung. Der
Anteil der Unzufriedenen liegt mit rund 4 bzw.6% deutlich unter dem Anteil der
unzufriedenen Ausländer (vgl. Teil ll, Kap. 2).

Tab.7: Die Lebenszufriedenheitl von Ausländern

Alle Türken Andere

in%

Zutrieden
Unzufrieden

75,2
16,3

71,7
20,5

78,2
13,2

'l Zufriedenheitsskala von 0-'10; ,,zufrieden" = 6-10; ,,unzufrieden" : 0-4.
Datenbasis: Sfb 3-Ausländerumfrage 1982 (2. Welle, N = 770).

Die bisher dargestellten Ergebnisse waren immer aut die Gesamtheit der fünf befragten
Nationalitäten bezogen. Es muß aber beachtet werden, daß sich die Türken in allen
angesprochenen Aspekten der Assimilation und lntegration deutlich von den anderen vier
Nationalitäten unterscheiden: Sie nehmen die Konflikte zwischen Gastarbeitern und
Deutschen deutlicher wahr und fühlen sich durch ungerechie Behandlung in ihrem
Wohlbefinden stärker beeinträchtigt. Sie verfügen im Durchschnitt über schlechtere
Deutschkenntnisse, und das Gefühl der Zugehörigkeit zur eigenen Nationalität ist noch
stärker ausgeprägt. Sie sind in geringerem Umfang mit Deutschen befreundet, und ihre
Mitgliedsquote in deutschen Sport- oder Freizeitvereinen ist niedriger. Und schließlich
sind sie in größerem Ausmaß mit dem Leben unzufrieden.
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17.5 Private Netzwerke von Ausländern
Durch die Wanderung in die Bundesrepublik gehen die in der Heimat bestehenden
Freundschaftsbeziehungen weitgehend verloren, werden die privaten Netzwerke
zwangsläufig zerstört. lhre Reorganisation im Verlauf des Autenthaltes in der Bundes-
republik ist eine wichtige Determinante der Lebensqualität.

Funktionierende Freundschaftsbeziehungen und private Netzwerke beeinflussen nicht
nur das subjektive Wohlbefinden, sondern darüber hinaus auch die objektiven Lebensbe-
dingungen. So gaben rund 60Ä der befragten Ausländer an, durch die Hilfe eines
Freundes ihren jetzigen Arbeitsplatz gefunden zu haben. Fast 9% fanden ihre letzige
Wohnung durch die Vermittlung eines Freundes und bei wiederum rund 6 % vermittelten
Freunde sowohl den Arbeitsplatz als auch die Wohnung.

Tab. 8: Die Bedeutung der Freundschaftsbeziehungen für die
Vermittlung von Arbeitsplatz und Wohnung

Vermittlung . .

durch Freunde
Alle Türken Andere

in%

des jetzigen Arbeitsplatzes
der jetzigen Wohnung
von Arbeitsplatz und Wohnung

5,8
8,8
5,7

5,7
10,0
4,7

6,1
7,1

Datenbasis: Sfb 3-Ausländerumfiage 1982 (2. Welle, N = 770).

Neben den Freundschaftsbeziehungen sind die Befragten in private Netzwerke gegen-
seitiger Hilfe und unterstützung eingebunden, die insbesondere in Deutschland lebende
verwandte und Bekannte bzw. Freunde der eigenen Nationalität umiassen. Nur leweils
rund ein Fünftel der befragten Ausländer mit hier lebenden verwandten oder Bekannten
erbrachte für diese in anderen Privathaushalten lebenden Personen keine von neun
abgefragten Hilfeleistungen. lm Durchschnitt wurden jeweils mehr als drei verschiedene
Hifeleistungen angegeben. Am häufigsten wurde Verwandten und Bekannten bzw.
Freunden beim Umzug in eine andere Wohnung geholfen, gefolgt von Hilten im Umgang
mit Behörden bei Verwandten bzw. Renovierungsarbeiten in der wohnung bei Bekannten
(vgl, Tab.9).

Rund zwei Drittel der Befragten mit näheren Kontakten zu Deutschen unterstützen auch
deutsche Haushalte mit verschiedenen Hilfeleistungen. Die privaten Netzwerke zwischen
den befragten Ausländern und Deutschen sind weniger engmaschig als die zu Verwand-
ten und Bekannten bzw. Freunden der eigenen Nationalität. lm Durchschnitt werden
weniger als zwei Hilfen erbracht. Zum überwiegenden Teil erfolgen diese Hilfeleistungen
unentgeltlich und kÖnnen deshalb als echte Nachbarschaftshilfen bezeichnet werden.
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Nur ein geringer Teil wird gegen Bezahlung erbracht und rückt damit in die Nähe von

,,schwarzarbeit". Bei den unbezahlten Hilfeleistungen dominiert die Umzugshilfe, bei den
bezahlten Hilfeleistungen kommen dagegen Autoreparaturen und Gartenarbeiten am

häufigsten vor.

Tab. 9: Private Hilfeleistungen von Ausländernl

Verwandte

Hilfeleistungen für. . .

Deutsche
Bekannte ohne 

. 
gegen

Bezahlung

Zahl der Hilfeleistungen in o/o

1bis3
4bis6
7bis9

Zusammen

Keine Hillen

35,4
28,1
14,7
78,2

21,8

41 ,5
27,9
10,7
80,1

19,9

56,3

43,7

17,2

82,8

1 Bsrücksichtigt wurden jeweils nur Befragte mit näheren Kontakten zu VeMandten (N = 382) bzw. mit häufigen
Kontakten zu Bekannten oder Freunden (N = 712) bzw. mit näheren Kontakten zu Deutschen (N : 456).

Datenbasis: Sfb 3-Ausländerumfrage 1982 (2. Welle, N = 770)

17.6 Rückkehrabsichten von Ausländern
Nur ein geringer Teil von \Yo der betragten Ausländer gab an, innerhalb der nächsten
zwölf Monate in ihr Heimatland zurückkehren zu wollen. Dagegen beabsichtigen 44%,fÜr
immer in Deutschland zu bleiben.

Dieses Ergebnis ist vor dem Hintergrund vergleichsweise schlechter Lebensbedingun-
gen sowie der vielfältigen Schwierigkeiten des Lebens in Deutschland zunächst Überra-

schend. Hinzu kommt noch die ausländerfeindliche Einstellung eines Teils der deutschen
Bevölkerung, die sich vereinzelt sogar in radikalen Aktionen äußert. Die verhältnismäßig
geringen Rückkehrabsichten werden trotz dieser Umstände verständlich, wenn man
berücksichtigt, daß für viele Ausländer die wirtschaftlichen Probleme im Heimatland das
bestimmende Wanderungsmotiv waren und seitdem keine grundlegenden Verbesserun-
gen eingetreten sind. Darüber hinaus hat sich während ihres häufig schon langjährigen
Aufenthalts in der Bundesrepublik bereits eine kulturelle Entfremdung vom Heimatland
vollzogen.
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Tab. 10: Rückkehrabsichten von Ausländern

Alle Türken Andere

Es wollten in Y.

innerhalb der nächsten 12 Monate zurück
in ihr Heimatland

noch 1 bis 5 Jahre in Deutschland bleiben

noch 6 bis 10 Jahre in Deutschland bleiben

noch mehr als 10 Jahre
in Deutschland bleiben

für immer in Deutschland bleiben

8,0

23,1

19,7

5,2

44,0

7,8

25,9

18,4

6,5

41 ,5

8,0

21,1

20,6

4,2

46,0

Datenbasis: Sfb 3-Ausländerumfrage 1982 (2. Welle, N : 770).

(Erich Wiegand)
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E. Gesellschaftspolitik

18 Bürger und Politik

Das Verhältnis der Bürger in der Bundesrepublik zum Staat und zu einzelnen Politikberei-
chen wird mit zahlreichen Schlagworten beschrieben: Die Anspruchshaltung oder die
Empfängermentalität wird beklagt, von der Entfremdung der Politiker von ihrem (Wahl-)

Volk ist die Rede, der RÜckzug ins Private ist ebenso ein Thema wie die Bevormundung
der Bürger durch den Wohlfahrtsstaat.

Mit einigen zentralen lndikatoren soll dokumentiert werden, welche Einstellungen die
Bevölkerung gegenüber Politik und wohlfahrtsstaat zeigt, und wie damit verbunden
öffentliche Leistungen und Aufgaben wahrgenommen und bewertet werden.

1 8.1 lnnovationsbereitschaft, Wertewandel
ln der Bundesrepublik Deutschland hat sich wie in anderen westlichen lndustriestaaten in

den letzten Jahrzehnten ein Wertewandel vollzogen. Dieser findet seinen Ausdruck auch
in einer veränderten politischen Kultur. Die verfÜgbaren Daten machen diesen Einstel-
lungswandel nur begrenzt sichtbar. Anhand zweier lndikatoren wird jedoch deutlich, daß

,,neue" Werte inzwischen realtiv stabil bei bestimmten Bevölkerungsschichten verankert
sind.

Die Materialismus-Postmaterialismus-Dimension bezieht sich darauf, welchen gesell-

schaftlichen Zielen die Priorität eingeräumt wird. Als postmaterialistisch soll dabei gelten,

wenn ,,Meinungsfreiheit" und ,,Einfluß der Bürger auf politische Entscheidungen" als
vorrangig vor,,Preisstabilität" und ,,Aufrechterhaltung von Ruhe und Ordnung" eingestuft
werden. Die umgekehrte Rangfolge der Ziele soll als materialistisch gekennzeichnet

werden. Eine lnnovationsbereitschaft vermuten wir dann, wenn Personen angeben, daß
sie sich im Hinblick auf die Politik zu denen zählen, ,,die gern einmal etwas Neues wagen".
Die konservative Gegenposition ergibt sich bei den Personen, die in der Politik ,,gern am

Alten und Bewährten festhaiten".

An den lndikatoren ist abzulesen, daß zwar eine Mehrheit der Bevölkerung als politisch
innovationsbereit zu bezeichnen ist, daß aber lediglich eine Minderheit, etwa jeder
sechste bis jeder zehnte, eine postmaterialistische Wertorientierung aufweist. Beide
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Tab. 1 : Wertorientierung und politische lnnovationsbereitschaft

lnsgesamt Geschlecht
Männer Frauen

1978 1980 1984 1978 1980 1984 1978 1980 1984

in%

Wertorientierung
Materialistisch
Mischtypen
Postmaterialistisch

lnnovationsbereitschaft
,,Neues wagen"
,,Am Alten und Bewährten

festhalten"
,,Weiß nicht"

35
49
16

48
42
11

40
48
12

42
48
11

41

47
12

34
50
16

27
51

22

33
53
14

60 58 48 45

43
48

9

54 51

37
10

40
12

4738
5

JJ
7

42
7 I

Datenbasis: Wohlfahrtssuruey 1978, 1980, 1984.

Einstellungen sind insofern gut in der Bevölkerung verankert, als wesentliche Verschie-
bungen im Zeitverlauf 1978 bis 1984 kaum zu erkennen sind. lnsgesamt zeichnet sich
erwartungsgemäß eine leichte Zunahme der Mischtypen sowie der Postmaterialisten ab,
während in der anderen Dimension nur unbedeutende Verschiebungen zu verzeichnen
sind.

Faßt man beide Wertdimensionen zusammen, ergibt sich ein breites Spektrum gesell-
schaftspolitischer Einstellungen, deren Endpunkte von besonderem lnteresse sind.
Diese stellen eindeutig gegensätzliche Positionen dar; wir wollen sie als ,,lraditionelle"
und ,,progressive" politische Einstellungen benennen. Während insgesamt leder vierte
Bundesbürger in diesem Sinne traditionellen Werten verbunden ist (konservativ und
zugleich materialistisch), äußert bereits jeder zehnte eine ,,neue" Werteinstellung (vgl.
Tab.2).

Zwischen diesen Polen liegt ein breiter und diffuser Mittelbereich, in dem ,,alte,, und
,,neue" Werte gleichermaßen vertreten werden. Es bereitet dabei vielen personen
keinerlei Schwierigkeiten, materialistisch zu sein und lnnovationsbereitschaft zu zeigen,
während in deutlichem Gegensatz dazu die postmaterialistischen Orientierungen mit
einer konservativen Grundhaltung offenbar nicht in Übereinstimmung zu bringen sind;
diese Wertekombination ist praktisch nicht vorhanden.

welche Bedingungen und Lebensumstände führen zu den entgegengesetzten Einstel-
lungen? Für beide Positionen sind in erster Linie die Zugehörigkeit zu bestimmten
Altersgruppen und das Bildungsniveau entscheidend. Dies deutet auf eine wertever-
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Tab. 2: Tradititionelle und progressive politische Einstellungen

Traditionell
,,Am Alten und Bewährten

festhalten'' und
materialistische

Orientierung

Progressiv
,,Neues wagen" und
postmaterialistische

Orientierung

in'/.

lnsgesamt
Männer
Frauen

Altersgruppen
18-24 Jahre
25-34 Jahre
35-44 Jahre
45 Jahre und älter

Bildungsniveau
Ohne Abschluß
Hauptschulabschlu ß

Mittlere Reife
Fachhochschulreife, Abitur

34
31

15
8

3
4

17
34

25
18
JI

2
7

19
40

11

12
o

30
tt
B

4

Datenbasis: Wohlf ahrtssuruey 1 980.

schiebung zu neuen Einstellungen hin, die von iüngeren Personen und von den besser

Gebildeten getragen wird. Altere Personen, Bevölkerungsgruppen mit niedrigen Bil-

dungsabschiüssen und Frauen sind mehr als andere Bevölkerungsgruppen traditionellen

Weriorientierungen verhaftet. lm Gegensatz dazu gibt es etwa gleichviel Männer und

Frauen mit der progressiven werteinstellung. Auch die materiellen Lebensverhällnisse

wirken sich bezeichnenderweise nur in eine Richtung aus: Personen mit einem niedrigen

Haushaltseinkommen sind, sicherlich durch den engen finanziellen Handlungsspielraum

bedingt, deutlich stärker konservativ-materialistisch orientiert. Aufschlußreich ist aber

auch, daß Personen mit neuen werten in praktisch allen Einkommensgruppen zu finden

sind. Progressive Einstellungen hängen demnach nicht unmittelbar von einer materiell

überdurchschnittlich sicheren Existenz ab.

1 8.2 Gesellschaftspolitisches lnteresse
Die Fähigkeit, sich politisch zu äu ßern, seine lnteressen und Rechte offensiv zu vertreten,

ist eine wichtige Wohlfahrtskomponente. Verbunden mit dem lnteresse an Politik zeigt
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sich hier, welche Gruppen ein gesellschaftspolitisches Engagement aufweisen und
welche in diesem Sinne politisch ,,arm" sind.

Das lnteresse der Bundesbürger an Politik kann man insgesamt als groß bezeichnen.
Lediglich drei von zehn Bürgern slnd wenig oder gar nicht an Politik interessiert. Bei den
restlichen 70 % überwiegt eln mittleres lnteresse. Aber ebenso wie das starke oder sehr
starke lnteresse ist dieses letztlich ein unverbindliches lnteresse, wenn gleichzeitig die
Möglichkeit, auf politische Entscheidungen Einfluß zu nehmen, als unwichtig bewertet
wird.

Ein ausgeprägtes gesellschaftspolitisches Engagement durfte deshalb in erster Linie
dann zu vermuten sein, wenn zwei Bedingungen erfüllt sind: das allgemeine politische
lnteresse ist hoch, und die Eintlußnahme auf politische Entscheidungen bzw. die
Möglichkeit dazu wird als wichtig angesehen. Jeder sechste Bundesbürger hat so
gesehen ein hohes gesellschaftspolitisches Engagement, wobei sich immerhin jeder
vierte Mann, aber nur jede zehnte Frau entsprechend äußern. Frauen sind nicht nur
weniger an Politik interessiert als Männer, sie stufen zudem die wichtigkeit der möglichen
Einflußnahme geringer ein (s, Abb. 1).

Abb. 1: Gesellschaftspolitisches Engagement bei Männern und Frauen: lnter-
esse an Politik und Wichtigkeit des Einflusses auf politische Entschei-
dungen

%
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Datenbasis; Wohltahrtssuruey 1 984.
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lm allgemeinen vermutet man das hÖchste gesellschaftspolitische Engagement bei den

besser Gebildeten, weil sie wohl am ehesten ihre lnteressen auch formulieren und

artikulieren, und, aufgrund der in den letzten Jahren massiv auch in der Öffentlichkeit

vorgetragenen Proteste, bei den jüngeren BevÖlkerungsgruppen. unsere Ergebnisse

zeigen, daß diese Vermutungen nur mit Einschränkungen zutreffen. Erwartungsgemäß

sind Personen mit Abitur oder mit Fachhochschulreife stärker engagiert als etwa

Personen, die über keinen Bildungsabschluß oder Über den Hauptschulabschluß ver-

fügen.

Tab.3 Gesellschaftspolitisches Engagement - lnteresse an Politik
und WichtigXdit des Einfluss-es auf politische Entscheidungen

lnteresse an Politik

Stark Mittel Wenig, gar nicht
Einfluß auf Einfluß aul Einfluß auf

Entscheidungen Entscheidungen Entscheidungen
wichtig unwichtig wichtig unwichtig wichtig/unwichtig

in%

lnsgesamt

Bildungsniveau
Ohne Abschluß
Hauptschulabschlu ß

Mittlere Reife
Fachhochschulr., Abitur

Wertorientierung nach Alter
Materialistisch
18-29 Jahre
30-39 Jahre
40-49 Jahre
50 Jahre u. älter

Postmaterialistisch
18-29 Jahre
30-39 Jahre
40-49 Jahre
50 Jahre u. älter

11

10
18
40

10
14
20
10

51

37
21

13

17 12 14 26

20
30
25
19

31

53
35
41

48

8
I
7
9

25
30
34
26

8
11

9
I

B

17
12
11

7
8
4
7

37
37
48
55

12
25
13
13

18
17
14
12

19
17
13
1B

14
4

12
4

Datenbasis: Wohlf ahrtssuruey 1 984.
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unter den Personen, die jünger als 30 Jahre sind, f inden wir aber nur dann höhere Anteile
mit einem ausgeprägten gesellschaltspolitischen lnteresse, wenn wir die jeweilige
wertorientierung unberücksichtigt lassen. unterscheidet man verschiedene Altersgrup-
pen danach, ob sie elne materialistische oder eine postmaterialistische Werteinstellung
zeigen, dann wird gerade das Gegenteil sichtbar: Bei den Materialisten ist meist ein
starkes politisches Desinteresse vorhanden und jüngere Bürger mit materialistischer
Wertorientierung unterscheiden sich in dieser Hinsicht nicht von ihren älteren Mitbürgern.
Bei den Postmaterialisten äußern ältere Personen im Vergleich zu jüngeren Mitbürgern
ein deutlich stärker ausgeprägtes hohes gesellschaftspolitisches Engagement.
Jüngere sind zwar häufiger als A[ere die Träger neuer werte, ein verstärktes politisches
Bewußtsein scheint damit allerdings nicht unmittelbar verbunden. Ob darin eine Distan-
zierung von staat und Politik zu sehen ist, läßt sich nicht zuverlässig beurteilen.

18.3 lnteresse an Politik und politische Teilhabe
Jedes lnteresse an politischen Ereignissen und rhemen spielt sich in gewissem sinne nur
im Privatbereich ab, wenn damit nicht ein öffentliches Engagement, z. B. durch die
Mitgliedschaft in Verbänden, Parteien und Gewerkschaften, verbunden ist. Die Mitglied-
schaft in solchen Organisationen eröffnet in unserem Parteienstaat die institutionellen
Möglichkeiten der politischen Einflußnahme. Daneben zählen auch andere, nichtkonven-
tionelle Aktivitäten - von der Unterschriftenaktion bis zur politischen Demonstration - zu
den gesellschaftlich relevanten Möglichkeiten, lnteressen wahrzunehmen und öffenilich
zu vertreten.

Beide Arten, politisch aktiv zu sein, hängen auch entscheidend vom gesellschaftspoliti-
schen Engagement und der jeweiligen wertorientierung ab: postmaterialisten und
politisch lnteressierte sind häufiger als andere Mitglieder in Parteien und Gewerkschaften
und nutzen zudem das Potential nichtkonventioneller Möglichkeiten in beachtlichem
Umfang (vgL Tab. 4).

obwohl die Frage nach ursache und wirkung auch in diesem zusammenhang nicht
eindeutig beantwortet werden kann - treten z. B. politisch lnteressierte aus diesem
Grund der Gewerkschaft bei oder sind sie mehr als andere an Politik interessiert, weil sie
Gewerkschaftsmitglieder sind -, sind einige Unterschiede aufschlußreich. So ist festzu-
stellen, daß unter den Eruerbstätigen Angestellte ein stärkeres politisches lnteresse
äußern als Arbeiter. Dies wirkt sich jedoch bei den beiden Berufsgruppen unterschiedlich
aus: Das lnteresse der Arbeiter ist zwar geringer, sie sind aber verglichen mit den
Angestellten bei gleich starkem lnteresse wesenflich häufiger in Gewerkschaften und
auch in Parteien organisiert. Der wandel des Beschäftigungssystems, der sich u. a. in
einer Zunahme der Angestelltentätigkeiten zeigt, könnte damil dazu führen, daß das
traditionelle Reservoir der Gewerkschaften allmählich schrumpft. Es wird deshalb auch
für die Gewerkschaften immer mehr darauf ankommen, das an sich vorhandene
politische lnteresse der Angestellten für sich durch zusätzliche Mitgliedschaften zu
gewinnen.
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Tab. 4: Politische Teilhabe und gesellschaftspolitisches Engagement

lnsge- Wertorientierung
samt

Gesellschaftspolitisches
Engagementl

Mate- Misch- Post- Hoch
rialist typ male- (1) (2)

rialist

Niedrig
(3) (4) (5)

in%

Mitgliedschaft in2

Gewerkschaft
Partei

Nichtkonventionelle
Möglichkeitens

Unterschriftenaktion
Entscheidung zu
beeinflussen versucht
Teilnahme
an Demonstration

20
7

20
B

20
5

13
3

23
8

71

34

30

30
19

20
10

16 12
22

39

18

8

25

14

3

44

19

7

1 Zu den fünf Gruppen vgl. Darstellung in Tab. 3,

2 1984.
3 1980.

Datenbasis: Wohllahrtssuruey 1980, 1984

Zu fragen ist schließlich, ob die Träger neuer Werte, d. h. die junge und besser gebildete

Generation, ein anderes Rollenverständnis der politischen Teilnahme besitzen. Sie

unterscheiden sich zwar auch in Hinblick auf die traditionellen Mitwirkungsmöglichkeiten,
nichtkonventionelle lnteressenvertretung steht aber deutlich im Vordergrund.

t8.4 Öffentliche und private Lebensbereiche im Ufteil
der Bürger

Es ist wiederholt darauf hingewiesen worden, daß auch und gerade bei der Zufrieden-

heitsbewertung markante Unterschiede zwischen Öffentlichen und privaten Lebensberei-

chen auftreten (vgl. Teil ll, Kap. 3). Zulragen ist deshalb: Gibt es bestimmte Gruppen in

der Bevölkerung, die den öffentlichen Bereich durchgängig negativ, ihre privaten Angele-

genheiten dagegen ,,einheitlich" positiv bewerten? Läßt sich die Anspruchshaltung an

Staat und Politik in dem Sinne nachweisen, daß gerade die politisch lnteressierten und die

Träger neuer Werte den wohlfahrtsstaatlichen Aufgabenbereichen besonders kritisch

gegenüberstehen?

510



Das Netz der sozialen Sicherung, die innere Sicherheit und der Umweltschutz sind
Bereiche, für die der Wohlfahrtsstaat verantwortlich ist (vgl. Teil ll, Kap. 19). Die
individuelle Beurteilung dieser Bereiche dokumentiert deshalb auch, inwieweit wohl-
fahrtsstaatliche Einrichtungen in der Wahrnehmung der Bürger ihren Aufgaben gerecht
werden. lnsgesamt scheint sich dabei tatsächlich ein erhebliches Maß an Kritik zu
manifestieren, wenn in beslimmten Bereichen, wie vor allem beim Umweltschutz (vgl.
Teil ll, Kap. 14), derart massiv Unzufriedenheit geäußert wird.

Verglichen mit Aspekten des privaten Lebensraumes schneiden öffentliche Bereiche
schlechter ab - eine eindeutige Polarisierung zwischen ,,öffentlich" 0nd ,,privat" läßt sich
allerdings nicht aufrechterhalten. Vielmehr zeichnet sich innerhalb der drei öffentlichen
Aufgabenbereiche eine klare Rangordnung ab. Während das Netz der sozialen Siche-
rung insgesamt positiv beurteilt wird und im Vergleich mit den ausgevrählten privaten
Bereichen nicht generell negativer abschneidet, trifft dies für den Bereich der inneren
Sicherheit nur bedingt und für den Umweltschutz überhaupt nicht zu.

Zwei von drei Bürgern sind mit privaten Aspekten durchgängig zufriedener als mit dem
umweltschutz (vgl. Tab. 5,); praktisch jeder zweite Bundesbürger ist mit privaten
Bereichen zufriedener als mit der öffentlichen Aufgabe der inneren sicherheit. Demge-
genüber bewertet lediglich jeder vierte sein Einkommen, seinen Lebensstandard, seine

Tab. 5: Öffentliche und private Lebensbereiche -
Vergleich der Zutriedenheitsbewertungen

Private Lebensbereiche Öffentliche Lebensbereiche
Netz der lnnere Umwelt-
sozialen Sicher- schulz

Sicherung heit

in oÄ

Von jeweils 100 Bürgern sind mit ihrem/ihrer
Einkommen 40
Lebenqstandard 47
Freizeil ss
Wohnung 59

zufriedener als mit dem einzelnen öffentlichen Bereich

darunter: mit allen privaten Bereichen sind zufriedener 24
mit höchstens 1 privatem Bereich zufriedener 1l
mit keinem privaten Bereich zufriedener 24

64
71

73
77

81

85
86
90

6B
5
3

48
10
.1 

1

Datenbasis; Wohlfahrtssurvey 1 984.
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wohnung und Freizeit generell hÖher als das system der sozialen sicherung. Der gleiche

Anlet (24%) ist mit keinem dieser Aspekte des privaten Lebensraumes zufriedener als

mit dem sozialen Netz in der Bundesrepublik.

Die Unzufriedenheit mit dem Umweltschutz ist besonders groß, wobei die postmateriali-

stische Wertorientierung und ein ausgeprägtes gesellschaftspolitisches lnteresse dies

zusätzlich verstärken. weniger eindeutig ist die Lage bei der sozialen sicherung und der

inneren Sicherheit. Für den Bereich der inneren Sicherheit läßt sich zeigen, daß die

Träger neuer werte und die politisch lnteressierten differenzierter als andere ihre

EinJchätzungen abgeben: Die Privatsphäre rangiert nicht eindeutig über dem Öffentlichen

Bereich.

lnsgesamt spricht somit einiges dafür, daß die beiden Lebenssphären öffentlich bzw'

privat nicht mit der Dimension Unzufriedenheit - Zufriedenheit zusammenfallen' Unzu-

friedenheit in der einen sphäre scheint nicht durch Zufriedenheit in der anderen

ausgeglichen werden zu müssen. Der einzelne hat zwar ein gewisses Zufriedenheitsbe-

dürfnis, und insgesamt werden öffentliche Angelegenheiten weniger positiv wahrgenom-

men, es istledoch nicht so, daß ein bestimmtes Maß an Zufriedenheit durch unterschiedli-

che Einschätzungen der öffentlichen und privaten sphäre ausgeglichen wird.

Die Bevölkerung beurteilt anscheinend dann einen Öffentlichen Bereich in besonderem

Maße kritisch, wenn er, wie im Falle des Umweltschutzes, zur Öffentlichen Angelegenheit

wird, d, h. wenn er auch als Thema der öffentlichen politischen Debatte erscheint. Dann

kommt zusätzlich das gesellschaftliche Engagement der Bürger in der Zufriedenheitsbe-

wertung zum Ausdruck. Dies tritft für das soziale Netz und für die innere sicherheit nur

bedingizu. Auch das System der sozialen Sicherung ist Gegenstand der öffentlichen

Auseinandersetzung,jedochnichtindemMaßewiederUmweltschutz Diefaktischeoder
potentielle Betroffenheit ist geringer, und zweifellos verhindert das Bewußtsein der

Bürger, über ,,unkündbare Anrechte" auf Versorgung im Krankheitsfall, im Alter und bei

Arbäitslosigkeit zu verfügen, eine durchschlagende negative Einschätzung' Das letztlich

dabei erkennbare Vertrauen in die wohlfahrtsstaatlichen Einrichtungen wird trotz aller

Kritik nicht beeinträchtigt. Es scheint so, als ob die fiskalische Krise der Sicherungssyste-

me nicht oder noch nicht als existentielles Problem von der Bevölkerung wahrgenommen

wird.

(Roland Habich)
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19 Öffentliche und private Aufgaben

Der Staat ist im Verlauf seiner Entwicklung zum Wohlfahrtsstaat immer mehr zum
Adressaten der Ansprüche seiner Bürger geworden. Die Vielzahl der öffentlichen
Leistungen reicht inzwischen in fast alle Lebensbereiche hinein, und einzelne Bereiche
beanspruchen einen beachtlichen Anteil des öffentlichen Haushaltes (vgl. Teil l, Kap. 1 1).
Die aktuelle Diskussion konzentriert sich vor allem auf zwei Aspekte. Auf der einen Seite
wird nicht nur eine allgemeine Anspruchssteigerung der Bürger festgestellt, sondern
häufig auch eine Ausweitung ihrer Ansprüche in dem Sinne, daß bislang von nichtstaatli-
chen Gruppen und privaten Kräften wahrgenommene Aufgaben zunehmend an den Staat
übertragen werden sollen. Auf der anderen Seite gibt es immerwieder politisch motivierte
Maßnahmen, in den verschiedensten Bereichen ,,weniger Staat" durchzusetzen. Ein Ziel
besteht dabei darin, dem einzelnen Bürger und gesellschaftlichen Gruppen mehr
eigenständige Verantworlung zu übertragen.

Politischer Handlungsbedarf nach beiden Seiten ist dann angezeigt, wenn in der
Bevölkerung ein Konsens, wer für einzelne Aufgaben und Leistungen in erster Linie die
Verantwortung tragen soll, nicht mehr in ausreichendem Maße vorhanden ist. Für eine
Reihe von gesellschaftlichen Aufgaben soll deshalb gezeigt werden,

- wie die Bevölkerung die tatsächliche Aufgabenverteilung wahrnimmt: Wer ist dafür
in erster Linie zuständig?

- und welchen gesellschaftlichen Akteuren (Staat - Gruppen und gesellschaftli-
chen Einrichtungen - privaten Kräften) die Zuständigkeit zugewiesen wird: Wer
sollte dafür in erster Linie zuständig sein?

Aus dem lst-Soll-Vergleich wird nicht nur ersichtlich, welche Erwartungshaltungen die
Bürger an staatliche und nichtstaatliche lnstitutionen richten, sondern auch, in welchen
Bereichen ,,weniger Staat" oder ,,mehr Staat" gefordert wird.

Vor dem Hintergrund von Diskussionen über eine (Legitimitäts-)Krise des Wohlfahrts-
staates aufgrund von Politisierung oder Depolitisierung von Wohlfahrtsbereichen, lassen
sich die Ansprüche der Bürger an den Wohlfahrtsstaat in einem allgemeineren Sinn
charakterisieren: ,,Mehr Staat" in einem bestimmten Lebensbereich wird als ,,Politisie-
rung" des entsprechenden Wohlfahrtsanspruches verstanden, während ,,weniger Staat"
als Ausdruck einer ,,Depolitisierung" gesehen wird1. Ansprüche dienen dabei als Anker-
punkt für den Vergleich von Realität und Norm: wer ist, wer sollte zuständig sein.

1 Für wertvolle Anregungen zu dieser Thematik danken wir den Mitarbeiterinnen des Projekts
,,Depolitisierung und Politisierung von Wohlfahrtsansprüchen" und dem Projektleiter Max Kaase.
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19.1 Öffentliche und private Aufgaben - wer isttatsächlich
zuständig?

Bei den hier vorgestellten Aufgaben handelt es sich um insgesamt 15 ausgewählte
Leistungsbereiche, die in unterschiedlichem Ausmaß die Lebensbedingungen der Bevöl-
kerung beeinflussen. Sie unterscheiden sich u.a. darin, daß der Staat für einige
Aufgabenbereiche erhebliche finanzieile Mittel zur Verf ügung stellen mu ß, während er in

anderen Bereichen in erster Linie allgemeine politische Richtlinien und Rahmenbedin-
gungen vorgibt.

lnsgesamt läßt sich zeigen, daß in der Wahrnehmung der BevÖlkerung der Staat fast

durchgängig als wichtigster zuständiger Akteur gesehen wird; dies sogar in solchen
Bereichen, in denen sich seine Rolle eher auf gesetzgeberische Maßnahmen beschränkt.
Gruppen und gesellschaftliche Einrichtungen, wie z. B. Gewerkschaften, Arbeitgeberver-
bände, Kirchen oder Bürgerinitiativen, kagen in der Sicht eines grÖßeren Teils der Bürger
nur dort die Hauptverantwortung, wo personale Dienstleistungen im Vordergrund stehen:
bei der Betreuung und Hilfe für bedürftige, kranke sowie alte Menschen. Private Kräfte, zu

denen neben dem einzelnen Bürger auch private marktwirtschaftliche Unternehmen
zählen, werden von einem größeren Teil der Bevölkerung lediglich in drei der ausgewähl-
ten Bereiche als die wichtigsten zuständigen Akteure wahrgenommen: dazu zählen die

,,moralischen Vorstellungen und Leitbilder der Menschen", der Bereich der wohnungs-
versorgung und die Schaffung und Erhaltung der Arbeitsplätze. Aber private Kräfte
werden selbst bei diesen Aufgaben seltener als der Staat für faktisch zuständig gehalten.

Der Staat wird von der Mehrheit der Bevölkerung auch dann als entscheidende
handelnde Kraft wahrgenommen, wenn er sich selbst weniger als zentralen Akteur
versteht (vgl. Tab. 1).

Verschiedene Bevölkerungsgruppen weichen in ihrer Wahrnehmung nur wenig von
diesem allgemeinen Muster ab. Wenn es um die Sicherung der materiellen Existenz-
grundtagen oder um wichtige lnfrastruktureinrichtungen geht, dann sehen jüngere und

ältere Bürger, Männer und Frauen, Personen mit niedrigem oder hÖherem Bildungs-
niveau in erster Linie staatliche Einrichtungen als zuständige lnstitution. Lediglich in

Autgabenbereichen, die neben einem hohen finanziellen Beitrag des Staates einen
hohen personellen Einsatz benÖtigen (soziale Dienstleistungen der Betreuung), finden
wir einige Unterschiede in der Wahrnehmung der Bevölkerung: Jüngere Bevölkerungs-
gruppen sehen z. B. weniger häufig als ältere Bürger den Staat als zuständige Kraft,
sondern nehmen zum Teil in beachtlichem Ausmaß nichtstaatliche Gruppen als zuständi-
ge lnstanz wahr.

19.2 Wer sollte für gesellschaftliche Aufgaben zuständig
sein?

Stärkere Unterschiede zwischen einzelnen BevÖlkerungsgruppen ergeben sich bei den
Antworten auf die Frage, wer für jede einzelne dieser 15 Aufgaben zuständig sein soll.
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Man kann dabei folgende Tendenz erkennen: Jüngere Bürger sind weniger als ältere
Bürger, Personen mit höherer Bildung weniger als solche mit niedrigen Bildungsab-
schlüssen und Personen mit einer postmaterialistischen Einstellung weniger als Perso-
nen mit einer materialistischen Wertorientierung bereit, dem Staat die Hauptzuständigkeit
zuzuschreiben.

Trotz dieser Unterschiede bleibt aber letztendlich die zentrale Rolle des Wohllahrtsstaa-
tes unbestritten: ln acht der 15 Aufgabenbereiche sollte nach Meinung von ieweils mehr
als75% der Bürger in erster Linie der Staat zuständig sein, in vier weiteren Bereichen ist
immerhin noch jeder zweite Bundesbürger der Auffassung, daß der Staat die Verantwor-
tung zu tragen hätte (vgl. Tab.2).

Die größte Übereinstimmung über die Rolle des Wohlfahrtsstaates besteht im Bereich der
sozialen Sicherung. Für die Sicherung der materiellen Lebensverhältnisse bei Arbeitslo-
sigkeit, im Alter und für sozial Schwache sollte der Staat zuständig sein. ln keinem

Abb. 1 : Verantwortungszuschreibung bei 1 5 gesellschaftlichen Aufgabenl

Gruppe 1:
Zentrale staatliche
Aulgabenbereiche

Gruppe 2: Gruppe 3:
Staatliche Aufgaben Staatliche und
mit Privatisierungs- nichtstaatliche
potential (soziale)

Dienstleistu ngen

Gruppe 4:
,,Private"
Aufgabenbereiche

(1) Finanzielle
Absicherung
im Krankheitsfall

(2) Finanzielle
Absicherung
bei Arbeitslosigkeit

(3) Finanzielle
Absicherung
im Alter

(4) Medizinische
Versorgung für alle

(1) Öffentliche
Verkehrsmittel

(2) Versorgung und
Entsorgung

(1) Betreuung
und Hilfe für
kranke Menschen

(2) Betreuung
und Hilfe
für alte Menschen

(3) Betreuung
und Hilfe
für bedürftige und
gefährdete Menschen

(4) Finanzielle
Absicherung
für sozial Schwache

(5) Umweltschutz

(1) Rundfunk und
Fernsehen

(2) Moralische
Vorstellungen
und Leitbilder

(3) Beschaffung
und Erhaltung
von Arbeitsplätzen

(4) Angemessener
Wohnraum
für alle

1 Ergebnis aus Analysen zv Fßge,,Wer sollte lhrer Meinung nach (für jede Aufgabe) zuständig sein

Datenbasis: Wohltahrtssurvey 1 984.

515



Tab. 1 Aufgaben und Leistungen in der Gesellschaft - Zuständigkeit
in der Wahrnehmung der Bevölkerung

Staatl Gruppen,
gesellschaftliche

Einrichtungen

Private
Kräfte

in'/o

Finanzielle Absicherung bei Arbeitslosigkeit

Finanzielle Absicherung im Alter

Finanzielle Hilfe für sozial Schwache

Versorgung und Entsorgung
(2. B. mit Strom, Müllabfuhr, Postzustellung)

Öffentliche Verkehrsmittel
(2. B. Bus, Straßenbahn, Eisenbahn)

Umweltschutz

Medizinische Versorgung für alle

Finanzielle Absicherung im Krankheitsfall

Angemessener Wohnraum für alle

Beschaffung und Erhaltung von Arbeitsplätzen

Rundfunk und Fernsehen

Betreuung und Hilfe für bedürftige und
gefährdete Menschen
(2. B. für Behinderte, mißhandelte Frauen,
Drogenabhängige, Haftentlassene)

Betreuung und Hilfe für kranke Menschen

Betreuung und Hilfe für alte Menschen

Moralische Vorstellungen und Leitbilder
der Menschen

94

91

90

89

87

83

77

76

66

65

55

3

1

5

b

9

7 4

B

11

'15

19

10

10

34

5

b

7

5

24

25

12

1 Staat: Dazu gehören z.B. in Bund, Ländern und Gemeinden; Flegierung, Gesetzgeber, staatliche undstaatlich
kontrollierte Einrichtungen, Amter und Behdrden. Gesellschaftliche Gruppen und Einrichtungen; Dazu gehören
z. B.: Gewerkschaften, Arbeitgeberuerbände, Wohlfahrtsverbände, Bürgerinitiativen, Kirchen, l\4assenmedien. -
Private Kräfte: Dazu gehören z. B.: i.4arktwirtschaft, private Unternehmen, Privatkreis, jeder selbst.

Datenbasrs: Wohlfahrtssuryey 1 984.

42

44

45

47

54

50

48

30

4

5

7

22
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Tab.2: Aufgaben und Leistungen in der Gesellschaft - gewünschte
Zuständigkeit

Staatl Gruppen,
gesellschaftliche

Einrichtungen

in oÄ

Private
Kräfte

FinanzielleAbsicherungbelArbeitslosigkeit 92

Finanzielle Absicherung im Alter 89

Finanzielle Hilfe für sozial Schwache 88

Versorgung und Entsorgung
(2. B. mit Strom, Müllabfuhr, Postzustellung) 77

Öffentliche Verkehrsmittel
(2. B. Bus, Straßenbahn, Eisenbahn) 75

Umweltschutz 82

Medizinische Versorgung für alle 78

Finanzielle Absicherung im Krankheitsfall 77

Angemessener Wohnraum für alle 69

Beschaffung und Erhaltung von Arbeitsplätzen 66

Rundfunk und Fernsehen 41

Betreuung und Hilfe für bedürftige und
gefährdete Menschen
(2. B. für Behinderte, mißhandelte Frauen,
Drogenabhängige, Haftentlassene) 56

Betreuung und Hilfe für kranke Menschen 52

Betreuung und Hilfe für alte Menschen 49

Moralische Vorstellungen und Leitbilder
der Menschen 30

6 2

5

2

6

11

I

I
I

15

17

11

11

33

10

10

7

6

21

23

25

15

39

41

41

7

5

27

10

43

1 Staat:Dazugehörenz.B.inBund,LändernundGemeinden:Regierung,Gesetzgeber,staatlicheundstaatlich
kontrollierte Einrichtungen, Amter und Behörden. - Gesellschaftliche Gruppen und Einrichtungen: Dazu gehören
z. B.: Gewerkschaften, Arbeitgeberuerbände, Wohlfahrtsverbände, Bürgerinitiativen, Kirchen, Massenmedien. -
Private Krätte: Dazu gehören z. B.: Marktwirtschatt, private Unternehmen, Privatkreis, jeder selbst.

Datenbasis: Wohltahrtssurvey 1 984.
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anderen von uns abgefragten Bereich wird der Staat in diesem Ausmaß in die Pflicht
genommen.

lm Kontrast dazu stehen die Bereiche ,,Betreuung und Hilfe für alte Menschen",
,,Rundfunk und Fernsehen" sowie ,,moralische Vorstellungen und Leitbilder", in denen
die Mehrheit der Bevölkerung die Zuständigkeit nichtstaatlichen Kräften zuweist.

ln den Antworten auf die Frage, wer zuständig sein sollte, dokumentieren sich unter-
schiedliche Ansprüche an staalliche lnstitutionen. Diese lassen sich entlang der Tren-
nungslinie Staat - Nichtstaatliche Kräfte zu insgesamt vier Gruppen zusammenfassen
(vgl. Abb. t):

- Die erste Gruppe umfaßt die beschriebenen Aufgaben des Netzes der sozialen
Sicherung und schließt die medizinische Versorgung ein. Hier handelt es sich
eindeutig um die zentralen staatlichen Aufgabenbereiche.

- ln der zweiten Gruppe finden sich die beiden infraslrukturellen Bereiche ,,Versor-
gung und Entsorgung" sowie ,,öffentliche Verkehrsmittel". Auch dafÜr sollte in

erster Linie der Staat zuständig sein, aber fast ieder sechste Bundesbürger
wünscht die Zuständigkeit bei privaten Kräften. ln keinem anderen Bereich ergibt
sich eine so große Privatisierungsbestrebung.

- Die dritte Gruppe ist heterogener: Soziale Dienstleistungen, die finanzielle Absi-
cherung für sozial Schwache und auch der Umweltschutz zeichnen sich durch
ähnliche Zuweisungen aus: Die Zuständigkeit sollte entweder beim Staat oder
auch bei gesellschaftlichen Gruppen liegen;tendenziell wird eine Ausweitung der
staatlichen Fürsorge gewünscht.

- Die vierle Gruppe schließlich faßt die Aufgaben zusammen, für die am ehesten die
Bezeichnung ,,private Aufgaben" zutrifft. Der Wohlfahrtsstaat hat zwar auch in
diesen Bereichen seine spezifische Verantwortung, aber jeweils mehr als jeder
tünfte Bürger weist die eigentliche Zuständigkeit privaten Kräften zu.

19.3 ,,Mehr" oder ,,weniger" Staat?
Zuständigkeitszuschreibung und -verlagerung
bei einzelnen Aufgaben

Von allen möglichen Zuständigkeitsveränderungen, die in einem lst-Soll-Vergleich
auftreten können, sollen hier lediglich die beiden wichtigsten interessieren: die Verlage-
rung vom Staat zu nichtstaatlichen Gruppen bzw. privaten Kräften (,,weniger Staat")
sowie die umgekehrte Verschiebung von nichtstaatlichen Kräften zu staatlichen Einrich-
tungen (,,mehr Staat"). Verschiebungen zwischen Gruppen/gesellschaftlichen Einrich-
tungen und privaten Kräften bleiben unberücksichtigt.

Bei einigen Aufgabenbereichen wird der Status quo von der Bevölkerung in besonders
hohem Maße akzeptiert. Dazu zählen die Leistungsangebote des Netzes der sozialen
Sicherung, die medizinische Versorgung und auch der Aspekt der ,,Leitbilder".
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Tendenziell ,,mehr Staat", d. h. eine Politisierung, scheint von den Bundesbürgern dann
gewünscht zu werden, wenn die bisherige staatliche Zuständigkeit als vergleichsweise
niedrig wahrgenommen wird, wie z. B. im Bereich des wohnungs- und Arbeitsmarktes,
während Depolitisierung, also ,,weniger Staat", bei Aufgaben zu beobachten ist, in denen
in der Sicht der Bürger staatliches Handeln dominiert (lnfrastrukturbereiche). So gesehen
könnte man einen allgemeinen Trend zu einem eher mittleren gewünschten staatlichen
Engagement vermuten. Dies trifft aber offensichtlich für den Bereich Rundfunk und

Fernsehen nicht zu:Verhältnismäßig wenig Bürger nehmen die Zuständigkeit beim Staat
wahr, aber noch weniger wünschen staatlichen Einfluß in diesem Bereich.

Soziale Dienste sind wie der Bereich des Umweltschutzes nicht eindeutig diesem
schema zuzuordnen. lnsgesamt zählen soziale Dienste zu den Aufgaben, für die am
häufigsten Verlagerungen der Zuständigkeit gewünscht werden. Diese Verschiebungen
gehen jedoch in beide Richtungen, wobei - mit Ausnahme des Umweltschutzes (vgl.

Teil ll, Kap. 14) - ein leichtes Übergewichtfür,,mehr Staat" zu verzeichnen ist.

Anhand der drei Aufgaben ,,Öffentliche Verkehrsmittel", ,,Betreuung und Hilfe für BedÜrfti-
ge und Gefährdete" und ,,Rundfunk und Fernsehen", die nach unserer Unterscheidung
verschiedene Aufgabenkategorien repräsentieren (vgl. Abb. 2), soll gezeigt werden, wie

Abb. 2: lst-Soll-Vergleich der Zuständigkeit fÜr einzelne Aufgaben

Aufgaben mit nur geringen
Verschiebungen zwischen
lst und Soll

Aufgaben mit deutlichen Verschlebungen
zwischen lst und Soll

,,Mehr Staat"
in Y"

,,Weniger Staat"
in%

Finanzielle Absicherung
- bei Arbeitslosigkeit

- im Alter
- im Krankheitsfall
- für sozial Schwache

Medizinische Versorgung
für alle

Moralische Vorstellungen
und Leitbilder

Angemessener Wohnraum
10,3

Beschaffung und Erhaltung
von Arbeitsplätzen 9,2

Versorgung und Entsorgung
14,4

Öffentliche Verkehrsmittel
14'1

Rundfunk und Fernsehen
17,9

Betreuung und Hilfe

- für Bedürftige 12,0

- fürkranke Menschen 9,5

- füralteMenschen 10,1

Umweltschutz 2,5

9,9
7,7
8,8

10,7

Datenbasis: Wohlf ahrtssuruey'1 984.
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das jeweilige Veränderungspotential einzustufen ist. Ausgehend vom wahrgenommenen
Status quo der Zuständigkeit wird dokumentiert, wie umfangreich der Anteil derjenigen ist,
die eine Veränderung nach ,,mehr" oder ,,weniger" Staat wünschen.

lm Bereich ,,öffentliche Verkehrsmittel" wünscht ein beachtlich hoher Anteil der Bevölke-
rung (14%) eine Verringerung der staatlichen Verantwortung. Dies ändert allerdings
nichts daran, daß die große Mehrhelt der Bevölkerung am Status quo festhält, Keine
staatliche Zuständigkeit wird vor allem von Personen mit höherer Bildung vertreten.

lm Bereich ,,Betreuung und Hilfe f ür Bedürftige und Gefährdete" finden bei der Zuständig-
keitszuschreibung erhebliche Austauschprozesse statt, die im Ergebnis den Status quo
nahezu reproduzieren. Für staatliche Verantwortung sprechen sich insbesondere jüngere
Bürger sowie überraschenderweise politisch interessierte Personen und solche mit einer
postmaterialistischen Orientierung aus.

,,Rundfunk und Fernsehen" ist der einzige Bereich, in dem der lst-Soll-Vergleich deutlich
zugunsten von Gruppen, gesellschaftlichen Einrichtungen und privaten Kräften ausfällt.
Fast jeder fünfte Bürger (18%) ist für einen Abbau staatlicher Zuständigkeit. Dieser
Wunsch wird in praktisch allen Bevölkerungsgruppen geäußert. Lediglich unter älteren
Bundesbürgern und Personen ohne Bildungsabschluß spricht sich eine Mehrheit für die
Verantwortlichkeit des Staates aus.

19.4 Öffentliche und private Aufgaben:
Ausbau oder Abbau staatlicher Zuständigkeit?

Alles in allem wird der Staat von der großen Mehrheit der Bevölkerung als die zentrale
lnstanz für die ausgewählten Aufgaben wahrgenommen. Nach Meinung der Bundes-
bürger ist er im Durchschnitt für 1 1 der insgesamt 15 Bereiche zuständig. Läßt sich nun,
ausgehend von diesem hohen Niveau staatlicher Verantwortung, eine Ausweitung der
Ansprüche der Bürger nachweisen oder wird im Gegensatz dazu eher ein Abbau
zugunsten nichtstaatlicher Verantwortungsträger gewünscht?

Trotz den zum Teil beachtlichen Zuständigkeitsverschiebungen in den einzelnen Aufga-
benbereichen läßt sich im Endeffekt kein großes Veränderungspotential feststellen. Die
tatsächliche Verantwortungsverteilung auf Staat, Gruppen und gesellschaftliche Einrich-
tungen sowie auf private Kräfte wird nicht in Frage gestellt. So wollen etwa sechs von zehn
Bürgern in keinem einzigen Aufgabenbereich dem Staat die Hauptzuständigkeit übertra-
gen, und etwa jede zweite Person will in keinem Bereich staatliche Verantwortung
reduzieren. Für eine Beibehaltung des Status quo in allen 15 Aufgabenbereichen spricht
sich immerhin jeder vierte Bundesbürger aus; drei von vier wünschen sich darüber hinaus
bei mindestens 1 1 der 15 Aufgaben keine Veränderung. Der dementsprechend seltene
Wunsch nach einer Verlagerung der Zuständigkeit bei mehr als zwei Aufgaben geht
überwiegend in Richtung ,,weniger Staat",
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Tab. 3: Ausweitung oder Reduzierung der Ansprüche an den Staat?

lnsgesamt Männer Frauen

in%

Beibehaltung des Status quo
(lst : Soll)

bei keiner Aufgabe
bei 1 -5 Aufgaben
bei 6-10 Aufgaben
bei 11-14 Aufgaben
bei allen 15 Aufgaben

,,Mehr Staat"
bei keiner Aufgabe
bei 1-2 Aufgaben
bei 3 u. mehr Aufgaben

,,Weniger Staat"
bei keiner Aufgabe
bei 1-2 Aufgaben
bei 3 u. mehr Aufgaben

3
3

20
49
25

2
2

25
49
22

3
3

22
49
24

62
26
12

62
26
13

62
27
11

54
28
18

50
30
20

57
26

Datenbasis: Wohlfahrtssuruey 1 984

lnsgesamt kann von einer Anspruchssteigerung bzw. -verlagerung an den Staat -
zumindest bei den 15 ausgewählten Bereichen - nicht die Rede sein. Das umfangreiche
Engagement des Wohlfahrtsstaates, vor allem in den Bereichen der Einkommenssiche-
rung, wird von der Bevölkerung in hohem Maße akzeptiert. Diesen Befund als Beleg für
eine zunehmende ,,Empfängermentalität" zu werten, scheint uns übertrieben_ Der Grund
für diese hohe Akzeptanz dürfte vielmehr die Elnsicht sein, daß der einzelne kaum mehr in
der Lage ist, für die materielle Daseinsabsicherung in allen Lebenslagen zu sorgen. ln
Bereichen, in denen die finanziellen Ressourcen durch den Staat garantiert werden,
zeigen die Bürger durchaus die Bereitschaft, eigene Verantwortung zu übernehmen bzw.
sie auf nichtstaatliche Gruppen zu übertragen.

(Sigrid Breuer/Roland Habich)
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- Zufriedenheit mit 402ff.
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Bildungsabschluß 71, 85,93,399f.,
487tt.

Bildungsbereiche 54
Bildungsbudget, öffentliches 74t.
Bildungsniveau 70t., 74, 3991., 48711.

- Zufriedenheit mit 402ff.
Bildungsunterschiede 721t.
Binnenschiffe 313f.
Bodennutzung 249
Branntweinverbrauch 181f.
Braunkohle 325
Bruttosozialprodukt 23}tl., 235t., 323f .,

355
Bruttowertschöpfung 232
Bücher 142t.
Bundesausbildungsf örderungs-

gesetz 75t.
Bundesbank 246t.,286
Bundesgerichte 208
Bundesländer 37f.
Bundestag 150ff.
Bundestagswahl 151 ff.
Bundesverfassungsgericht 208f.
Bürgerinitiativen 465f.

Chöre 149

Diebstahlsdelikte 210
Dienstleistungsbereich 232tt., 276tf ,

Dienstleistungsbilanz 245
Düngemittel 341, 343

Ehe/Partnerschall 440tt., 443ft.
- Zufriedenheit mit 450f.

Ehedauer 48
Ehelösungen 46
Ehescheidungen 45ff.
Eheschließungen 45ti.
Eiererzeugung 256
Eigentumswohnungen 122t.
Einbürgerungen 49
Einfuhr 240ff ., 257t., 356

Einfuhrpreise 240f.
Einkommen 78t., 237 ll., 384t1., 477 lt
- ausunselbständigerArbeit 100f.,

237tt.,423t.
- aus Unternehmertätigkeit und

Vermögen lOOt.,237ft.
- Kaufkraft 307f.
- verfügbares 97ff., 239, 308f.
- von Arbeitslosen 94t.
- Zufriedenheit mit 387f.
Einkommensteuer 2191|,.
Einkommensverteilung 98tf., 384ff.
Einnahmen
- der öffentlichen Haushalte 218ff,
- der privaten Haushalte 96ff.
Einsamkeit 373, 447t., 487ti.
Einschulung 55
Einwohner 34ff., 351
Einzelhandel 27611.
Einzelhandelspreise 300
Eisenbahnverkehr 315ff.
Elektrizitätsversorgung 271
Energieausgaben 107t.
Energieeinfuhr 326f., 330ff.
Energiepreise 330f.
Energieträger 326ff.
Energie- und Wasserversorgun g 260,

270t.
Energieverbrauch 318|'., 3221t.
Energieverbraucher 329f.
Entwicklungsländer 2421.
Erdgas 325f.
Erdöl 325f., 331f.
ünte 252t.
Ersparnis 97,113,239
Ertrag, Landwirtschaft 252t.
Erwerbsbeteiligung 80, 406ff.
Erwerbslose 77t.
Erwerbspersonen 77t.
Erwerbspotential 408ff.
Erwerbsquote 80, 353, 406f.
Erwerbstätige 77 fi ., 233,353, 406ff.,

4181L,4231t.
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Erzeugerpreise

- gewerblicher Produkte 301 ff.

- landwirtschaftlicher Produkte 301 f
Europäische Gemeinschaften
- Steuern 223
- Außenhandel 241L
Europäisches Parlament 156f .

Evangelische Kirche 1691., 462tt.
Expotl 2401t, 257't., 265, 356

Fahrleistung 315ff.
Familie 43tf., 446ff.
Familienarbeitskräfte 25OL
Familiengerichte 208t.
Familienleben 450ff.
Familienphasen 447t.
Familienstand 45tt., 447'f .

Fernsehgeräte (in Haushalten) 1 11 ff
Fernsehprogramm 139f.
Fernsehteilnehmer 312
Fernwärme 328
Finanzausgleich 223
Finanzen, öffentliche 2151f .

Finanzgerichte zlitl.
Fischerei 259
Flächennutzung 249, 2511r.
Fleischerzeugung 254t1.
Flugzeuge 315
Forstwirtschaft 258
Frauen
- Abgeordnete 15411.

- Arbeitslose 90
- Bevölkerung 33ff.
- Bildungsniveau 72
- Erwerbsquote 80
- Gewerkschaftsmitglieder 161f.
- Hausfrauen 4081t., 444tt.
- Parteimitglieder 158f.
- Schwangerschaftsabbrüche 183f.
-Sozialhilfeempfänger 203
- Stellung im Beruf 83ff.
- Straffälligkeil 211tt.

- Studienabsichten 63f.
- Verdienste 304ff.
- Wahlbeteiligung 15211.
Freie Berufe 292tf.
Freiheitsstrafen 21Otl.
Freizeitgüter 109ff ., 134ff.
Freunde 455ff.,498f.
Fruchtbarkeitsziffer 42t.
Früherkennung von Krankheiten 180

Gas 325tf.
Gastarbeiter 48tt., 92, 495ff.
Gastgewerbe 283ff.
Gebietsreform 39
Geburten 35f., 41 ff., 50
Geburtenstarke Jahrgänge 41

Geburtenüberschuß, -defizit 35f., 351
Geflügelbestand 254
Gehälter 304ff.
Geldstrafen 212
Geldvermögen 1 1sff.
Gemeinden 39
Gemüseanbau 2521.
Genußmittel 106f., 181 f.
Gerichte 206ff.
Gesamtschulen 55ff.
Geschlechtskrankheiten 174
Gestorbene 34t1., 41tt.
Gesundheit 171tt., 346t., 354, 391 ff.

- Arztbesuch 392f.
* Ausgaben 186ff., 198ff.
- Beeinträchtigung 391 tt., 487tt.
- Berufe 177tf .

- Medikamenteneinnahme 392ff.
- Sorgen um 393f.
- Zufriedenheit mit 394ff.
Getreideanbau 252t.
Gewerbesteuer 220
Gewerkschaften 1 60ff", 465ff., 509f.
Gewinne s. Kostenstruktur
Glück 370ff.
Gottesdienstbesucher 1681L, 462t.
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Großhandel 2761t.
Großhandelspreise 300
Großstädte 37ff.
Grundbesitz 113f., 118
Grundsteuer 220
Grundstotf- und Produktionsgüter-

gewerbe 261 ff.
Güterverkehr 3'1 6f .

Güterwagen 313f.

Handel 233,27611.

- Personalkosten 310
Handelsbilanz 245
Handelspartner (Außenhandel) 241f.
Handelsvermittlung 276t|,,
Handwerk 260,271it.
Handwerkliche Tätigkeiten 437 tt., 457 1.,

460
Hauptschule 55ff.
Hausarbeit 437f.
- Aufteilung 440t1.

- Belastung 443tt.
Hausfrauen
- Erwerbswünsche, -absichten 408tf.
- Arbeitsteilung im Haushalt 444f.
Haushalte, öffentliche 215ff.
Haushalte, Wivale 44t.
- Einnahmen und Ausgaben 96ff.
- Einkommen 96ff., 384ff.
- Energieverbrauch 329
- Leistungen 437fi., 45711.

- Umweltbelastung durch 337tf.
Haushaltsgeräte 111ff.
Haushaltsgröße 441'.
Haushaltstypen 101t., 437f .

Haus- und Grundbesitz 113t., 117
Hebammen 178t.
Heilpraktiker 1781'.
Heiratsalter 45ff.
Heizöl 328
Hilfeleistungen 454f., 501 f.

- personenbezogene 457tf.
- güterbezogene 457tt.

Hochschulabsolventen 67
Hochschulen 63ff.
Hochschulreife 571., 721t.
Hörtunk s. Rundfunk
Hotels 283t.
Hühnerbestand 254

lmport 240ff., 257t. 356
lndividualverkehr 313, 315f .

lndustrie 269tt., 329t., 337 ft.
Infektionskrankheiten, melde-

pflichtige 173t.
lnnere Sicherheit
- Zufriedenheit mit 511 f.
lnsolvenzen 268
lnvestitionen 235t1., 260, 265f., 355

- für Umweltschutz 347t.
lnvestitionsgüter 261iL
lnvestitionsquote 236

Jugendherbergen 147
Jugendhilfe 194
Jugendkriminalität 211f.
Jugendstrafen 211t.

Kanalisation 337
Kapilalbilanz 245t.
Kartotfelanbau 252L
Kartoffelverzehr 106f.
Kaufkraft der Einkommen 307
Katholische Kirche 1681., 462tt.
Kernenergie 326t.
Kinder
- Altersaufbau 401.

- Ausbildung 53ff.
- Ausländer 48tf.
- Geburten 41tf .

- Haushaltsgröße 44f .

- in unvollständigen Familien 44t.
- Unfälle im Straßenverkehr 320f
- Vorsorgeuntersuchungen 180

- Wohnverhältnisse 130
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Kindergeld 204t.
Kino 138
Kirche 1671., 46211.

- Zufriedenheit mit 464f.
Kirchenbindung 4621r.
Kläranlagen 337
Kohle 325f.
Kohlenmonoxid 339f .

Kollegs 57
Konfession 1671'., 462tt.
Konflikte, persönliche 452i'., 495L
Konkurse 268
Kontakte 454ft., 487tt., 49511.
Körpergewicht 181
Körperschaftsteuer 220
Kostenentwicklung im Gesundheits-

wesen 198ff .

Kostenstruktur. s. a. Personalkosten
- Baugewerbe 2701.

- Bergbau und Verarbeitendes
Gewerbe 267

- Energie- und Wasser-
versorgung 272

- Gastgewerbe 286
- Handel 2821.

- Handwerk 275
Kraftfahrzeuge
- Bestand 312f.
- in Haushalten 11 1 tf.

- Kosten 108t,
Kraftfahrzeugsteuet 220
Kraftstoffe 108f., 328
Kranke 171 ff., 391 tt.,487tt.
Krankenhäuser 179
Krankenpflegepersonal 177ti.
Krankenversicherung, gesetz-

liche 186ff., 198ff.
- Zuständigkeit 514ff .

Krankheitsarten 173
Krebsvorsorge 180
Kreditaufnahme
- öffentliche Haushalte 22311'.

- private Haushalte 118f.

Kreditinstitute 286ff.
- Kreditvolumen 288t.
Kriegsopferversorgung 194
Kultureinrichtungen 136ff.
Kündlgung 88
Kurzarbeit 88

Landtagswahlen 156
Landwirtschaft 232tt., 248tt.
Lärm 341 f.
Lärmschwerhörigkeit 1741,, 347
Lastenausgleich 194f.
Lebendgeborene 41t|.
Lebensbereiche 41$fi., 446
- Wichtigkeit von 363fi.
- Zufriedenheit in 377ff., 510t1.
Lebenserwarlung 33
Lebenshaltungsindex 296tf.
Lebensphasen 447tt.
Lebensqualität 361 ff.
Lebensunterhalt 70f.
Lebensversicherung 1 13ff., 290f.
Lebenszufriedenheit 361 ff .,371,3741t.,

500
Lehrer 59f.
Lehrstellen 60tf.
Leistungsbilanz 245t., 330, 332
Liebe und Zuneigung 446t1.
Löhne 304ff.
Lohnsteuer 219t., 238t.
Lokomotiven 313
Luftfahrzeuge 314
Luftverkehr 314lr.,317
Luftverschmutzung 337 It.

Mietbelastung 107t., 126tf .

Mieten 113tl., 107t., 126ff.
Mietwohnungen 123t.
Mikrozensus 33f.
Milcherzeugung 254tt.
Mineralöl 326t1.
Mineralölsteuer 220
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Mitbestimmung 163ff.
Mitgliedschaften 158ff., 462ff., 499, 509

- Gewerkschaften 160ff., 465f., 499,
509

- Parteien 158f., 465f., 499, 509
- Vereine 1481'., 467f .,499
Mithelfende Familienangehörige 83ff.
Möbel 114t.
Mobilität 477ff .

- intergenerationale 4791t.

- intragenerationale 4841t.
Monatsverdienste (Angestellte) 306f.
Mordfälle 210
Müllbeseitigung 335f.
Museen 138
Müttersterblichkeit 177

Nachbarn 457
Nachbarschaftshilte 458ff.
Nachrichtenwesen 312
Nahrungs- und Genußmittel 102tt
Nahrungs- und Genu ßmittelgewer-

be 261 ff.
Nahverkehr 316
Naturschutzgebiete 348t.
Netzwerke, soziale 454ff., 501 f.
Notare 208,293

Obsternte 252f.
Offene Stellen 85ff,
Öffentlicher Dienst 226ff.
Öffentlicher Verkehr 315f.
Öffentliche Sicherheit 511f.
OPEC-Länder 241t., 330, 332
Organisationsmitgliedschaft 467ff.

Parteien 158f.
Parteimitgliedschaft 158f., 465f., 509
Pensionen 191
Personal
- Hochschulen 68f.
- ötfentliche Haushalte 2261t.

Personalausgaben (öff entliche Haus-
halte) 217t.

Personalkosten 309f.
- Kreditgewerbe 287t.
- Versicherungen 290
Personenkraftwagen 312tf.
Personenverkehr 315f.
Personenwagen 312t.
Pferdebestand 254
Pflanzen, gefährdete 345f.
Pflanzenschutzmittel 341
Politik 150ff., 504ff .

- Beteiligung 465ff.
- Einfluß 466f., 506ff.
- lnnovationsbereitschaft 504ff.
- lnteresse 466,506ff.
- Wichtigkeit 466
Postmaterialismus 383, 421 t.,473t.,

s04ff.
Preise, Preissteigerungen 295tf., 329ff.
Primärenergie 322ff .

PrivaterVerbrauch 97, 101 tt.,235f., 355
Problemgruppen, -lagen 487tt.
- des Arbeitsmarkts 90ff.
- Lebenszufriedenheit 493
- Wohnungsbereich 4341t.
Produktion
- Landwirtschaft 251tt.
- Produzierendes Gewerbe 263t.
Produktivität 2341., 2611.
Produzierendes Gewerbe 232t1., 26011'.

- Personalkosten 309f,
- Umweltschutzinvestitionen 347t.
Prüfungen
- Berufsausbildung 61 ff.

- Hochschulen 65tf.

Raucher, Rauchgewohnheiten 181
Reallöhne 307
Realschulen 55ff .

Rechtsanwälte 208, 292tt.
Rehabilitation 185f.
Reisen 110, 144tt.
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Religionszugehörigkeit 16711., 4621t.
Renten 195ff.
Rentenversicherung, gesetzliche 195ff.

- Zuständigkeit 514ff.
Rentner 99f., 195ff.
Richter 208
Rinderbestand, -schlachtungen 254tt.
Rohrfernleitungen 311 t., 317
Rundfunk

- Programm 139

- Teilnehmer 312
- Zuständigkeit 514ff.

Saisonverläufe (Handel) 281L
Säuglingssterblichkeit 35, 177, 354
Schadstoffemissionen 337ff.
Schichteinstufung, subjektive 400f.,

47711.
Schienennetz 312
Schienenfahrzeuge 313f.
Schiffahrt 317
Schitfe 314
Schlachtungen 254tt.
Schlepper 250
Schmuck 114t.
Schulabgänger 57f.
Schulden der öffentlichen Haus-

halle 223tt.
Schulden der privaten Haushalte 118f.
Schuldendiensl 217, 225
Schulen 55ff.
Schüler 55fi.,74t.,352
Schwangerschaftsabbrüche 183

- Einstellung zu 463ff.
Schweinebestand, -schlachtun-

gen 25411.
Schwerbehinderte 184f.
- Arbeitslose 90tI.
Selbständige 83tf.. 98ff.
Selbstmordfälle 177
Selbstversorgungsgrad 256t.
Sonderschulen 57
Sozialbeiträge 195t1r., 202, 238f., 308f

Sozialbeziehungen 454ff., 487tt., 49511.

Sozialbudget 190ff.
Soziale Herkuntt 480ff.
Sozialer Wohnungsbau 131 f.

Soziale Schichtung 477|t.
Soziale Sicherung
- Ausgaben 190ff.

- Zufriedenheit 413ff., 510ff.
- Zuständigkeit 514ff.
Soziale Ungleichheit 477 tl.
Soziale Vergleiche 362
- Einkommen 389f.
- Wohnung 433f.
Sozialgerichte 206ff.
Sozialhilfe 202ff.
Sozialprodukt 230tt., 235tt,, 323t.
Sozialversicherung 190, 413f.
Sparbücher 113ff.
Spareinlagen 288f.
Sparkassen 287
Sport 135, 148
Staat
- Zuständigkeit 47411.,51 1, 513ff .

Staatsanwälte 208
Staatsquote 216
Staatsschulden 223t1.
Staatsverbrauch 235f., 355
Status 477 tf .

- sozialer Status 479

- Statuslagen 477|t., 4881t.
Stäube 339f.
Steinkohle 325f.
Stellung im Beruf 83ff.,98ff .,399,423111'.,

4781t.
Sterbefälle 41 ff.
Sterbehilfe
- Einstellung zu 463ff.
Sterblichkeit 35
Steuerbelastung 219, 308f.
Steuerberater 292f.
Steuereinnahmen 21gft.
Steuerermäßigungen 194
Steuerpflichtige 219it.
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Steuerquote 219
Strafgefangene 211ti.
Strafgerichte 206ll.
Straftaten 21Ott.
Stratuollzug 213t.
Straßennetz 31 1 f.
Straßenverkehr 315ff.
Straßenverkehrsdelikte 212t.
Straßenverkehrsunfälle 318, 320f.
Streiks 165f.
Streusalz 341
Stromverbrauch 328
Studenten 63tt., 74t., 352
Studienabsichten 63f.
Studienfächer 66f.
Stundenlohn (lndustriearbeiter) 306
Subventionen 218

Tabaksteuer 220
Tabakwaren (Konsum) 106f.
Tanker 313f.
Tarifpartner 159ff.
Taufen 168ff.
Taxi- und Mietwagenverkehr 315
Teilzeitarbeit 91

Teilzeitbeschäftigte
- Gastgewerbe 285
- Handel 278t.
- öffentlicher Diensl 227
Telefonanschlüsse 111 tt., 312
Telexanschlüsse 312
Theater 136f.
Tiere, gefährdete 345f.
Tierhaltung 254
Tierische Produktion 254tt.
Todesursachen 176t.
Totschlagsdelikte 210, 213
Tourismus 144tt.
Transferleistungen des Staates 97

100f .

Trauungen, kirchliche 168ff.
Tuberkulose 173t.

Übertragungsbilanz 245fr.
Umsatz
- Baugewerbe 269

- Bergbau und Verarbeitendes
Gewerbe 262,264t.

- Energie- und Wasserversorgung 271

- Gastgewerbe 286
- Handel 279tt.
- Handwerk 274t.
Umsatzsteuer 220,222
Umweltbelastung 333ff.
Umweltschutz 347ti., 471

- lnvestitionen 347t.
- Zufriedenheit 471 ff., 510ff.
- Zuständigkeil 4741t.
Unfälle 174fi.,3181t.
Unfallursachen 320
Unfallverletzte Personen 171 f., 318ff .

Unfallversicherung 191,291
Unglück 370ff.
Universitäten 63ff.
Unternehmen
- Baugewerbe 269f.
- Bergbau und Verarbeitendes

Gewerbe 261 f.

- Energie- und Wasserversor-
gung 271t.

- Gastgewerbe 283ff.
- Handel 276tt.
- Handwerk 272t1.

- Kreditinstitute 2861,.

- Versicherungen 290|..
Urlaub 1lgtt., 1341., 144tt.

Verarbeitendes Gewerbe 260tt.
Verbraucherpreise 296ff.
Verbrauch, privater 96f., 101 tt.,2351.,

355
Verbrauchsgüter produzierendes

Gewerbe 261 ff.
Verdienste 304tt., 4231t., 427
Vereinsmitgliedschaft 148, 467 tl., 499
Verfahren bei Gerichten 2081r.

535



Verkehr 31 1 ff.

- Energieverbrauch 318f., 329
- lnfrastruktur 31 1 f.

- Luftverschmutzung 337ff.
- Unfälle 176f., 318ff.
- Verkehrslärm 341
- Wertschöpfung 2321f .

- Zufriedenheit 431 tf.

- Zuständigkeil 47411., 514tt.
Vermögen 97, 100f., 113ff.
Vermögensbildung (Förderung) 194
Vermögensdelikte 213
Verschuldung s. Schulden
Versicherungen 290ff.
Vertriebene 36
Verurteilte 211ff.
Verwaltungsgerichte 206ft.
Verwandte 454f.
Verweildauer in Krankenhäusern 179
Videogeräte (in Haushalten) 11 1 tf .

Viehbestand 254
Volkseinkommen 237ff.
Volkshochschulen 69
Volkswirtschaft liche Gesamtrechn un-

gen 228tt.
Volkszählung 33f.
Vorsorgeuntersuchungen 180
Vorstrafen 214

Wachstumsraten 232
Wahlberechtigte 151 f.
Wahlbeteiligung 150ff.
Wahlen 150ff.
Waldfläche 258t.
Waldschäden 343ft.
Warenkorb 296ff .

Wassergefährdende Stoffe
- Transport 337
Wassergewinnung, -versorgung
Weinanbau 252t.
Weinkonsum 107f., 181 f.
Weiterbildung 68tf., 397f.

Wertewandel 421t., 5}4lf.
Wefiorientierung 422, 473t., 504tt.
Wertpapiere 113ff., 289f.
Wertschöpfung 232tt.
Wirtschaftskreislauf 229t.
Wirtschaftsordnung 228
Wirtschaftswachstum 231 t., 323t.
Wohlbef inden 363 ff ., 370ff ., 374,395t.

487ff.
Wohlfahrtsstaat 51 1

- Zuständigkeiten 513tf.
Wohlfahrtssurvey 366ff.
Wohnbedingungen 1zlff., 42911'.

Wohngeld 194
Wohnraumversorgung 120t., 1z9tt.
Wohnstatus 435f.
Wohnumfeld 125t., 431tt.
- Lärmbelästigung 341
Wohnungen 12ott., 429t1.
- Ausstattung 122t1., 429tt.
- Belegung 1281., 487tt.
- Bestand 12OL

- fertiggestellte 130ff., 357
- Größe 1211|'., 128tf .

- Mieten 103ff., 107f., 126ff.
- Modernisierung 123t.
Wohnungsbautätigkeit 130f.
- Selbsthilfe, Hilfeleistungen 457tt.
Wohnzufriedenheil 429tt., 432tt.

Zahlungsbilanz 245ff.
Zahnärzle 177t.
Zeitungen, Zeitschriften 140t1.
Zigarettenkonsum 106f ., 181 ff.
Zivilverfahren bei Gerichten 208t.
Zufriedenheit
- Definition 361 f., 370ff.
- in Lebensbereichen 377fL, 510tt.
- ZufriedenheitseMartungen 363f.,

375f., 493f.
- Zufriedenheitsmessung 363, 377
Zulassungen von Kraftfahrzeugen 313f
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